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Editorial: 
Linke und Demokratie 


Wenn wir heute erneut über das Verhältnis der »Linken zur Demokratie« diskutieren, so ge- 
schieht dies vor dem Hintergrund einer in den 60er und 70er Jahren nicht vorhersehbaren 
und für eher unwahrscheinlich gehaltenen Entwicklung: Vertreter der damaligen außerpar- 
lamentarischen Opposition und Repräsentanten neuer sozialer Bewegungen sindin Kommu- 
nal- und Länderparlamente und in den Bundestag eingezogen. Sie sind seit kurzem an der 
»Regierungsverantwortung« in einem Bundesland mitbeteiligt. In einer Zeit, die nicht allein 
hierzulande von »konservativen Wenden« der Staatspolitiken geprägt wird, stellen sie sich 
der Aufgabe, politische Beteiligung über den Rahmen parteistaatlicher Demokratie hinaus 
auszuweiten. Ihr Bemühen, durch Reformprogramme und begrenzte Beteiligungam Krisen- 
management nicht nur eine vernünftigere Energie- und Friedenspolitik zu forcieren, son- 
dern vor allem auch der absehbaren Rechtsentwicklung — einer »Entdemokratisierung« 
(©. Flechtheim) — in den verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen entgegenzusteuern, 
konfrontiert »alte« wie »neue« Linke mit essentiellen Strukturmerkmalen und Problemen 
der parlamentarischen Demokratie. Angesichts der atomaren Bedrohung wird heuteüber die 
»Grenzen der Mehrheitsdemokratie« heftig gestritten (vgl. dazu den hier abgedruckten Bei- 
trag von U. Müller-Plantenberg). Es gewinnt die scheinbar längst überholte Frage der Not- 
wendigkeit und der Risiken einer »Ethisierung von Politik« (vgl. dazu die breite Debatteüber 
den »zivilen Ungehorsam«) neue Brisanz. Es müssen sich die in den Parlamenten vertretenen 
Sprecher der Grünen um eine konsistente Haltung gegenüber dem Problem des »Gewalt- 
monopol des Staates« bemühen. Bürokratisierungserscheinungen der »alten Parteien« und 
der von ihnen favorisierten Politikformen werden zum Anlaß genommen, daß in den ent- 
wickelten Gesellschaften des kapitalistischen Westens herrschende »Prinzip formaler Ratio- 
nalität« (M. Weber), bzw. den erreichten Grad an Institutionalisierung und Verrechtlichung 
kritisch zu hinterfragen. Als Reaktion auf die »Verstaatlichung von Politik« gerät heute das 
im System der repräsentativen Demokratie fest verankerte »freie Mandat« der Volksvertre- 
tung ins Zentrum kontroverser Auseinandersetzung. 

Skepsis scheint indessen geboten, die neuen sozialen Bewegungen zum privilegierten und al- 
leinigen Träger gesellschaftlicher Demokratisierung zu verklären und ihnen die Einlösungje- 
ner historischen Mission aufzubürden, die nach dem vörschnell verkündeten »Abschied vom 
Proletariat« gleichsam subjektlos geworden scheint. B. Zeuners Analyse der aktuellen Schwä- 
che politischer Aktivität der neuen sozialen Bewegungen und deren Rückwirkungen auf die 
Möglichkeiten einer »alternativen« grünen Parteipolitik kann in diesem Sinne als Appell für 
eine nüchterne und realistische Haltung verstanden werden. Nach seiner Finschätzung ha- 
ben die »steigende Relevanz von Einkommens- und Klassenfragen, staatliche Strategien der 
Gesellschaftsspaltung und neue Integrationsversuche der SPD (...) zum Rückzug der neuen 
sozialen Bewegungen in die politisch-kulturelle Arena« geführt. Weil Fragen der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik von vorneherein keine motivierenden Themen der neuen sozialen 
Bewegungen waren, konnte nach Meinung von Zeuner das Kompetenzvertrauen für die Lö- 


sung aktueller wirtschaftlicher und sozialer Probleme tendenziell wieder an die Sozialdemo- 
kratie zurückfallen. Programmatisch folgt aus dieser Diagnose, daß die von Pres und ande- 
ren so emphatisch betonten »kulturrevolutionären Impulse«, die zweifelsohne von den neu- 
en sozialen Bewegungen ausgehen, nur dann und nur so lange auch politikrelevante Resultate 
zeitigen werden, wie die »alten«, nach wie vor ungelösten wirtschaftlichen und sozialen Fra- 
gen ins Zentrum grün-alternativer Demokratievorstellungen rücken. 

Die »Parlamentarisierung« der Grünen und ihr Einzug von den Tribünen auf die Vorhöfe po- 
litischer Macht scheint jene demokratietheoretische Debatte wiederbelebt (und implizit 
»entschieden«) zu haben, die Ende der 60er Jahre als Parlamentarismuskritik der»Neuen Lin- 
ken« formuliert wurde. In den frühen Schriften ©. Flechtheims und J. Agnolis sind Kernele 
mente dieser Kritik entwickelt worden. In ihnen wurde der liberale Gedanke einer Verschie- 
bung desDemokratieprinzips von den angestrebten Zielen gesellschaftlicher Veränderung zu 
den (rechtsstaatlichen) Mitteln des politischen Kampfes — die eo ipso als humane und friedli- 
che definiert wurden —, als Ausdruck einer »Modernisierung von Herrschaftsmitteln« ver- 
standen, die »immer der bevorrechteten Klasse und der ‘etablierten Unordnung? dienen« (]. 
Agnoli). Flechtheim sprach in diesem Zusammenhang von einer dritten Entwicklungsphase 
der Demokratie, nämlich der des »Sozialkapitalismus«, in dem die Austragung von Interes- 
senkonflikten so geschieht, daß dabei keine nennenswerten Störungen im normalen Ablauf 
des kollektiven Lebens eintreten; und Agnoli ergänzte: der soziale Friede, um dessen Herstel- 
lung es hier geht, ziele dabei mitnichten auf eine Überwindung der Klassengesellschaft, son- 
dern auf die Entwicklung und den Einsatz neuer institutioneller, ideologischer und techni- 
scher Steuerungs- (und Manipulations-) mittel, die nicht zuletzt die »Despotie der Fabrik« 
vergessen machen sollen. Und hier »setzt die Transformation des Verfassungsstaates in seiner 
spezifisch bürgerlich-kapitalistischen Form: dem parlamentarischen Regierungssystems an. 
Sie spiegelt die Reduktion des Antagonismus auf den Pluralismus wider.« (Agnoli) 

Diese Reduktion von ökonomisch-gesellschaftlichen Widersprüchen auf einen politischen 
Interessenpluralismus kennzeichnet (das mit dem Namen Schumpeter eng verknüpfte) Kon- 
zept »prozessualer Demokratie«, bei dem der ideale Freiheitszustand einer Gesellschaft nur 
noch negativ bestimmt wird: als Abwesenheit von Zwang und Gewalt. In diesem Sinne wird 
Demokratie verstanden alstechnischer Mechanismus der Vermittlung konkurrierender poli- 
tischer Ziele, — so daß der Akt der Teilhabe / Partizipation wichtiger wird, als die Ziele, die 
aus der Partizipation folgen (sollen). 

Ernst zu nehmende liberale Kritiker der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie (vgl. da- 
zu den Beitrag von N. Bobbio) unterscheiden sich nur unwesentlich von linken Demokratie- 
kritikern in ihren Analysen der Kluft, die zwischen dem demokratischen Ideal (der liberalen 
Doktrin) und der realen Demokratie westlicher kapitalistischer Gesellschaften klafft. 

Die ungebrochene Macht der Oligopole, die Abwesenheit demokratischer Entscheidungs- 
prozesse in den Sphären der Warenproduktion und -verteilung, das Fehlen einer effektiven 
»Kontrolle der Kontrolleure«, die embryonale Entwicklungsstufe des»mündigen Bürgers« — 
der erst einer umfassenden politischen Kultur zum Leben verhelfen könnte — gelten beiden 
Lagern als Indizien für nach wie vor »uneingelöste Versprechen der Demokratie«. Strittig 
scheint aber vor allem, ob das Ideal der gewaltfreien Durchsetzung von Interessen, das sich in 
einem rechtsstaatlichen Sicherungssystem verkörpert und— als Niederschlag einer »minima- 
listischen Demokratiekonzeption« — grundlegende Freiheitsrechte, das allgemeine Wahl- 
recht sowie den Zwang zu kollektiven (Mehrheits-) entscheidungen institutionalisiert hat, ei- 
ne »Transformation der Demokratie« in ein autokratisches Regime anzeigt. 
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Bobbio verneint die These: der minimale Gehalt des demokratischen Staates habe (trotz aller 
inneren Schwierigkeiten) nichts an seiner Bedeutung eingebüßt und dies sei ein hinreichen- 
der Grund, sich für die Ideale aktiv einzusetzen, die zur Herausbildung der Demokratie führ- 
ten: Toleranz, Gewaltfreiheit und Brüderlichkeit. 

Auch Flechtheim (in diesem Heft) verweist auf die notwendige Demokratisierung von Insti- 
tutionen und Verfahren — bei aller Kenntnis inhaltlicher Verkürzungen des bürgerlichen 
(parlamentarischen) Demokratiekonzepts. Er betont jedoch, daß die Demokratie als politi- 
sche Organisationsform der einzelnen Territorialstaaten an systematische Grenzen gekom- 
men ist, und daß wir Vorstellungen von »globaler Demokratie« entwickeln müssen, die sich 
an den langfristigen Interessen der ganzen Menschheit orientieren und damit ökologisch und 
sozialistisch zugleich seien. (Um einen Beitrag von J. Agnoli werden wir uns weiterhin be- 
mühen.) 

Suchbewegungen in Richtung einer »linken Verfassungstheorie« unternimmt U.K. Preuß ins- 
besondere bei den reformistischen Verfassungstheoretikern der Weimarer Epoche sowie bei 
Abendroth (dessen Beitrag zu einer linken Verfassungstheorie wir in einem späteren Heft zu 
würdigen versuchen werden). Alle diese Theoretiker konzentrierten ihre Aufmerksamkeit auf 
die Analyse jener juristischen Formen, in denen sich das Klassenverhältnis vermittelt. Fraglich 
erscheine heute jedoch das der revolutionären wie der reformistischen Strategie immanente 
klassentheoretische Paradigma, daß letztlich der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital den 
Charakter der politischen Gewalt im bürgerlichen Verfassungsstaat bestimme. Neue Formen 
der Unterdrückung und der sozialen Verelendung und neue Mechanismen der sozialen Kon- 
trolle und der Verhinderung von Selbstbestimmung erfordern eine Verfassungstheorie (der 
Linken), die die institutionellen, verfahrensmäßigen und normativen Vermittlungen gesell- 
schaftlicher Macht (u.a. beim Einsatz neuer Technologien) und ihre Transformation in verfas- 
sungsmäßige Herrschaft benennen kann. Denn heute ginge es um die Zerstörung der Funk- 
tionslogik eines komplexen Herrschaftssystems und nicht um die Unterdrückung einer Klasse. 
Die Beiträge zum Schwerpunkt »Linke und Demokratie« scheinen in einem »zeitspezifi- 
schen« Sinne unausgewogen zu sein: sie konzentrieren sich auf Fragen der Verfassung und 
des Parlamentarismus. Auch in der Demokratietheorie-Diskussion scheint das Kardinalpro- 
blem einer Demokratisierung von Wirtschaft und Gesellschaft eher an den Rand gedrängt zu 
sein. Die beiden Beiträge von Jansen/Kißler und von Krätke können (und wollen) diese 
Lücke selbstverständlich nicht schließen. Alternative Reformvorstellungen zur Demokrati- 
sierung der Wirtschaft im Ganzen und des kapitalistischen Industriebetriebes im Besonderen 
lassen sich vielleicht programmatisch-modellhaft entwickeln — doch wehe, der »Wahrheits- 
beweis« droht: Wie leicht eine qualitative Reform der industriellen Beziehungen ins Fahr- 
wasser einer produktionstechnischen und sozialen Modernisierungspolitik geraten kann, 
das dokumentiert am französischen Beispiel der Beitrag von P. Jansen und L. Kißler: Die Ent- 
wicklungsperspektive des 1982 eingeführten Modells der »Arbeitermitsprache« mag nach 
seiner erst dreijährigen Erprobung zwar noch nicht endgültig zu beurteilen sein; vieles 
spricht indessen dafür, daß sein Demokratisierungspotential von der betriebspolitisch kapi- 
talorientierten Vereinnahmung der Reform aufgesogen zu werden droht und zu einem ekla- 
tanten Beispiel dafür wird, wie eine»Demokratisierung von oben«, d.h. per Gesetzesdekret, 
zum Instrument staatspelitischer Modernisierungspolitik verkümmert. 

Anders der Beitrag von Krätke über die Reformperspektiven im Wohnungsbau. Er interve- 
niert in eine Diskussion zwischen Sozialdemokraten und Grünen um gemeinwirtschaftliche 
Reformen und bietet ein Konzept zur Demokratisierung eines Teilbereiches der Gesellschaft 
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an, der in den letzten Jahren eher durch negative Schlagzeilen von sich reden gemacht hat 
(Neue Heimat). Entgegen vielfältigen Befürchtungen (und gern verbreiteten Klischees), daß 
es keinen dritten Weg gäbe zwischen konservativen Optionen für »mehr Markt« und tradi- 
tionell-reformerischen Optionen für »mehr Staat«, zeigt er am Beispiel der Wohnungsversor- 
gung, daß die Neustrukturierung sozialstaatlicher Aufgaben durchaus einhergehen kann mit 
einem konsequenten Ausbau sozialstaatlicher Leistungen und zugleich Demokratisierungs- 
und Entbürokratisierungsprozesse verstärkt werden können, indem Selbstverwaltungs- und 
Selbsthilfemöglichkeiten ausgebaut werden. 


% 


Mit den Beiträgen von Willfried Spohn und Heinz- Gerhard Haupt wollen wir den Schwerpunkt 
des Heftes 58 »Klassen und Herrschaft« in sozialgeschichtlicher Richtung fortsetzen. W. Spohn 
versucht zunächst, einen Bogen zwischen den weit auseinanderklaffenden sozialwissenschaftli- 
chen Klassentheorien und den sozialgeschichtlichen Arbeiten zur Klassengeschichte zu span- 
nen, um dann bezogen auf einen prominenten Ausschnitt der Klassengeschichte: den Klassen- 
formierungsprozeß der Arbeiterschaft, die Vor- und Nachteile des kulturmarzistisch geprägten 
Klassenbegriffs E.P. Thompsons und des strukturtheoretisch orientierten Klassenbegriffs J. 
Kockas kritisch gegenüberzustellen. Die Absicht dabei ist, aus der gegenwärtig polemischen 
Abgrenzung Kultur oder Klasse herauszukommen. 

An einem anderen Ausschnitt der Klassengeschichte stellt 4.-G. Haupt eine an Kockas Klas- 
senmodell orientierte sozialhistorische Analyse der Mittelklassen, des »Kleinbürgertums« in 
Frankreich zwischen 1850 und 1914 vor. Gegenüber traditionell-marxistischen Vorstellun- 
gen der unteren Mittelklassen, die vor allem am Kontext der deutschen Geschichte und der 
hier durchschlagenden Klassentrennung von Arbeiterschaft und traditionellen Mittelklassen 
gewonnen ist, zeigt die Analyse Haupts für Frankreich im 19. Jahrhundert ein erheblich 
komplexeres Bild. Hier überschneiden sich die kulturellen, politischen und ideologischen 
Formierungsprozesse der unteren Mittelklassen in Teilen — wie es viel stärker noch für die 
englische Entwicklung gilt — mit der Klassengeschichte der Arbeiterschaft. Wir wissen, daß 
beide Beiträge nur ein Anfangspunkt in einer dringend notwendigen Konfrontation und Ver- 
mittlung von Klassentheorie und Sozialgeschichte der Klassenbildungen sind, und laden hier- 
zu für eine Beteiligung an einer zukünftigen Schwerpunktbildung in der PROKLA ein. 


Bodo Zeuner 
Parlamentarisierung der Grünen 


1. Der politische Aktivitätsrückgang der neuen sozialen Bewegungen 


Ob man die Grünen! nun »movimentalistisch« als »Bewegungspartei« versteht oder in ihrer 
»Autonomie« gegenüber den Bewegungen ihre Chance sieht (Bolaffi/Kallscheuer 1983: 92, 
94) — ohne politisch aktive soziale Bewegungen fehlt den Grünen als Partei eine Existenz- 
grundlage. 

Die Grünen sind entstanden als Ergebnis der Erkenntnis von Grenzen außerparlamentari- 
scher und nur auf je einen Punkt gerichteter Mobilisierung vor allem der Anti-AKW- und 
Ökologiebewegung; sie haben Wahlerfolge errungen, weil sie sich in der Parteienkonkurrenz 
als authentischster Ausdruck von Ökologie- und Friedensbewegung, von Jugendprotest und 
auch von Frauenbewegung profilieren konnten. Sie haben ihr ursprüngliches Selbstverständ- 
nis (»Standbein/Spielbein«) und ihre Organisationsstruktur (Offenheit der »Listen« für Be- 
wegungs-Repräsentanten als Nicht-Partei-Mitglieder, »Basisdemokratie«, Service-Funktion 
für Bewegungen) auf die politische Repräsentation von außerparlamentarischen Impulsen 
ausgerichtet. 

Der gegenwärtige Rückgang der politischen Aktivität der neuen sozialen Bewegungen in der 
Bundesrepublik mußte deshalb die Grünen in eine Strukturkrise stürzen. Welchen Anteil an 
dieser Krise die gleichzeitig vollzogene »Parlamentarisierung« der Grünen hat, (oder auch ob 
diese Parlamentarisierung auf eine Lösung verweist) kann erst beurteilt werden, wenn die Ur- 
sachen des Bewegungsrückgangs untersucht worden sind. Dabei ist zu prüfen, ob die Politik 
der Grünen selber eine dieser Ursachen ist (Teil IL). Anschließend werden die Folgen des 
Rückgangs für die grüne Partei genauer beschrieben (Teil II.). Dann folgen Befunde zu den 
verschiedenen Aspekten der Parlamentarisierung (Teil III.) und schließlich Kommentare zu 
aktuellen Strategieentwürfen (Teil IV.). 


I. Der politische Aktivitätsrückgang der neuen sozialen Bewegungen 


Bei aller berechtigter Kritik an inflationärer und uneinheitlicher Verwendung des Begriffs 
»neue soziale Bewegungen« (am deutlichsten die Kritik von Stöss 1984) bestehen zwischen 
Ökologie-/Anti-AKW-Bewegung, Friedensbewegung, Frauenbewegung, Jugendprotest 
und Alternativprojektbewegung nicht nur hinreichende Gemeinsamkeiten, um an einem ge- 
meinsamen Begriff festzuhalten; es gibt mittlerweile auch anspruchsvolle und anregende ge- 
sellschaftstheoretische Entwürfe, etwa Habermas’ System/Lebenswelt-Konzept oder das 
Fordismus/Nach-Fordismus-Konzept (Habermas 1981, Hirsch/Roth 1980 und Esser/ 
Hirsch 1984), die den Aufschwung dieser Bewegungen in der Bundesrepublik der 70er Jahre 
zu erklären und ihre Qualifizierung als »neu« zu begründen versuchen. Die herrschende Be- 
griffskonfusion macht es indessen zum Gebot, vorab zu umreißen, was hier gemeint ist: 


Die neuen sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik sind hinsichtlich ihrer expliziten oder 
impliziten Zielrichtung gekennzeichnet durch Protest gegen die Logik der auf den Steuerungs- 
mitteln Macht und Geld basierenden politisch-administrativen und ökonomischen Systeme; 
durch Bestehen auf personalen, kommunikativen und auf Lebensqualität zielenden Bedürfnis- 
sen; durch die Abwendung von der Hoffnung auf den Fortschritt der Produktivkräfte; durch 
das Einklagen und die Radikalisierung von Demokratiepostulaten. Hinsichtlich ihrer Organı- 
sations- und Aktionsformen zeichnen sie sich aus durch dezentrale und antihierarchische Ver- 
haltensnormen, versuchte Vernetzung statt Vereinheitlichung, anlaßgebundene und auch 
unkonventionelle, partiell regelverletzende Nutzung von Publizität und Einflußmitteln. Als 
Bewegungen sind sie an keine bestimmte Organisationsform gebunden, wohl aber auf Weiter- 
entwicklung angewiesen. Der Dezentralität, Anlaßgebundenheit und Subjektorientierung ent- 
spricht eine Heterogenität der Einzelbewegungen und ihrer Teile?. Die sich über Patriarchats- 
kritik definierende Frauenbewegung etwa wird hinsichtlich dieses Zentralpunktes von den hier 
genannten Gemeinsamkeiten nicht erfaßt — gleichwohl findet auch diese Bewegung in den an- 
deren neuen sozialen Bewegungen vielfache Einflußfelder, Vernetzungspunkte und Bündnis- 
partner. 
Einen erheblichen Anteil an der begrifflichen Konfusion hat die Übung, von sozialen Bewe- 
gungen gerade dann zu sprechen, wenn politische Bewegungen oder doch deren politische Wir- 
kungen gemeint sind. Dem liegt das— von den Bewegungen selber ausgedrückte— Bedürfnis 
nach einem nicht institutionalistisch verengten Politikbegriff (»Das Private ist politisch«) zu- 
grunde. Freilich hilft es nichts, den Politikbegriff ozeanisch aufzulösen. Mit Stöss will ich da- 
ran festhalten, von einer politischen Wirkung der neuen sozialen Bewegungen erst dann zu 
sprechen, »wenn der Zusammenhang zwischen individueller und gesellschaftlicher Verände- 
rungsperspektive tatsächlich hergestellt« (Stöss 1984; 555) wird, wenigstens der Intention 
nach. Indessen gibt es keinen Grund, den Bewegungen mit dem Hinweis auf das Fehlen eines 
solchen Zusammenhangs auch das Attribut »sozial« abzusprechen (Stöss 1984; 557). Zur Ent- 
wirrung könnte hier das von Habermas im Anschluß an Offe vorgeschlagene Modell der ein- 
ander überlappenden »drei Arenen« beitragen: 
Die erste ist die der politischen Entscheidungen im Staatsapparat, in der zweiten verhandeln 
und kämpfen kollektive Akteure um soziale Macht und Zugang zu Produktions- und Kom- 
munikationsmitteln, in der dritten bestimmen Kommunikationsströme und Realitätsdefini- 
tionen über politische Kultur und kulturelle Hegemonie (Habermas 1985; 159). Es ist nach 
diesem Modell möglich, daß soziale Bewegungen in der dritten Arena verharren oder auf die 
se zurückgeworfen werden. Sie wären dann politikrelevant, ohne eine gesellschaftliche Ver- 
änderungsperspektive selber und direkt in die Arenen sozio-ökonomischer oder politisch- 
administrativer Strukturentscheidungen hineinzutragen. Das Arenenmodell erlaubt es auch, 
die neuen sozialen Bewegungen nach Schwerpunkten ihrer Zielrichtung zu differenzieren: 
Die Friedensbewegung etwa zielte explizit und vorrangig auf eine politische Entscheidung in 
der ersten Arena, die Frauenbewegung hat ihren Schwerpunkt in der dritten Arena, mit star- 
ken Einflußnahmen und Wirkungen in den anderen Arenen. 
Auch wenn empirische Daten zur zahlenmäßigen Stärke der neuen sozialen Bewegungen 
kaum je in wünschenswertem Umfange vorlagen (Stöss 1984; 549), ist der Rückgang der poli- 
tischen Aktivität seit 1983 evident: 
— Die Friedensbewegung büßte ihre Fähigkeit zur Massenmobilisierung nach der gegen sie 
beschlossenen Raketenstationierung weitgehend ein, 
— die Ökologiebewegung einschließlich der Anti-AKW-Bewegung verlagerte ihre Aktivi- 
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täten auf dezentrale, punktuelle und weitgehend professionalisierte Interventionen; kam- 
pagnenfähig scheint sie derzeit auch wegen parteipolitisch bedingter Spaltung im Bundes- 
Dachverband BBU nur noch begrenzt zu sein; 

— Jugendprotest und Hausbesetzerbewegung sind auf Grund einer Spaltungs- und Integra- 
tions-/Repressionsstrategie des politisch-administrativen Systems weitgehend oder ganz 
aufgelöst worden, ohne daß die Verallgemeinerung zu einer breiteren Bewegung, etwa 
der Wohnungssuchenden und Mieter, gelungen wäre; 

— die Alternativprojektbewegung institutionalisiert sich marktentsprechend dezentral, 
d.h. auch in gegeneinander konkurrierenden Projekten. Impulse gehen von ihr derzeit 
weder in Richtung auf das Vorantreiben dualwirtschaftlicher Modelle, noch in Richtung 
auf Arbeitslosenorganisierung aus. 

Lediglich in der Frauenbewegung, in der auch die eigene Krise diskutiert wird, werden noch 
Projekte einer Repolitisierung entworfen (Haug/Hauser 1984 und Kempf 1984). Etwa 
gleichzeitig zeigen sich in allen neuen sozialen Bewegungen Tendenzen der Professionalisie- 
rung und dezentralen Institutionalisierung in Form von Verband, Verein und Projekt. Die 
angezielten netzartigen Verknüpfungen nehmen ab oder sind ihrerseits professionalisiert. 
Die Fähigkeit zu Massendemonstrationen, zur Expansion der Anhängerschaft und zur Orga- 
nisierung von unkonventiell-symbolischem Protest von Betroffenen scheint deutlich zu- 
rückgegangen zu sein. Der Versuch programmatisch-ideologischer Verallgemeinerung der je 
punktuellen Protestbewegungen wird kaum noch unternommen; Diskurse darüber haben 
kaum einen Ort. Wo nicht Rückzug ins Private stattfindet (etwa in Teilen der Alternativpro- 
jekt- und der Frauenbewegung), tendieren Diskussionen über den politischen Anspruch eher 
zu einer klientelistischen Forderungspolitik als zu einer strukturbezogenen Offensive gegen- 
über dem politisch-administrativen oder dem ökonomischen System. (Auch hierzu gibt esin 
der Frauenbewegung Ausnahmen.) 

Unrealistisch scheint die Annahme, das Bewegungspotential wirke insgesamt politisch wei- 

ter und habe nur weniger spektakuläre Formen angenommen (so etwa Trampert 1985; 271). 

Vielmehr muß ein deutlicher Rückgang von Unterstützern und Basisaktiven angenommen 

werden. Erklärungen für diese Befunde können hier nur ohne empirische Absicherung ver- 

sucht werden. Sie sind notwendig, um die Hypothese, beim Rückgang der politischen Akti- 
vität der neuen sozialen Bewegungen handele es sich um eine Folge der parlamentarischen 

Präsenz und Strategie der Grünen (»parlamentarische Entwarnungseffekte«, Jänicke 1982), 

einzuordnen. 

Die nächstliegende Erklärung hat mit der Eigendynamik von sozialen Bewegungen zu tun: 

»Die Bewegung muß... in Bewegung gehalten werden; ein Stillstand wäre das Ende der Bewe- 

gung.« (Rammstedt 1977, S. 448). Der Expansion aber sind systemische Grenzen gesetzt; 

kann eine Bewegung sie nicht sprengen, fällt sie zurück. Die für solche Prozesse gängigen 

Natur-Metaphern (»Abebben«, » Abflauen«) drohen indessen zu täuschen: Es handelt sich 

nicht um naturgesetzähnliche Zwänge. Bewegungs- Akteure sind immerhin zu bewußter An- 

tizipation von Hindernissen und zu gemeinsamen Lernprozessen und Strategiewechseln fä- 
hig, dies auch nach Rückschlägen. Rammstedts Fortschritt-oder-Exitus-Alternative stellt 
sich deshalb nicht zwangsläufig auf jeder Stufe (Rammstedt 1977, S. 454 ff.). Die Eigendyna- 
mik der Bewegungs-System-Konfrontation erklärt auch nicht, warum die politische Aktivi- 
tät aller neuen sozialen Bewegungen zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Bundesrepublik 
abnimmt. Dazu bedarf es vielmehr eines Blicks auf die politisch-Skonomische und kulturelle 
Situation in der Bundesrepublik seit 1982/83. 
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Zunächst haben in der BRD zugleich mit der politischen Wende 1982/83 und dem Anhalten 
von Massenarbeitsiosigkeit trotz Konjunkturaufschwungs die Themen der alltäglichen Exi- 
stenzsicherung, vor allem Einkommens- und Arbeitsplatzsicherung, gegenüber den Themen 
einer »postmaterialistischen« und »neuen« Politik an Gewicht gewonnen. Die Wahl von 1983 
selber war schon ein Ausdruck davon: Demoskopische Mehrheiten traten gegen die Rüstungs- 
politik der Schmidt-SPD und der Kohl-Regierung auf, Wählermehrheiten orientieren sich aber 
an der erwarteten höheren wirtschaftspolitischen Kompetenz der Konservativen. Nachdem 
die schon nach 1975 deutliche Entkopplung von ökonomischem Wachstum und Beschäfti- 
gung/ Arbeitslosigkeit gerade nach der Wende sehr viel klarer sichtbar geworden war, fiel das 
Kompetenzvertrauen zur Beseitigung oder Milderung der Arbeitslosigkeit tendenziell wieder 
an die Sozialdemokraten zurück. Das Hauptproblem ist vermutlich nicht, daß die neuen sozia- 
len Bewegungen oder die Grünen als deren parlamentarische Repräsentanz auf diesen Gebieten 
keine Vorstellungen und Konzeptionen anzubieten hätten’, sondern daß Fragen der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik, der materiell-monetären Existenzsicherung und des Schutzes der Ar- 
beitskraft eben von vornherein keine motivierenden Themen der neuen sozialen Bewegungen 
gewesen waren. Fine Motivation zum Protest gegen alltägliche Frauenunterdrückung oder ge- 
gen Umweltzerstörung, gegen die Gefahren des Wettrüstens oder der Plutoniumwirtschaft, ge- 
gen den Überwachungsstaat oder gegen die Verweigerung von Selbstbestimmung in Arbeit 
und Freizeit ließ sich nicht oder nur teilweise übertragen auf die durch die Zwangsläufigkeiten 
kapitalistischer Akkumulation und der Weltmarktbindung der westdeutschen Wirtschaft nun- 
mehr zu neuer Brisanz gekommenen »alten« Probleme von verschärfter Ausbeutung, indu- 
strieller Reservearmee, Sozialleistungsabbau, Reallohnverlust und Zunahme der Armut. Es 
gibt keine Arbeitslosen- oder Armen-Bewegung im Netz der neuen sozialen Bewegungen; und 
es gab für den gewerkschaftlichen Kampf um Wochenarbeitszeitverkürzung 1984 trotz pro- 
grammatischer Gleichgerichtetheit mit Impulsen aus den neuen sozialen Bewegungen nur we- 
nig praktische Unterstützung aus deren Potential. 

Lediglich Teile der Frauenbewegung scheinen derzeit konzeptionell wie praktisch in der La- 
ge zu sein, die neu-alten Themen der materiellen Existenzsicherung aufzunehmen; freilich 
weil gerade sie durch die Rückverweisung der mobilen Arbeitsmarktreserve Frau in die famı- 
liale Isolation in besonderer Weise von Auszehrung bedroht wird. 

Diese Auszehrung betrifft aber auch die anderen Bewegungen, seien es die Alternativprojek- 
te, die sich in der Konkurrenz um Marktchancen und Staatsknete gegen andere Alternativ- 
projekte behaupten müssen, seien es örtliche Friedensinitiativen, die nur noch von wenigen 
Unentwegten getragen werden, weil die früher Aktiven sich jetzt zur materiellen Existenzsi- 
cherung auf Beruf und Haushalt konzentrieren. 

Kurz gesagt: Die für zweitrangig erklärten Gesetzmäßigkeiten der Kapitalverwertung ein- 
schließlich des Klassengegensatzes erweisen sich real und im Bewußtsein der Betroffenen als 
politikrelevanter, als viele es im »postmaterialistischen« Überschwang geglaubt hatten. Daß 
es dennoch keine neue Protestbewegung der von der Kapitalverwertung negativ Betroffenen 
gibt, ist kein Grund, nun erst recht zum fröhlichen Durchmarsch gegen »Ökonomismus«, 
»überholte Links-Rechts-Gegensätze«, »Traditionalismus« etc. zu blasen. 

Zweitens kommt zu dem zunächst ökonomisch bedingten Relevanzgewinn des Themas» ma- 
terielle Fxistenzsicherung« die neue politische Konstellation seit 1982/83. Der konservativen 
Regierung bzw. den sie tragenden meinungsprägenden Kräften gelingt immerhin eine mehr- 
heitsfähige ideologische Interpretation der ökonomischen Krise im Sinne von »mehr Markt« 
und »mehr Leistung«. Sie knüpft dabei an Verdrängungen von Existenzängsten bei den Lohn- 
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arbeitern an (s. Zoll 1984), selbstverständlich auch an von der zuvor regierenden SPD-Tech- 
nokratie bestärkte Entsolidarisierungstendenzen (vgl. Zeuner 1977). 

Die so ideologisch fundierte Gesellschaftsspaltung wird von der Wende-Regierung auch real 
durch Sozial-, Steuer- und Arbeitspolitik gefördert. Peter Glotz hat das zutreffend »Zweidrit- 
telgesellschaft« genannt. Neue soziale Bewegungen und Grüne sollten sich aber nicht mit 
dem Nachweis begnügen, daß die SPD für die Vertretung des ausgegrenzten Drittels so geeig- 
net ist wie ein Tanker zum Naturschutz. Denn auch sie selber sind keineswegs eine Vertre- 
tung nur der ausgegrenzten Minderheiten oder auch aller Minderheiten. 

Soziologisch setzen sich die neuen sozialen Bewegungen (und die Wähler der Grünen) gro- 
Benteils aus relativ jungen Menschen mit relativ hohem Bildungsstand mit dem Schwerpunkt 
der Beschäftigung oder der Hoffnung auf Beschäftigung im Humandienstleistungsbereich zu- 
sammen. Jugendliche und Akademiker sind nach Bürklin »die derzeit im Prozeß der gesell- 
schaftspolitischen Interessenvermittlung am stärksten in ihren Zukunftserwartungen depri- 
vierte Gruppe« (Bürklin 1984a; 201). Die Anhänger der neuen sozialen Bewegungen — die 
Bürklin mit den Anhängern der Grünen gleichsetzt (Bürklin 1984b) — repräsentieren eine 
Konkurrenzelite, die bei Verbesserung ihrer materiellen Lage prinzipiell integrierbar zu sein 
scheint. 

Ob eine solche Abspeisung vom ökonomischen und politischen Handlungsspielraum der 
herrschenden Eliten her möglich ist, wird von Bürklin skeptisch beurteilt (Bürklin 1984a; 
204 ff.). Für unseren Zusammenhang genügen die Tatsachen, daß die neuen sozialen Bewe- 
gungen nur den besser ausgebildeten Teil der Deprivierten repräsentieren und daß aus der Po- 
sition der um seine Chance gebrachten und deshalb neue politische Ideologien artikulieren- 
den Konkurrenz-Elite immer individuelle und Gruppen-Übergänge in eine sich auch nur 
partiell öffnende herrschende Elite wahrscheinlich sind. 

Das heißt, daß eine neokonservative Politik der Gesellschaftsspaltung durchaus Chancen 
hat, auch die neuen sozialen Bewegungen zu spalten. Ideologisch bestehen womöglich aus- 
baufähige Gemeinsamkeiten in der Bürokratie- und Staatskritik, real lassen sich über Mittel- 
und Stellenvergabe des Staates Spaltungslinien innerhalb und zwischen Teilen der neuen so- 
zialen Bewegungen fast nach Belieben kreieren, verstärken und verschieben. 


Dafür ein aktuelles Beispiel aus dem Hochschulbereich: CDU-Regierungen setzen zunehmend Alters- 
beschränkungen für die Besetzung von Assistenten- und Professorenstellen durch: Nicht mehr als vier 
Jahre sollen nach dem im Juli 1985 neu eingefügten $ 57b, Abs. 6 des Hochschulrahmengesetzes zwi- 
schen dem Studienabschluß und der ersten Assistentenstelle liegen; in Berlin dürfen Hochschulassisten- 
ten nur in Ausnahmefällen älter als 35 Jahre sein etc.. Das ist einerseits eine brutale Emarginierung der 
Opfer des verstopften Wissenschaftler-Arbeitsmarkts, zudem eine besondere Diskriminierung von 
Müttern, Absolventen des Zweiten Bildungsweges und Menschen, die sich auch außerhalb der Hoch- 
schullaufbahnen umgetan haben. Es ist andererseits ein Angebot an sonst zu vollständiger Chancenlo- 
sigkeit verdammte Jüngere, das sich zugleich noch mit »Blutauffrischungs-«, »Verkalkungsabwehr- -« 
und »Rotations-«Parolen begründen läßt. 


Drittens gewinnt die SPD als bundespolitische Opposition ihre Integrationsfähigkeit gegen- 
über großen Teilen der neuen sozialen Bewegungen zurück. In bezug auf Arbeits- und Ein- 
kommenssicherung verspricht sie ohnehin traditionell die »machbaren« sozialpolitischen 
Lösungen. Sozialdemokratische Programme der Ausweitung öffentlicher Dienstleistungen 
nach dem Muster der Brandtschen Reformpolitik können den materiellen Interessen der de- 
privierten Gegen-Eliten entgegenkommen. Programmatische Veränderungen in der Um- 
welt-, Frauen- und Friedenspolitik machen die SPD für nicht über diese Themen systemop- 
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positionell radikalisierte Anhänger der neuen sozialen Bewegungen wieder attraktiv. Die In- 
stitutionalisierung von Bewegungen erlaubt in Koordinations- und Dachverbandsgremien 
eine kanalisierende sozialdemokratische Fraktionspolitik. Für die Anhänger der Friedensbe- 
wegung wurde schon 1982 ermittelt, daß unter ihnen mehr SPD- als Grün- Wähler waren 
(Müller-Rommel/ Watts 1984, 605). 

Viertens: Die neuen sozialen Bewegungen waren für ihre Aktivierung auf konkrete, Betrof- 
fenheit erzeugende Anlässe angewiesen. Das gilt am meisten für die aus Protesten gegen 
Großprojekte und Atomkraftwerke entstandene Ökologie-Bewegung, am wenigsten für die 
Frauenbewegung, Das Entstehen derart mobilisierender Anlässe (oder wenigstens die Infor- 
mation darüber) zu steuern, liegt partiell i in der Macht politisch-administrativer Planer. Diese 
haben gelernt, Protest zu antizipieren, zu zerstückeln oder auch auf einzelne Großprojekte 
zu verzichten. Das ist auch ein Erfolg der Bürgerinitiativen, aber es läßt für die Zukunft eine 
geringere Energiezufuhr der neuen Bewegungen aus Betroffenen-Protesten erwarten. 
Fünftens: Die Bündelung der politischen Aktivitäten aller neuen sozialen Bewegungen in ei- 
nem auf eine Einzelentscheidung in der politischen Arena zielenden Massenprotest gegen die 
Raketenstationierung erwies sich als fatal. 

»Die Friedensbewegung hat nun über zwei Jahre mit bewundernswerter Vehemenz und Phantasie ge- 
gen die “Nach’-Rüstung gekämpft, so daß zu befürchten ist, daß im Falle der Stationierung der große 
‘Frust’, die Resignation, der Rückzug ins Private ausbrechen wird.« 

schrieben Ulrich Albrecht, Johan Galtung, Michael Gumbert und Reimar Stuckenbrock im 
November 1983 (Albrecht u.a. 1983; 8). 

Und so geschah es. Gewiß bestehen weiterhin Friedensinitiativen, finden Aktionen statt, 
wird die militär- und rüstungspolitische Diskussion der Linken fortgeführt, ist der erreichte 
Kenntnisstand der Bewegungsanhänger nicht zurückzudrehen, ändern sich Mehrheiten auf 
SPD-Parteitagen. Jedoch die vorantreibende Energie, die diese Wirkungen hervorgebracht 
hat, ist verpufft. Die auch noch mit apokalyptischen Visionen aufgeladene Konzentration 
der Bewegung auf den einen Punkt machte das Mißerfolgserlebnis für die meisten der Bewe- 
gungsanhänger politisch unverarbeitbar, ganz ähnlich der APO nach dem Scheitern ihrer 
Aktionen gegen die Notstandsgesetze 1968. Die dem Kohl-Kabinett auf den Leib geschriebe- 
ne Strategie des Ignorierens und Aussitzens — kein Nachgeben in der Sache und keine zusätz- 
lichen Protest erregende Repression gegen die Bewegung — erwies sich als optimal. 
Sechstens ist die Rolle der Parlamentsbeteiligung der Grünen für den Rückgang politischer Akti- 
vität der neuen sozialen Bewegungen zu prüfen. Prognostiziert wurden den Bewegungen ja vor 
dem Aufbruch der Grünen in die Parlamente ein Kapazitätsentzug von Aktiven, interne partei- 
politische Spaltungen, verfrühter Generalisierungszwang und allgemein eine desaktivierende 
Steigerung von Illusionen in das Parlament (vgl. Roth 1980). Diesen Prognosen war von den 
Grünen mit dem Versprechen begegnet worden, durch Parlamentsbeteiligung die Wirkungs- 
chancen der Bewegungen zu erhöhen: Besserer Zugang zur Medienöffentlichkeit und zu anders 
nicht erhältlichen Informationen, Mobilisierungs- und Ermutigungsanstöße durch grüne 
Sprachrohr- Aktionen im Parlament, auch Schutz und Förderung für Initiativen und Projekte. 
Nur zu einigen Aspekten dieser Frage liefert die Empirie Indizien.* 

Die Frage nach den »Entwarnungseffekten«, also ob Aktive oder potentiell Aktive desaußer- 
parlamentarischen Kampfes durch Erwartungen in parlamentarische Stellvertreterpolitik 
der Grünen entmobilisiert worden sind, entzieht sich empirischer Überprüfung schon des- 
halb, weil Aktive in den neuen sozialen Bewegungen (oder gar potentielle Aktive) mit Befra- 
gungsmethoden kaum erreichbar oder identifizierbar sind. 
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Einschätzungsfragen die wir und andere? grünen Parlamentariern dazu gestellt haben, erga- 
ben eine Übereinstimmung aller Richtungen darin, daß für das Abebben der Bewegungen de 
ren eigene Dynamik, nicht aber die grüne Parlamentsbeteiligung entscheindend sei (Frank- 
land 1985; 33). Einzelnen Parlamentarier-Statements, daß Bürgerinitiativen zu stark auf eine 
grüne Stellvertreterrolle fixiert seien, stehen Aussagen gegenüber, die von einer Aktivierung 
einzelner Basis-Initiativen durch die grüne Parlamentsarbeit berichten. Im innergrünen 
Richtungsstreit zwischen »Fundis« und »Realos« wird auch von den ersteren nur selten der 
Vorwurferhoben, daß die Aktivität der Parlamentsfraktioen zu einer Schwächung.der Bewe- 
gungen geführt habe. 

Die Prognose des Kapazitätsentzugs der Bewegungen durch Parlamentsarbeit kann schon 
quantitativ widerlegt werden: Die Zahl derer, die sich aus Bewegungsaktivitäten ins Privat- 
oder Berufsleben zurückzogen, ist mit Sicherheit weitaus größer als die Zahl derjenigen, die 
durch Übernahme eines parlamentarischen Mandats oder einer parlamentarischen Assisten- 
tenstelle für außerparlamentarische Aktivitäten ausfielen. Test für die These vom Kapazitäts- 
entzug ist die grüne Parteiorganisation selber: Würde sie sich zurichten auf die Bedürfnisse 
der Parlamentsarbeit, dann wäre in der Tat eine personelle Schwächung des außerparlamen- 
tarisch aktiven Potentials wahrscheinlich. Indessen gibt es für eine solche Parlaments-Zu- 
richtung der Organisationsarbeit kaum empirische Anhaltspunkte (s. Teil II). 

Die positiven Funktionen für die neuen sozialen Bewegungen sind von den grünen Parla- 
mentariern nach deren Selbsteinschätzung — auch hier gibt es Übereinstimmungen trotz 
Richtungsgrenzen — durchaus erfüllt worden: Die Abgeordneten waren Sprachrohr, haben 
Informationen nach »unten« weitergegeben, haben ihr Amtsprestige in außerparlamentari- 
schen Aktionen eingesetzt etc. 

Per saldo also scheint die Parlamentstätigkeit der Grünen für den Aktivitätsrückgang der 
neuen sozialen Bewegungen keine verursachende Rolle gespielt zu haben, sieht man von der 
empirisch nicht direkt zu beantwortenden Frage nach der Erhöhung eines generellen politi- 
schen Stellvertreterbewußtseins ab. Umgekehrt freilich gibt es empirische Indizien dafür, 
daß der Rückgang der Bewegungen seit 1983 und ihre klientelistische Institutionalisierung 
die Macht- und Einfluß-Verhältnisse innerhalb der Grünen in Richtung auf »Realpolitik« 
und Vorsprung der Parlamentsfraktionen verändert haben. 

Vertreter verschiedener Strömungen konstatieren übereinstimmend, daß Bürgerinitiativen, 
Alternativprojekte, Frauengruppen und andere partiell professionalisierte Teile der neuen 
sozialen Bewegungen von den Grünen »Realpolitik« (vor allem in Form von Haushaltsmit- 
teln) erwarten, deshalb vor allem die Parlamentsfraktionen ansprechen (und diese in Konflik- 
ten mit der innerparteilichen Basis z.T. auch stützen). 

Die ursprüngliche Vorstellung, daß die Grünen ihren Charakter als Systemopposition umso 
eher zu wahren vermögen, je enger sie sich an den außerparlamentarisch aktiven Gruppen 
orientieren, mußte revidiert werden. Das nach dem Abebben der Bewegungen freigelegte 
Watt erwies sich als parlamentsfixierter als viele grüne Parlamentarier. 


II. Die Folgen des Bewegungsrückgangs für die Grünen 
»Wir aus der Bürgerbewegung leben von der Dynamik« (Bock 1982; 155). Unzählige ähnli- 
che Bekenntnisse finden sich in Selbstinterpretationen der Grünen, gerade auch ihrer Parla- 


mentarier. Gilt also heute qua Umkehrschluß, daß die Grünen nicht weiterleben können? 
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Was bedeutet der außerparlamentarische Aktivitätsrückgang strukturell und funktional 
bzw. strategisch für die Grünen? Strukturell waren die Grünen auf Selbstveränderung durch 
Wachstum ihrer Anhänger und Aktiven, auf permanenten personellen Zustrom aus den Be- 
wegungen, auf Vorläufigkeit und Reversibilität der jeweils gefundenen binnenorganisatori- 
schen Lösungen angelegt. Noch einmal Thea Bock: »Parteien verankern in ihren Statuten 
Statik, schon steuerrechtlich ist Kontinuität um jeden Preis wichtig.« (1982; 155) Die Grünen 
bieten das Gegenbild der Dynamik. 

Schon früh aber ist der Zustrom von Bewegungs-Aktiven in die Grüne Partei versiegt. Die 
Mitgliederzahlen nahmen längst nicht parallel mit den Mobilisierungserfolgen etwa der Frie- 
densbewegung zu. Wahlerfolge in Kommunen und Ländern strapazierten die Personaldecke 
der Partei. Dies war solange relativ unproblematisch, wie Kandidatenlisten durch Aktiveund 
Sprecher von Bewegungen und Initiativen, die nicht Parteimitglieder waren, angereichert 
werden konnten. Wenn dieser Zufluß von außen sich jetzt aber auf »Bewegungs-Profis« ver- 
engt, entsteht in der Tat in der grünen Partei eine halbprofessionalisierte, zwischen den Äm- 
tern rotierende Oligarchie (Fogt 1984, für die AL Berlin: Hoplitschek 1982). Rotation und 
Ämterhäufungsverbot, sofern an ihnen festgehalten wird, können dann zwar einer internen 
Hierarchisierung dieser Oligarchie möglicherweise vorbeugen, aber deren faktische Ab- 
schottung vom Normalbürger wird die Kluft zwischen dem emphatischen »Basisdemokra- 
tie«-Anspruch und der Realität deutlich hervortreten lassen. Hinzu kommt, daß innerhalb 
des kleinen Kreises der Aktiven der Anteil derer, die von der Politik leben, zwangsläufig zur 
Mehrheitsmarke tendiert —ein Hohn auf das so verbissen verfölgte Bemühen, kein Berufspo- 
litikertum entstehen zu lassen. Mit der nach Rammstedts Konzept bewegungstypischen 
Identität von Zweck und Motiv politischen Handelns wäre es dann endgültig vorbei. Auf- 
grund der Sozialstruktur der Aktiven gerade in den eher durch Alternativszenen geprägten 
Hochburgen der Partei lag die Herausbildung eines Berufspolitikertums schon immer nahe: 
Der Anteil nicht ins Erwerbsleben Integrierter unter den Grünen ist hier besonders hoch. 
Weiterhin waren die Strukturen der Grünen viel stärker als die anderer Parteien auf perma- 
nente Zufuhr von Informationen und Impulsen aus den sozialen Bewegungen angewiesen. 
Fach- oder personengruppenbezogene Organisationsteile, als zur aktiven sozialen Basis weit 
geöffneten Sensoren konzipiert, spielten eine hervorragende Rolle; in der Berliner AL sind 
sie sogar statuarisch neben den Wohngebietsorganisationen als Basisorganisation anerkannt. 
Auch diese auf die sozialen Bewegungen zugeschnittenen Organisationsteile sind heute vom 
Funktionsverlust bedroht. Die Tendenz dazu zeigte sich partiell schon mit dem Einzug in die 
Landesparlamente: Die grünen Parlamentarier wurden häufig gegenüber den entsprechen- 
den Parteigruppierungen als Ansprechpartner bevorzugt, vor allem, wenn es um konkrete 
Forderungen nach finanzieller Förderung oder nach Veröffentlichung von Mißständen ging. 
Je deutlicher Basis- oder Bürgerinitiativen ein klientelistisches, punkt- oder projektgebunde- 
nes Selbstverständnis entwickelten, um so eher konzentrierten sie ihre Impulse auf die Parla- 
mentsfraktionen — und hier nicht nur die der Grünen — als auf die Partei. 

Schließlich dürfte der Aktivitätsrückgang der Bewegungen bei den Grünen auch dazu füh- 
ren, daß sie die Vorläufigkeit der von ihnen jeweils gefundenen binnenorganisatorischen 
Lösungen nicht aufrechterhalten können. Eine Politikform zu finden, die im Zuge der Ent- 
wicklung von Bewegungskultur auch Veränderungen der innerparteilichen Strukturen er- 
möglicht; war das an einzelnen Punkten — etwa Frauenrepräsentation — durchaus erreichte 
Bestreben vieler Grüner. Es wurde erkauft mit unzähligen, kräftezehrenden Organisations-, 
Struktur- und Professionalisierungsdebatten. 
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Auch heute, im Herbst 1985, werden solche Strukturdebatten vielerorts geführt, häufig mit 
noch höherem Aufwand als-zuvor. Aber diese Debatten dürften eher auf dauerhafte Ent- 
scheidungen bisher experimentierend offen gehaltener Fragen wie Geschlechterquotierung, 
Kompetenzzuwachs für Vorstände, Rotation der Parlamentarier, Ausmaß der Professionali- 
sierung etc., denn auf das Eröffnen neuer Experimentierfelder hinauslaufen. Aus den einst so 
anregend neuen Politikformen der Bewegungen scheint es auf absehbare Zeit nichts Neues 
mehr zu lernen zu geben. 

Der vielleicht wichtigste binnenstrukturelle Effekt des Bewegungsrückgangs liegt darin, daß 
er mıt Wahlerfolgen zusammenfiel und deshalb ein neues Machtgefälle in der Partei herbei- 
führte: Während die Parlamentsfraktionen, gezwungen zu Kontinuität und Professionalität, 
ausgestattet mit Zuarbeitern und Medienaufmerksamkeit, ein großes Machtpotential auf- 
bauten, geriet die außerparlamentarische, auf dynamische Austauschbeziehungen mit den 
Bewegungen angelegte Parteiorganisation weitgehend ins Abseits. Sie erwies sich als kaum 
imstande, die Politik der Parlamentarier kontinuierlich anzuleiten oder zu kontrollieren 
oder neben ihnen ein eigenes innerorganisatorisches Machtzentrum aufzubauen, sie erwies 
sich als weitgehend außerstande, Verknüpfungen, Verallgemeinerungen und Fortentwick- 
lungen von Impulsen der Bewegungen anzuregen oder zu organisieren. 

Für die Frage nach einer Neubestimmung der eigenen politischen Funktion und Strategie er- 
gibt sich für die Grünen aus dem außerparlamentarischen Energieverlust eine Reihe von Pro- 
blemen, die im Zusammenhang der Kontroverse um Realpolitik und Fundamentalopposi- 
tion allerorten diskutiert werden. Die Protagonisten dieser Diskussion, von denen viele, so 
die Mehrheit der Bundestagsfraktion (Frankland 1985; 20), eine Einordnung in die Katego- 
rien »Realos« bzw. »Fundis« zurück weisen, sind sich einig darüber, daß eine Verengung der 
eigenen Aufgabenstellung auf Sprachrohr- und Service-Funktionen für soziale Bewegungen, 
wie sie ursprünglich angezielt war, keine Zukunft hat, daß vielmehr die Grünen zur »eigen- 
ständigen politischen Kraft« werden müßten. Unterschiede ergeben sich dabei nicht nur hin- 
sichtlich der Koalitions-/Tolerierungsfrage, sondern ebenso hinsichtlich programmatischer 
Schwerpunkte und hinsichtlich des konzipierten Bezugs zur sozialen Basis, wobei neben der 
bisher hauptsächlich gemeinten Basis der in sozialen Bewegungen Aktiven zunehmend die 
Wählerbasis in den Vordergrund tritt. Unumstritten ist das Ziel der Grünen, Kontinuität zu 
gewinnen; umso diffuser und kontroverser ist die Frage, was dabei eigentlich — außer dem 
Bestand der eigenen Partei — in Kontinuität überführt werden soll. Diejenigen, die auf eine — 
noch nicht geleistete — Kontinuierung von oppositionellen Impulsen der sozialen Bewegun- 
gen zielen, befinden sich in der derzeitigen Situation im Nachteil gegenüber denen, die Konti- 
nuität eher aus Wählereinstellungen und den Reformchancen im politischen System herlei- 


ten wollen (s. Teil IV). 


HI Parlamentarisierung der Grünen 


Erst vor dem hier skizzierten Hintergrund gleichzeitigen Aktivitätsverlustes der sozialen Be- 
wegungen scheint mir die Parlamentarisierung der Grünen analysierbar zu sein, wenn die 
Gefahr einer isolierten Betrachtung parlamentarischer Integrationsmechanismen vermieden 
werden soll. Die Grünen selber haben durch strategische und binnenstrukturelle Festlegun- 
gen der Wirkung solcher Mechanismen vorzubeugen versucht. Es läßt sich heute ein Über- 
blick über die Realisierung und Adäquanz dieser prophylaktischen Vorkehrungen geben.® 
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Dabei muß zwischen verschiedenen Bedeutungsaspekten von Parlamentarisierung unter- 
schieden werden: 


Verselbständigung der Parlamentarier von ihrer innerparteilichen und sozialen Basis 


Hiergegen wurden, wenn auch nicht überall, die stärksten »Antitoxine« (Narr 1982) ein- 
geimpft: Imperatives Mandat der Parteibasis gegenüber den Parlamentariern, Rotation der 
Abgeordneten in der Mitte der Legislaturperiode, Diätenabführung über einen Sockelbetrag, 
z.B. Facharbeiterlohn, hinaus. Hinzu kam überall die mehr oder weniger formalisierte 
Norm, daß die Parlamentarier in Parteigremien mitzuarbeiten, dort über ihre Tätigkeit zu 
informieren und Initiativen der inner- und außerparlamentarischen Basis, sofern mit dem 
Programm vereinbar, ins Parlament zu tragen hätten. 

Aus diesen Vorkehrungen spricht die Erkenntnis, daß formale Regeln nicht ausreichen, son- 
dern daß die materielle Basis eines Berufspolitiker-Sonderinteresses gar nicht erst entstehen 
dürfe. 


Untersuchungen der Parlamentstätigkeit ergeben ein differenziertes Bild: 


— Das imperative Mandat spielte auch, wo es als formale binnenarganisatorische Regel galt, 
kaum eine den Alltag prägende Rolle. Häufiger als Konflikte um die Bindung von Abge- 
ordneten an Parteibeschlüsse waren Fälle, in denen die Parlamentarier Mandate oder An- 
regungen der Parteibasis vergeblich suchten. Eine inhaltlich-strategische Planung der 
Fraktionsarbeit durch ein Parteigremium gab es nirgends. Das imperative Mandat wirkt 
allenfalls als Drohung für den Konfliktfall, aber auch dann wegen der verfassungsrechtli- 
chen Verankerung des freien Mandats nur begrenzt. Die Grünen scheinen im allgemeinen 
bei der disziplinierenden Durchsetzung ihrer rigiden formalen Regel gegenüber Dissiden- 
ten noch zurückhaltender zu sein als die anderen Parteien. Der Austritt eines Bundestags- 
abgeordneten aus der Fraktion und die Nichtbefolgung des Rotationsbeschlusses durch 
eine andere Bundestagsabgeordnete blieben ohne parteiinterne Sanktion. 

— Die vollständige Rotation der Fraktionsmitglieder in der Mitte der Wahlperiode wurde in 

Berlin und Hamburg vollzogen, in Berlin bei der Neuwahl 1985 auch für die nächste Le- 
gislaturperiode festgelegt und organisatorisch bei der Kandidatenaufstellung sehr genau 
vorausgeplant, u.a. durch Berücksichtigung der Geschlechterparität auch für die Nach- 
rückerfraktion. 
Freilich wurde der volkspädagogische Effekt, den sich vor allem die Berliner AL von der 
Halbzeit-Rotation versprach (»Jeder kann Politik machen«), kaum erreicht; vielmehr 
wurde die öffentliche Diskussion der Rotationsfrage eher von der Bedeutung bestimmt, 
die sie in der Kontroverse zwischen Reformisten und Systemoppositionellen erhielt. Die 
Halbzeitrotation steht einer auf parlamentarische Effizienz, Medienwirkung und Profes- 
sionalisierung ausgerichteten Perspektive entgegen, während sie umgekehrt den erhoff- 
ten Beitrag zur Stärkung der außerparlamentarischen Aktivitäten der Partei — etwa 
durch Rückkehr der durch die Parlamentslehre Gegangenen an die aktive Basis — nicht 
hat unter Beweis stellen können. 

— Der Erwartung, inner- und außerparteiliche Initiativen inden Landtag zutragen, entspra- 
chen die Parlamentarier weitgehend. Auch hieraus erklärt sich der ihren Mandatsanteil je- 
weils erheblich überschreitende Anteil der Grünen an parlamentarischen Anfragen, An- 
trägen und Aktuellen Stunden.’ 
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Insgesamt wurden die prophylaktischen Vorkehrungen gegen eine Verselbständigung der 
Parlamentarier, wo sie fixiert waren, im Großen und Ganzen durchaus befolgt. Dennoch er- 
wiesen sie sich als ungeeignet, eine Machtverschiebung innerhalb der Grünen hin zu den Par- 
lamentsfraktionen zu verhindern. 

In den Bundesländern mit grüner Parlamentsvertretung und auf Bundesebene entstand aus 
dem Vorsprung an Medienzugang und an professionalisierter Assistenz zusammen mit dem 
auf die Parlamentarier ausgeübten Zwang zur Abdeckung möglichst aller Politikbereiche 
und zur Auseinandersetzung mit Argumenten der Gegenseite ein Machtpotential der grünen 
Parlamentarier, dem in der außerparlamentarischen Parteiorganisation kein Gegengewicht 
zur Seite gestellt wurde (so auch Frankland 1985). Von diesem Machtpotential wurde freilich, 
je nach politischer Orientierung der Parlamentarier, unterschiedlicher Gebrauch gemacht. 
Das Widerstandspotential der Partei gegen eine offene Nutzung der Parlamentarier-Macht 
könnte zur Lahmlegung der Gesamtpartei ausreichen, im derzeitigen Zustand reicht es aber 
nicht zur Etablierung eines auch nur mit dem Gewicht der entsprechenden SPD-Organe 
(Parteipräsidium, Parteivorstand, Parteirat etc.) vergleichbaren, kontinuierlich arbeitenden 
nicht-parlamentarischen Zentrums in der Organisation. 


Parlamentarisierung als Zurichtung der Gesamtorganisation der Grünen auf die Bedürfnisse der 
Parlamentspolitik 


Diese von anderen und uns bei Konzipierung unseres Projekts antizipierte Gefahr ist bisher 
kaum eingetreten. Grüne Parlamentarier, die sich mit der Bitte um Anregung und Zuarbeit 
an die parteiinterne Basıs wandten, stießen eher auf Abwehr. Die Angst, in den eigenen Aktı- 
vitäten und beim Einsatz der eigenen Zeit- und Arbeitskapazität zu parlamentsabhängig zu 
werden, dominierte häufig in der aktiven Mitgliederbasis. Hier trug die strategische Festle- 
gung vom »Primat der außerparlamentarischen Politik« Früchte. Sie war freilich für außer- 
parlamentarische Politik wenig fruchtbar. Die Parteiorganisation war nicht hauptsächlich 
mit der Parlamentspolitik (und folglich auch nicht mir der Kontrolle und Verhinderung der 
Verselbständigung der Parlamentarier), sondern mit Organisationsdebatten und langwieri- 
gen grundlegenden Klärungsversuchen, etwa zur Friedensfrage oder — in Berlin — zur Ge- 
waltfrage, beschäftigt, die häufig in unverbindliche Formelkompromisse der heterogenen 
Gruppen und Strömungen oder in Ausklammerungen des Themas mündeten. Auf die sozia- 
len Bewegungen gingen davon selten weiterführende Impulse aus. 

Gleichwohl waren diese Tätigkeiten der Parteiorganisation in einem weiteren Sinne wahl- 
und parlamentsbedingt: Programme wurden notgedrungen immer rechtzeitig zu Wahlen 
verabschiedet. Programmdiskussionen wurden zwar oft recht früh vor Wahlterminen be- 
gonnen, verebbten dann aber, und am Ende wurde unter Termindruck und ohne inhaltliche 
Diskussion fast jedes Vorbringen einzelner Gruppen aufgenommen. Selten wurde eine Fort- 
entwicklung des Programms unabhängig vom Wahlrhythmus geplant und vollzogen, selten 
auch waren inhaltliche Initiativen an die Entwicklungsphasen der sozialen Bewegungen so 
angepaßt, daß sie hätten orientierend wirken können. Es gab auch vor den Wahlen kaum 
Versuche der Grünen, die eigene Wahlplattform-Diskussion mit Anstößen zum Vorantrei- 
ben der Selbstreflexion der sozialen Bewegungen zu verbinden. 
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Parlamentarisierung als Vordringen von Kompromifspolitik 


Keine der gegenwärtig relevanten grünen Strömungen schließt das Eingehen punktueller 

Kompromisse aus. Der Zwist zwischen »Realos« und »Fundis« geht um die Möglichkeit 

struktureller, umfassender, vielleicht gar »historischer« Kompromisse. Solche Kompromisse 

— mit wenigen Ausnahmen werden sie ausschließlich mit der SPD gedacht — enthalten für 

die Selbsterhaltung der Grünen folgende Probleme: 

1. Esgehtum dasbewußte Vertreten von Paketgeschäften, von log-rolling, also von Zustim- 
mung der Grünen zu einer in den meisten Punkten so nicht gewollten Regierungspolitik 
in Form von Tolerierung — hier wird dann mindestens Zustimmung zum Haushalt insge- 
samt notwendig — oder von Koalition, wo Zustimmung und Außenvertretung der ge- 
samten Regierungspolitik durch die Grünen Bedingung ist. 

2. Es besteht die Gefahr des korporativen, die eigene außerparlamentarische Basis einbin- 
denden Kompromisses. Es gehört zu den Elementarstrukturen der herrschenden Politik, 
daß die Regierenden irgendwelche Koalitionen oder korporative Arragements nur mit 
gegenüber ihrer sozialen Basis verpflichtungsfähigen Führungsgruppen schließen. Das gilt 
für Parteikoalitionen ebenso wie für tripartistische Strukturen A la Konzertierte Aktion. 
Je verpflichtungsfähiger die Führung gegenüber ihrer Gefolgschaft, umso stärker die Ver- 
handlungsmacht, also die Chance, realpolitisch etwa durchzusetzen. Folglich kämen mit- 
regierende grüne Führungsgruppen unter den Druck, aufihre außerparlamentarische Ba- 
sis (in der Partei und in den Bewegungen) mäßigend, wenn nicht repressiv einzuwirken. 

3. Andererseits meint die große Mehrheit der grünen Wähler, daß eine Koalition mit der 
SPD angestrebt werden sollte. Ein Wählerverlust, der sie bundesweit unter 5 % drückt — 
bei gleichzeitigem Halten der Positionen in szeneorientierten universitätsnahen Elekto- 
raten — scheint für den Fall einer Koalitionsverweigerung nicht unrealistisch. Der Wahl- 
forscher Bürklin hält ein politisches Überleben der Grünen von der Entwicklung eines 
»etabliert-realistischen Expertentums« (Bürklin 1984; 223) für abhängig. 

Die zur Frage der Kompromißpolitik vorliegenden Befunde® bestätigen für Hessen, Baden- 

Württemberg und für die Bundesebene eine Tendenz zu Kompromiß- und Kooperations- 

Orientierungen durch Parlamentstätigkeit beieinem Teil, freilich nicht bei der Mehrheit der 

grünen Abgeordneten. Wie solche Orientierungen entstehen, hat der Baden-Württemberger 

Hasenclever, einer der frühesten »Realpolitikers, einleuchtend beschrieben: 


»Es ist leicht, sich auf einer Versammlung ohnehin schon grün und alternativ Gesinnter in Polemik ge- 
gen die Atomwirtschaft zu ergehen. Der Beifall des Publikums ist einem da sicher. Wesentlich schwerer 
ist es, in einem Parlament vor einer überwältigenden Anzahl entgegengesetzt eingestellter Menschen 
die Gegnerschaft zur Atomenergie sachlich so zu begründen, daß sie zum Nachdenken Anlaß gibt und 
man nicht argumentativ ins Hintertreffen gerät. Ähnliche Erfahrungen macht man als Abgeordneter 
beim Gespräch mit Verbänden und Vereinigungen, die zunächst zu den Grünen entgegengesetzte Posi- 
tionen vertreten. Das können Gewerkschaften sein, die den Vorrang der Ökonomie vor der Ökologie 
aufgrund der konkreten Arbeitslosigkeit für gegeben halten, dies kann der Bauernverband sein, der von 
der konkreten Situation und den großen Schwierigkeiten der Landwirte heute ausgeht und sachliche 
Bedenken gegen die Möglichkeit, in großem Maßstab auf alternativen Landbau umzustellen, geltend 
macht.« (Hasenclever 1982; 110 f.) 


Zwar machen alle grünen Parlamentarier die Erfahrung, auf durch qualifizierte Argumenta- 
tion zu gewinnendes Ansehen bei etablierten Parteien und Verbänden nicht verzichten zu 
können (während radikale Basis-Teile sich solchen Verzicht jedenfalls auf Zeit leisten kön- 
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nen). Nirgends wurde grüne Parlamentstätigkeit auf fundamentalistische Demonstration der 

Unvereinbarkeit von »Welten« und Kulturen beschränkt. 

Dennoch muß diese Parlamentariererfahrung nicht zwangsläufig zu der von Hasenclever be- 

schriebenen Umorientierung auf »Realpolitik« und — mindestens partielle — Überzeugbar- 

keit des politischen Gegners führen. Ob dies geschieht, hängt ab von anderen Faktoren wie 

— Vorab-Einschätzung gesellschaftlicher Interessengegensätze und ihres Ausdrucks im Par- 
lament, 

— Vorab-Ausstattung der Parlamentarier mit programmatischer und argumentativer Qua- 
lifikation, wozu die Kenntnis von Gegenpositionen selbstverständlich gehört. Hierzu 
waren gerade die szenenübergreifenden sozialen Bewegungen gute Schulungsstätten. 

Aussagen anderer grüner Parlamentarier bezeugen eher das Gegenteil der Hasencleverschen 

Erfahrung: Verdruß über die sinnliche Bestätigung des schon Gewußßten — nämlich daß Par- 

lamente, vor allem das Bonner »Raumschiff«, argumentativ völlig unbeeinflußbare Ratifika- 

tions- und Legitimationsmaschinen seien. 

Die Neigung zur Kompromißpolitik im hier beschriebenen Sinne ist anscheinend nur unter 

Vermittlung von vielen anderen Faktoren eine parlamentsinduzierte Größe. 


Parlamentarisierung als Ausrichtung der Gesamtorganisation auf Stimmenzuwachs 


Das Grüne Ausgangskonzept der Wahl- und Parlamentsbeteiligung hatte den Fall, daß es auf 
grüne Parlamentarier für die Regierungsbildung ankommen könnte, nicht vorgesehen. Das 
Eintreten oder auch nur die Möglichkeit einer solchen Situation muß aber die Grünen unaus- 
weichlich in die oben genannten Probleme führen. Petra Kellys mit dieser Begründung ausge- 
sprochene Warnung oder Angst vor »über 10 Prozent« ist in sich völlig konsistent. 
Stimmenmaximierung, gleichgültig, von wem die Stimmen kommen, muß also nicht selbst- 
verständliches Ziel der Grünen sei. »Qualitatives« statt »quantitatives« Wachstum der Stim- 
men war in der grünen Ausgangsposition impliziert: Nicht Ausnutzung wahlmotivierender 
Vorurteile zum Machterwerb, sondern Aufklärung galt als Funktion der Wahlkämpfe und 
der Öffentlichkeitsarbeit über das Parlament. Die Parlamentsfraktionen haben im Großen 
und Ganzen auch dementsprechend zu handeln versucht. Das zeigt sich etwa am Testfall des 
Eintretens für unpopulär oder — wie die Ausländer — nicht einmal wahlberechtigte Minder- 
heiten. 

Die Orientierung auf »quantitatives« Wählerwachstum kam nach meinen Beobachtungen 
eher durch Stimmungen in der Parteiorganisation als durch Finflußnahme der Abgeordne- 
ten zustande. Jedenfalls galt in fast allen Bereichen der grünen Partei der Verweis auf »den 
Wähler« 1985 eher als Argument als4 Jahre zuvor. Die abstrakte Stimmenzahl— undihreRe- 
lation zu den Erwartungen — war Anlaß für Strategiediskussionen. Am ehesten noch hat die 
Hamburger GAL diese Abstraktion vermieden. Sie konnte nach dem Stimmenrückgang 
vom Dezember 1982 von 7,7 % auf 6,8 %, gestützt auf eine Analyse der Forschungsgruppe 
Wahlen, dennoch einen qualitativen Einbruch in das links-sozialdemokratische Wählerpo- 
tential nachweisen. 

In Hessen dagegen hat der etwagleichzeitigeStimmenrückgang von 8,0 % auf 5,9 % die rasche 
Umorientierung der Mitgliederbasis in Richtung auf Zusammenarbeit mit der SPD sehr be- 
fördert. Grüne Basis-Aktive schienen oft besorgter über Wählereinbrüche als die — durch 
Rotation ohnehin am Weiteramtieren gehinderten — Abgeordneten. 
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Die vier hier näher erläuterten Aspekte der »Parlamentarisierung« der Grünen belegen noch 
einmal meine Hauptthese: 

Es ist nicht die Parlamentspolitik, es ist nicht eine Orientierungsänderung oder der Machtzu- 
wachs der grünen Parlamentarier, es ist auch nicht ihr Karrierestreben — es ist vielmehr die 
Schwäche der durch den Aktivitätsrückgang der neuen sozialen Bewegungen in Funktions- 
und Machtlosigkeit geratenen grünen Parteiorganisation, die zur derzeitigen Krise der Grü- 
nen geführt hat. Nicht die Grünen in den Parlamenten, sondern die grüne Partei und die neu- 
en sozialen Bewegungen haben an »Politikfähigkeit« verloren. 


IV. Zu aktuellen Strategieentwürfen 


In der derzeit anhaltenden innergrünen Kontroverse um Reformismus oder Systemopposition 
werden häufig historische Parallelen zur SPD-Entwicklung zwischen 1890 und 1914 gezogen 
(z.B. Munier 1985). In der Tat sind die Parallelen etwa zu Vollmars Fldorado-Reden, zu Bern- 
steins reformpolitischen Aktivismus, aber auch zum Attentismus des »Zentrums«, frappant. 
Indessen geben die Parallelen für den zentralen Punkt der Beziehung zur sozialen Basis nichts 
her: Die Systemoppositionellen bei den Grünen können sich nicht mit gleicher Berechtigung 
wie die von ihnen häufig zitierte Rosa Luxemburg auf die Erwartung einer wachsenden, zielge- 
richteten, strukturoppositionellen und sozial eindeutig bestimmten Bewegungsbasis berufen 
(so auch schon Bolaffi/Kallscheuer 1983; 91). Vielmehr wird die Erfahrung der zeitlichen, so- 
zialen und inhaltlichen Diskontinuität der neuen sozialen Bewegungen und der Unfähigkeit 
der Grünen, daran etwas zu ändern, auf beiden Seiten nicht hinlänglich reflektiert. Die Reform- 
politiker stellen im allgemeinen den »Bewegungs-« oder »Basismythos« in die Rumpelkammer, 
um sich — nach dem Modell der anderen Parteien — auf die Wählerbasis zu konzentrieren. Die 
Systemoppositionellen begnügen sich im allgemeinen — neben dem Nachweis, daß die SPD als 
Partner für eine grundlegende politische Neuorientierung nicht in Frage komme — mit dem 
Ausdruck der Hoffnung auf neue Aktivitätsschübe oder auf dezentrales, weniger sichtbares 
Weiterexistieren von Bewegungsimpulsen (Trampert 1985; 271), die Grünen selber erscheinen 
als durch Realpolitik in seiner Identität gefährdeter »Hoffnungsträger« (Ditfurth 1985; 252 ff.). 
Eine umfassendere Analyse von Bewegungs-Strukturen legt Wiesenthal seinem Plädoyer für 
eine reformistische Strategie zugrunde (Wiesenthal 1985; 1 ff.): Er kritisiert die Vorstellung 
eines linearen, kumulativen Fortschritts von Bewegungen und leitet aus der »>Systemkomple- 
xität« die These von einer dauerhaften Partikularität und Diskontinuität von Bewegungen 
ab. Politische Absichten, die Bewegungsenergien zu gesamtgesellschaftlichen Veränderungs- 
prozessen bündeln, müßten an der »Verschiedenartigkeit der Lebenslagen« scheitern ($. 17). 
Grüne Politik habe sich vielmehr auf die »multiplen, aber partikularen Kontlikte« einzustel- 
len, indem sie, u.a. durch Einwirkung auf die staatliche Politik, die »Umstände« für neue 
Handlungsoptionen zu verbessern sucht (S. 20). Nur so könnte durch grüne Politik »Dyna- 
mik und Kontinuität« der sozialen Bewegungen gefördert werden (S. 37). Wiesenthals Posi- 
tion ist nicht ganz eindeutig: Einerseits spricht er den Bewegungen jede kumulative Potenz 
ab, andererseits hofft auch er auf deren »Fortschritte«. Indessen wird klar, daß seine Position 
allen Hoffnungen auf Verallgemeinerung der neuen sozialen Bewegungen zu einem strategi- 
schen Zentralkonflikt und allen Analogien zum Wachstum der klassischen Arbeiterbewe- 
gung diametral widerspricht. Hier bestehen Parallelen zur Analyse der neuen sozialen Bewe- 
gungen auf der Grundlage des Fordismus-Konzepts etwa von Hirsch/Roth (1980). Zugleich 
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aber wird die Möglichkeit von Lernprozessen der partikularen Bewegungsteile fast vollstän- 
dig ausgeschlossen, dies auch unter Ignorierung solcher Prozesse der Verallgemeinerung und 
Verknüpfung, wie sie in der Anti-AKW-Bewegung, der Frauen- und der Friedensbewegung 
bekanntlich stattgefunden haben. Die Unmöglichkeit kollektiv-kumulativen Lernens 
schließt Prozesse der individuellen, in Kollektiven vollzogenen Kenntnis- und Bewußtseins- 
erweiterung nicht aus, die Unmöglichkeit der Vereinheitlichung nicht die Erweiterung von 
Kommunikation und Verständigung, die Unmöglichkeit avantgardistischer Anleitung nicht 
die Chance einer grünen Partei, den Bewegungen als Forum und Focus hilfreich zu sein. Grü- 
ne Politik muß sich nicht auf staatliche Absicherung und Erweiterung disparater und parti- 
kularer Handlungsmöglichkeiten für Einzelgruppen und -bewegungen konzentrieren. 
Von den Wortführern der systemoppositionellen Seite werden die neuen sozialen Bewegungen 
häufig immer noch als Konstante vorausgesetzt, als festes Fundament für das »Standbein«.? 
Ebermanı/Trampert behaupten gar, den Grünen sei »die politische Verzahnung einzelner ge- 
sellschaftlicher Oppositionsanliegen — gemessen an der kurzen Zeit ihrer Existenz — recht gut 
gelungen«, im übrigen würden die Grünen »geprägt von den sozialen Bewegungen, und sie prä- 
gen sie durch ihr Verhaltens (Fbermann/ Trampert 1984; 273). Dies ist— und war schon 1984 — 
ein Trugbild einer heilen alternativen Welt. Ein wenig detaillierter wird Petra Kelly, wenn sie 
von den Grünen die Initiierung außerparlamentarischer Kampagnen, »den Aufbau einer grü- 
nen, selbstbestimmten Republik innerhalb dieser Gesellschaft« durch Unterstützung von 
Selbsthilfe- und Konversionsprojekten und ein Handeln »wie ‘Greenpeace’ als politische Par- 
tei« verlangt (Kelly 1985; 157). Auch hier eher trotziges Festhalten an bewährten Aktions-Maxi- 
men als Reflexion über Veränderungen in der eigenen Basis. Der Attentismus-Vorwurf, den die 
Reformisten ganz analog zu Bernstein gegen die systemoppositionellen Gruppen erheben, dies- 
mal nicht bezogen auf den Zusammenbruch des Systems, sondern auf automatische Wirkung 
der Bewegungen, gewinnt angesichts solcher Haltungen an Gewicht. 

(Das macht die Gegenstrategie parlamentarischer Reform- und Bündnispolitik nicht realisti- 
scher. Auch für sie gilt der Unterschied zur alten SPD, daß ihr die soziale Basis einer homoge- 
nen, gesellschaftlich ausgegrenzten und wachsenden Klasse fehlt, hier als Wählerstamm. Der- 
zeit scheint es sogar so, daß die grün-alternativen Stammwähler in den »Szenen« der großen 
Dienstleistungs- und Bildungszentren eher zu systemoppositionelleren Richtungen tendie- 
ren, während der parlamentarische Öko-Reformismus auf eine sozial breit gestreute und von 
der SPD leichter wieder rückgewinnbare Wählerschaft setzen muß.) 

Gleichwohl: Eine ernsthaft systemoppositionelle, die »Hoffnungsträger«-Funktion bewah- 
rende grüne Strategie hätte nichts nötiger als eine nüchterne Analyse des Zustands der außer- 
parlamentarischen Basis und ‘der sich daraus ergebenden außerparlamentarischen Hand- 
lungsmöglichkeiten als Partei. Wenn die Hypothese zutrifft, daß die Bewegungsenergien sich 
derzeit weitgehend auf die »dritte Arena« der Auseinandersetzung um politische Kultur und 
kulturelle Hegemonie zurückgezogen haben, dann wäre nicht Attentismus, sondern eine 
Verstärkung der »Utopiefunktion« (Raschke 1983) und der alternativen Realitätsdeutung 
adäquat. Eine offene, von den Zwängen zu kurzfristiger Umsetzung freigehaltene Pro- 
grammdiskussion der grünen Partei, offener als die gleichzeitig geführte der SPD, könnte 
Orientierung vermitteln. 

Zugleich hätte die Partei sich gegenüber den bestehenden Bürger- und Basisinitiativen nicht 
auf eine »Sprachrohr«-Rolle zu beschränken, sondern jenseits aller »Führungs«- Ansprüche 
Kommunikation zu organisieren und Deutungs- und Zielsetzungsangebote für je konkrete 
Problemlagen zu entwickeln. Auch Vor-Wahl-Zeiten könnten sich dafür anbieten. 
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Innerparteilich droht der potentielle oder reale Machtvorsprung der Parlamentsfraktionen 
die Ansätze zu außerparlamentarischer Politik zu erdrücken, solange in der Parteiorganisa- 
tion kein Gegengewicht entsteht. Das ist nicht nur eine Frage der statuarischen Vorstand- 
kompetenzen oder der professionellen Ausstattung, sondern mehr noch eine Frage der Öff- 
nung der Partei, einer bewußten Entwicklung zur Mitgliederpartei. 

Dringender denn je ist die Forderung nach Eröffnung von innerparteilichen Mitwirkungs- 
chancen, die nicht den Vollzeit-Partizipenten voraussetzen (Zeuner 1983; 112 f.). Weiterhin 
ist bemerkenswert, daß keine Gruppe in der grünen Partei eine Mitgliederwerbungskampag- 
ne vorzuschlagen wagt — dies auch als Kontinuitätsangebot an ehemals oder noch Aktive in 
sozialen Bewegungen. Ein solches Angebot dürfte nicht auf Vereinnahmung und Vereinheit- 
“ lichung zielen; es setzt also die genannte Öffnung der Willensbildungsstrukturen für Teilzeit- 
Feierabend-Partizipanten ebenso voraus wie die Wahrung von Basisautonomie, Richtungs- 
pluralismus und Minderheitenschutz innerhalb der Partei. 

Damit würde den nsB-Teilen immerhin etwas offeriert, was sie aus sich selbst heraus immer 
weniger produzieren: ein Ort der Verständigung über eigene Projekt- und Initiativgrenzen 
hinaus. Voraussetzung für die Möglichkeit der hier nur andeutungsweise skizzierten strategi- 
schen Perspektive wäre die Fähigkeit der Grünen, ihre programmatischen und praktischen 
Aktivitäten von wahl- und parlamentsinduzierten Zwängen und Themen in größerem Um- 
fange freizuhalten, als die anderen Parteien aufgrund ihrer Einbindung in das politisch-admi- 
nistrative System einschließlich der Stimmenkonkurrenz es vermögen. Ansätze dazu sind 
durchaus noch vorhanden, aber sie drücken sich, wie gezeigt, derzeit überwiegend als Ab- 
wehr aus, und sie werden geschwächt durch die Tendenz der »Realo«-»Fundi«-Kontroverse, 
inhaltliche Differenzen auf parlamenstaktische Fragen oder auf die Frage der Einschätzung 
der SPD zu verengen. 

Die»Partei neuen Typs«, die sich zwecks Verallgemeinerung der sozialen Bewegungen bilden 
und sich dem Mechanismus der Konkurrenzpartei entziehen sollte (Offe 1980; 41), sind die 
Grünen nicht geworden. Sie sind parlamentarisiert, nicht so sehr, weil ihre Parlamentarier 
sich verselbständigt hätten oder die Organisation beherrschen, sondern weil sie ihre Politik- 
findungsrhythmen und ihre Themenkonjunkturen sehr weitgehend von Zwängen der Par- 
teienkonkurrenz und der parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse haben bestimmen lassen. 


Anmerkungen 


1 »Grüne« wird hier als Sammelbegriff für grüne und alternative Listen und Parteien verwendet. 
Eine ausführliche Charakterisierung der neuen sozialen Bewegungen in der BRD findet sich bei 
Brand/Büsser/Rucht 1983, S. 35 ff. und 242 ff. Die hier hervorgehobenen Merkmale entsprechen 
weitgehend der Kurzdefinition bei Schmidt 1984, S. 580 ff. 

3 Entgegen einer gern gepflegten Legende ist die wirtschafts- und sozialpolitische Programmdiskus- 
sion der Grünen oder anderer Vertreter neuer sozialer Bewegungen weder unterentwickelt noch 
weltfremd. Impulse z.B. zur Krise der Arbeitsgesellschaft, zur Arbeitszeitgesetzgebung, zum Min- 
desteinkommen und zur Frauenerwerbstätigkeit befruchten gewerkschaftliche und sozialdemo- 
kratische, selbst christdemokratische Programmdiskussionen. Was fehlt — vor allem den Grünen 
bei der Simmenkonkurrenz mit SPD und CDU/CSU -—, ist ein einheitliches Gesamtkonzept. 

4 Von hier an fließen neben anderen Studien auch meine Erkenntnisse und Eindrücke aus dem Pro- 
jekt»Alternativparteien« ein, in dem Lilian Klotzsch, KlausKönemann, Jörg Wischermann und ich 
seit 1982 die Folgen grün-alternativer Parlamentsbeteiligung in Baden-Württemberg, Berlin und 
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Hamburg untersuchen. Näheres zur Anlage dieses Projekts bei Zeuner u.a. 1983. Allerdings kann 
dieser Aufsatz die für 1986 vorgesehene Präsentation der Gesamtergebnisse nicht vorwegnehmen. 
Schlußfolgerungen sind von mir, nicht von den anderen Projektmitgliedern, die teilweise zu ande- 
ren, auch gegensätzlichen, Ergebnissen und Schlüssen kommen, zu verantworten. 

5  Eineunserem Projektziel verwandte Studie von E. Gene Frankland(Frankland 1985) beruht auf Befra- 
gungen von grünen Parlamentariern in Baden- Württemberg, Hamburg, Hessen und im Bundestag. 

6 vgl. Fogt 1984, Frankland 1985 und — mit den in Anm. 4 genannten Einschränkungen — Resultate 
unseres Projekts. 

7 Dies gilt mindestens für alle von Frankland untersuchten Parlamente und für Berlin. 

8 Hier: Frankland 1985 und schriftliche Selbstzeugnisse von Akteuren. 

9  Wolf-Dieter Narr hat schon 1982 auf den Unsinn der »Standbein«-Metapher hingewiesen: Wer den 
Bewegungs-Begriff ernst nimmt, kann in der Bewegung kein Fundament sehen, auf dem sich ste- 
hen, vielleicht gar fester Halt gewinnen läßt, Narr 1982, S. 264. 
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Norberto Bobbio 
Die Zukunft der Demokratie‘ 


Ungebetene Vorrede 


Da man mich gebeten hat, über die Zukunft der Demokratie zu referieren, alsoüber ein ziem- 
lich heimtückisches Thema, will ich mich zunächst mit Hilfe zweier Zitate verteidigen. Als 
Hegel in seinen Vorlesungen über die Philosophie der Geschichte an der Berliner Universität 
von einem Studenten gefragt wurde, ob die Vereinigten Staaten als das Land der Zukunft an- 
gesehen werden sollten, antwortete er ihm, sichtlich irritiert: 


»Amerika ist somit das Land der Zukunft (...) und als ein Land der Zukunft geht es uns überhaupt hier 
nichts an; denn wir haben es nach der Seite der Geschichte mit dem zu tun, was gewesen ist und mit dem, 
was ist — in der Philosophie aber mit dem, was weder nur gewesen ist noch erst nur sein wird, sondern mit 
dem was ist und ewig ist — mit der Vernunft, und damit haben wir zur Genüge zu tun« (Hegel 1970: 114) 


In seiner berühmten Vorlesung, die Max Weber am Ende des Ersten Weltkriegs vor Studen- 
ten der Münchener Universität über die Wissenschaften als Beruf hielt, antwortete er seinen 
Zuhörern, die ihn eindringlich nach seiner Meinung über die Zukunft Deutschlands fragten: 
»der Prophet und der Demagoge (gehören) nicht auf das Katheder eines Hörsaals«. (Weber 
1973: 602) 

Auch derjenige, der die von Hegel und Weber vorgebrachten Gründe nicht anerkennen will 
und sie für einen Vorwand hält, wird anerkennen müssen, daß der Beruf des Propheten ein ge- 
fährlicher Beruf ist. Hängt doch die Schwierigkeit einer Erkenntnis der Zukunft auch vom Um- 
stand ab, daß ein jeder von uns seine eigenen Hoffnungen und Ängste in die Zukunft projeziert, 
während die Geschichte in ihrem Lauf fortfährt, ohne sich um unsere Sorgen zu kümmern. Der 
Lauf der Geschichte bildet sich ja ausMillionen und Abermillionen kleiner, winziger menschli- 
cher Handlungen; und all diese in einer Gesamtsicht zu erfassen, die nicht gleichzeitig vor lauter 
Schematismus unglaubwürdig wäre, dazu war noch niemand in der Lage, und wäre er auch der 
fähigste Geist. Darum erwiesen sich die von den großen Herren des Denkens gemachten Vor- 
aussagen über den Lauf der Welt fast immer im Nachhinein als falsch— und zuallererst die Prog- 
nosen dessen, den ein Teil der Menschheit für den Begründer einer neuen und unfehlbaren Wis- 
senschaft von der Gesellschaft hielt und noch hält: Karl Marx. 

Kurz gesagt: Wenn Sie mich also fragen, ob die Demokratie eine Zukunft hat und, gesetzt sie 
habe eine, welcher Art diese Zukunft ist, so kann ich nur in aller Ruhe antworten: Ich weiß es 
nicht. Ich will daher in meinem Referat ganz einfach einige Beobachtungen zur aktuellen Si- 
*  Texteiner Rede, die Norberto Bobbio im November 1983 auf Einladung des Präsidenten des spani- 
schen Abgeordnetenhauses vor den Cortes gehalten und dann in erweiterter Form als Einleitungsrefe- 
rat des Kongresses »Die Zukunft hat bereits begonnen« (Locarno, Mai 1984) vorgetragen hat. Sie wurde 
zuerst in der Zeitschrift Civilta dellemacchine, Jg. 1984 und dann in Bobbio’s letztem Buch I/ futuro del- 
la democrazia (1984) veröffentlicht. Wir danken Professor Bobbio für seine Bereitwilligkeit, uns den 
Text zur Veröffentlichung zu überlassen. 
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tuation demokratischer Regimes anstellen; und — um das Motto Hegels aufzunehmen — da- 
mit haben wir, glaube ich, zur Genüge zutun. Wenn man dann aus diesen Beobachtungen ei- 
ne bestimmte Tendenz in der Entwicklung (oder der Involution) dieser Regimes extrapolie- 
ren und also einige vorsichtige Prognosen über ihre Zukunft wagen kann, um so besser. 


Eine minimale Definition von Demokratie 


Ich schicke voraus: Wenn man von Demokratie im Gegensatz zu allen Formen autokrati- 
scher Regierung spricht, so besteht die einzige Art und Weise der Verständigung darın, sie als 
ein Ensemble von (primären oder Grund-)Regeln zu begreifen, die festlegen, wer zur Teil- 
nahme an den kollektiven Entscheidungen berechtigt ist und mit welchen Verfahren diese 
Entscheidungen getroffen werden. Jede soziale Gruppe muß zum Zwecke ihres eigenen 
Überlebens (nach innen wie nach außen) Entscheidungen treffen, die für alle Gruppenmit- 
glieder bindend sind (vgl. Bobbio 1983: 9-30). Aber auch die Gruppenentscheidungen wer- 
den immer nur von Individuen getroffen (die Gruppe als solche entscheidet nicht). Damit al- 
so eine von Individuen (einem, wenigen, vielen, allen) gefällte Entscheidung als kollektive 
Entscheidung akzeptiert werden kann, muß diese Entscheidung auf der Grundlage von Re- 
geln stattfinden (und es spielt keine Rolle, ob essich dabei um schriftlich fixierte oder um Ge- 
wohnheitsregeln handelt), die festlegen, welche Individuen dazu berechtigt sind, für alle 
Gruppenmitglieder verbindlich zu entscheiden und auf Basıs welcher Verfahren dies ge- 
schieht. Was nun die Subjekte betrifft, die dazu berufen sind, kollektive Entscheidungen zu 
treffen (oder an ihnen mitzuwirken), so ist ein demokratisches Regime dadurch gekennzeich- 
net, daß diese Entscheidungsmacht (die, wenn sie durch das Grundgesetz autorisiert ist, zu ei- 
nem Recht wird) einer sehr hohen Anzahl der Gruppenmitglieder zukommt. Ich bin mir dar- 
über im Klaren, daß »eine sehr hohe Anzahl ein vager Ausdruck ist. Aber einmal abgesehen 
davon, daß die politischen Diskurse ins Universum des »Ungefähr« und »Meistens« einge- 
schrieben sind, so kann man nicht sagen »alle«. Auch im vollkommensten demokratischen 
Regime nämlich haben nur die Individuen Stimmrecht, die ein bestimmtes Alter erreicht ha- 
ben. Die Omnikratie als Regierung aller ist ein idealer Grenzbegriff. Wie hoch nun die An- 
zahl der Stimmberechtigten ist, ab der man von einem demokratischen Regime sprechen 
kann, dies läßt sich nicht prinzipiell ein für allemal festlegen, d.h. unabhängig von den histori- 
schen Umständen und von einem vergleichenden Urteil: Man kann nur sagen, daß eine Ge- 
sellschaft, in der alle männlichen Erwachsenen stimmberechtigt sind, demokratischer ist als 
eine Gesellschaft, in der nur die Eigentümer das Stimmrecht besitzen, und weniger demokra- 
tisch als eine Gesellschaft, in der auch die Frauen stimmberechtigt sind. Wenn man für einige 
Länder von einem kontinuierlichen Prozeß der Demokratisierung spricht, der im vergange- 
nen Jahrhundert stattfand, so will man damit sagen, daß sich die Anzahl der Stimmberechtig- 
ten fortschreitend vermehrt hat. 

Was nun die Modalitäten der Entscheidungsverfahren angeht, so ist die Grundregel der Demo- 
kratie die Mehrheitsregel. Nach dieser Regel gelten die Entscheidungen als kollektive, d.h. für 
die gesamte Gruppe bindende Entscheidungen, die die Zustimmung mindestens der Mehr- 
heit der Entscheidungsbefugten finden. Wenn eine mit Mehrheit getroffene Entscheidung 
gültig ist, so gilt dies noch mehr für eine einstimmig getroffene Entscheidung (vgl. ausführli- 
cher, Bobbio 1983a und ders. 1984). Einstimmigkeit ist jedoch nur in einer kleinen oder ho- 
mogenen Gruppe möglich. Sie kann in den beiden extremen und einander entgegengesetzten 


24 Norberto Bobbio 


Fällen gefordert werden, daß entweder die Entscheidung so schwerwiegend ist, daß jeder 
Teilnehmer ein Vetorecht hat — oder daß sie so unbedeutend ist, daß sich jeder, der nicht aus- 
drücklich opponiert, damit einverstanden erklärt (das ist der Fall eines Konsenses durch still- 
schweigende Hinnahme). Natürlich ist Einstimmigkeit dann erforderlich, wenn es nur zwei 
Subjekte der Entscheidung gibt. Dies unterscheidet deutlich eine Entscheidung im welchsel- 
seitigen Einvernehmen von einer Gesetzesentscheidung (die üblicherweise mit Mehrheit ge- 
troffen wird). 

Auch für eine minimale Definition von Demokratie, wie die hier von mir aufgegriffene, 
reicht jedoch weder das einer sehr hohen Anzahl von Bürgern verliehene Recht auf direkte 
oder indirekte Teilnahme an kollektiven Entscheidungen aus noch die Existenz von Verfah- 
rensregeln wie der Mehrheits- (oder im Grenzfall der Einstimmigkeits-) Regel. Eine dritte 
Bedingung muß hinzutreten: Die zur Entscheidung (oder-zur Wahl derjenigen, die dann 
entscheiden sollen) Aufgerufenen müssen vor reale Alternativen gestellt sein und in die Lage 
versetzt werden, sich für eine von ihnen zu entscheiden. Damit nun diese Bedingung ver- 
wirklicht werden kann, müssen den zur Entscheidung Berufenen die sogenannten Freiheits- 
rechte garantiert sein: Meinungs- und Ausdrucksfreiheit, Versammlungs- und Vereinigungs- 
freiheit. Auf der Grundlage dieser Rechte ist.der sogenannte liberale Staat entstanden, auf 
ihr baut die Lehre vom Rechtsstaat im starken Sinne dieses Wortes auf: d.h. eines Staates, der 
seine Gewalt nicht nur sz> lege ausübt, sondern sie innerhalb von Grenzen ausübt, die durch 
die verfassungsmäßige Anerkennung der sogenannten »unverletzlichen« Rechte des Indivi- 
duums gezogen sind. Welches auch immer das philosophische Fundament dieser Rechte sein 
mag, sie bilden die notwendige Voraussetzung dafür, daß die vorwiegend verfahrensmäßig 
bestimmten Mechanismen, die ein demokratisches Regime charakterisieren, überhaupt 
funktionieren können. Die Verfassungsnormen, die diese Rechte verleihen, sind also keine 
eigentlichen Spielregeln selbst, sondern Vorab-Regeln (regole preliminari), die das Ab- 
wickeln des Spiels ermöglichen. 

Daraus folgt, daß der liberale Rechtsstaat nicht nur die historische, sondern auch die juristi-. 
sche Voraussetzung des demokratischen Staats darstellt. Liberaler Staat und demokratischer 
Staat stehen in einer doppelten Wechselbeziehung zueinander: in einer Richtung, die vom Li- 
beralismus zur Demokratie führt, in dem Sinne, daß bestimmte Freiheitsrechte notwendig 
sind, um die korrekte Ausübung der demokratischen Staatsmacht zu gewährleisten, und in 
der entgegengesetzten Richtung, daß es einer demokratischen Macht bedarf, um die Existenz 
und das Fortbestehen der Grundfreiheiten zu garantieren. M.a.W.: Es ist wenig wahrschein- 
lich, daß ein nicht liberaler Staat ein korrektes Funktionieren der Demokratie gewährleisten 
kann, und es ist andererseits genauso wenig wahrscheinlich, daß ein nicht demokratischer 
Staat in der Lage ist, die Grundfreiheiten zu garantieren. Der historische Beweis für diese 
Wechselbeziehung liegt in der Tatsache, daß demokratischer Staat und liberaler Staat, wenn 
sie fallen, miteinander fallen. 


Die nicht eingehaltenen Versprechen der Demokratie 

Dieser Verweis auf die Prinzipien gestattet es mir, zur Sache zu kommen, also wie angekün- 
digt einige Beobachtungen zur aktuellen Situation zu machen. Es geht um ein Thema, das 
üblicherweise unter dem Namen der »Transformation der Demokratie« verhandelt wird. 


Wenn man all das sammeln wollte, was über die Transformation der Demokratie oder zur 
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Demokratie in Transformation geschrieben wurde, so müßte man wohl eine ganze Biblio- 
thek füllen. Aber das Wort »Transformation« ist derart vage, daß es die unterschiedlichsten 
Bewertungen erlaubt: aus einem rechten Blickwinkel (ich denke z.B. an das Buch Pareto’s 
Transformazione della democrazia (1920), dem Stammvater für eine lange und ununterbro- 
chene Reihe von Klagen über die Krise der Zivilisation) hat sich die Demokratie in ein halb- 
anarchisches Regime verwandelt, das die »Zerbröckelung« des Staates zur Folge haben wird; 
aus linker Sicht (ich denke etwa an ein Buch wie Johannes Agnoli’s Die Transformation der 
Demokratie (1967), ein typisches Beispiel der außerparlamentarischen Kritik), ist die parla- 
mentarische Demokratie dabei, sich in ein autokratisches Regime zu verwandeln. Eheralsauf 
die Transformation scheint es mir für unsere Zwecke daher sinnvoll, die Überlegung auf den 
Unterschied zwischen den demokratischen Idealen und der»realen Demokratie« zu konzen- 
trieren (einen Ausdruck, den ich im selben Sinne verwende, indem man vom »realen Sozialıs- 
mus« redet). Vor kurzem hat mich ein Hörer auf die Schlußworte aufmerksam gemacht, die 
Boris Pasternak Gordon, den Freund des Doktor Schiwago, sagen läßt: 

»Es geschieht immer wieder das gleiche in der Geschichte: ein Ideal, eine erhabene Idee, vergröbert sich, 


wird materialisiert. So wurde Griechenlandzu Rom, so wurde dasRußland der Aufklärung zur Revolu- 
tion.« (Pasternak 1964: 587) 


Ebenso, füge ich hinzu, wurde das liberale und demokratische Denken eines Locke, eines 
Rousseau, eines Tocqueville, eines Bentham und eines John Stuart Mill zum Handeln von ... 
(Hier können Sie den Namen des Politikers einsetzen, an den Sie denken; Sie werden keine _ 
Schwierigkeiten haben, mehr als einen zu finden). Und es ist eben diese »grobe Materie« und 
nicht die »erhabenen« Konzeptionen, von der wir reden müssen, oder, wenn Sie so wollen, 
vom Kontrast zwischen dem, was versprochen und dem, was tatsächlich durchgeführt wur- 
de. Von diesen nicht eingehaltenen Versprechen der Demokratie nenne ich sechs. 


Die Geburt der pluralistischen Gesellschaft 


Die Demokratie ist hervorgegangen aus der individualistischen Gesellschaftsauffassung, d.h. 

jener Konzeption, für die — im Gegensatz zur in der Antike und im Mittelalter vorherr- 

schenden organischen Gesellschaftsauffassung, für die das Ganze vor den Teilen da ist — die 

Gesellschaft, jede Gesellschaftsform und vor allem die politische Gesellschaft ein künstliches 

Produkt des Willens der Individuen darstellt. Zur Herausbildung der individualistischen 

Auffassung von Gesellschaft und Staat und zur Auflösung der organischen Auffassung tru- 

gen drei Entwicklungen bei, die die Sozialphilosophie der Moderne charakterisieren: 

(a) Die Vertragstheorien des 17. und 18. Jahrhunderts. Die Theorien des Gesellschaftsver- 
trages gehen von der Hypothese aus, daß vor der Entstehung der »civil society«! der Na- 
turzustand existiert, in dem die freien und gleichen Individuen die Souveräne sind, die 
dann untereinander darin übereinkommen, eine gemeinsame Gewalt ins Leben zu ru- 
fen, der die Funktion zukommt, ihr Leben und ihre Freiheit (ebenso wie ihr Eigentum) 
zu garantieren. 

(b) Die Geburt der politischen Ökonomie, d.h. einer Analyse der Gesellschaft und der sozia- 
len Beziehungen, deren Subjekt wiederum das einzelne Individuum ist, nämlich der homo 
oeconomicns und nicht mehr das politikön zöon der Tradition, das nicht für sich selbst, 
sondern nur als Mitglied einer Gemeinschaft betrachtet wird. Subjekt der politischen 
Ökonomie ist also der Einzelne, der nach Adam Smith »gerade dadurch, daß er daseigene 
Interesse verfolgt, häufig das der Gesellschaft nachhaltiger (fördert), als wenn er wirklich 
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beabsichtigt, es zu tun«. (Außerdem ist ja die neuere Interpretation von Macpherson be- 
kannt, für den der Naturzustand von Hobbes und Locke eine Präfiguration der Marktge- 
sellschaft darstellt) (Macpherson 1962). 

(<) Die utilitaristische Philosophie von Bentham bis Mill, für die das einzige Kriterium zur 
Begründung einer objektivistischen Ethik, d.h. für eine Unterscheidung von gut und bö- 
se, ohne dabei auf vage Begriffe wie die »Natur« zurückzugreifen, darin besteht, daß man 
ausgeht von der Betrachtung wesentlich individueller Zustände wie Lust und Schmerz 
und das traditionelle Problem des Allgemeinwohls auflöst in der Summe der individuel- 
len Güter bzw. nach der Formulierung Benthams im Glück der größten Anzahl. 

Von der Hypothese des souveränen Individuums ausgehend, das mit den anderen gleicherma- 
ßen souveränen Individuen eine vertragliche Übereinkunft trifft und damit die politische Ge 
sellschaft hervorbringt, hatte sich die demokratische Doktrin einen Staat ohne intermediäre 
Körper (vgl. Bobbio 1976a) vorgestellt, wie sie für die Zunftgesellschaft mittelalterlicher Städte 
und den Ständestaat vor der Durchsetzung der absoluten Monarchie charakteristisch waren. 
Der demokratischen Lehre zufolge sollte es in der politischen Gesellschaft also zwischen dem 
souveränen Volk, das sich aus vielen Individuen (ein Kopf, eine Stimme) zusammensetzt, und 
seinen Repräsentanten keinerlei Sondergesellschaften mehr geben, wie sie Rousseau beklagte 
und wie sie dann mit dem Gesetz Le Chapelier auch von Staats wegen (d’autoritä) beseitigt wur- 
den (ein Gesetz, das erst 1887 in Frankreich aufgehoben wurde). Was aber mit der Entwicklung 
der demokratischen Staaten eintrat, war das genaue Gegenteil: Zu den politisch relevanten Sub- 
jekten wurden immer mehr die Gruppen, die Großorganisationen, Verbände unterschiedlich- 
ster Natur, Gewerkschaften der verschiedensten Berufsgruppen, Parteien mit den diversesten 
Ideologien ... und immer weniger die Individuen. Die Gruppen und nicht die Individuen sind 
die Protagonisten des politischen Lebens in einer demokratischen Gesellschaft von heute. Es 
gibt in ihr nicht mehr einen Souverän, das Volk oder die Nation, gebildet aus den Individuen, 
die das Recht errungen haben, direkt oder indirekt an der Regierung teilzunehmen. Das Volk 
als ideale (oder mystische) Einheit gibt es nicht mehr, sondern das Volk ist gespalten in entge- 
gengesetzte und miteinander konkurrierende Gruppen, die ihre relative Autonomie gegenüber 
der Zentralregierung haben (eine Autonomie, die die einzelnen Individuen längst verloren oder 
nie besessen haben, wenn nicht in einem Idealmodell der demokratischen Regierung, das be- 
ständig durch die Tatsachen Lügen gestraft wurde). 

Das ideale Modell der demokratischen Gesellschaft war das einer zentripetalen Gesellschaft. 

Die Wirklichkeit, die wir vor Augen haben, ist die einer zentrifugalen Gesellschaft, in der es 

nicht mehr ein einziges Machtzentrum gibt (die volonze generale Rousseau’s) sondern viele Zen- 

tren. Daher verdient sie auch den Namen der pobyzentrischen oder polyarchischen Gesellschaft, 
über dessen Verwendung sich heute die Politikwissenschaftler weitgehend einig sind (in einer 
noch stärkeren, aber nicht völlig falschen Redeweise spricht man auch von der pobykratischen 

Gesellschaft). Das auf die Volkssouveränität gegründete Modell des demokratischen Staates, das 

man sich in Analogie zur Souveränität des Fürsten vorstellte, war das Modell einer monisti- 

schen Gesellschaft. Die reale Gesellschaft, die den demokratischen Regierungen zugrunde liegt, 
ist pluralistisch. 


Revanche der Interessen 


Aus dieser ersten Transformation (die erste in dem Sinne, daß sie die Verteilungder Macht be- 
trifft) leitet sich die zweite ab, die Veränderung der Repräsentation. Die moderne Demokra- 
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tie entstand im Gegensatz zur antiken Demokratie als repräsentative Demokratie und sollte 
durch die politische Repräsentation charakterisiert sein: also eine Form der Repräsentation, 
in der der Repräsentant, da er dazu berufen ist, die Interessen der Nation zu verfolgen, kei- 
nem gebundenen Mandat mehr unterworfen sein kann. Das Prinzip, auf das sich die politi- 
sche Repräsentation gründet, ist also das Gegenteil des die Repräsentation von Interessen be- 
gründenden Prinzips: Hier nämlich ist der Repräsentant, der die besonderen Interessen des 
Repräsentierten verfolgen soll, einem gebundenen Mandat unterworfen (und zwar einem 
privatrechtlichen Vertrag, der seine Abberufung im Falle des Mißbrauchs seines Mandats 
vorsieht). Einer der berühmtesten und historisch bedeutsamsten Debatten in der französi- 
schen Verfassungsgebenden Versammlung, aus der die Verfassung von 1791 hervorging, sah 
als Sieger diejenigen, die der Auffassung waren, daß der Deputierte, sobald er einmal gewählt 
war, zum Vertreter der Nation werde und nicht mehr Vertreter seiner Wähler sei: und als 
solcher sei er durch kein Mandat mehr gebunden. Das freie Mandat war ein Vorrecht des 
Königs gewesen, der bei der Einberufung der Generalstände verlangte, daß die Delegierten 
der Stände ohne jegliche powvoirs restrictifs zur Versammlung gesandt würden (vgl. die aus- 
führliche Dokumentation von Violante 1981). Als offensichtlicher Ausdruck der Souveräni- 
tät wurde dann das freie Mandat von der Souveränität des Königs auf die Souveränität der 
vom Volke gewählten Versammlung übertragen. Seither ist das Verbot des imperativen 
Mandats zu einer festen Regel aller repräsentativ-demokratischen Verfassungen geworden, 
und die unbedingte Verteidigung der politischen Repräsentation fand ihre überzeugten Be- 
fürworter immer bei denjenigen, die die repräsentative Demokratie gegen alle Versuche un- 
terstützten, sie durch die Vertretung der Interessengruppen zu ersetzen oder zu ergänzen. 
Doch keine Verfassungsnorm wurde häufiger verletzt als das Verbot des imperativen Man- 
dats, und keinem Prinzip wurde je weniger Aufmerksamkeit geschenkt als dem der politi- 
schen Repräsentation. Aber wie könnten eine derartige Norm und ein derartiges Prinzip 
auch Anwendung finden in einer Gesellschaft, die sich aus relativ autonomen und miteinan- 
der um die Vorherrschaft, um den Vorrang ihrer Interessen kämpfenden Gruppen zusam- 
mensetzt? Abgesehen davon, daß jede Gruppe dazu neigt, das nationale Interesse mit ihrem 
Eigeninteresse zu identifizieren — gibt es denn irgendein allgemeines Kriterium für die Un- 
terscheidung des Allgemeininteresses vom Sonderinteresse dieser oder jener Gruppe, oder 
von der Kombination der Sonderinteressen von Gruppen, die sich auf Kosten anderer eini- 
gen? Wer besondere Interessen vertritt, hat immer ein imperatives Mandat. Wo ließe sich 
aber ein Volksvertreter finden, der nicht besondere Interessen repräsentierte? Sicherlich 
nicht in den Gewerkschaften, von denen außerdem das Zustandekommen von Abkommen 
mit gewaltiger politischer Relevanz etwa zur Arbeitsorganisation oder zu den Arbeitskosten 
abhängt. Vielleicht im Parlament? Aber was ist denn die Fraktionsdiziplin der Parteien an- 
deres als eine offene Verletzung des Verbots imperativer Mandate? Werden nicht diejenigen, 
die manchmal im Schutz geheimer Abstimmungen aus der Parteidiziplin ausscheren, »Hek- 
kenschützen«? genannt, also als Missetäter der öffentlichen Verdammung preisgegeben? Vor 
allem aber ist das Verbot des imperativen Mandats ein Verbot ohne jegliche Sanktion. Im 
Gegenteil, die einzige Sanktion, die der Abgeordnete fürchten muß, dessen Wiederwahl ja 
von der Unterstützung seiner Partei abhängt, tritt im Falle ein, daß er die genau entgegenge- 
setzte Regel übertritt, sich an das von seiner Partei verliehene Mandat gebunden zu fühlen. 
Ein weiterer Beweis für den, wie ich sagen würde, endgültigen Sieg der Repräsentation von 
Sonderinteressen über die politische Repräsentation ist der Typus von Verhältnis, der sich 
in der Mehrheit der europäischen Staaten zwischen den großen entgegengesetzten Interes- 
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sengruppen (den Repräsentanten der Unternehmer bzw. der Arbeiter) und dem Parlament 
herausgebildet hat: ein Verhältnis, daß zu jenem neuen System gesellschaftlicher Regulie 
rung führte, das man zu Recht oder zu Unrecht das neokorporatistische genannt hat.? Für 
dieses System charakteristisch ist ein Dreiecksverhältnis, in dem die Regierung — im Ideal- 
fall Repräsentant der nationalen Interessen — nur noch als Vermittler zwischen den gesell- 
schaftlichen Gruppen interveniert, sowie allerhöchstens noch als (in der Regel ohnmächti- 
ger) Garant für die Einhaltung der geschlossenen Abkommen. Diejenigen, die vor etwa 
zehn Jahren dieses theoretische Modell ausgearbeitet haben, das heute im Mittelpunkt der 
Diskussion über die »Transformation« der Demokratie steht, definierten die neokorporati- 
stischen Gesellschaften als eine Lösungsform der sozialen Konflikte, die sich eines Verfah- 
rens bedient — nämlich des Abkommens zwischen Großorganisationen —, das mit der poli- 
tischen Repräsentation nicht das geringste gemein hat, sondern vielmehr einen typischen 
Ausdruck der Repräsentation von Interessengruppen darstellt. 


Fortbestand der Oligarchien 


Als das dritte nicht eingehaltene Versprechen der Demokratie sehe ich das Versprechen an, 
der oligarchischen Macht ein Ende zu bereiten. Ich brauche auf diesen Punkt nicht weiter 
einzugehen, da es ein häufig behandeltes und wenig umstrittenes Thema ist, jedenfalls seit 
Gaetano Mosca Ende des vorigen Jahrhunderts seine Theorie der »politischen Klasse« ent- 
wickelte, die dann unter dem Einfluß von Pareto die Elitentheorie genannt wurde (vgl. Bob- 
bio 1977). Das Prinzip, aus dem sich das demokratische Denken inspirierte, war immer die 
Freiheit, verstanden als Autonomie, d.h. als Fähigkeit, sich seine Gesetze selbst zu geben — 
nach der berühmten Definition Rousseau’s. Die Konsequenz dieses Freiheitsbegriffs sollte 
eine völlige Identität zwischen demjenigen, der eine Verhaltensregel aufstellt und demjeni- 
gen, der sie befolgt sein, also der Wegfall der traditionellen Unterscheidung zwischen Regie- 
renden und Regierten, auf der das gesamte vorherige politische Denken beruhte. Die reprä- 
sentative Demokratie, die zudem die einzig existierende und funktionierende Form der 
Demokratie darstellt, ist nun schon in sich selbst ein Abgehen vom Prinzip der Freiheit als 
Autonomie. Die Hypothese, die zukünftige »Computer-kratie« — wie man sie genannt hat — 
werde die Durchführung der direkten Demokratie erlauben, indem sie jedem Bürger die 
Möglichkeit verleiht, seine Stimme direkt an ein Elektronengehirn zu übermitteln, ist kin- 
disch. Geht man nämlich von der Anzahl der Gesetze aus, die in Italien jedes Jahr beschlos- 
sen werden, so müßte unser braver Bürger mindestens einmal täglich seine Stimme abgeben. 
Das Übermaß an Partizipation, das zum von Dahrendorf so genannten und beklagten Phä- 
nomen des »totalen Bürgers« führt (Dahrendorf 1977: 35-59), kann zum Überdruß an der 
Politik und zu wachsender Apathie der Wähler führen. Oft ist die Gleichgültigkeit Vieler 
der Preis, den man für das Engagement Weniger zahlen muß. Nichts riskiert so sehr, die De 
mokratie abzutöten, als das Übermaß an Demokratie selbst. 

Natürlich hebt der Fortbestand der Machteliten den Unterschied zwischen den demokrati- 
schen und autokratischen Regimes nicht auf. Dies wußte auch Mosca, der doch ein Konser- 
vativer war und sich für einen Liberalen, nicht aber für einen Demokraten ausgab. Er ent- 
wickelte eine komplexe Typologie von Regierungsformen, um zu zeigen, daß eszwar immer 
Machtoligarchien gibt, daß sich die verschiedenen Regierungsformen jedoch nach den Diffe 
renzen in der Herausbildung und Organisation der politischen Klasse unterscheiden lassen 
(Mosca 1966: 240 ff.). Da ich oben von einer vornehmlich verfahrensmäßigen Definition der 
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Demokratie ausgegangen bin, soll nicht vergessen werden, daß einer der Vertreter dieser De- 
finition, Joseph Schumpeter, das Problem perfekt mit seiner These auf den Begriff gebracht 
hat, das Charakteristikum der Demokratie sei nicht die Abwesenheit von Eliten, sondern 
die Konkurrenz mehrerer Eliten um die Eroberung der Mehrheit der Wählerstimmen. Im 
neueren Buch von C.B. Macpherson The Life and Time of Liberal Democracy (1977) werden 
vom letzten Jahrhundert bis heute vier Phasen in der Entwicklung der Demokratie unter- 
schieden: die letzte Phase, die er als »Gleichgewichtsdemokratie« definiert, entspricht der 
Schumpeterschen Definition. Ein italienischer Elitentheoretiker und Interpret von Mosca 
und Pareto unterschied in zusammenfassender und, wie ich meine, treffender Weise zwi- 
schen Eliten, die sich (sc. mit Gewalt) aufdrängen und Eliten, die sich (sc. zur Wahl) vor- 
schlagen (Burzio 1945: 19). 


Der begrenzte demokratische Raum 


Wenn es der Demokratie nicht gelungen ist, die Macht der Oligarchen zu besiegen, so war sie 
ebensowenig erfolgreich in ihrem Bestreben, alle Räume zu besetzen, in denen die Macht, für 
ganze soziale Gruppen bindende Entscheidungen zu treffen, ausgeübt wird. Die Unterschei- 
dung, die hierbei ins Spiel kommt, ist nicht mehr die zwischen der Macht der Wenigen und 
der der Vielen, sondern die zwischen aufsteigender und absteigender Macht. Übrigens müßte 
man hier eher von Inkonsequenz der Demokratie sprechen als von der fehlenden Durchfüh- 
rung ihrer Prinzipien. Ist doch die moderne Demokratie entstanden als Methode der Legiti- 
mation und Kontrolle der politischen Entscheidung im engen Sinne bzw. der »Regierung« im 
Wortsinne, sei es der nationalen, sei es der iokalen Regierung. Hier kommt der Einzelne in 
seiner allgemeinen Rolle als Bürger in Betracht, nicht aber in der Vielzahl seiner spezifischen 
Rollen als Gläubiger einer Kirche, als Arbeiter, als Student, Soldat, Konsument, Kranker 
usw. Wenn man nach der Erreichung des allgemeinen Wahlrechts noch von einer Auswei- 
tung des Demokratisierungsprozesses sprechen kann, so müßte sich dieser nicht — wie ge 
wöhnlich behauptet — im Übergang von der repräsentativen zur direkten Demokratie erwei- 
sen, sondern im Übergang von der politischen zur sozialen Demokratie: also nicht so sehr in 
der Antwort auf die andere Frage »Wer wählt?« als vielmehr in der Antwort auf die andere 
Frage»Wo wird gewählt?«. M.a.W., wenn man wissen will, ob in einem gegebenen Land eine 
Entwicklung der Demokratie stattgefunden hat, so sollte man nicht danach Ausschau halten, 
ob die Anzahl derjenigen gestiegen ist, die zur Beteiligung an den sie betreffenden Entschei- 
dungen berechtigt sind, sondern danach, ob die Anzahl der Räume oder Bereiche gewachsen 
ist, in denen man dieses Recht ausüben kann. Solange in einer fortgeschrittenen Industriege- 
sellschaft die beiden großen Blöcke einer Macht von oben, das Unternehmen und der Verwal- 
tungsapparat, noch nicht vom Prozeß der Demokratisierung ergriffen wurden — wobei wir 
hier das Urteil darüber, ob dies nicht nur möglich, sondern auch wünschenswert ist, suspen- 
dieren —, kann der Prozeß der Demokratisierung noch nicht als abgeschlossen gelten. 

Es scheint mir dennoch von Interesse, darauf hinzuweisen, daß es in einigen dieser (im tradı- 
tionellen Wortsinne) nicht politischen Räume, z.B. in der Fabrik, zur Proklamation einiger 
Freiheitsrechte für den Bereich dieses spezifischen Machtsystem gekommen ist— in Analogie 
zur Deklaration der Bürgerrechte im Verhältnis zum System der politischen Macht: Ich be- 
ziehe mich z.B. auf das in Italien 1970 erlassene statzto dei lavoratori (= das ‘Arbeiterstatut’, 
das die Gewerkschafts- und Informationsrechte im Betrieb garantiert; A.d.U.) und auf die 
derzeit laufenden Initiativen zur Verkündung einer »Charta der Rechte der Kranken«. Auch 
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beiden Vorrechten des Bürgers in seinem Verhältnis zum Staat ging die Gewährungvon Frei- 
heitsrechten der Erlangung politischer Rechte voraus.* Wie ich oben bereits zum Verhältnis 
zwischen liberalem und demokratischem Staat bemerkte, war die Gewährung politischer 
Rechte eine natürliche Konsequenz aus der Gewährung der (persönlichen) Freiheitsrechte; 
da die einzige Garantie für die Einhaltung der Freiheitsrechte im Recht auf Kontrolle der 
Macht besteht, die diese Rechte garantieren soll. 


Die unsichtbare Macht 


Das fünfte nicht eingelöste Versprechen der Demokratie war die Beseitigung der unsichtba- 
ren Macht. Während es aber zum Verhältnis von Demokratie und oligarchischer Macht um- 
fängliche Literatur gibt, ist das Thema der unsichtbaren Macht bis heute zu wenig untersucht 
worden (auch deshalb, weil es sich den üblicherweise von Soziologen verwandten Untersu- 
chungstechniken entzieht: Interviews, Meinungsumfragen usw.). Es mag sein, daß ich beson- 
ders durch die Ereignisse in Italien beeinflußt bin, wo, wenn Sie mir das Wortspiel erlauben, 
die Existenz der unsichtbaren Macht ja nur allzu sichtbar ist (Mafia, Camorra, anomale Frei- 
maurerlogen, unkontrollierte Geheimdienste, die eben die subversiven Elemente schützen, 
die sieüberwachen sollten ...). Jedenfalls habe ich die bisher ausführlichste Behandlung dieses 
Themas im Buch des amerikanischen Politologen Alan Wolfe The Limits ofLegitimacy (Wol- 
fe 1977) gefunden. Er widmet ein gut recherchiertes Kapitel dem von ihm so genannten 
»Doppelstaat«, doppelt im Sinne, daß neben dem sichtbaren noch ein unsichtbarer Staat exi- 
stiert. Es ist wohlbekannt, daß die Demokratie mit der Perspektive entstand, ein für alle Mal 
die unsichtbare Macht aus den menschlichen Gesellschaften zu verbannen, um eine Regie 
rung ins Leben zu rufen, deren Handlungen (um die Ausdrucksweise Maurice Joly’s zu ver- 
wenden) »im hellen Licht der öffentlichen Meinung« stattfinden sollten (Joly 1968: 37). Das 
Idealmodell der modernen Demokratie war die antike Demokratie, insbesondere der kleinen 
Stadt Athen in jenen glücklichen Momenten, in denen sich das Volk inder Agora versammel- 
te und im Lichte der Sonne seine Entscheidungen traf, nachdem es die Redner, die die ver- 
schiedenen Positionen erläuterten, angehört hatte. Platon hatte sie — um sie zu verleumden 
(aber Platon war ein antidemokratischer Schriftsteller) — Theatrokratie, »Zuschauerherr- 
schaft« genannt (ein Wort, das sich nicht zufälligerweise auch bei Nietzsche findet). Einer der 
Gründe für die Überlegenheit der Demokratie gegenüber den absolutistischen Staaten — die 
ja die Geheimnisse der Regierungskunst, die arcana imperii wieder aufgewertet und mit histo- 
rischen und politischen Argumenten die Notwendigkeit verteidigt hatten, die großen politi- 
schen Entscheidungen außer Reichweite des indiskreten Blicks der Öffentlichkeit in Ge- 
heimkabinetten zu treffen — lag in der Überzeugung, die demokratische Regierung werde 
endlich zu einer Transparenz der Macht führen, zur »Macht ohne Maske«. 

Im Anhang seiner Schrift Zum ewigen Frieden stellte Kant das grundlegende Prinzip auf, dem- 
zufolge »Alle auf das Recht anderer Menschen bezogene Handlungen, deren Maxime sich 
nicht mit der Publicität verträgt, unrecht (sind)« (Kant 1968: 381). Was er damit meinte, war 
nicht nur, daß eine Handlung, die ich geheim halten muß, mit Sicherheit ungerecht ist, son- 
dern auch, daß sie, einmal öffentlich gemacht, eine derartige Reaktion hervorrufen würde, 
daß damit ihre Durchführung unmöglich wäre: Welcher Staat etwa— um das von Kant selbst 
angeführte Beispiel zu verwenden — könnte öffentlich im Augenblick eines internationalen 
Vertragsschlusses verkünden, er werde diesen Vertrag nicht einhalten? Welcher Beamte des 
öffentlichen Dienstes kann in der Öffentlichkeit erklären, er werde öffentliche Gelder für sei- 
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ne privaten Interessen verwenden? Daraus folgt, daß die Pflicht zur Öffentlichkeit aller Re- 
gierungsakte nicht nur deshalb wichtig ist, um — wie man sagt — dem Bürger die Kenntnis 
und damit auch die Kontrolle der Handlungen der Regierenden zu ermöglichen, sondern 
auch deshalb, weil bereits die Öffentlichkeit an sich.eine Form der Kontrolle darstellt: sie ist 
ein Hilfsmittel, dases ermöglicht, Erlaubtes von Unerlaubtem zu unterscheiden. Nicht zufäl- 
ligerweise entwickelte sich ja die Politik der arcana imperii parallel zu den Theorien der 
Staatsraison, denen zufolge sich der Staat Dinge erlauben kann, die den privaten Bürgern 
nicht gestattet sind. Deshalb sei der Staat — um den Skandal zu vermeiden — dazu gezwun- 
gen, im Geheimen zu handeln. (Um eine Vorstellung von der außergewöhnlichen Vollmacht 
des Tyrannen zu vermitteln, spricht Platon davon, daß es nur dem Tyrannen erlaubt sei, öf- 
fentlich skandalöse Handlungen zu vollziehen, die sich gewöhnliche Sterbliche allenfalls im 
Traum vorstellen können) (Platon, 571 c,d). 

Selbstverständlich ist die öffentliche Kontrolle der Macht in einem Zeitalter wie dem unsri- 
gen noch notwendiger, in dem die technischen Insturmente, über die die Machthaber verfü- 
gen, um bis ins kleinste Detail alles zu wissen, was die Bürger tun, derart gewachsen sind, daß 
ihre Kapazität nahezu unbegrenzt ist. Wenn ich oben einige Zweifel an der These geäußert 
habe, die Computer-Herrschaft könne der Demokratie »von unten« (der Demokratie der Re 
gierten) förderlich sein, so habe ich keinerlei Zweifel am Dienst, den sie der Demokratie»von 
oben« (der der Regierenden) zu leisten vermag. Schon immer war es das Ideal des Herrschers 
gewesen, jede Geste seiner Untertanen sehen, jedes ihrer Worte hören zu können (und zwar 
nach Möglichkeit, ohne dabei selbst gesehen oder gehört zu werden): dieses Ideal ist heute 
technisch durchführbar geworden. Kein antiker Despot, kein absolutistischer Monarch der 
frühen Neuzeit, und wenn ersich mit Tausenden von Spionen umgab, war jemals in der Lage, 
all die Informationen über seine Untergebenen zu besitzen, die heute die demokratischste al- 
ler Regierungen aus dem Gebrauch der elektronischen Datenverarbeitung ziehen kann. Die 
alte Frage, die das gesamte politische Denken durchzieht »Wer bewacht die Wächter?« kann 
heute in der anderen Formulierung wiederholt werden »Wer kontrolliert die Kontrolleu- 
re?«. Wenn es nicht gelingen wird, auf diese Frage eine angemessene Antwort zu finden, dann 
ist die Demokratie — verstanden als sichtbare Regierung — verloren. In diesem Falle handelte 
es sich weniger um ein nicht eingehaltenes Versprechen als um eine Entwicklungstendenz, 
die den Prämissen der Demokratie zuwiderlief: um die Tendenz, die nicht zur maximalen 
Kontrolle der Macht durch die Bürger hinführt, sondern im Gegenteil zur maximalen Kon- 
trolle der Untertanen seitens der Macht. 


Der ungebildete Bürger 


Das sechste nicht gehaltene Versprechen betrifft die Erziehung zur Bürgerschaft. In den Re- 
den zur Verteidigung der Demokratie fehlt seit zweihundert Jahren nie das Argument, die 
einzige Art und Weise, aus einem Untertanen einen Bürger zu machen, bestehe darin, ihn der 
Rechte teilhaftig werden zu lassen, die im vorigen Jahrhundert in der Lehre vom öffentlichen 
Recht activae civitatis, Rechte der Aktivbürgerschaft genannt wurden. Die Erziehung zur 
Demokratie vollzieht sich in der Ausübung der demokratischen Praxis selbst. Vorher gab es 
dieses Argument noch nicht. Nach dem jakobinischen Modell sollte zuerst die revolutionäre 
Diktatur kommen und erst danach das Reich der Tugend. Nunmehr jedoch ist für den guten 
Demokraten das Reich der Tugend (die für Montesquieu das Prinzip der Demokratie dar- 
stellt, im Gegensatz zur Furcht als Prinzip des Despotismus) die Demokratie selbst. Sie kann 
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auf die Tugend, verstanden als Liebe zur öffentlichen Sache, nicht verzichten, gleichzeitig be- 
fördert, stärkt und nährt sie diese jedoch. Eine der hierfür beispielhaften Textstellen findet 
sich im Kapitel über die beste Regierungsform der Considerations on Representative Govern- 
ment von John Stuart Mill, und zwar dort, wo er die Bürger in aktive und passive unterteilt. 
Er präzisiert, daß die Regierenden in der Regel letztere bevorzugen, da es sehr viel leichter ist, 
gefügige oder gleichgültige Untertanen im Griff zu haben. Die Demokratie aber benötige die 
ersteren. Überwögen nämlich die passiven Bürger, so schließt er, dann würden die Herr- 
schenden nur allzu gerne aus ihren Untertanen eine Herde von Vieh machen, die sich einzig 
darum kümmert, eine Weide nach der anderen abzugrasen (und sich — füge ich hinzu— auch 
dann nicht beklagt, wenn das Gras knapp ist) (Mill 1977: 406). Dies führt Mill dann zu seinem 
Vorschlag, das Wahlrecht auf die unteren Klassen auszuweiten, und zwar mit dem Argu- 
ment, daß eines der Heilmittel gegen die Tyrannei der Mehrheit darin besteht, nicht nur die 
wohlhabenden Klassen an den Wahlen teilhaben zu lassen, die immer nur eine Minderheit 
der Bevölkerung darstellen und daher natürlicherweise dahin tendieren, nur für ihre exklusi- 
ven Interessen zu sorgen, sondern auch die Volksklassen. Mill führt dazu aus: Die Wahlbetei- 
ligung hat einen großen erzieherischen Wert; denn über die politische Diskussion gelingt es 
dem Arbeiter, dessen Arbeit sich beständig im engen Horizont seiner Fabrik wiederholt, das 
Verhältnis von weit entfernten Ereignissen zu seinem persönlichen Interesse herzustellen. Er 
vermag dann auch Beziehungen zu Bürgern herzustellen, die von denen, mit denen er Tag für 
Tag verkehrt, verschieden sind, und so über die politische Beteiligung zum bewußten Mit- 
glied eines Gemeinwesens zu werden (Mill 1977: 470). Die Erziehung zur Bürgerschaft war 
auch eines der bevorzugten Themen der amerikanischen politischen Wissenschaft der 50er 
Jahre, das unter dem Etikett der »politischen Kultur« verhandelt und über das Unmengen 
von schnell verbleichender Tinte vergossen wurden. Von den zahlreichen Unterscheidungen 
dabei erinnere ich an diejenige zwischen eirier Untertanenkultur, die an den ostputs des Sy- 
stems, d.h. den Vorteilen, die der Wähler vom politischen System erwartet, orientiert ist und 
einer teilnehmenden, an den inputs orientierten Kultur, die für Wähler eigentümlich ist, die 
sich als potentielle Beteiligte bei der Formulierung der politischen (Nach-)Frage? und der 
Entscheidungsfindung betrachten. 

Wenn wir heute um uns blicken, so steht man in den am meisten gefestigten Demokratien 
dem Phänomen der politischen Apathie gegenüber, die oft bis zur Hälfte der Wahlberechtig- 
ten erfaßt. Unter dem Gesichtspunkt der politischen Kultur handelt es sich dabei um Perso- 
nen, die sich weder an den oxtputs noch an den inpats des politischen Systems orientieren. Sie 
sind schlicht und einfach desinteressiert an dem, was im »palazzo« geschieht (wie man in Ita- 
lien mit einem treffenden Ausdruck sagt). Ich weiß, daß man die politische Apathie auch 
wohlwollend interpretieren kann. Aber auch die wohlwollendsten Interpretationen können 
mir nicht den Gedanken daran rauben, daß sich die großen demokratischen Schriftsteller 
schwer damit täten, in der Weigerung vieler Bürger, ihr Recht auf politische Beteiligung zu 
gebrauchen, eine Frucht der Erziehung zur Bürgerschaft zu erblicken. In demokratischen 
Regimes wie Italien, in denen der Prozentsatz der Wähler noch immer sehr hoch ist (aber mit 
jeder Wahl abnimmt), gibt es gute Gründe für die Annahme, daß in der Wählerschaft die po- 
litischen Meinungswähler (voto di opinione) abnehmen, die »Tauschstimmen« (voto di 
scambio) aber zunehmen: d.h., um die aseptische Sprache der political scientists zu verwen- 
den, die am output orientierte Stimmabgabe, oder in kruderer, aber vielleicht weniger mysti- 
fizierender Terminologie das klientelistische Wahlverhalten, das sich auf ein — wenngleich 
oftmals illusorisches — do ut des gründet (politische Unterstützung im Austausch gegen per- 
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sönlichen Vorteil). Auch für diese» Tauschstimmen« gibt es wohlwollende Interpretationen. 
Dennoch kann ich nicht umhin, dabei an Tocqueville zu denken, der es in einer Rede vor der 
Abgeordnetenkammer (am 27. Januar 1848) als Verfall der öffentlichen Sitten beklagte, dafs 
»anı die Stelle der Meinungen, Gefühle und gemieinsamen Ideen immer mehr die partikularen 
Interessen treten« und der sich fragte — an seine Mitabgeordneten gewandt — »ob nicht die 
Zahl derjenigen zugenommen habe, die nach persönlichen Interessen abstimmen, und die 
Zahl derjenigen, die auf Basis einer politischen Meinung abstimmen, abgenommen habe«. 
Diese Entwicklung schalt er als Ausdruck »niederer und vulgärer Moral«, wenn derjenige, 
»der politische Rechte genießt, meint, einen persönlichen Gebrauch im eigenen Interesse von 
ihnen machen zu können« (Tocqueville 1969: 271). 


Hindernisse der Demokratie 


Von nicht gehaltenen Versprechen der Demokratie sprach ich. Aber waren es denn Verspre- 
chen, die eingehalten werden konnten? Ich würde sagen, nein. Wenn wir hier auch absehen 
vom natürlichen Abstand zwischen »erhabenen« Konzeptionen und der »groben Materie«, 
auf den ich eingangs anspielte, so wurde das politische Projekt der Demokratie doch für eine 
Gesellschaft von sehr viel geringerer Komplexität entworfen als es die heutigen Gesellschaf- 
ten sind. Die Versprechen wurden nicht eingehalten aufgrund von Hindernissen, die man 
« entweder nicht vorhergesehen hatte, oder die im Gefolge der »Transformationen« der (bür- 
gerlich-zivilen) Gesellschaft hinzukamen. (Hier halte ich den Ausdruck »Transformation« 
für angemessen.) Ich nenne drei solcher Hindernisse. 


Die Technokratie 


Erstens: In dem Maße, wie die Gesellschaften übergingen von einer hausgemeinschaftlichen 
Wirtschaftsform (economia familiare) zu einer Marktwirtschaft und dann von einer Markt- 
ökonomie zu einer immer mehr staatlich geschützten, regulierten und geplanten Wirtschaft, 
wuchs auch die Zahl politischer Probleme, deren Lösungtechnische Kompetenzen erfordert. 
Die technischen Probleme benötigen Experten, eine immer größere Schar spezialisierten Per- 
sonals. Dies hatte vor einem Jahrhundert bereits Saint-Simon bemerkt, als er die Ersetzung 
der Regierung der Gesetzeslehrer durch eine Regierung der Wissenschaftler forderte. Mit 
dem Fortschritt der elektronischen Rechensysteme, den Saint-Simon nicht einmal entfernt 
ahnen konnte und die nur von Experten bedient werden können, wuchs auf maßlose Weise 
das Bedürfnis nach einer sogenannten Regierung der Techniker. 

Technokratieund Demokratie stehen im Gegensatz zueinander: wenn der Experte zum Pro- 
tagonisten der Industriegesellschaft geworden ist, dann kann es nicht mehr jeder x-beliebige 
Bürger sein. Die Demokratie beruht auf der Hypothese, daß alle über alles entscheiden kön- 
nen. Die Technokratie geht im Gegensatz dazu davon aus, daß nur die Wenigen zur Entschei- 
dung berufen sind, die von der Materie etwas verstehen. Im Zeitalter der absolutistischen 
Staaten sollte das gemeine Volk von den arcana imperii ferngehalten werden, weil man es für 
ignorant hielt. Heute ist das gemeine Volk sicher weniger unwissend als damals. Aber sind 
nicht die zu lösenden Probleme wie die Inflationsbekämpfung, die Vollbeschäftigung, eine 
gerechtere Einkommensverteilung usw. immer komplizierter geworden? Sind dies nicht 
Probleme, die eine derartige wissenschaftliche und technische Kenntnis erfordern, daß sie für 
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den Durchschnittsbürger von heute (auch wenn er gebildeter ist als der Zeitgenosse des Abso- 
lutismus) nicht weniger Geheimnisse darstellen? 


Das Wachstum des Apparats 


Das zweite unvorhergesehene Hindernis bestand im koninuierlichen Anwachsen des büro- 
kratischen Apparats, eines hierarchisch von oben nach unten gegliederten Machtapparats, 
der somit das Gegenteil eines demokratischen Machtsystems darstellt. Stellt man sich unter 
der Voraussetzung, daß es verschiedene Stufen von Macht gibt, das politische System als eine 
Pyramide vor, so geht in der demokratischen Gesellschaft die Macht von der Basis aus bis zur 
Spitze, in der bürokratischen Gesellschaft hingegen von der Spitze aus nach unten. 
Demokratischer Staat und bürokratischer Staat sind historisch sehr viel enger miteinander 
verbunden, als es ihre Entgegensetzung vermuten läßt. Alle Staaten, diedemokratischer wur- 
den, sind zur selben Zeit auch bürokratischer geworden; denn der Bürokratisierungsprozeß 
war in hohem Maße ein Ergebnis des Prozesses der Demokratisierung. Ein Beleg dafür ist die 
Tatsache, daß sich heute hinter der Forderung nach dem Abbau des Dienstleistungsstaats, der 
einen bürokratischen Apparat von vorher ungekannten Ausmaßen erforderte, oft genug das 
Anliegen verbirgt, die demokratische Macht ich will nicht sagen völlig zu beseitigen, aber ihr 
doch enge Grenzen zu setzen. Warum nun, wie dies ja bereits Max Weber gesehen hat, Demo- 
kratie und Bürokratie parallel zueinander fortgeschritten sind, ist bekannt. Als nur die Eigen- 
tümer das Wahlrecht hatten, war es natürlich, daß sie von der öffentlichen Gewalt nur die 
Ausübung einer Grundfunktion verlangen, den Schutz ihres Eigentums. Daraus entstand 
dann die Theorie vom begrenzten Staat, vom Nachtwächterstaat oder, wie man heute sagt, 
vom minimalen Staat — und die Vorstellung des Staats als Schutzbündnis der Privateigentü- 
mer zur Verteidigung jenes höchsten Naturrechts, das für Locke das Eigentumsrecht war. 
Von dem Moment an, als das Stimmrecht auf die Analphabeten ausgedehnt wurde, war es un- 
umgänglich, daß diese vom Staate forderten, die kostenlose Schulbildung einzuführen, sich 
also eine Aufgabe aufzubürden, die für den Staat der traditionellen Oligarchien, aber auch für 
den Staat der ersten bürgerlichen Oligarchien noch unbekannt war. Als dann das Wahlrecht 
auch ausgeweitet wurde auf die Besitzlosen, die Habenichtse, auf diejenigen, die über kein an- 
deres Eigentum verfügen als ihre Arbeitskraft, hatte dies zur Folge, daß diese vom Staat den 
Schutz vor Arbeitslosigkeit, Sozialversicherungen gegen Krankheit und Alter, Mutter- 
schaftshilfe, preiswerte Wohnungen usw. verlangten. So war also der Dienstleistungsstaat, 
der Sozialstaat, ob er uns nun gefällt oder nicht, die Antwort auf eine von unten kommende 
Nachfrage, auf eine im vollen Wortsinne demokratische Nachfrage. 


Die geringe Leistungsfähigkeit 


Das dritte Hindernis hängt eng mit der Frage nach der Leistungsfähigkeit des demokrati- 
schen Systems insgesamt zusammen: ein Problem, das in den letzten Jahren zur Debatteüber 
die sogenannte »Unregierbarkeit« der Demokratien führte. Worum handelt es sich? Zusam- 
mengefaßt geht es um Folgendes: Der liberale Staat und seine Ausweitung zum demokrati- 
schen Staat trugen dazu bei, die (zivil-bürgerliche) Gesellschaft vom politischen System zu 
emanzipieren. Dieser Emanzipationsprozeß führte dazu, daß die Zivilgesellschaft immer 
mehr zur unerschöpflichen Quelle neuer (Nach-)Fragen wurde, die sich an die Regierung 
richteten, die dann — willsie ihrer Aufgabe gerecht werden— angemessene Antworten geben 


Die Zukunft der Demokratie 35 


muß. Wie aber kann die Regierung antworten, wenn die Nachfrage aus einer freien und 
emanzipierten Gesellschaft immer umfangreicher, drängender und kostspieliger wird? Ich 
sagte bereits, daß der Schutz der bürgerlichen Freiheiten eine notwendige Voraussetzung je- 
der demokratischen Regierung darstellt: Pressefreiheit, Vereinigungs- und Versammlungs- 
freiheit sind nun allesamt Wege, auf denen sich der Bürger an seine Regierung wenden kann, 
um Vorteile, Unterstützungen, Erleichterung, eine gerechtere Verteilung der Ressourcen zu 
fordern. Menge und Häufigkeit dieser Forderungen sind nun derart gewachsen, daß kein po- 
litisches System — so effizient es auch sein mag — mehr in der Lage ist, ihnen allen gerecht zu 
werden. Daher rührt seine sogenannte »Überlastung« und der Zwang für das politische Sy- 
stem, eine drastische Auswahl zu treffen. Die nicht befriedigten Forderungen führen dann zu 
neuer Unzufriedenheit. 

Außerdem steht die Geschwindigkeit, mit der die Forderungen seitens der Bürger an die Re 
gierung gestellt werden, im Kontrast zur Schwerfälligkeit, mit der es die komplexen Verfah- 
ren eines demokratischen Systems der politischen Klasse erlauben, die notwendigen Ent- 
scheidungen zu treffen. Es entsteht damit eine regelrechte Phasenverschiebung zwischen 
dem Mechanismus der Eingabe und dem der Ausgabe — der Immissionsmechanismus wird 
immer schneller, der Emissionsmechanismus immer langsamer. Im autokratischen System 
findet das genaue Gegenteil statt, da dieses in der Lage ist, die (Nach-)Frage zu kontrollieren 
— wenn esdie Autonomie der Zivilgesellschaft erstickt hat— und umgekehrt sehr viel schnel- 
ler Antworten zu geben vermag, da es keine komplexen Entscheidungsverfahren beachten 
muß, wie sie für parlamentarische Systeme eigentümlich sind. Vereinfacht zusammengefaßt 
erleichtert die Demokratie die (Nach-)Frage und erschwert die Antwort; die Autokratie hin- 
gegen kann die gesellschaftliche (Nach-)Frage erschweren und hat weniger Mühe, Antwor- 
ten zu geben. 


Nichtsdestotrotz 


Nach allem, was ich bisher gesagt habe, könnte man vielleicht eine Katastrophenvision über 
die Zukunft der Demokratie erwarten. Doch Nichts davon. Im Vergleich zu den Jahren zwi- 
schen dem ersten und zweiten Weltkrieg, die im berühmten Buch von Elie Halevy L’ere des 
tyrannies (1938) genannt wurden, ist in den letzten 40 Jahren der Bereich demokratischer Re- 
gimes fortwährend gewachsen: Das Buch von Juan Linz The Breakdown of Democracy (1978) 
bezieht sein Material vorwiegend aus den Jahren nach dem ersten Weltkrieg; das entgegenge- 
setzte Werk von Julian Santamaria Transizione alla democrazia nell’Europa del Sud e nell’ 
America latına (1981) bezieht sich auf die Ereignisse der Jahre nach dem zweiten Weltkrieg. 
Nach dem ersten Weltkrieg reichten in Italien wenige Jahre und in Deutschland wenig mehr 
als 10 Jahre dazu aus, den demokratischen Staat zu zerschlagen; nach dem zweiten Weltkrieg 
wurde die Demokratie in den Staaten, in denen sie wiederhergestellt wurde, nicht erneut zer- 
schlagen, in anderen Ländern kam es vielmehr zur Zerschlagung autoritärer Regimes. Auch 
in einem Land wie Italien, in dem die Demokratie nicht oder nur schlecht regiert, läuft sie kei- 
ne ernstliche Gefahr — wenngleich ich diese Worte mit ein wenig ängstlichem Zittern aus- 
spreche. 

Wohlgemerkt, ich spreche von inneren Gefahren, also von Gefahren, die vom rechten oder 
linken Extremismus kommen können. In Osteuropa, wo demokratische Regimes beider Ge- 
burt erstickt wurden oder nicht entstehen können, war und bleibt die Gefahr eineäußere. Ich 
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habe mich in meiner Analyse nur mit den inneren Schwierigkeiten der Demokratie befaßt, 
nicht mit den äußeren, die von der Verortung der verschiedenen Länder im internationalen 
System abhängen. Nun gut, meine Schlußfolgerung lautet jedenfalls, daß die nicht eingehalte- 
nen Versprechen und die unvorhergesehenen Hindernisse, die mein Thema waren, nicht der- 
art sind, daß sie ein demokratisches Regime in ein autokratisches »transformiert« hätten. Der 
wesentliche Unterschied zwischen dem einen und dem anderen bleibt bestehen. Der minima- 
le Gehalt des demokratischen Staates hat nichts an seiner Bedeutung eingebüßt: Garantie der 
grundlegenden Freiheitsrechte, Existenz mehrerer, miteinander im Wettbewerb stehender 
Parteien, periodische Wahlen mit allgemeinem Wahlrecht, kollektive Entscheidungen, die 
entweder (in konsoziativen Demokratien® oder im neokorporatistischen System) im Einver- 
nehmen der Beteiligten oder auf Basis von Mehrheitsentscheidungen getroffen werden — in 
jedem Fall als Ergebnis einer freien Diskussion zwischen den Beteiligten oder den Parteien ei- 
“ ner Regierungskoalition. Esgibt gefestigte und weniger gefestigte Demokratien, verwundba- 
re und weniger verwundbare, es gibt unterschiedliche Grade der Annäherung ans ideale Mo- 
dell, aber auch die von ihrem Ideal am weitesten entfernte Demokratie kann keinesfalls mit 
einer autokratischen und noch weniger mit einem totalitären Regime verwechselt werden. 
Von den äußeren Gefahren habe ich deshalb nicht gesprochen, da das mir übertragene Thema 
die Zukunft der Demokratie war und nicht die Zukunft der Menschheit. Über diese nämlich 
— dies muß ich gestehen — würde ich keine Wette wagen. Um das Thema unseres Kongresses 
»Die Zukunft hat bereits begonnen« zu parodieren, so könnte sich jemand mit ein wenig 
schwarzem Humor ja vielleicht auch fragen »Und wenn die Zukunft bereits zu Ende wäre?« 
Doch mir scheint, daß ich dazu wenigstens eineSchlußbemerkung machen kann, wenn auch, 
wie ich gestehe, eine etwas riskante: Bisher ist zwischen demokratisch regierten Staaten noch 
kein Krieg ausgebrochen. Das bedeutet nicht, daß die demokratischen Staaten noch keine 
Kriege geführt hätten, sondern, daß sie untereinander noch keine Kriege geführt haben (vgl. 
Doyle 1983: 205-35, 323-53). Die Behauptung ist kühn, ich sagte es bereits — aber ich warte 
auf Widerlegung. Könnte es sein, daß Kant recht hatte, wenn er als»Erste(n) Definitivartikel« 
eines möglichen Vertrags »zum ewigen Frieden« verkündete: »Die bürgerliche Verfassung in 
jedem Staate soll republikanisch sein«? (Kant 1968: 349) Sicher, der Begriff der »Republik«, 
auf den sich Kant bezieht, fällt nicht mit dem heutigen der»Demokratie« zusammen, aber die 
Idee, daß die innere Verfassung der Staaten ein Hindernis für den zwischenstaatlichen Krieg 
darstellen könnte, war eine starke und fruchtbare Idee, die seit zweihundert Jahren bis heut 
viele pazifistische Projekte inspiriert hat, auch wenn diese in der Praxis tote Schriftstücke ge- 
blieben sind. Die Einwände gegen das von Kant aufgestellte Prinzip leiteten sich immer aus 
der Nichtbeachtung des Umstandes ab, daß dieses Prinzip als universelles Prinzip nur dann 
gilt, wenn alle Staaten und nicht nur einige oder wenige die für das Erreichen des ewigen Frie- 
dens erforderliche Regierungsform annehmen. 
Ich schließe mit dem Versuch, die grundlegende Frage zu beantworten, die ich immer wieder 
vernommen habe, vor allem von jungen Menschen, die so leicht empfänglich sind sowohl für 
die Illusionen der Demokratie als auch für ihre Enttäuschungen: Wenn die Demokratie vor- 
wiegend ein Ensemble von Regeln ist, wie kann sie darın auf »aktive Bürger« zählen wollen? 
Bedarf es nicht vielleicht auch Ideale, wenn man aktive Bürger haben will? Sicher braucht es 
Ideale. Doch wie kann man vergessen, welche großen Kämpfe um Ideale jene Regeln hervor- 
gebracht haben? Wollen wir versuchen, sıe aufzuzählen? 
Zuallererst tritt uns aus Jahrhunderten blutiger Religionskriege das Ideal der Toleranz entge- 
gen. Wenn es heute eine Bedrohung des Weltfriedens gibt, so kommt diese wieder einmal aus 
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dem Fanatismus, also vom blinden Glauben an die eigene Wahrheit und an die Gewalt als 
Mittel, ihr Geltung zu verschaffen. Beispiele kann ich mir ersparen — wir haben sie täglich 
vor Augen. 
An zweiter Stelle kommt das Ideal der Gewaltfreiheit. Nie habe ich die Lehre Karl Poppers 
vergessen, daß der wesentliche Unterschied zwischen einer demokratischen und einer nicht- 
demokratischen Regierung darin besteht, daß nur in derersteren dieBürger ihre Regierenden 
ohne Blutvergießen loswerden können (Popper 1966: 124). Die so oft verlachten formalen 
Rechte der Demokratie haben zum ersten Mal in der Geschichte Techniken zur Lösung so- 
zialer Konflikte ohne den Rekurs aufdie Gewalt eingeführt. Nur dort, wo diese Regeln einge- 
halten werden, ist der politische Gegner kein Feind mehr (der vernichtet werden muß), son- 
dern der Opponent, der morgen schon meinen Platz einnehmen kann. 
Drittens: das Ideal der schrittweisen Erneuerung der Gesellschaft über den freien Gedanken- 
streit und den Wandel der Mentalitäten und Lebensformen. Nur dieDemokratie läßt lautlose 
Revolutionen entstehen und sich ausbreiten, wie in den letzten Jahrzehnten die Veränderung 
des Verhältnisses zwischen den Geschlechtern — die vielleicht größte Revolution unserer 
Zeit. 
Schließlich das Ideal der Brüderlichkeit (die /raternize der französischen Revolution). Ein gro- 
ßer Teil der Menschengeschichte war eine Geschichte von Bruderkriegen. In seiner Philoso- 
‚pie der Geschichte (und so höre ich mit demselben Autor auf, mit dem ich auch begonnen ha- 
be) spricht Hegel von der Geschichte als von einem gewaltigen Schlachthof (Hegel 1917: 58). 
Können wir ihm unrecht geben? Die demokratische Methode wird in keinem Land der Welt 
überleben können, ohne zur sittlichen Gewohnheit (costume) zu werden. Kann sie aber zur 
Gewohnheit werden ohne die Anerkennung der Brüderlichkeit, die alle Menschen in einem 
gemeinsamen Schicksal vereint? Eine Anerkennung, die heute notwendiger ist denn je, da 
wir unstäglich dieses gemeinsamen Schicksals immer bewußter werden. Wir sollten mit dem 
schwachen Licht der Vernunft, das unseren Weg erleuchten möge, unser Handeln danach 
ausrichten. 

(aus dem Italienischen von Otto Kallscheuer) 
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Anmerkungen 


1 Im italienischen Text societa civile. Leider ist die klassische Studie Bobbio’s nicht nur zur Termino- 
logie sondern auch zur Problemgeschichte der »civil society« in der Naturrechtslehre, bei Hegel, 
Marx und Gramsci immer noch unübersetzt: vgl. Bobbio 1976; auch ders. 1975; ders. 1983b und 
Bobbio/Bovero 1979. (A.d.Ü.) 

2 Im italienischen Text franchi tiratori, ein Ausdruck, mit dem in der italienischen politischen Tages- 
sprache die (zumeist christdemokratischen) Abgeordneten bezeichnet werden, die Gesetzesvorla- 
gen der Regierungsmehrheit in Geheimabstimmungen scheitern lassen, etwa um bei schärferen 
Steuergesetzen die eigene mittelständische Klientel nicht zu gefährden: In diesem Falle scheren sie 
also aus der imperativen Parteidisziplin aus zugunsten einesanderen »gebundenen« Mandats, das des 
»klientelistischen Tauschs«, auf den Bobbio weiter unten im Text noch zurückkommit. (A.d.Ü.) 

3 Ich beziehe mich vor allem auf die Diskussion, die sich auch in Italien mit wachsender Intensität 
über die Thesen von Ph.C. Schmitter entwickelt hat. Vgl. die Anthologie von Maraffi 1981 und 
auch Bordogna/Provasi 1984. 

4  Bobbio’s Unterscheidung zwischen Freiheitsrechten und politischen Rechten entspricht hier der 
Unterscheidung zwischen ‘individuellen’ oder ‘persönlichen’ Freiheitsrechten und politischen’ Frei- 
heitsrechten (bzw. im Status activus demokratischen Rechten) bei Franz Neumann, 1980: 59 f. 
(A.d.U.) j 

5 Italienisch domanda bedeutet sowohl Frage (wie: Antwort) als auch Nachfrage (wie: Angebot) 
(A.d.U.) 

6 Mitdem Ausdruck der ‘konsoziativen Demokratie’ (A. Lijpart) werden politische Systeme bezeich- 
net, die eine starke ideologische oder subkulturelle Blockbildung der entgegengesetzten politischen 
Lager mit einer pragmatischen Zusammenarbeit der Parteispitzen in Regierungen (meist vom Ty- 
pus großer Koalitionen) verbinden, weswegen es mit wechselnden Mehrheiten nicht unbedingt 
zum Auswechseln von Regierung und Opposition kommen muß. In der deutschen Politologie ist 


hierfür eher der Ausdruck ‘Konkordanzdemokratie’ (G. Lehmbruch) geläufig. (A.d.Ü.) 
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Urs Müller-Plantenberg 

Demokratie und Markt — Zur Kritik neoliberaler 
Demokratietheorie und grün/alternativer 
Überschneidungslinien 


»Regierung ist qua Definition gleich Sozialismus«, kann man manche Theoretiker und Pro- 
pagandisten des Neoliberalismus sagen hören, und sie geben damit ihrem Altmeister Fried- 
rich August von Hayek recht, der als Anti-Sozialismus die »Opposition gegen alle direkten 
Regierungseingriffe in den Markt, in wessen Interesse solche Eingriffe auch immer ausgeübt 
werden mögen«, bezeichnet hat (Hayek 1977). Da jede Regierung schon durch ihre bloße 
Existenz und die dafür erforderlichen Steuern in den Markt eingreift, entbehrt die anfängli- 
che Feststellung nicht einer gewissen Logik. 

Nun könnte man einwenden, daß die neoliberalen Regierungen der 70er und 80er Jahre bei 
ihrem Versuch, direkte Regierungseingriffe zu vermeiden, in solchem Maße praktisch ge- 
scheitert sind, daß auch die Auseinandersetzung mit den Theorien dieser Herkunft nicht sehr 
sinnvoll erscheint. Und in der Tat: Die US-Regierung des Präsidenten Ronald Reagan sah 
sich gezwungen, über eine staatliche Bankenversicherung die Aktien der vom Bankrott be- 
drohten Continental Bank of Illinois zu übernehmen. Die Wirtschaftspolitik dieser Regie- 
rung hat zu einem Aufschwung protektionistischer Strömungen in bisher unbekanntem 
Ausmaß geführt. Die neoliberalen Wirtschaftspolitiker der chilenischen Militärdiktatur, be- 
"kannt als die»Chicago Boys«, richteten so viel Unheil an, daß sie schließlich mehr Banken un- 
ter staatliche Verwaltung stellen mußten, als der sozialistische Präsident Allende vor dem 
Putsch von 1973 je zu verstaatlichen gewagt hatte. Und auch die niedersächsische Wirt- 
schaftsministerin Birgit Breuel, die nie ein Loblied für den Markt und die Privatwirtschaft 
ausgelassen hat, sieht sich plötzlich veranlaßt, den Erwerb einer Großraffinerie durch den 
Staat zu betreiben. 

Immerhin haben die neoliberalen Experimente in Europa, in den USA und in Lateinamerika 
aber gezeigt, daß ein großer Teil der Debatten um die »Ableitung« der Funktionen des kapi- 
talistischen Staates aus den Gesetzen der Kapitalbewegung umsonst gewesen war: Sieht man 
von der allgemeinen Garantiefunktion des kapitalistischen Staates für freie Konkurrenz, for- 
male Gleichheit der Verkäufer und Käufer von Waren, Privateigentum an Produktionsmit- 
teln und ungehinderte Mehrwertaneignungab, so gibt es praktisch keine staatliche Aktivität, 
die nicht irgendwo Privaten überlassen worden ist. Man hat vorgeführt, daß es der kapitalı- 
stischen Produktionsweise keinen Abbruch tut, wenn der Versuch gemacht wird, die Aufga- 
ben des Staates auf die eines — kräftigen und autoritär auftretenden — Polizeistaates zu redu- 
zieren und alle interventions-, wohlfahrts- und sozialstaatlichen Aktivitäten nach Kräften 
abzubauen. 

Dabei ist auch deutlich geworden, daß liberale Ordnungspolitik und bürgerlich-demokrati- 
sche Verfassungspolitik keineswegs die Zwillingsschwestern sind, als die sie während einer 
längeren Periode mit freundlicher Großwetterlage in Ökonomie und Politik erscheinen 
mochten. Auch hier kann wieder Friedrich August von Hayek zum Kronzeugen aufgerufen 
werden, daer an vielen Stellen seines umfangreichen Werks offen erklärt, daß die Prinzipien 
des Liberalismus und der Demokratie grundsätzlich nichts miteinander zu tun haben: Der Li- 
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beralismus sorge sich über die Ausdehnung der Macht der Regierung, die Demokratie dage- 
gen darum, wer die Macht habe und ausübe. Der Gegensatz des Liberalismus sei der Totalita- 
rismus; und einedemokratische Regierung könne sehr wohltotalitär sein. Der Gegensatz der 
Demokratie dagegen sei ein autoritäres Regime; das aber könne sehr gut nach liberalen Prin- 
zipien handeln (Hayek 1966, 1971). Die ganze Sorge der Liberalen gilt daher konsequent der 
Gefahr einer unbeschränkten Demokratie, einer unbeschränkten Anwendung des Mehr- 
heitsprinzips. B 

An dieser Stelle ergeben sich nun merkwürdig erscheinende und diskutierenswerte Über- 
schneidungen mit Einwänden und Vorbehalten, die von Grünen, Alternativen, Linken ge- 
gen das demokratische Mehrheitsprinzip vorgebracht werden. Gemeint ist hier nicht das 
Auftreten von grün-libertären Ideologen, die überzeugt und gläubig die neoliberalen Lehr- 
buchmeinungen über die ökologischen Wunderwirkungen des Allokationsmechanismus 
Markt nachbeten (vgl. Reiche 1985). Gemeint sind auch nicht die »basisdemokratisch« getön- 
ten Angriffe gegen Bürokratie, Korruption und Berufspolitikertum, mit denen der chileni- 
sche Diktator Pinochet die Reden zur Rechtfertigung seiner autoritären Herrschaft 
schmückt und die manchem Vertreter grün-alternativer Ideen nicht fremd sein dürften (vgl. 
Vergara 1984). Es geht vielmehr um Argumentationen, in denen aus berechtigter Sorge und 
Empörung über die Allmacht des (Polizei-) Staates, die Korruption von Politikern, die Ver- 
letzung von Minderheitenrechten oder die Irreversibilität mehrheitlich beschlossener Maß- 
nahmen, die Umwelt zerstören, plötzlich Elemente des neoliberalen Gedankenarsenals auf- 
treten, die dafür sorgen, daß der ursprüngliche Ruf der Linken nach mehr Demokratie sich 
reduziert auf die Forderung nach weniger Staat heute und jetzt. Der Weg über die Beschrän- 
kung.des Mehrheitsprinzips hin zur beschränkten Demokratie neoliberalen Zuschnitts ist 
dann nicht mehr weit. 

Anders gesagt: Während die traditionelle Linke das existierende Spannungsverhältnis zwi- 
schen Liberalismus und Demokratie, zwischen kapitalistisch verfaßter Wirtschaft und demo- 
kratisch verfaßtem Staat eher leugnete, weil sie in der bürgerlichen Demokratie vor allem das 
ausführende Organ des kapitalistischen Systems sehen wollte, gibt es bei der heutigen alterna- 
tiven Linken eine starke Tendenz, der Demokratie von der anderen Seite her mit Mißtrauen 
zu begegnen. Jetzt sollen die Keime und ersten Zellen einer freien Gesellschaft gegen die auf 
Mehrheitsentscheidungen sich berufende Macht des Staatsapparates verteidigt werden. 
Um Mißverständnisse und vorschnelle Verbrüderungen in Zukunft zu vermeiden, ist es sinn- 
voll, mindestens die wesentlichen Züge der neoliberalen Demokratie-Theorie nachzuzeich- 
nen. Erst auf diesem Hintergrund wird die Linke wirklich feststellen können, biszu welchem 
Punkt die Gemeinsamkeiten oder Ähnlichkeiten in der Analyse und in den Intentionen tat- 
sächlich reichen (vgl. ausführlicher: Müller-Plantenberg 1982). 

Ihre konsequenteste Ausformulierung und Zuspitzung hat die neoliberale Demokratie- 
Theorie in der sogenannten »Public-Choice«-Schule mit dem Zentrum in Blacksburg/ Virgi- 
nia erfahren. Dort gibt es am Virginia Polytechnic Institute ein »Center for Study of Public 
Choice, das auch eine Zeitschrift mit dem Namen »Public Choice« herausgibt. Vom Stand- 
punkt eines absolut strengen methodischen Individualismus aus wird dort geprüft, unter wel- 
chen Bedingungen kollektive Entscheidungen, also Entscheidungen, die nicht von Indivi- 
duen auf dem freien Markt getroffen werden, überhaupt zulässig sein können. Das Zentrum 
in Blacksburg hält enge Verbindungen zu Vertretern der Politischen Ökonomie — im Sinne 
von Adam Smith — an nordamerikanischen, europäischen, japanischen und lateinamerikanıi- 
schen Universitäten. Wie der wichtigste Propagandist der neoliberalen Wissenschaftsströ- 


42 Urs Müller-Plantenberg 


mung, der französische Wirtschaftsjournalist Henri Lepage in zwei Büchern (Lepage 1979, 
1980) gezeigt hat, verstehen sich aber Gordon Tullock und die anderen Vertreter der »Public- 
Choice«-Schule als Teilnehmer an einem umfassenderen Versuch, das ganze Universum der 
Sozialwissenschaften im Rückgriff auf die klassische Politische Ökonomie des späten 18. 
Jahrhunderts und unter strenger Beschränkung auf die Methoden mikroökonomischer Ana- 
Iyse neu zu betreiben. Tullock selbst hat zur Kennzeichnung dieses Versuchs den Begriff des 
»ökonomischen Imperialismus« geprägt. 
Die neoliberale Politiktheorie der »Public-Choice«-Schule schreitet nun, wie im Folgenden 
gezeigt werden soll, schrittweise von 
— der Forderung nach möglichst weitgehender Beschränkung des Geltungsbereichs des 
Mehrheitsprinzips über 
— die Ablehnung von Ordnungen, die durch Mehrheitsbeschluß oktroyiert werden, vor 
bis zu 
— der Forderung nach Ersetzung der Mehrheitsregel durch andere Verfahren kollektiver 
Entscheidungsfindung. 
Die auf dieses Ziel hin orientierte Argumentation sucht merkwürdigerweise ihren Ausgangs- 
punkt bei der von Joseph Schumpeter 1942 enwickelten Demokratietheorie (Schumpeter 
1950). Merkwürdigerweise deshalb, weil Schumpeter die periodische Bildung von Mehrhei- 
ten und die Entscheidungsfreiheit der Mehrheitsführer zum einzigen Kriterium für das Vor- 
handensein von Demokratie erhob und folgerichtig Demokratie definierte als »Ordnung der 
Institutionen zur Frreichung politischer Entscheidungen, bei welcher einzelne die Entschei- 
dungsbefugnis vermittels eines Konkurrenzkampfes um die Stimmen des Volkes erwerben.« 
(a.a.0.: 428) Solange nur die freie Konkurrenz auf dem Markt der Stimmen gesichert wäre, 
hielt Schumpeter dann eine inhaltliche Beschränkung des Bereichs zulässiger politischer Ent- 
scheidungen für unnötig. 
Nimmt man noch Schumpeters starke Betonung des Elements der Führung in der Demokratie 
hinzu, so ergibt sich daraus eigentlich eine für jeden echten Liberalen ungenießbare Mischung. 
Was Schumpeters Vorstellungen für die Vertreter der neuen »ökonomischen« Theorie der Poli- 
tik einzig und allein interessant werden ließ, war die Reduzierung und Konzentration des poli- 
tischen Prozesses in der Demokratie auf die Maximierung von Stimmen durch politische Par- 
teien. Den so charakterisierten politischen Prozeß analogdem Marktprozeß zu untersuchen, in 
dem Individuen ihren ökonomischen Nutzen zu maximieren trachten, war dann die Grund- 
idee der 1957 erschienenen »Ökonomischen Theorie der Demokratie« von Anthony Downs 
(Downs 1968). 
‚Auch dieser geht noch wie selbtverständlich vom Mehrheitsprinzip auf der Basis des gleichen 
Wahlrechts aus. Auf dem Hintergrund dieser akzeptierten Spielregel erscheinen dann aber 
bei ihm die Parteienführer, Kandidaten und Wähler als genaue Kalkulatoren einer je persönli- 
chen Kosten-Nuten-Analyse. Alle inhaltlichen Aussagen über einen objektiven Maßstab zur 
Messung der sozialen Wohlfahrt verbieten sich nach Downs, weil sie einen interpersonalen 
Vergleich des Wohlergehens nötig machen würden, der nach den Auffassungen der Politi- 
schen Ökonomie nicht in den Aufgabenbereich der positiven Wissenschaft, sondern in den 
der Ethik fallen würde. Der einzelne Wähler kann also nur insofern eine Steigerung seiner 
Wohlfahrt erwarten, als die Regierenden und ihre Konkurrenten in der Verfolgung ihres je- 
weils eigenen Nutzens auf seine Stimme angewiesen sind. Partei- und Wahlprogramme kön- 
nen daher von vornherein nur als reine Ideologien ohne jeden Wahrheitsanspruch analysiert 
werden. 
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Das wichtigste Argument, das Downs in die weitere Diskussion eingebracht hat, betrifft aber 
nun direkt das Verhältnis von Demokratie und Markt. In seinem Demokratie-Modell zeigt 
die Politik jeder auf Stimmenmaximierung zielenden deokratischen Regierung notwendig 
die Tendenz, eine Einkommensumverteilung zugunsten der Empfänger niedrigerer Ein- 
kommen vorzunehmen, und zwar um so stärker, je geringer bei allen Beteiligten die für ihre 
Entscheidung notwendigen Informationskosten sind und je höher ihre Gewißheit ist. Mit 
dieser Einkommensumverteilung aber greift die demokratische Regierung auf eine Weise in 
den Markt ein, die jedenfalls nicht marktkonform ist und nach den Kriterien von Hayeks 
schon als »sozialistisch« gebrandmarkt werden müßte (Downs 1968: 199). 

An dieser Stelle führt Downs das Kriterium der Pareto-Optimalität ein. Nach diesem auf Vil- 
fredo Pareto zurückgehenden, extrem individualistischen »Wohlfahrts«-Kriterium ist eine 
Veränderung oder Handlung dann Pareto-optimal oder »eindeutig gut«, wenn durch sie die 
Lage wenigstens einer Person verbessert wird, ohne daß sich gleichzeitig die Lage auch nur ei- 
ner anderen Person verschlechtert. Dabei entscheiden die betroffenen Personen selbst dar- 
über, was für sie selbst eine Verbesserung oder Verschlechterung ihrer Lage ist. Ein Zustand 
ist dann ein Pareto-Optimum, wenn keine Pareto-optimale Veränderung mehr möglich ist 
(vgl. Buchanan/ Tullock 1962: 171 ff., Downs 1968: 170). 

Nun wird angenommen, daß sich auf einem völlig freien Markt mit völlig freier Konkurrenz 
ständig ein Zustand des Pareto-Optimums ergeben müßte, weil alle Pareto-optimalen Transak- 
tionen sofort durchgeführt würden. Aber selbst Downs meint, daß dieser vollkommen freie 
Markt in der Regel nicht existiert und daß ein Pareto-Optimum nur durch Regierungseingriffe 
hergestellt werden könnte. (In diesem und nur in diesem Sinne konnte auch Ludwig Erhard für 
eine Stärkung des Staates eintreten und die Marktwirtschaft eine »staatliche Veranstaltung« 
nennen (vgl. Glotz 1985: 25).) Eine zur Stimmenmaximierung gezwungene Regierung muß 
nun aber nach Downs Maßnahmen durchführen, die eine Allokation der Produktionsfaktoren 
nach dem Kriterium der Pareto-Optimalität geradezu systematisch verhindern (Downs 1968: 
167 ££.). Theoretisch ließe sich zwar auch dieses Problem durch die Herstellung eines freien 
Marktes für die Wählerstimmen, das heißt: durch die Erlaubnis des freien Verkaufs und Kaufs 
der Stimmen lösen, doch davor schreckt nun sogar Downs zurück, weil er darin eine Gefähr- 
dung der verfassungsmäßig garantierten politischen Freiheit sehen würde (a.a.O.: 199). Indem 
er so an der Existenz einer demokratischen Verfassung mit Mehrheitsprinzip festhält, läßt er 
auch den Widerspruch zwischen individueller Nutzenmaximierung und politischer Stimmen- 
maximierung (oder zwischen Pareto-Optimum und politischer Freiheit oder zwischen Markt 
und Demokratie) unaufgelöst. 

Für James Buchanan und Gordon Tullock, die beiden Hauptsprecher der »Public-Choice«- 
Schule, hat sich aus diesem Widerspruch die eigentliche Herausforderung ergeben. Da sie 
auch im Bereich der Politik auf das Kriterium der Pareto-Optimalität in keinem Fall verzich- 
ten wollten, stellten sie in ihrem Buch mit dem bezeichnenden Titel »The Calculus of Con- 
sent« die Frage, wie die demokratische Verfassung einer »freien« Gesellschaft aus dem Prinzip 
der individuellen Nutzenmaximierung selbst entwickelt werden könnte (Buchanan/Tul- 
lock 1962). 

Zum Ausgangspunkt ihrer mathematischen Modellkonstruktionen nehmen Buchanan und 
Tullock eine relativ homogene Gesellschaft, etwa die Grundeigentümer-Gesellschaft der 
USA um das Jahr 1787, wobei von den Frauen und den Sklaven abstrahiert wird (a.a.O.: 14). 
Ist sich diese Gesellschaft darüber einig, daß bestimmte Aufgaben (wie Verteidigung, Straßen- 
bau und Ähnliches) von einem öffentlichen Sektorübernommen werden sollen, so muß nach 
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den selbstauferlegten Anforderungen eines rigorosen methodologischen Individualismus ei- 
ne Lösung gefunden werden, die dem Kosten-Nutzen-Kalkül eines jeden Einzelnen ent- 
spricht und deshalb von jedem Einzelnen gebilligt werden könnte. Daraus würde sich zu- 
nächst ein Einstimmigkeitsideal ergeben, dessen volle Durchsetzung aber erhebliche Kosten 
für Information und Entscheidungsfindung verursachen würde. Das Verfahren des Mehr- 
heitsentscheids erscheint hier dann nicht als Ausdruck der Volkssouveränität und als Ergeb- 
nis des demokratischen Kampfes einer Mehrheit gegen die traditionelle Herrschaft einer Min- 
derheit, sondern als Ergebnis des Kosten-Nutzen-Kalküls der Einzelnen: Das Verfahren 
senkt die Entscheidungskosten, jedenfalls für die Mehrheit. 

Damit aber entsteht für die neoliberalen Theoretiker erst das eigentliche Problem. Bei einem 
Entscheid durch einfache oder qualifizierte Mehrheit wird nicht mehr automatisch verhin- 
dert, daß die Kosten einer öffentlichen Maßnahme für jeden Einzelnen seinen individuellen 
Nutzen übersteigen. Kurz, die Mehrheitsregel sichert keine Pareto-optimalen Lösungen. Bu- 
chanan und Tullock beschäftigen sich deshalb in ihrem Buch vor allem ausführlich mit der 
Frage, ob und wie dieses Problem durch Einschränkung des Mehrheitsprinzips selbst oder 
durch ergänzende marktkonforme Mechanismen behoben werden könnte, etwa durch die 
Forderung nach qualifizierten Mehrheiten, durch Verknüpfung von Entscheidungen, durch 
organisiertes»Feilschen«, durch Einführung von Seiten- und Kompensationszahlungen oder 
durch die Einführung eines freien Marktes für den Verkauf und Kauf von Stimmen (vgl. 
a.a.O.: 119 ff.). Nun zeigt sich aber, wie zu erwarten ist, daß auch diese Methoden keine Pare- 
to-optimalen Lösungen garantieren, sondern höchstens Annäherungen fördern können. Es 
bleibt also dann nur die Möglichkeit, die Anwendung der Mehrheitsregel auf jene Entschei- 
dungen zu beschränken, bei denen jeder Einzelne erwarten kann, daß sich durch eine Nie- 
derlage seine Situation nicht verschlechtern würde. Und daraus ergibt sich zwangsläufig eine 
wesentliche Einschränkung des Geltungsbereichs des Mehrheitsprinzips sowie eine entspre- 
chende Einschränkung des Bereichs der Tätigkeiten des öffentlichen Sektors. Alle anderen 
Angelegenheiten müssen dem Pareto-optimal operierenden Markt überlassen bleiben. Zur 
Sicherung dieses Ergebnisses bedarf es einer Verfassung, die den Ausdehnungsbereich des öf- 
fentlichen Sektors genau (und eng) begrenzt und für jede staatliche Tätigkeit festlegt, welches 
Quorum erforderlich ist. Die Annahme dieser Verfassung und jede Änderung im Sinne einer 
Aufnahme neuer Tätigkeiten des öffentlichen Sektors können nach dieser Argumentation 
nur einstimmig erfolgen (a.a.O.: 92 ff.). Und für den Fall, daß ein Einzelner oder eine Min- 
derheit zu der Auffassungkommen, eine Aktivität müsse wieder aus dem öffentlichen Sektor 
herausgenommen und dem privaten zugeführt werden, lassen Buchanan und Tullock als 
letztes Mittel sogar das»Recht auf Revolution« zu. In Richtung auf eine Beschränkung des öf- 
fentlichen Sektors ist alles erlaubt (a.a.O.: 262, 339). 

Damit war aber von der »Public-Choice«-Schule das letzte Wort in dieser Angelegenheit 
noch nicht gesprochen. 1976 machten Nicolaus Tideman und Gordon Tullock den Vor- 
schlag, das Mehrheitsprinzip überhaupt abzuschaffen und durch eine rationellere politische 
Technologie zu ersetzen, den sogenannten »Nachfrageoffenbarungsprozeß« (Demand Re- 
vealing Process) (Tideman/Tullock 1976). Bei diesem Verfahren wird der Wähler nicht mehr 
gefragt, ob er für oder gegen eine bestimmte Maßnahme ist oder für welche von mehreren Al- 
ternativen er eintritt, sondern er wird aufgefordert, den Preis anzugeben, den er zu zahlen be- 
reit ist, damit eine von ihm bevorzugte Option als kollektive Problemlösung akzeptiert wird. 
Als »gewählt« gilt dann die Alternative, die den höchsten Gesamtpreis erzielt hat. Danach 
wird für jeden Wähler einzeln festgestellt, ob sein Votum für den Ausgang des Prozesses ent- 
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scheidend war. War es entscheidend, so hat er eine Steuer zu entrichten, deren Höhe der Dif- 
ferenz zu dem Preis entspricht, der notwendig gewesen wäre, um die Entscheidung für eine 
andere Alternative zu verhindern. In bezug auf die von den Neoliberalen aufgestellten Krite- 
rien ist dieses Verfahren allen bisherigen Wahl- und Entscheidungsverfahren eindeutig über- 
legen. Es garantiert Pareto-optimale Problemlösungen und macht damit sogar die Unter- 
scheidung zwischen Verfassungs- und Sachfragen überflüssig. 

Mit diesem Verfahren ist nun endlich der Liberalismus alter Prägung auf der Basis der mo- 
dernsten Technologie — denn ohne Computer geht es nicht — zu sich selbst gekommen. Die 
alte antidemokratische Forderung, daß man die Stimmen wägen und nicht zählen solle, ist in 
dem eindeutigen Sinne erfüllt, daß jeder seiner Stimme das Gewicht geben kann, das er um 
der Sache willen für nötig hält, wobei seine Nachfrage-Intensität »nur« begrenzt wird durch 
das Ausmaß seiner Zahlungsfähigkeit. Die Politik ist auf ein reines Marktgeschehen redu- 
ziert. 

Die demokratische Kritik dieser neoliberalen Positionen muß sich gar nicht einmal auf die — 
im Kern geradezu penetrant materialistische — Analyse beziehen, die diese Theoretiker an- 
stellen. Warum soll eigentlich geleugnet werden, daß demokratische Diskussionen und Be- 
schlüsse Informatioris- und Entscheidungskosten verursachen, die bisweilen sehr hoch sind 
und manchmal in keinem Verhältnis mehr zum Gegenstand der Entscheidung stehen? Und 
warum soll man bezweifeln, daß bei Mehrheitsentscheiden sehr häufig eine Minderheit oder 
mindestens Einzelne eine Veränderung ihrer Situation erfahren, die sie selbst als Verschlech- 
terung wahrnehmen? Wer angetreten ist, ökonomische und politische Machtpositionen ab- 
zubauen, der kann nicht so naiv sein, zu glauben, daß die Inhaber dieser Machtpositionen zu- 
gunsten einer herrschaftsfreieren Gesellschaft diesem Machtabbau selbst zustimmen und ihn 
nicht als eine Verschlechterung ihrer Situation empfinden. Wogegen sich die demokratische 
Kritik richten muß, ist nicht die Analyse, die hier vorgenommen wird, sondern das Kriteri- 
um, nach dem ihre Ergebnisse bewertet werden. Nach dem Kriterium der Pareto-Optimali- 
tät, das — ausgesprochen oder nicht — allen liberalen Aussagen zum öffentlichen Sektor zu- 
grundeliegt, ist der gesellschaftliche Status Quo die Grenze, über die kein irgendwie gearteter 
Vorschlag in Richtung auf Einkommensverteilung, Gleichheit, soziale Gerechtigkeit hinaus- 
weisen darf, solange sich auch nur eine Stimme des Widerspruchs rührt. Das ist der Punkt, 
dessentwegen die Neoliberalen, deren Vordenker doch einst als Erzfeinde der Konservativen 
gelten konnten, heute selbst als erzkonservativ erscheinen. 

Demokratische Beschlüsse auf der Basis der Anwendung der Mehrheitsregel können im übri- 
gen durchaus auch marktkonform sein. Und wenn sie es nicht sind, dann ist noch lange nicht 
gesagt, daß die wenigen Reichen eine Verschlechterung ihrer Situation erfahren. Man denke 
nur daran, daß sich die Großunternehmen gerade der Branchen, in denen der Staat aufgrund 
von Mehrheitsbeschlüssen des Parlaments am stärksten interveniert hat, in der Bundesrepublik 
heute viel besserer Bedingungen erfreuen, als sie sie auf dem freien Markt je haben könnten. Das 
gilt für die Landwirtschaft ebenso wie für die Versicherungswirtschaft, die Pharma-Industrie 
und die Energiewirtschaft. Der beliebte neoliberale Einwand gegen Planung— besonders wenn 
sie staatlich oder gar demokatisch ist —, daß Planung nämlich nichts anderes als die Ersetzung 
des Zufalls durch Irrtum sei, enthält auf der einen Seite nichts anderes als die Binsenweisheit, 
daß Planung nie vollkommen sein kann und sich nur mehr oder weniger irren wird; immerhin 
kann man aus Irrtümern lernen. Auf der anderen Seite hat der »Zufall« ganz systematisch dafür 
gesorgt, daß buchstäblich alle neoliberalen Experimente des letzten Jahrzehnts — von Großbri- 
tannien und den USA bis zu Argentinien, Chile und Peru, um nur die bekanntesten Beispiele 
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zu nennen — mit einer sehr starken Verschlechterung der Situation großer Teile, wenn nicht 
der Mehrheit der Bevölkerung geendet haben. 

Die Unbekümmertheit und Arroganz, mit der Mehrheitsbeschlüsse in der Bundesrepublik 
durchgesetzt zu werden pflegen, und die Minderheitsposition, in der sich Linke und Grüne 
seit jeher befinden, haben sicherlich dazu beigetragen, daß die grün-alternative Bewegung ei- 
ne besondere Sensibilität für die Notwendigkeiten des Minderheitenschutzes entwickelt und 
dem möglichen Anspruch der Mehrheit auf Veränderung des Status Quo eher skeptisch ge- 
genübergestanden hat. Der von den Neoliberalen geforderte extreme Minderheitenschutz, 
wonach im Prinzip keine Entscheidung fallen darf, die bei einem einzigen Beteiligten gegen 
dessen Willen eine subjektiv empfundene Verschlechterung der Situation erbringt, wird in 
dieser Situation von selbst attraktiv. Von daher ist es nicht verwunderlich, daß Claus Offe, 
Bernd Guggenberger und andere Analytiker des Problems mit einer ähnlichen Stoßrichtung 
wie die neoliberalen Theoretiker »Geltungsbedingungen« formulieren, die von außen an die 
Mehrrheitsregel angelegt werden und angeben sollen, bis wohin die Mehrheitsbeschlüsse ver- 
bindlich sein können und von woab ihnen der Gehorsam verweigert werden kann (vgl. Offe 
1984: 150 ff.; Guggenberger 1984: 184 ff.). 

Was aber, wenn die Geltungsbedingungen nicht erfüllt sind und deshalb auf Mehrheitsent- 
scheidungen verzichtet werden muß? Hier geben die Neoliberalen die klare Antwort: An die 
Stelle des politischen Zwanges durch die Mehrheit tritt jetzt wieder die Freiheit der indivi- 
duellen Entscheidungen auf dem freien Markt. Im Klartext: An die Stelle der Mehrheitsent- 
scheidung tritt die unbeschränkte Herrschaft der ökonomisch Mächtigen auf dem freien 
Markt. Wo aber die Mehrheit entscheidet, obwohl die »Geltungsbedingungen des Mehr- 
heitsprinzips« nicht erfüllt sind, ist Widerstand möglich, tritt das Faustrecht des Dschungels 
in Kraft. Eine Minderheit, die sich mit solcher Begründung zum Widerstand entschließt, 
muß sich allerdings darüber im Klaren sein, daß sie ihre Legitimation aus keiner anderen 
Quelle schöpft als die Militärs, wenn sie bisweilen in einem Land ein demokratisches Regime 
beseiteräumen, weil die Mehrheit totalitäre Tendenzen gezeigt und ihre Befugnisse über- 
schritten habe. Es bedarf keiner langen Untersuchung, um zu wissen, wer im Dschungel der 
Stärkste ist. 

Der Fehler der ganzen Argumentation liegt darin, daß die Neoliberalen wie alle Liberalen vor 
ihnen den Minderheitenschutz zu einer Bastion gegen das Mehrheitsprinzip ausgebaut ha- 
ben, während er in Wirklichkeit untrennbarer Teil dieses Prinzips ist. Als Prinzip hat das 
Mehrheitsprinzip nur einen Sinn, wenn es nicht nur bei der jeweils gerade anstehenden Ent- 
scheidung als verpflichtend akzeptiert wird, sondern für immer leitende Richtschnur ist. In- 
sofern ist zwischen der Mehrheitsregel als einer Verfahrensregel und dem Mehrheitsprinzip 
als einer Legitimationsbasis zu unterscheiden (vgl. Bobbio 1984, sowie seinen Beitrag in die- 
sem Heft)!. Die Anwendung der Mehrheitsregel als Entscheidungsverfahren kann nur dann 
als legitim gelten, wenn das Mehrheitsprinzip beachtet ist, das heißt, wenn gewährleistet ist, 
daß eine Position, die sich jetzt in der Minderheit befindet, eine Chance hat, bei einer späte- 
ren empirischen Feststellung des Volkswillens die Mehrheit für sich zu erlangen. Das schließt 
selbstverständlich ein, daß schwerwiegende Mehrheitsbeschlüsse umkehrbar bleiben müs- 
sen, wenn sie Legitimität beanspruchen wollen (vgl. Preuß 1984: 104 ff., 284 £f.)?. Ulrich K. 
Preuß hat überzeugend gezeigt, wie sehr schon alle Entscheidungen, die die Produktion nu- 
klearen Abfalls zur Folge haben, in dieser Hinsicht gegen das Mehrheitsprinzip verstoßen, 
weil sie zukünftigen Generationen die Chance rauben, etwas anderes als die Müllhalde der 
Gegenwart zu bewohnen. 
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Bei solchem Verständnis des Mehrheitsprinzips erhält jetzt auch das Widerstandsrecht einen 
anderen Stellenwert. Nicht mehr ableitbar aus der Schädigung privater Interessen, wird es zu 
einem letzten Mittel der Verteidigung und Sicherung des Rechts zukünftiger Mehrheiten. 
Überlebenssicherung und Mehrheitsprinzip stehen einander nicht mehr gegenüber, sondern 
werden im Widerstand zu einem Ziel. Anspruch darauf, mit dieser Argumentation im Ernst- 
fall gehört zu werden, wird aber auch nur der haben, der sich jetzt schon aufmacht, Mehrhei- 
ten zu gewinnen oder zu bilden, mit denen der Zerstörung Einhalt geboten und eine freundli- 
chere Welt aufgebaut werden kann. 


Anmerkungen 


1 Die Grenzen und Aporien der Mehrheitsregel ergeben sich bei Bobbio einzigundallein daraus, daß 
er zwischen Mehrheitsprinzip und Mehrheitsregel überhaupt keinen Unterschied macht und die 
beiden Begriffe synonym gebraucht. 

2 Preuß trennt zwar Mehrheitsprinzip und Mehrheitsregel nicht deutlich voneinander, bringt aber, 
indem er von »Funktionsbedingungen« des Mehrheitsprinzips spricht, eine ähnliche wie die hier 
vorgetragene Argumentation. Die »Geltungsbedingungen« bei Offe und Guggenberger sind inhalt- 
lich fast das Gleiche wie die »Funktionsbedingungen« bei Preuß, erscheinen aber als von außen an 
die Mehrheitsregel herangetragen. 
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Ossip K. Flechtheim 
Auf dem Wege zur globalen Demokratie? 


Es gehört wohl zu den beunruhigendsten Symptomen einer Zeitenwende und Krise wie der 
unseren, daß klar definierte gehaltvolle Begriffe ihren Sinn verlieren und zu verschwomme- 
nen leeren Formeln zusammenschrumpfen. Das trifft gerade auch auf den Terminus Demo- 
kratie zu. Noch vor und nach dem ersten Weltkrieg kontrastierten und konkurrierten Be- 
griffe wie Demokratie und Autokratie oder Demokatie und Diktatur deutlich miteinander. 
Damals verwarfen Kommunisten die »reine Demokratie« zugunsten der proletarischen Dik- 
tatur, während Konservative und Monarchisten, Reaktionäre und Faschisten für die liberale 
oder gar sozialistische Demokratie nur Verachtung übrig hatten. Heute bekennen sich dage- 
gen so gut wie alle Parteien und Richtungen in der Welt zur »Demokratie« schlechthin. Je 
nach Bedarf erklärt sich der Kommunist als Anhänger der »Volksdemokratie« oder auch als 
Demokrat und Sozialist schlechthin, ähnlich wie man auch auf der äußersten Rechten jeder 
Diktator die wahre, echte oder nationale Demokratie für sich in Anspruch nımmt. Man muß 
schon bis in die noch recht feudalen Gefilde Arabiens wandern, um auf offene und erklärte 
Antidemokraten zu stoßen. 


Das Ideal und seine Grenzen 


Das Wort Demokratie bedeutete ursprünglich im Griechischen »Volksherrschaft« oder 
Volkssouveränität und wurde etwa von Aristoteles als die Herrschaft der besitzlosen breiten 
Volksmassen im Gegensatz nicht nur zur Oligarchie und Aristokratie, sondern auch zur 
»Politeia«, der Herrschaft der begüterten Mittelschichten, verstanden. So hat auch noch Lin- 
coln in der Tradition von Wiclef die Demokratie als»government of the people, by the peop- 
le, for the people« (Regierung des Volkes, durch das Volk, für das Volk) umschrieben. Zum 
Idealtypus der reinen, totalen oder absoluten Demokratie gehört eine Herrschafts- oder 
Staatsform, bei der sich das Volk unmittelbar selber regiert, darüber hinaus heute aber auch 
eine Gesellschaft, die die Grundwerte oder -normen der Gleichheit, Freiheit und Brüderlich- 
keit verwirklicht. Nichts versinnbildlicht dieses Ideal der modernen Demokratie besser als 
der Kampfruf der Großen Französischen Revolution »Liberte! Egalite! Fraternite!« 
"Eine totale und absolute Realisierung dieser demokratischen Wesensmerkmale ist nun aber 
unmöglich — sei es, daß die Ziele und Methoden der Dernokratie miteinander kollidieren, seı 
es, daß sie im Widerspruch zur Geschichte und zur Natur stehen. Absolut frei ist ja kein 
Mensch — der einzelne Mensch hier auf Erden ist bestimmt und unfrei, die Menschen in ihrer 
Mehrzahl sind verschieden und ungleich. Nur als Glieder der Gattung gleichen sie einander 
— darüber hinaus sind sie so ungleich, daß wir uns eine absolute Gleichheit sogar in der fern- 
sten Zukunft nicht vorstellen können. Zumindest dürften die »natürlichen« Unterschiede 
des Alters, des Geschlecht, des Charakters überdauern. Selbst wenn die»natürliche« Unterle- 
genheit der Frau oder des Jugendlichen verschwinden sollte — die Kluft zwischen dem mün- 
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digen Erwachsenen und dem unmündigen Kind dürfte unüberbrückbar sein. Die Unter- 
schiede in Besitz und Bildung, in Status und Prestige mögen sich auf ein Minimum reduzieren 
lassen — kaum je ganz verschwinden werden die Verschiedenheiten der Begabung und des 
Temperaments, der Willenskraft und Durchsetzungsfähigkeit. Man kann sich auch kaum ei- 
ne Familienform vorstellen, die nicht ein gewisses Maß an Differenzierung und Verteilung 
der Funktionen und Positionen vererbte. 

Die Freiheit, welche die Demokratie voraussetzt und ihrerseits wieder verwirklicht, ist eben- 
so wie die Gleichheit keine absolut-vollkommene, sondern nur eine relativ-beschränkte. Das 
heißt nun wiederum nicht, daß esüberhaupt keine Freiheiten geben könne. Auch der streng- 
ste Determinist kann sich ein größeres oder geringeres Maß an Handlungsfreiheit vorstellen. 
Die Willensbildung und -äußerung selbst kann zudem wenigstens von äußerer menschlicher 
Gewaltsamkeit, von direkter Nötigung, Bestechung oder Täuschung freigehalten werden. In 
diesem bescheidenen Sinne ist der Wille schon dann frei, wenn er nicht durch rohe Gewalt 
und Trug motiviert wird — mögen die zahllosen anderen äußeren und inneren Motive in die 
Willensbildung eingehen und mag die Willensverwirklichung allen möglichen Schranken 
unterworfen sein. In den von ihr verkündeten Grund- oder Menschen- und Bürgerrechten 
statuiert die Demokratie so eine Anzahl von persönlichen Freiheiten der Mitbürger, die vor 
allem gegen den Staat und seine Organe geschützt werden. Der Wille des citoyen ist also »frei« 
von'gewissen äußeren Beeinträchtigen seitens seiner Mitbürger wie auch seitens der Machtha- 
ber par excellence, d.h. der Regierungen, der Beamten, Militärs, Geistlichen usw. 

Wie die moderne Demokratie selber nur das Produkt einer langen geschichtlichen Evolution 
der menschlichen Kultur und Gesellschaft ist, so begrenzt diese Tradition und Geschichte die 
Erfüllung demokratischer Gleichheit und Freiheit auch heute und morgen. Keine Demokra- 
tie fängt von vorn an. Sie mag mit der Vergangenheit reinen Tisch machen, sich eine noch so 
blitzneue Verfassung geben, die alte Zeitrechnung durch einen neuen revolutionären Kalen- 
der ersetzen; alles, was sie tut und läßt, bleibt mitbestimmt durch das Leben und Wirken der 
vorangegangenen Generationen, ist stets das Produkt einer Geschichte autokratisch be- 
herrschter Geschlechter, hierarchisch gegliederter Institutionen, autoritär befehlender 
Machthaber und unmündig gehorchender Untertanen — worüber keine Theorie vom »Ge 
sellschaftsvertrag« hinwegzutäuschen vermag. So kann sich die Demokratie nicht einfach 
von dem — so wenig demokratischen — Verhalten der vorangegangenen Generationen loslö- 
sen, ebenso wie die heutige Generation mit jeder ihrer Entscheidungen, d.h. in allem ihrem 
Tun und Lassen, alle zukünftigen, noch ungeborenen Generationen verpflichtet. Auch für 
die citoyens der vollkommensten Demokratie gilt das Marx-Wort, daß sie ihre eigene Ge- 
schichte nur »unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und überlieferten Umständen« 
machen, daß »die Tradition aller toten Geschlechter wie ein Alb auf dem Gehirn der Leben- 
den lastet.« »Le mort saisit le vif!« — und selbst wenn der Lebende ein noch so guter Demo- 
krat sein will, so waren seine Ahnen Menschen, die fast immer nur die Autokratie gekannt 
haben. 

Dieses Dilemma wird noch dadurch verschärft, daß der eine Wert der Demokratie, die Frei- 
heit, nur zu Lasten desanderen, der Gleichheit, durchzusetzen ist. Die Freiheit des einen istin 
der Regel zugleich auch Unfreiheit für den anderen — die maximale Freiheit des Sklavenhal- 
ter setzt die Versklavung der Sklaven voraus, die größte Freiheit des Kapitalbesitzers die Aus- 
beutung des Arbeiters, die höchste Freiheit des Diktators die Knechtschaft des Bürgers. Das 
Korrektiv wäre hier stets die Gleichheit — die gleiche Freiheit aller. Aber die radikale Gleich- 
heit zwischen Ungleichen erheischt wiederum die Einschränkung der Freiheit der Mächtige- 
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ren, Reicheren, Privilegierteren, also Zwang und Gewalt, jedenfalls Unfreiheit — es sei denn, 
der Stärkere schränke sich freiwillig ein, behandele den Schwächeren als seinesgleichen, als 
»Bruder«. Freiheit und Gleichheit lassen sich also sowohl in sich wie auch zusammen eher 
verwirklichen, wenn sie in den umfassenderen Werten der Brüderlichkeit, der Genossen- 
schaft und Gemeinschaft, der Solidarität und Universalität, der Kooperation und der — Liebe 
eingebettet sind. Brüderlichkeit oder besser: Mitmenschlichkeit muß Patriarchalismus und 
Parochialismus, Feindschaft und Haß, Aggression und Krieg verdrängen, so wie die Gleich- 
heit über die Ungleichheit, über das Privilegder Geburt und des Geldes, der Position und des 
Prestiges siegen muß, soll auch nur keine totale, wohl aber eine essentielle Gleichheit, die in 
einer komplexen Kultur ein gewisses Maß an echter funktionaler Differenzierung ermög- 
licht, ja sogar voraussetzt, realisiert werden. Kein Wunder, daß die Demokratie, wo sie sich 
bei all ihrer inneren Widersprüchlichkeit einmal durchsetzte, stets zeitlich und räumlich eine 
kleine Insel in einem undemokratischen Ozean blieb, die stets von antidemokratischen Wel- 
len überspült zu werden drohte. 


Verformungen 


Das Dilemma der Demokratie weist noch einen anderen Aspekt auf. Die Demokratie ist 
nicht nur eine Form, sondern auch ein Prozeß, der von einer Elite und einer Bewegung getra- 
gen wird. Diese müssen innerhalb des demokratischen Rahmens operieren, soll der Prozeß 
demokratisch bleiben. Die demokratische Bewegung oder Elite als Trägerin einer demokrati- 
schen Haltung und Ideologie, die wir in Anlehnung an Lenin als »Demokratismus« bezeich- 
nen wollen, kämpft um die Realisierungtypisch demokratischer Werte wie der Selbstbestim- 
mung des Volkes oder der Freiheit und Gleichheit. Dieser Kampf der Führungselite oder 
Massenbewegung ist integrierender Bestandteil eines Demokratisierungsprozesses, in dessen 
Verlauf die Welt demokratischer werden soll. So müßten eigentlich Demokratismus und De- 
mokratisierung zum Ausbau der Demokratie auch als Verfahrensweise und Rahmen führen 
und so die demokratische Formel mit Inhalt füllen. 

Und doch sind die Elite wie die demokatische Bewegung immer wieder versucht, undemo- 
kratische Mittel zur Erreichung ihrer demokratischen Ziele zu nutzen. Ein demokratischer 
Zweck kann aber nie jedwedes undemokratische Mittel heiligen. Man kann nicht mehr von 
echter Demokratie sprechen, wenn der Demokratismus und die Demokratisierung die de- 
mokratischen Verfahrensprinzipien und Kautelen, Garantien und Grundrechte gröblich 
verletzen oder sie gar — etwa aus Enttäuschung — durch freien Mehrheitsbeschluß auf demo- 
kratischem Wege aufheben. Umgekehrt erstarrt ohne die Kraft einer reifen demokratischen 
Elite und einer starken demokratischen Bewegung als Trägerin eines lebendigen Demokratis- 
mus und einer dynamischen Demokratisierung das demokratische System, wird die demo- 
kratische Form zu einem leeren Gehäuse. In der Formulierung von Marx: »Die Form hat kei- 
nen Wert, wenn sie nicht die Form des Inhalts ist.« 

So werden in der Sowjet- und Volksdemokratie die formalen und prozeduralen (»freiheit- 
lich-rechtstaatlichen«) Aspekte der Demokratie vernachlässigt oder sogar negiert, die inhalt- 
lich-dynamischen hingegen zum Teil verabsolutiert. Die bolschewistische Elite in Rußland 
war im Anfang von einer breiten demokratischen Massenbewegung getragen — beide such- 
ten zunächst demokratische Ziele gegen die »vested interests« der privilegierten Klassen 
durchzusetzen, wobei sie jedoch schon bald auf die Einhaltung rechtsstaatlich-demokrati- 
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scher Verfahrensweisen, Kautelen und Sicherheiten verzichteten. Im weiteren Verlauf ent- 
fremdete sich die Führung dann immer mehr der Masse, ohne eine demokratische Regie 
rungsform zu entwickeln. Zur Zeit des Hochstalinismus hatte sich das System so weit »fa- 
schisiert«, daß die Sonderinteressen der Machthaber die demokratischen Aspirationen der 
Massen erstickten. Im Zeichen des poststalinistischen Neo-Leninismus vollzog sich dann 
wieder eine — wenn auch limitierte— Annäherungan demokratische Werte und demokrati- 
sche Verfahrensweisen, die allerdings so lange in Frage gestellt bleiben, wie die Elite an einem 
ideologisch begründeten Unfehlbarkeitsanspruch nicht nur in der Theorie, sondern auch in 
der Praxis festhält. Nur insoweit kann man auch noch immer von einem »totalitären« Cha- 
rakter des Kommunismus sprechen — abgesehen von der Frage des Terrors, der in Wahrheit 
in manchen »westlichen« autoritären Regimen— in Chile, der Türkei oder Südafrika— wohl 
schlimmer wütet. 

Im Demokratismus der kommunistischen Frühphase klingt etwas von der Konzeption der 
Jakobinerdemokratie nach, die nur allzu leicht in eine kommissarische — und terroristische! 
— Erziehungsdiktatur umschlägt. In dieser tritt an die Stelle des ancien regime ein majoritär- 
monistisches Herrschaftssystem der Nation, in dem die Mehrheit des einfachen Volkes die 
Minderheit der privilegierten ‘ci-devants’ (‘Ehemaligen’) enteignet und niederhält, der 
Volksstaat dem Einzelnen als höchste Macht gegenübersteht und die angeblich unversöhnli- 
chen sozialen und ideologischen Gegensätze durch seinen Machtspruch einseitig aufhebt. 
Ähnlich will heute in manchen Entwickungsländern eine von einer demokratischen Elite ge- 
tragene Diktatur mit undemokratischen Mitteln einen Demokratisierungsprozeß durchfüh- 
ren, wobei sie sich auch eine demokratische Massenlegitimation zu verschaffen sucht. 
Rührt im Osten die Problematik der Demokratie vor allem daher, daß die Form vernachlässigt 
oder gar negiert wird, so tendiert man umgekehrt im Westen dahin, die Form der Demokratie 
zu verabsolutieren und darüber ihren Inhalt zu vergessen. Der Einfluß der privilegierten Min- 
derheiten wird hier oft so groß sein, daß sogar die demokratische Elite und die demokratischen 
Massen zusammen nicht stark genug sind, eine inhaltliche Demokratisierung der Gesellschaft, 
Wirtschaft oder Kultur zun erzwingen — insbesondere falls sie die demokratischen Verfahrens- 
regeln genau einhalten. Noch schlechter sind die Chancen der Demokratie, wenn es entweder 
an einer demokratischen Führung fehlt oder die Mehrheit — etwa als Ergebnis der erfolgrei- 
chen Beeinflussung und Manipulierung durch die undemokratischen tonangebenden Schich- 
ten — selbst nicht von demokratischem Geist und Wollen erfüllt ist. Die mangelnde demokrati- 
sche Reife der breiten Massen (nicht nur der beati possidentes!) ist wahrlich eines der größten 
Hindernisse für die Demokratisierung. 

So sehen wir, wie sich eine demokratische Regierung, die nicht ständig von einer starken de- 
mokratischen Bewegung getragen wird, den Massen entfremdet, ja möglicherweise im Inter- 
esse der Verwirklichung der demokratischen Werte im wirtschaftlichen, sozialen oder kultu- 
rellen Bereich ihre Macht zu vergrößern sucht — auf Kosten der demokratischen Struktur des 
Staates, der Parteien oder der Verbände. Umgekehrt vermageine an sich recht demokratische 
Organsisationsstruktur des politischen Systems die Führung so zu schwächen und zu läh- 
men, daß diese überhaupt zu keiner wirkungsvollen Politik, und das heißt auch nicht zu einer 
demokratischen Politik, in der Lage ist. Hier offenbart sich der Widerspruch zwischen der re 
präsentativ-demokratischen Struktur des Regimes einerseits, dem demokratischen Inhalt sei- 
ner Politik andererseits. 
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Entwicklungsetappen 


Bevor wir nun aber die Problematik der Demokratie in der Welt von heute und morgen weiter 
verfolgen, wollen wir mit wenigen Worten auf ihre Geschichte hindeuten. Bedenken wir dabei, 
daß bis in unsere Tage hinein die sogenannten Demokratien überhaupt nicht Demokratien im 
vollen Sinne des Wortes gewesen sind — sie waren fast stets und überall Minderheitsdemokra- 
tien. Sie beruhten zwar auf der Selbstregierung der »Vielen« (im Gegensatz zur Oligarchie als 
der Herrschaft der Wenigen und der Monarchie als der Herrschaft des Einen); diese »Vielen« 
machten aber nur einen Bruchteil der Gesamtbevölkerung aus — die breiten Massen der Frau- 
en, Sklaven, Leibeigenen, Hörigen, Knechte, galten ja in der Regel kaum als Menschen — ge- 
schweige denn als Staatsbürger: Noch 1690 konnte einer der großen Aufklärer, John Locke in 
»T'wo Treatises of Government« (vgl. Ebenstein 1947: 332), ganz naiv seinen Diener auf diesel- 
be Stufe stellen wie das Pferd. Die erste Massendemokratie, in der so gut wie alle erwachsenen 
Männer politische Rechte genossen, war die Jakobinerrepublik in Frankreich 1792 bis 1795, die 
auch nicht zufällig die Neger in den Kolonien wenigstens von der Sklaverei befreite. 

Zur Zeit von Rousseau und Robespierre, Jefferson, Jackson und Lincoln kam die Demokra- 
tieeiner Selbstregierung relativ gleicher, freier, kleiner und mittlerer Eigentümer und Waren- 
produzenten recht nahe. In den Schweizer Urkantonen traten die bewaffneten Männer zu- 
sammen, um die Angelegenheiten des Gemeinwesens relativ genossenschaftlich und egalitär 
zu regeln. Die demokratische Freiheit und Gleichheit blieb aber aufihren eigenen exklusiven 
Kreis beschränkt. An der Demokratie partizipierten weder die Fremden noch die Frauen. In 
der Schweiz haben ja die Frauen erst in unseren Tagen das Wahlrecht erhalten. Aber auch in 
anderen Demokratien wurde ihnen das Wahlrecht erst nach dem ersten oder zweiten Welt- 
krieg eingeräumt. Die Demokratien weisen bis in unsere Tage ausgesprochene patriarchali- 
sche Züge auf. Marx und Engels haben einmal erwähnt, daß in der Familie die Frauen und die 
Kinder die Sklaven des Mannes seien (vgl. Flechtheim 1977: 49 ff.). Wenn das heute nicht 
mehr der Fall ist, so kann von einer durchgängigen Gleichstellung der Frau in der Wirtschaft, 
Gesellschaft oder auch nur im Staate selbst auch in den Demokratien nicht die Rede sein. Die 
Frauen werden immer noch diskriminiert. Und selbst dieSozialisten, die schon frühzeitig auf 
die Unterdrückung des Proletariers durch den Kapitalisten hingewiesen haben, haben der in- 
ferioren Stellung der Frau erheblich weniger Beachtung geschenkt. Zudem kannten dieälte 
ren Demokratien harten oder sogar grausamen Zwang gegenüber all denen, die die Normen 
übertraten oder auch nur gefährlich wurden. Während unter dem Einfluß von Baccaria in 
Rußland schon Katharina die Todesstrafe abgeschafft hatte und Schweden 1821, folgte in den 
demokratischen USA als erster Staat Michigan erst 1847. 

Die Demokratie ging in der Praxis auch nicht über den Rahmen einer ausgesprochen politi- 
schen Demokratie hinaus, und die demokratische Politik erfaßte nur einen kleinen Aus- 
schnitt aus dem Leben der Gesellschaft, war — entgegen dem Ausspruch von Napoleon — 
noch durchaus nicht zum »Schicksal« des Menschen geworden. Zudem waren die demokrati- 
schen Gemeinwesen kleine und überschaubare Einheiten, die Gesellschaft war relativ einfach 
und statisch, die Menschen handelten gemäß den Traditionen der Vergangenheit. Der ent- 
scheidende Produktions- und Reproduktionsprozeß dieser »apolitischen« Gesellschaft wur- 
de noch nicht vom Staat bestimmt, ermangelte noch jeder bewußten gesamtgesellschaftli- 
chen Planung. 

Von dieser vor- oder frühkapitalistischen Demokratie des 19. Jahrhunderts unterschied sich 
die bürgerliche oder spätkapitalistische Demokratie zwischen den Weltkriegen nicht so sehr 
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in bezug auf die Verfassungsnormen, als vielmehr im Hinblick auf die sozialökonomische 
und politische Basis. An die Stelle der Konkurrenz einzelner relativ kleiner und gleicher Un- 
ternehmer trat in steigendem Maße das Monopol großer Kapitalzusammenballungen, das 
von vornherein eine wirkliche Gleichheit zwischen besitzendem Kapitalisten und besitzlo- 
sem Proletarier, ja sogar auch zwischen Kapitalmagnaten einerseits, Bauern und Gewerbe- 
treibenden andererseits in Frage stellte. Neben der Gleichheit erlitt auch die Freiheit der In- 
dividuen ernste Einbußen. Die Freiheitsrechte des Einzelnen wurden zum Teil zu leeren 
Floskeln, soweit sie nur mittels erheblicher materieller Mittel zu realisieren waren. 

In der dritten Entwicklungsphase der Demokratie, in die sie seit dem zweiten Weltkriegein- 
getreten ist, wächst die Macht der Manager weiter. In dieser Epoche der »Massendemokratie« 
und des »Sozialkapitalismus« wird der Staat immer mehr zum Verwaltungs-, Wohlfahrts- 
und Militärstaat. Die Macht der Menschen über die Natur nimmt stets rascher zu, die Pro- 
duktivität ihrer Arbeit erreicht ungeahnte Höhen. Die Massen wurden mehr und mehr als 
Konsumenten umworben — und manipuliert. Ihr Lebensstandard stieg— nicht umsonst bür- 
gerte sich der vielfach schillernde Begriff der »Konsumentendemokratie« ein. 

Soll das allerdings besagen, daß die Konsumentenmassen den Ton angeben, so trifft das für die 
Wirtschaft wohl nur beschränkt zu. Aber auch in der Politik sind die Massen nicht nur aktive 
und bestimmende Subjekte, sondern auch Adressaten und Objekte der Beeinflussung und 
Propaganda. Am deutlichsten zeichnete sich der Aufstieg der Massen wohl noch im Bereich 
des sozialen Umgangs ab. Die noch so begrenzte Angleichung und Egalisierung— etwa inder 
Konsumsphäre — und. die Aufstiegschancen insbesondere der Angehörigen der gehobenen 
Unterschichten und der Mittelschichten in einer Reihe von Ländern mit einem relativ offe- 
nen »Bildungssystem« waren beachtlich. So wenig experimentierfreudig die große Mehrheit 
auch immer sein mag, im sogenannten kulturellen Bereich, in der Kunst undLLiteratur, Philo- 
sophie und Wissenschaft entstand ein Spielraum für die freie Entfaltung der Persönlichkeit. 
Last but not least wird jetzt die Demokratie als Ideologie immer universaler akzeptiert. Aus 
all diesen Gründen hat man gern von einer Fundamentaldemokratisierung gesprochen. 


Entdemokratisierung 


Dem widerspricht nun gerade in den letzten Jahren die sehr handfeste Tatsache einer weitrer- 
chenden Entdemokratisierung. Das Gewicht des Einzelnen nimmt in vielen Lebensberei- 
chen ab. Seine aktive und kritische Teilnahme am politischen Leben wird eher entmutigt als 
ermutigt. Das Alltagsklima weist in allen Demokratien oft konformistische und konservati- 
ve Züge auf. Der Gedanke, daß die Demokratie die Verwirklichung demokratischer Refor- 
men einschließlicher radikaler Strukturreformen auf verfassungsmäßig friedlichem Wege er- 
möglichen soll, stand bei der Geburt der modernen Demokratie Pate — er findet sich schon in 
der Amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776. Wer hingegen heute von »revolu- 
tion by consent« im Sinne von Harold Laski spricht, macht sich mancherorts der Subversion 
verdächtig. In dem Maße, wie sich der klassische Kapitalismus modifizierte und als Sozialka- 
pitalismus demokratischer wurde, domestizierte und »kapitalisierte« sich die Demokratie. 
Manche radikale und dynamische Bewegungen sind versickert. Von diesen Bewegungen, die 
sich institutionalisiert haben, sind vor allem die Apparate der Parteien und Verbände übrig- 
geblieben. Diese werden leicht zu Herrschafts- und Dienstleistungsorganisationen. Wenige 
Monopolparteien suchen als Quasi-Staatsparteien die Bühne zu beherrschen und die unab- 
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hängigen und dynamischen Kräfte zu verdrängen. Innerparteiliche Demokratie und Willens- 
bildung von unten nach oben drohen zuweilen zu leeren Formeln und Fiktionen zu werden 
(vgl. Flechtheim 1973). 

Der Machtverlust der Parlamente ist sprichwörtlich. Während vor 100 Jahren in den paärla- 
mentarischen Verfassungssystemen das Kabinett dem Parlament verantwortlich war und 
dieses die Minister jederzeit dadurch zum Rücktritt zwingen konnte, daß es in einer wichti- 
gen Frage gegen sie stimmte, zwingt heute nicht selten das Kabinett oder, sogar der Regie- 
rungschef dem Parlament seinen Willen auf. Sobald die Kabinettsfrage gestellt wird, wagt die 
Mehrheit meist nicht wider den Stachel zu löcken — dafür sorgt die straffe Partei- und Frak- 
tionsdisziplin, die den »Hinterbänklern« gelegentlich zu einem Abstimmungsautomaten zu 
machen scheint. Hinzu kommt in manchen Ländern die Drohung mit der Parlamentsauflö- 
sung und Neuwahl, die der Abgeordnete j ja verlieren muß, wenn er nicht mehr von seiner 
mächtigen Parteiorganisation nominiert und unterstützt wird. 

Das parlamentarische Regierungssystem hat also einen tiefgehenden Funktionswandel 
durchgemacht: Es sichert jetzt vor allem die Präponderanz und Stabilität der Exekutive zu 
Lasten der Legislative. Diese ist in Gefahr, ihrer Urrechte (Budgetrecht, Gesetzgebungsini- 
tiative, Kontrolle der Regierung und Verwaltung) verlustig zu gehen — zugunsten der Exe- 
kutive, aber auch der mächtigsten Pressionsgruppen, die die Parteien und Fraktionen »un- 
terwandern«, die Parlamentsausschüsse immer wieder mit ihren Vertrauensleuten besetzen 
und direkt die Regierungschefs, Minister und Bürokraten unter Druck zu setzen suchen. 
Dem Wähler bleibt manchmal nur das Recht, alle vier oder fünf Jahre einmal in einer Art 
Plebiszit, zu dem die Wahlen immer mehr werden, den Regierungschef und seine »Mann- 
schaft« zu bestimmen. Wie weit es sich hierbei noch um echte Sachentscheidungen handelt, 
hängt dann wiederum davon ab, ob sich die Parteien und Parteiführer, die sich zur Wahl 
stellen, in mehr als ihrem Verlangen nach Posten und Patronage voneinander unterscheiden 
und ob die unterlegene Partei die Rolle der Opposition ernst nimmt oder nicht vielmehr ei- 
ne offene oder verschleierte Koalition einzugehen versucht. Zu diesem Bild des Spätkapita- 
lismus gehört die drohende Abdankung des einzelnen Parlamentariers wie des Plenums 
ebenso wie das Parlament ohne wirkungsvolle Opposition. 

Der Machtzuwachs der Exekutive ist nicht stets identisch mit einer Stärkung des Kabinetts. 
Oft verlagert sich die Macht noch weiter — zu der durch die Minister abgeschirmten Ministe- 
rialbürokratie und zu den mit dieser zusammenwirkenden großen Interessengruppen. Ver- 
stärkt wird die Gewichtsverschiebung in manchen Ländern durch die Übertragung wichtiger 
politischer und wirtschaftlicher Aufgaben auf die sogenannten übernationalen Institutionen 
und deren bürokratische Organe, wieaber auch vor allem durch die Machtzusammenballung 
bei den multinationalen Konzernen sowie die Militarisierung insbesondere der Weltmächte 
und ihrer Verbündeten. 

Die ursprüngliche Konzeption der Demokratie beruhte auf einem recht einfachen Welt- und 
optimistischen Menschenbild. Inzwischen sind wir realistischer und skeptischer geworden. 
Bei allem Optimismus hat bereits Marx mit Recht in der Monopolisierung von Besitz und Bil- 
dung in der Hand einer kleinen herrschenden Klasse eine Einschränkung der Demokratie ge- 
sehen, die diese für Wirtschaftskrisen, antidemokratische Bewegungen und autoritäre Pres- 
sionen sozialökonomisch gefährdeter Gruppen undKlassen anfällig macht. Seit Freud wissen 
wir, daß eine Demokratie, deren Träger labile, indifferente, psychologisch unmündige Men- 
schen sind, stets in Gefahr schwebt, zur Autokratie zu entarten oder von irrationalen Mas- 
senbewegungen, die deklassierte Desperados an die Macht bringen, überrannt zu werden. 


Aufdem Wege zur globalen Demokratie? 55 


Das wohl größte Hindernis für die Entfaltung der Demokratie in unseren Tagen hat aber 
schon Kant gesehen: Solange Machtstaaten einander mißtrauisch und feindlich gegenüberste- 
hen, gegeneinander rüsten und miteinander Krieg führen, bleibt die verfassungsmäßig-frei- 
heitlich-republikanische Ordnung, von der Kant sprach, bedroht. 

Nicht zuletzt ist Demokratie ja auch heute noch nur eine Organisationsform des einzelnen 
Territorialstaates, nicht aber eines Weltstaates oder einer Weltföderation. Nun standen aber 
früher die Einzelstaaten nur in einem losen Zusammenhang — jeder Staat war in der Regel 
weitgehend autark. Es gab zwar Konflikte zwischen den Staaten, die abe meist doch nur be- 
grenzter Natur waren. Totale Feindschaft und totale Kriege bildeten die Ausnahme. Zugege- 
ben, die Demokratie war ursprünglich durchaus keine rein pazifistische und zivile Gesell- 
schaftsform — ihre »Verteidigung« gegen den äußeren Feind auch mit der Waffe gehörte 
durchaus zu den demokratischen Lebensprinzipien. Zugleich ging aber die undemokratisch- 
militärische Lebensform nicht so weit, das Leben der Bürger in einer Demokratie durchgän- 
gig zu prägen. So wie diese doch nur gelegentlich in Kontakt mit dem äußeren Feind kamen, 
blieben sie im wesentlichen Zivilisten. Die Militarisierung des zudem sehr einfachen demo- 
kratischen Gemeinswesens hielt sich in engen Schranken. 

Ganz anders heute. Die Staaten haben sich inzwischen bereits so weit angenähert, daß sie 
ständig aufeinander stoßen. Es ist ihnen nicht vergönnt, etwa wie unsere Länder und Pro- 
vinzen miteinander friedlich und unbewaffnet zu koexistieren. Hoch gerüstet stehen sie in 
latentem Kriegszustand gegeneinander. Zudem heißt heute »Verteidigung« nichts anderes 
als pausenlose Vorbereitung auf den totalen Krieg. Kein Wunder, daß die immer noch natio- 
nalstaatlich organisierte und funktionierende Demokratie nun noch von der Militarisierung 
ganz anders bedroht wird als noch im 19. Jahrhundert. Weniger denn je vermag im Zeitalter 
der Massenvernichtungsmittel eine Armee demokratisch und human zu operieren. Das be- 
darf wohl keiner näheren Begründung — zu erklären wäre höchstens, wieso sich dennoch 
manche Militärs noch halbwegs menschlich verhalten. Nicht erst seit Chile ist daher nur all- 
zu deutlich, daß der Abbau der Position des Militärs durch Abrüstung, Umrüstung auf ge 
waltfreie soziale Verteidigung usw. nicht zuletzt auch ein wichtiges Stück Liberalisierung 
und Demokratisierung bedeutet. Natürlich bleibt daneben die Demokratisierung anderer 
tradierter Institutionen und Verhaltensweisen auf der Tagesordnung. 


Anregungen 


Zu überlegen wäre z.B., ob nicht die Exekutive entlastet und zugleich die Kompetenz der 
Parlamente wie ihrer Fraktionen erweitert werden könnte. Wir denken dabei an eine Kon- 
struktion, die in manchem an das Regierungssystem der Schweiz anknüpft, freilich auch 
über dieses hinausgeht (vgl. zum einen Pelinka 1976: 82 ff.; zum anderen Hawrylyshyn 
1980). Das Kabinett würde dann nicht mehr aus den Parteiführern bestehen, vielmehr aus 
zwar parteipolitisch gebundenen, aber doch auch relativ unabhängigen Fachleuten. Die poli- 
tischen Köpfe würden in den Parlamentsfraktionen sitzen und diese führen, freilich auch 
von’dem Gros der Parlamentarier erheblich stärker kontrolliert werden als das bisher der 
Fall gewesen ist. Die Parlamentsfraktionen wie aber auch die Masse der Abgeordneten wür- 
den sowohl den Ministern wie der Ministerialbürokratie unabhängiger gegenübertreten. Das 
Schwergewicht würde wieder in das Parlament verlegt werden, wie das ja etwa noch in Eng- 
land bis ins 19. Jahrhundert der Fall war. 
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Manches spricht aber auch für die Etablierung einer »Neuen Gewalt« oder »Vierten Gewalt«. 
Es geht dabei um den Ombudsman. Fritz Bauer (1964, vgl. auch Pirtzner 1975: Sp. 1074 ff. 
und Flechtheim 1975: 70 ff.) erinnert daran, daß sich schon Fichte 1796 für diesen eingesetzt 
habe. In Schweden existiert der Ombudsman seit 1809. Finnland kennt den Ombudsman seit 
1919, Israel seit 1950, Dänemark seit 1953/54, Norwegen und Neuseeland seit 1962, Tansania 
und Mauritius seit 1966. Wir möchten aber über die etablierte Institution eines Ombudsman- 
nes hinausgehen und die Bestellung eines Volks- oder Bürgeranwaltes vorschlagen, der erheb- 
lich weitere Kompetenzen besitzt. Wir knüpfen dabei an Bertrand Russell an, der schon vor 
Jahr und Taggefordert hat, daß ein Schuldbekenntnis unter keinen Umstän.'en als Beweis be- 
trachtet werden dürfe, darüber hinaus aber auch die Errichtung eines Amtes vorgeschlagen 
hat, das sowohl den Einzelnen vor der Verfolgung durch Staatsorgane zu schützen wie aber 
auch diese selber anzuklagen hätte. Ein solcher Volks- oder Bürgeranwalt könnte also selber 
gegen Polizei, Staatsanwaltschaft usw. ermitteln und auch Anklage erheben. Die Errichtung 
eines solchen Organs stellt natürlich in gewisser Weise ein Paradoxon dar: Wir fordern eine 
neue Bürokratie, die gegen die alte Bürokratie auftreten soll. Daß der Staat sich aber auch ein- 
mal gegen sich selber wendet, ist jedoch nicht so neu; die Errichtung von selbständigen Ge- 
richten, insbesondere von Verwaltungsgerichten, war ein erster Schritt in dieser Richtung, 
Der Vorteil einer ganz neuen und unabhängigen Behörde besteht vor allem darin, daß sie ein 
eigenes neues Ethos und ein eigenes »vested interest« entwickeln würde. So wie es heute trotz 
aller entgegenstehenden Theorien eine Ehrensache für die Staatsanwaltschaft ist, den Staat ge- 
gen den Einzelnen zu schützen und nicht umgekehrt, so würde der Volks- oder Bürgeranwalt 
es als seine Hauptaufgabe ansehen, den Bürger vor dem Staat zu schützen. 

Zur Bestellung eines solchen Volksanwaltes nur soviel: das Vorschlagsrecht sollte möglichst 
bei unabhängigen Organisationen wie Bürgerverbänden, Anwaltskammern, Gewerkschaf- 
ten, Kirchen usw. liegen. Der Volksanwalt sollte auch womöglich keiner Partei angehören, 
um nicht in einen Gewissenskonflikt zu geraten, wenn eretwa gegen einflußreiche Angehöri- 
ge seiner eigenen Partei vorgehen müßte. Denkbar wäre sogar, daß ein solcher Bürgeranwalt 
nur der Europäischen Kommission für Menschenrechte oder dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte in Straßburg verantwortlich wäre. Zu überlegen wäre ferner, wie weiter 
nicht so sehr aus allgemeinen Steuermitteln als vielmehr aus von der Steuer abzusetzenden 
Bürgerbeiträgen zu finanzieren wäre. 

Noch wichtiger als die erneuerte Trennung der Legislative als einer die Richtlinien der Poli- 
tik beratenden und beschließenden Körperschaft und der Exekutive als eines wirklich aus- 
führenden Organs und die Bestellung eines Volksanwaltes wäre die Stärkung der direkten 
Demokratie mittels solcher Verfahren wie Volksbegehren und Volksentscheid, Wahl von 
Beamten und Richtern, Ur- oder Vorwahlen (primaries), Rotation und imperativesMandat.! 
Da wir nicht mehr an die Unfehlbarkeit des einfachen Mannes (und nicht einmal an die der 
Frau!) wie an die Unerschütterlichkeit der Humanität der breiten Massen glauben, dürften 
gewisse Grundrechte wie etwa das auf Leben allerdings nicht zur Disposition selbst der 
größten Mehrheiten stehen. Vielmehr müßten auch die Macht und Gewalt der Mehrheit ge- 
genüber Minderheiten (von Minderheiten gegenüber Mehrheiten schon ganz zu 
schweigen!) erheblich zugunsten des Prinzips des Ausgleichs und des Kompromisses, des 
Dialogs, des Konsensus und sogar äußerstenfalls der Einstimmigkeit neu eingegrenzt wer- 
den — etwa auch unter dem Gesichtspunkt der Politik der Gewaltfreiheit und des »nichtver- 
letzenden Zwanges« (vgl. Ebert 1978 und Flechtheim 1978: 270 ff.). So würde die neue De- 
mokratie der Zukunft auch im Zeichen des Minoritätsprinzips stehen. Alvin Toffler (1980: 


Aufdem Wege zur globalen Demokratie? 37 


414 ff.) hebt die Bedeutung der Minderheitenrepräsentation in einem für eine individualisier- 
te Gesellschaft konzipierten politischen System hervor. Fr verlangt sogar, daß wir »vielleicht 
sogar zumindest einige unserer Politiker nach dem ältesten aller Wahlverfahren bestimmen 
müssen — durch das Los.« Die Auswahl durch das Los wäre wirkungsvoller, wenn sich alle 
Anwärter auf wichtige politische Posten einer Psychoanalyse (vgl. schon Skzansky 1952) zu 
unterziehen hätten, wobei eine solche Analyse vor allem dazu diente, persönliche Vorurteile 
und Tabus zu verringern. 

Man hat in letzter Zeit häufig von antizipatorischer und partizipatorischer Demokratie ge- 
sprochen. Für die Partizipation als eine Form evolutionärer Revolution hat sich insbesonde- 
re auch Arnold Künzli (1974: 41, ders. 1970; auch Vilmar 1983: 339 ff.) eingesetzt. Er weist 
darauf hin, »daß der Gedanke einer Partizipation freilich einer Gesellschaft nicht aufoktroy- 
iert werden könnte«. Die Verwirklichung der Partizipation sei nur als Lernprozeß vorstell- 
bar. Sie müsse an der Basis in Angriff genommen werden und von einem entsprechenden Be- 
wußtsein bzw. Ethos der Beteiligten getragen sein. 

Auch diejenigen, die sich für eine neue antizipatorische Demokratie aussprechen, betonen 
immer wieder mit Recht die verstärkte Beteiligung der Bürger an den öffentlichen Angele- 
genheiten. So versteht Helmut Krauch (1972) seine sogenannte Computer-Demokratie als 
ein strukturiertes und gut durchorganisiertes Staatswesen, bei dem die wichtigsten Fragen 
nach gründlicher Vordiskussion über Funk und Fernsehen durch direkte Abstimmung ent- 
schieden werden. Die vielen tausend Einzelprobleme, mit denen sich heute Regierung und 
Parlament nur zum Teil beschäftigen könnten, würden arbeitsteilig von statistisch repräsen- 
tativ ausgewählten Bürgergruppen unter Hinzuziehung des notwendigen Sachverstandes 
sorgfältig bearbeitet und entschieden werden. Eine entscheidende Hilfe käme dabei von der 
Informations- und Nachrichtentechnik der Zukunft mit ihrer umwälzenden Entwicklung 
der Rechenmaschinen oder Computer. Alvin Toffler (19..; vgl. auch Becker 1981: 6 ff.) 
meint, dank den Computern, den modernen Nachrichtentechniken und neuen Abstim- 
mungsmodi sei es einfacher geworden, Stichproben aus der Bevölkerung zu machen und ge- 
gebenenfalls täglich auf den neuesten Stand zu bringen. Es sei nun möglich, den Betroffenen 
selber die neuesten Informationen zukommen zu lassen: »Wenn wir Gesellschaften des 21. 
Jahrhunderts regieren wollen, dann sollten wir den Einsatz der Technologien und intellek- 
tuellen Hilfsmittel des 20. Jahrhunderts zumindest erwägen.« 

Wie Robert Jungk allerdings mit Recht einwendet, könnten auch die effizientesten elektroni- 
schen Hilfsmittel nicht den unmittelbaren persönlichen Kontakt von Bürger zu Bürger erset- 
zen: »Wenn esmehr Demokratie geben soll, werden viele neue Gelegenheiten für Begegnungen 
zu schaffen sein.« Zusätzlich zu den wenigen heute schon bestehenden Fußgängerbereichen, 
Spielstraßen oder Freizeitzentren müßte es noch viel mehr Begegnungsmöglichkeiten geben. 
Robert Jungk fordert öffentliche Mediatheken, Kunsthäuser oder »Offene Museen«, Plätze 
und Häuser für Schauspielgruppen und Musicbands, Diskussionsecken und Informationszen- 
tren, in denen unabhängige Beobachter aktuelle Vorgänge darstellen können. 

Angesichts der gigantischen Herausforderungen an die Menschheit und insbesondere an die 
Demokratie müssen alle, die Politiker wie die Bürger, ganz anders als bisher global und lang- 
fristig denken und handeln lernen. Hier hat auch die Futurologie ihren Beitrag zu leisten (vgl. 
Flechtheim 1980; Tiemann 1984: 27 ff.). Sie kann die Zukunft diagnostizieren und prognosti- 
zieren und vor ihren Gefahren warnen, kann aber nicht selbst jene Entscheidungen treffen, 
die die Katastrophe verhindern und eine wünschenswerte Zukunft gestalten helfen. Das muß 
sie den zukunftsbewußten Bürgern und deren Organisationen und Institutionen überlassen. 
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Sie kann allerdings das Interesse möglichst vieler für die Zukunft mobilisieren und Problem- 
lösungen vorschlagen. Sie kann anregen, daß Institutionen geschaffen werden, die sich mit 
der Zukunft intensiv beschäftigen, etwa pädagogische Einrichtungen und Institute, die die 
Menschen zukunftsbewußter machen, oder Zukunftswerkstätten (vgl. Jungk/Müllert 
1981), die den breiten Massen zugänglich sind. Wie an die Stelle des Kriegs- ein Friedensmini- 
sterium treten könnte, kann man sich auch ein Zukunftsministertum vorstellen, das alle poli- 
tischen Entscheidungen auf ihre Auswirkungen in der Zukunft hin überprüft. 

Denkbar wäre auch eine Erweiterung der Parlamente der Staaten um eine Zukunftskammer 
oder einen Zukunftsrat, also eine Art »Oberhaus«, das die langfristigen großen Herausforde- 
rungen immer wieder zur Debatte stellt. Warum sollten aber nicht auch bei der EG, dem Eu- 
roparat und sogar bei den Vereinten Nationen Zukunftsräte eingerichtet werden, die aus fu- 
turologisch orientierten Wissenschaftlern, Publizisten, Politikern usw. zusammengesetzt 
sein könnten. In einigen westlichen Ländern bestehen bereits heute staaliche futurologische 
Institute und Kommissionen. Schweden z.B. verfügt seit 1973 über ein Sekretriat für Zu- 
kunftsstudien, das einer Abteilung des Erziehungsministeriums angeschlossen ist. In den 
USA wird sogar jeder Gesetzentwurf im Kongreß auf seine futurologischen Implikationen — 
freilich mehr schlecht als recht! — hin überprüft. 

Was nun schließlich jene sozialen Kräfte anlangt, die stärker global orientiert und futurolo- 
gisch aufgeschlossen sind als die etablierten Mächte von gestern, so wäre es falsch, die klassi- 
sche Arbeiterbewegung einfach abzuschreiben. Sie dürfte aber von sich aus allein eine ausrei- 
chende gesellschaftliche Basis für eineFortentwicklung und Erneuerung der Weltgesellschaft 
nicht bieten. Vielmehr dürften heute sehr unterschiedliche soziale Trägerschichten und 
Gruppen für eine solche Aufgabe in Betracht kommen. So hat man mit Recht auf Konsumen- 
ten-, Umweltschutz-, Bürgerrechts-, Studenten- und Frauenbewegungen, die echt reform- 
freudigen Kräfte im christlichen und im sozialistischen Lager, aber auch auf die betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Bemühungen um mehr demokratische Mitbestimmung verwiesen. 
Zu erwähnen wären aber auch die Kriegsgegner- und Friedensbewegung oder die für gesell- 
schaftlichen Fortschritt engagierten Wissenschaftlervereinigungen. 

Es bleibt zu fragen, ob nicht, abgesehen von allen Forderungen nach wirtschaftlichem Fort- 
schritt und sozialer Gerechtigkeit, Demokratie im Staat von morgen auch Demokratisierung 
der Betriebe und Büros, der Produktions- und Distributionsstätten bedeuten muß. Kann eine 
Demokratie ohne Demokraten auf die Dauer überleben, d.h. aber wiederum: Kann ein 
Staatsbürger eine demokratische Charakterstruktur aufweisen, wenn er einen erheblichen 
Teil seines Lebens in einem fremdbestimmten Unternehmen gleichsam als Untertan lebt und 
wirkt? Kann der Unternehmer seinerseits, der Herr in seinem Haus ist, im Staat auf seine 
Macht, seine Position, sein Prestige verzichten? Kann er hier anders operieren denn als Herr 
und Herrscher? 

Damit wären wir bei dem Thema Sozialisierung der Wirtschaft. Angesichts der Bedrohung, 
die aus der Zusammenballung politischer und ökonomischer Macht in den Händen einer 
staatlichen Exekutive und Bürokratie folgt, wollen wir keineswegs Sozialisierung oder Sozia- 
lismus einfach mit Verstaatlichung gleichsetzen. Wie schon Karl Korsch (1969: 27) gesehen 
hat: »...die bloße Verstaatlichung kann für sich allein als sozialistische Vergesellschaftung (So- 
zialisierung) nicht anerkannt werden.« Nach Korsch »besteht also die ‘Sozialisierung’, die 
neue “Vergesellschaftung’ der Produktionsmittel aus zweierlei einander zur Herbeiführung 
wahren Gemeineigentums ergänzenden Umgestaltungen der privatkapitalistischen Produk- 
tionsweise: aus der Überleitung der Produktionsmittel aus der Machtsphäre einzelner Privat- 
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eigentümer in die Machtsphäre irgendwelcher gesellschaftlicher Funktionäre und aus der öf- 
fentlich-rechtlichen Einschränkung der Machtbefugnisse der nunmehrigen Leiter der gesell- 
schaftlichen Produktion im Interesse der Gesamtheit«. Nur so entsteht nach Korsch »indu- 
strielle Autonomie« oder »Demokratie«. 

In Anknüpfung an gewisse Vorstellungen der Steinerschen Dreigliederungslehre fordert 
nun Joseph Huber (1987: 141) eine vollständige Trennung und Begrenzung der funktiona- 
len und der personalen Verfügungsrechte der Kapitaleigner. Er wendet sich dabei gegen eine 
Re-privatisierung oder Verstaatlichung (aber auch Vergenossenschaftung) des Kapitals und 
spricht lieber von einer »Kapital-Neutralisierung«: »Unter den heutigen gesetzlichen Bedin- 
gungen ist dies am leichtesten realisierbar in Gestalt einer Stiftung. Wird das Kapital in eine 
Stiftung eingebracht, so gehört es praktisch niemandem mehr, oder anders gesagt, das Un- 
ternehmen gehört ‘sich selbst’. Solche Stiftungen sind heute in der Bundesrepublik bereits in 
einer gewissen Anzahl verwirklicht. Es sind jedoch durchaus andere Formen von Kapital- 
Neutralisierung denkbar, etwa nach dem Muster des schwedischen “funktionalen Sozialis- 
mus’, bei dem den Privateigentümern ihre Nutzungs- und Verteilungsrechte Stück um 
Stück beschnitten werden«. Zur Neutralisierung müsse aber die Demokratisierung der Un- 
ternehmen hinzutreten: »Man kann so die alte Parole “Vergesellschaftung der Produktions- 
mittel’ erneuert propagieren als: Kapital-Neutralisierung plus Demokratisierung der Verfü- 
gung. Fine Kapital-Neutralisierung in dieser Verbindung entspricht offensichtlich dem Ziel 
einer demokratischen Selbstverwaltung der Unternehmen.« 

Angesichts eines neuen Bewußtseins von den »Grenzen des Wachstums« und einer drohen- 
den Verknappung der Ressourcen mag heute der Gedanke, alle Bedürfnisse einer wachsenden 
Weltbevölkerung könnten eines Tages voll und frei befriedigt werden, als überholte Utopie 
erscheinen. In der Tat, die Zukunft wird wohl eher im Zeichen einer neuen Frugalität stehen. 
Daß aber gerade dann die lebensnotwendigsten Güter und Dienstleistungen allen Menschen 
ohne bare Zahlung, aber auch ohne Bezugsschein zur Verfügung stehen sollten, ist ein Ge- 
danke, der heute, da der Nulltarif populärer denn je ist, ernsthaft erwogen werden sollte. 
Schon 1933 wurde er in den Reihen der illegalen sozialistischen Gruppe Neu Beginnen in 
Deutschland diskutiert. Man kam dabei zu folgendem Ergebnis: »... eine Durchführung der 
sozialistischen Bedarfswirtschaft ist nur dann und nur insoweit möglich, wie die Produktion 
der Gesellschaft ihre realen Bedürfnisse überschreitet. Wenn bei steigenden Reallöhnen bei- 
spielsweise der Verbrauch von Brot pro Kopf nicht mehr weiter steigt (und vielleicht sogar 
Absatzschwierigkeiten eintreten), so wäre das ein Zeichen dafür, daß die Broterzeugung der 
Gesellschaft dem Bedarf genügt. Dann, erst dann, ist der Zeitpunkt gekommen, dieses Gut in 
sozialistische Bewirtschaftung zu überführen, es zu ‘vergesellschaften’, zu ‘sozialisieren’. 
Denn in sozialistische Bewirtschaftung überführen kann man nicht Betriebe. (Die kann man 
nur verstaatlichen, ‘nationalisieren’.) ‘Sozialisieren’ kann man nur Konsumprodukte, die da- 
mit aus ‘Waren’ in Gebrauchsgüter übergeführt werden. ‘“Sozialisieren’ kann man Brot, 
Milch, Kleider, die Wohnungsbenützung, den Kinobesuch, das Universitätsstudium, die 
Sommerreise, aber nicht die AEG oder die Vereinigten Stahlwerke, die Putilow- Werke oder 
Schneider-Creuzot« (Miles 1933: 28 f.). 

Die von der Demokratie unterstellte Beseitigung von Herrscher und Machthaber in der Wirt- 
schaft wie im Staat, in der Gesellschaft wie in der Politik und Kultur stellt für ein komplexes 
modernes Gemeinwesen eın echtes Problem dar. Zur Zeit der einfachen amerikanischen 
Grenzgesellschaft des frühen 19. Jahrhunderts konnte ein Jackson — und Lenin hatte diesen 
Gedanken übernommen! — unterstellen, daß jede Köchin instand gesetzt werden müsse, ei- 
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nen Staat zu leiten. Ganz anders als damals beruht aber unsere moderne Existenz auf einem 
hohen Maß an Arbeitsteilung, Sachverstand und Expertise. Gehen wir davon aus, daß Frei- 
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit Macht und Herrschaft, Ausbeutung und Unterdrückung 
verdrängen oder zumindest zurückdrängen werden, bleibt immer noch die Frage nach der 
»Führung« in Staat und Wirtschaft, im gesellschaftlichen und kulturellen Bereich. Das Wort 
Führer ist so diskreditiert, daß wir den Begriff Funktionale Leitung oder Anleitung vorzie 
hen im Sinne dessen, was man englisch mit guidance andeutet, was auch besser klingt als lea- 
dership. Die moderne Gesellschaft wie die Demokratie von morgen werden ohne ein beacht- 
liches Maß an rationaler, funktionaler, humaner »Guidance« kaum auskommen können (vgl. 
Flechtheim 1958: 31 ff.). Selbst im engsten politischen Bereich wird nicht jeder alles entschei- 
den können — dazu mangelt esan Zeit und Kraft, an Wissen und Wollen. Es wird daher dar- 
um gehen, funktionale Führung oder rationale Leitung transparent zu machen, sie unter 
Kontrolle zu stellen und zu halten und vor allem zu verhindern, daß die Inhaber von Lei- 
tungspositionen ihre Kompetenzen in Macht und Reichtum umsetzen. Es mag sinnvoll sein, 
einem Leiter einer wichtigen Stelle einen Platz in einem raschen Tansportmittel zur Verfü- 
gung zu stellen — es ist undemokratisch und dysfunktional, ihn in besonderen Luxuszügen 
oder Militärflugzeugen mit einem höfischen Anhang gleich einem Potentaten durch die Ge- 
gend stolzieren zu lassen. 


Auf dem Wege zur globalen Demokratie 


Obwohl auch der Begriff Sozialismus kompromittiert ist, heißt doch globale Demokratie 
letztlich auch sozialistische Demokratie. Freilich sollte man genauer gesagt von einem Glo- 
balsozialismus, einem Humansozialismus und einem Ökosozialismus sprechen. Der Glo- 
balsozialismus würde vor allem jedweden Staatssozialismus in Frage stellen — selbst einen 
Sozialismus, der sich auf einen noch so demokratischen Staat beschränkt. Ein einigermaßen 
funktionierender und echter Sozialismnus ist heute und morgen wohl nur innerhalb von 
Grofßräumen wie etwa Europa ja gar letztlich nur im Weltmaßstab möglich. Insofern be- 
greift der Globalsozialismus den Pazifismus und Universalismus ein, die die Möglichkeit 
und Notwendigkeit neuer Formen des Föderalismus bis hin zu einer Weltföderation immer 
wieder betont haben. 

Wenn wir von Humansozialismus reden, so soll damit der Gegensatz zu jeder Art von autori- 
tärem Kollektivismus unterstrichen werden. Ein humaner Sozialismus führt die Tradition 
des Liberalismus, Radikalismus (im englischen Sinne des Wortes) und Anarchismus weiter. 
Soweit er revolutionär ist, geht es ihm um eine gewaltfreie »Revolution«. Vom opportunisti- 
schen Reformismus unterscheidet er sich durch das Bekenntnis zu radikalen Strukturrefor- 
men, vom Revolutionarismus durch den Glauben an die Möglichkeit der gewaltfreien Revo- 
lution. Dabei kennt er das Dilemma von Reform und Revolution wie das von Gewalt und 
Gewaltfreiheit. 

Schließlich kommen wir auch nicht mehr darum herum, mit dem Begriff des Ökosozialis- 
mus die Umweltproblematik als neue Größe einzubegreifen. Es geht ja schon lange bei der 
menschenwürdigen Gestaltung der Gesellschaft nicht mehr allein um die »soziale Frage« — 
der Sozialismus muß um ein neues Gleichgewicht zwischen einer noch so humanen Gesell- 
schaft und der sie umgebenden Natur bemüht sein. Wir können nicht mehr wie einst Marx 
und Engels mit der unbegrenzten Güte und Fülle der Natur rechnen. Nun ist der Begriff der 
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Fülle natürlich ein relativer Begriff. Ein Lebensstandard, bei dem alle Menschen mit ausrei- 
chender Nahrung und Kleidung, Wohnung und Bildung versorgt wären, kann schon alsFül- 
legelten verglichen mit der Not und dem Elend der überwältigenden Mehrheit in den verflos- 
senen Jahrhunderten und Jahrtausenden (vgl. Flechtheim 1980: 129 ff.). 

Schließlich sei aber auch sehr deutlich gesagt, daß Demokratie in einer einmalig komplexen 
und dynamischen, auch stets interdependenteren Welt auf die Dauer nur überleben dürfte, 
wenn sie in dem übergroßen Teil dieser Welt zur lebendigen Wirklichkeit wird. Das setzt 
aber doch wohl eine Internationalisierung der Organe und Institutionen der Demokratie 
voraus, angefangen von den Parteien bis zu den Parlamenten und Exekutiv-Organen. Die 
Übertragung entscheidender Kompetenzen der heutigen Einzelstaaten auf weltweite Institu- 
tionen, ja, das Aufgehen der Einzelstaaten in irgendeiner Form von Weltgemeinschaft oder 
-föderation dürfte eine Voraussetzung für das Überleben der Demokratie im 20. und 21. 
Jahrhundert sein. Schließlich werden ja die großen Herausforderungen, ob es sich um Abrü- 
stung, Umweltschutz oder Bevölkerungsstabilisierung handelt, immer mehr zu globalen 
Aufgaben. 

Beginnen wir bei den Vereinten Nationen. Ist ihr Ausbau zu einer quasi-parlamentarischen 
Institution einfach undenkbar? Noch ist nicht an ein echtes Weltparlament mit legislativen 
Kompetenzen oder gar parlamentarischer Kontrolle der Exekutive zu denken. Eine beraten- 
de Körperschaft wäre aber auch schon ein Schritt vorwärts. Diese würde aus Parlamentariern 
bestehen, die von den Parlamenten der Mitgliederstaaten gewählt würden oder auch von 
noch zu schaffenden Regional-Parlamenten. Ein solches beratendes Weltparlament dürfte 
sich bereits nicht mehr nach staatlichen oder regionalen Gesichtspunkten gliedern. Seine 
Mitglieder sollten sich vielmehr nach programmatisch-parteipolitischen Gesichtspunkten 
zusammenschließen. Solche Parlamentsfraktionen würden damit auch die Entwicklung 
überstaatlicher Weltparteien fördern, die uns als die politischen Parteien von morgen mehr 
Zukunft zu haben scheinen als die antiquierten nationalstaatlich begrenzten Parteien. 
Könnte ein aktionsfähiger Weltbund die Ansätze zu einer Weltplanung, wie sie sich in den 
verschiedenen Weltmodellen und Globalplänen finden, leichter verwirklichen als die in sich 
zerstrittenen UN von heute, so sind zur Erfüllung solcher wahrhaft stupender Aufgaben 
funktionsfähige und leistungswillige Globalinstitutionen unerläßlich. Sie müssen zugleich 
demokratisch kontrolliert werden. Allein der Aufbau einer weltweiten Friedensordnung, 
die eher funktional und staatenbundlich als bundesstaatlich funktioniert, setzt schon eine 
entscheidende Verringerung der Macht und Kompetenz der Einzelstaaten voraus. Hier er- 
gibt sich aber nun ein weiteres Dilemma. Einerseits brauchen wir die Stärkung staatlich- 
demokratischer Planungs- und Egalisierungskompetenzen auch der Einzelstaaten und der 
Regionen gegenüber den plutokratisch-kapitalistisch-bürokratischen Machtzusammenbal- 
lungen — andererseits ist diese Form von »Nationalisierung« doch auch schon wieder antiqui- 
ert, insofern wir Kompetenzen von den einzelnen Staaten und sogar auch von den Regionen 
auf weltweite Institutionen und Organisationen übertragen müssen. Eine gerechte Vertei- 
lung von Rohstoffen, die Kontrolle der Macht riesiger marktbeherrschender »Multis« oder 
globaler Finanzierungsmächte schreien nach einer übernationalen, ja, globalen Kontrolle 
(Herz 1974). Die Staaten, die Toynbee mit Recht »antediluvianische Monster« genannt hat, 
müßten also ihre Kompetenzen an globale und regionale (etwa europäische) Autoritäten ab- 
treten. Aber das ist nur dieeine Seite der Medaille. Die andere ergibt sich daraus, daß dieselben 
Staaten zugleich Macht an kleinere, lokale, provinzielle, funktionale Selbstverwaltungskör- 
per delegieren müssen. 
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Das Ganze — angefangen von der Weltföderation bis hinunter zu den Stadtteil- und Dorfrä- 
ten, Nachbarschaftsgruppen usw. — wäre wiederum nur funktionsfähig, wenn es ın einen 
neuartigen Föderalismus eingebettet wäre. So veraltet der Föderalismus etwa in der Bundes- 
republik in mancher Hinsicht auch sein mag, das Prinzip des Föderalismus enthält nach: wie 
vor ungeahnte Möglichkeiten. Es müssen nur neue Formen von Föderalismus entwickelt 
und erprobt werden. Der Föderalismus von morgen würde von den primären Einheiten über 
die Provinzen und Staaten, die Regionen bis zur Weltföderation reichen, er wäre also ein 
vier-, fünf- oder noch mehrstufigerer Föderalismus (vgl. Heraud 1978). 

Zugleich steht die Herausbildung einer demokratischen Weltordnung in unlösbarem Zusam- 
menhang mit der Heranbildung eines mündigen Menschen und demokratischen Weltbür- 
gers. Ohne diese würde sich auf die Dauer jede demokratische Struktur, sei es im nationalen 
oder übernationalen Rahmen, auf ein System leerer Formen reduzieren. Zu der Form muß 
immer wieder der Inhalt, zu den Institutionen der Demokratie der Prozeß der Demokratisie- 
rung hinzutreten. Wir brauchen den demokratischen Weltbürger wie auch die demokratr- 
schen Weltbewegungen, um die demokratische Form immer wieder mit demokratischem 
Gehalt zu füllen. In diesen Sinne ist Demokratie nicht nur ein unaufgebbares Grundrecht des 
Einzelnen wie der Gemeinschaft, sondern auch eine sehr ernste Bürde für jeden einzelnen 
Bürger einer Weltdemokratie. 

Nur einePolitik, die sich an dem langfristigen Interesse der ganzen Menschheit orientiert und 
so die großen Herausforderungen unseres Jahrhunderts mutigangeht, dürfte der Demokratie 
im Weltmaßstab eine Chance eröffnen. Eine solche Politik kann wohl als eine Art »Dritter 
Weg« zwischen der den Menschen verplanenden Autokratie und dem den Menschen ver- 
nichtenden Chaos angedeutet werden. Daß ein solcher Dritter Weg steil und steinig ist, darf 
nicht verheimlicht werden. Erinnern wir nur daran, daß — wie Erhard Eppler es formuliert 
hat — unsere Kinder die Welt mit 12 bis 14 Milliarden Menschen werden teilen müssen und 
daß wir früher oder später auch auf die»Grenzen des Wachstums« stoßen werden. Daraus er- 
gibt sich die Forderung nach Abrüstung und Verzicht auf verschwenderische Technologie, 
zugleich aber auch die nach der Umstrukturierung der überlieferten Wirtschafts- und Herr- 
schaftssysteme im Rahmen einer Globalplanung, die die Bevölkerung und Produktion stabi- 
lisieren müßte. Zugleich müßte sich aber auch der Mensch selber zu einem mündigen Welt- 
und Zukunftsbürger fortbilden. Sollten wir noch über eine Schonfrist verfügen, so könnte 
dieser Übergang zu einer Weltföderation sich im demokratischen Rahmen vollziehen. 

Am 10.12.1948 hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen die Allgemeine Erklä- 
rung der Menschenrechte verkündet. In dieser ist die Rede von »der allen Mitgliedern der 
menschlichen Familie innewohnenden Würde und ihren gleichen und unveräußerlichen Rech- 
ten« als der »Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt«. In einer 
Vielzahl von Artikeln werden hier die klassischen Menschen- und Bürgerrechte auf Leben und 
Sicherheit, auf Freiheit und Gleichheit, auf Teilhabe und allgemeine Wahl proklamiert, ebenso 
wie die modernen Sozialrechte auf Arbeit, soziale Sicherheit und Bildung. Diese Erklärung 
wird »als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal« verkündet. 
Aus diesem Ideal, das bisher in den meisten Teilen der Welt mit Füßen getreten wird, muß in 
den nächsten Jahren ein von allen Staaten und Völkern ernsthaft in Angriff zunehmender Plan 
werden, soll die Demokratie nicht früher oder später auch in jenen Teilen der Welt, wo sie noch 
überlebt und verzweifelt um ihre Existenz ringt, zu einer Erinnerung an bessere, vergangene 
Tage werden, die in einem Zeitalter der Autokratie und Plutokratie, der Bürokratie und Tech- 
nokratie, der Diktatur und Despotie rasch verblassen würde. 
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Anmerkungen: 


1 Die Schwächen der direkten Demokratie haben sich zweifellos in den USA wie in der Schweiz 
(nicht so sehr in der Weimarer Republik oder Österreich!) gezeigt. Die Gründe hierfür müßten ge- 
nauer analysiert werden als das meist geschieht (vgl. hierzu auch E. Neusüss 1971: 301 ff.). 

2 Herz (1974) spricht mit Recht von Internationalisierung als überfälliger Form weltweiter Demo- 
kratisierung. 


Literatur 


Bauer, Fritz 1964, Die neue Gewalt, Verlag der Zeitschrift Ruf und Echo, München 

Becker, Ted 1981, »Teledemocracy — Bringing Power Back to People«, in: The Futurist, Jg. 15, Nr. 6, 
Dezember 

Ebenstein, William (Hg.) 1947, Man and the State — Modern Political Ideas, New York 1947 

Ebert, Theodor 1978, Gewaltfreier Aufstand — Alternative zum Bürgerkrieg, Neuausgabe, Waldkircher 
Verlagsgesellschaft 

Flechtheim, Ossip K. 1958, Grundlegung der Politischen Wissenschaft, Meisenheim a.G. 

Ders. 1973, Die Parteien der Bundesrepublik Deutschland, Hamburg 

Ders. 1975, »Zum Problem des Volksanwalts«, in: Vorgänge, Nr. 18, Jg. 14, Heft 6 

Ders. 1977, »Herrschaft und Familie — Einige kritische Anmerkungen zur Konzeption von Marx und 
Engels«, in: I. Kerscher (Hg.), Konfliktfeld Sexualität, Neuwied 

Ders. 1978, Von Marx bis Kolakowski — Sozialismus oder Untergang in der Barbarei, Köln/Frankfurt 

Ders. 1980, Der Kampf um die Zukunft — Grundlagen der Futurologie, Neuaufl., Bonn 

Ders. 1980a,»Der Ökosozialismus und die Hoffnung auf den neuen Menschen, in: W. Heidt (Hg.), Ab- 
schied vom Wachstumswahn, Achberg 

Hawrylyshyn, Bohdan 1980, Road Maps to the Future — A Report to the Club of Rome, Oxford und New 
York s 

Heraud, Guy 1978, Die Prinzipien des Föderalismus und die Europäische Föderation, Internationales Insti- 
tut für Nationalitätenrecht und Regionalismus und L. Roemheld, Integraler Föderalismus— Modell für 
Europa, München 

Herz, J.H. 1974, Staatenwelt und Weltpolitik, Hamburg 

Huber, Joseph 1978, Technokratie oder Menschlichkeit — Zur Theorie einer humanen und demokratischen 
Systementwicklung, Achberg 

Jungk, R. / Müllert, N.R. 1981, Zukunftswerkstätten, Hamburg 

Korsch, Karl 1969, Schriften zur Sozialisierung, Frankfurt 

Krauch, Helmut 1972, Computer Demokratie, Düsseldorf 

Künzli, Arnold 1974, »Partizipation — evolutionäre Revolution, in: Vorgänge, Nr. 9, Jg. 13, Heft 3; 
vgl. auch »Partizipation — Aspekte politischer Kultur«, Offene Welt Nr. 101, Opladen 1970 

Miles 1933 (d.h. W. Löwenheim), »Neu Beginnen: Faschismus oder Sozialismus«, Karlsbad; jetzt nach- 
gedruckt in: K. Klotzbach (Hg.), Drei Schriften aus dem Exil, Bonn 1974 

Neusüss, E. 1971, »Plebiszitäre Demokraties, in: H. Wechsler u.a. (Hg.), Gesellschaft und Staat — Lexi- 
kon der Politik, 2. Aufl., Baden-Baden 

Pelinka, A. 1976, Politik und moderne Demokratie, Kronberg 

Pirtzner, I. und R. 1975, »Ombudsman«, in: Evangelisches Staatslexikon, 2. Aufl., Stuttgart 

Tiemann, D. 1984, Erziehung für die nachindustrielle Gesellschaft, Dissertation, Bremen 

Skzansky, E. 1952, Staatsführung und Psychopathie, Wien/Innsbruck 

Toffler, Alvin 1980, Die Zukunftsschance— Von der Industriegesellschaft zu einer humaneren Zivilisation, 
München 

Vilmar, F. 1983, »Partizipation«, in: W.W. Mickels (Hg.), Handlexikon zur Politikwissenschaft, München 


64 


Ulrich K. Preuß 
Aktuelle Probleme einer linken Verfassungstheorie 


Nimmt man den Titel dieser Skizze beim Wort, so verspricht er zu viel. In Wirklichkeit gibt 
es nur ein aktuelles Problem einer linken Verfassungstheorie, nämlich das, überhaupt erst das 
Gerüst für eine solche Theorie zu schaffen. Der Marxismus hat keine Tradition einer Verfas- 
sungstheorie entwickelt, weil nach ihm das Konzept des Verfassungsstaates oder einer recht- 
lich verfaßten politischen Gesellschaft nichts anderes als die Frucht der bürgerlichen Gesell- 
schafts- und politischen Theorie darstellt. Selbst für Lassalle war die Verfassung lediglich der 
Inbegriff der tatsächlichen Machtverhältnisse, und nach der marxistischen Theorie war sie 
nur die gleichgültige Form für den bürgerlichen Klassencharakter des abstrakten Staates. 
»Der Streit zwischen Monarchie und Republik« — immerhin doch eine der zentralen Fragen 
der politischen Kämpfe des 19. Jahrhunderts in Deutschland — »ist selbst noch ein Streit in- 
nerhalb des abstrakten Staates«, schreibt Marx in der Kritik des Hegelschen Staatsrechtes und 
fügt den erstaunlichen Satz hinzu: »Das Eigentum etc., kurz der ganze Inhalt des Rechts und 
des Staates, ist mit wenigen Modifikationen in Nordamerika dasselbe wie in Preußen. Dort 
ist also die Republik eine bloße Staatsform wie hier die Monarchies. Das war und ist gewiß 
nicht falsch, aber betrachtet man sich nur den breiten Strom der Auswanderer, die wegen die- 
ses winzigen Unterschieds zwischen Nordamerika und Preußen ihre Heimat verließen, um 
sich jenseits des Ozeans ein neues Leben aufzubauen, so bekommt man vielleicht eine Ah- 
nung von der Unzulänglichkeit einer Theorie, die sich von ihren Prämissen her nicht sonder- 
lich für das interessierte, was durchaus nicht nur bürgerliche Ideologen fast ein ganzes Jahr- 
hundert bewegte. 


Das Absterben des Staates 


Marx hatte richtigerkannt, daß die »Abstraktion des Staates als solchen ... erst der modernen 
Zeit (gehört), weil die Abstraktion des Privatlebenserst der modernen Zeit gehört«, während 
im Mittelalter »Eigentum, Handel, Sozialität, Mensch politisch (ist); ... jede Privatsphäre hat 
einen politischen Charakter oder ist eine politische Sphäre, oder die Politik ist auch der Cha- 
rakter der Privatsphären. Im Mittelalter ist die politische Verfassung die Verfassung des Pri- 
vateigentums, aber nur, weil die Verfassung des Privateigentums politische Verfassung ist. Im 
Mittelalter ist Volksleben und Staatsleben identisch. Der Mensch ist das wirkliche Prinzip des 
Staats, aber der unfreie Mensch. Er ist also die Demokratie der Unfreiheit, die durchgeführte 
Entfremdung« (Marx 1961: 5.233). Welches aber sind die Bedingungen einer Demokratie der 
Freiheit? 

Nach Marx liegen sie darin, daß das Gemeinwesen nicht nur formell, sondern auch seinem In- 
halt nach allgemein ist, d.h. alle übrigen Sphären — Eigentum, Vertrag, Ehe, die bürgerliche 
Gesellschaft — materiell durchdringt und damit ihre besondere Daseinsweise neben dem po- 
litischen Staat aufhebt. »In der Demokratie ist der Staat als Besondres nur Besondres, als All- 
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gemeines das wirklich Allgemeine, d.h. keine Bestimmtheit im Unterschied zu dem anderen 
Inhalt. Die neueren Franzosen haben dies so aufgefaßt, daß in der wahren Demokratie der po- 
litische Staat untergehe. Das ist insofern richtig, als er qua politischer Staat, als Verfassung, 
nicht mehr für das Ganze gilt« (a.a.O.: 232). Die Funktionen des Staatsapparates werden in 
das Gemeinwesen selbst zurückgenommen (Marx 1971: 543; Gurland 1981: 49), weil auch die 
besonderen Sphären des Privateigentums und der bürgerlichen Gesellschaft, kurz, weil die 
Klassenspaltung der bürgerlichen Gesellschaft selbst überwunden ist. Die Organisationsbe- 
dürfnisse dieses Gemeinwesens erschöpfen sich, wie es Engels im Anti-Dühring ausdrückte, 
in der »Verwaltung von Sachen und der Leitung von Produktionsprozessen« (Engels 1973: 
241,262). 

Es ist bemerkenswert, daß die marxistische Theorie in diesem Ziel einer langfristigen Beseiti- 
gung des Staates als selbständiger politischer Organisation durchaus einige Gemeinsamkeiten 
mit ihrem Hauptgegner, dem doktrinären Liberalismus, hat. Zwar geht es ihm, wenn er von 
Verfassung spricht, um einen möglichst effektiven Schutz von Eigentum und individueller 
Freiheit, aber idealiter doch ohne jegliche Vermittlung durch eine politische Instanz. Las- 
salle, von dem der Begriff des »Nachtwächterstaates« stammt, sprach von den Manchester- 
Männern, »jenen modernen Barbaren, welche den Staat hassen, nicht diesen oder jenen Staat, 
nicht diese oder jene Staatsform, sondern den Staat überhaupt, und welche... am liebsten allen 
Staat abschaffen, Justiz und Polizei an den Mindestfordernden verganten und den Krieg 
durch Aktiengesellschaften betreiben lassen möchten, damit nirgends im ganzen Allnoch ein 
wirklicher Punkt sei, von welchem aus ihrer kapitalbewaffneten Ausbeutungssucht ein Wi- 
derstand geleistet werden könnte« (Lassalle 1893: 388). Freilich handelt es sich bei dieser Idee 
eines Minimalstaates gewissermaßen um eine bürgerliche politische Utopie, die, ebenso wie 
beim marxistischen Ideal eines Absterben des Staates, keineswegs diktaturförmige Über- 
gangsphasen ausschloß. Franz L. Neumann hat daher zu Recht darauf hingewiesen, daß der 
liberale Staat immer so stark war, »wie die politische und soziale Situation und die bürgerli- 
chen Interessen es erforderten. Er führte Kriege und schlug Streiks nieder, er schützte seine 
Investitionen mit starken Flotten, er verteidigte und erweiterte seine Grenzen mit starken 
Heeren, er stellte mit der Polizei ‘Ruhe und Ordnung’ her« (Neumann 1967: 31), kurz: in der 
Durchsetzung des bürgerlichen Klasseninteresses verhielt sich der bürgerliche Staat des 19. 
Jahrhunderts kaum anders als es Lenin für den proletarischen Klassenstaat gefordert und 
nach 1917 auch praktiziert hat. 

Für eine Theorie der Verfassung gibt es auf der Grundlage dieser beiden Extrempositionen 
wenig Ansatzpunkte. Eine Verfassung enthält die Formen, Verfahren, Institutionen und 
normativen Grundregeln, nach denen sich die Koexistenz heterogener und gegensätzlicher 
gesellschaftlicher Interessen und ihrer sozialen Träger herstellt — ein Sozialkontrakt, inner- 
halb dessen sich das gesellschaftliche Leben vollzieht. Eine Verfassungstheorie, die diesen 
Namen verdient, hat es daher nicht lediglich mit den juristischen Formen der politischen 
Herrschaft zu tun, noch auch allein mit der öffentlichen Gewalt des Staates, sondern auch 
und sogar primär mit den Prozessen der Transformation gesellschaftlicher Machtbeziehun- 
gen in politische Herrschaft. Sie beruht dann auf der Prämisse, daß die verfassungsmäßig ge- 
formte politische Gewalt nicht lediglich eine Verdoppelung jener gesellschaftlichen Macht- 
verhältnisse darstellt, sondern eine durchaus eigenartige soziale Qualität, die des Politischen, 
hat und eine eigenständige Arena gesellschaftlicher Auseinandersetzungen darstellt. Gesell- 
schaftliche Machtbeziehungen und politische Gewalt stehen dabei nicht beziehungslos ne 
beneinander; die Klärung des Charakters dieser Beziehung ist ein zentrales Problem jeder 
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Verfassungstheorie. Jedenfalls beschreibt eine Verfassung nicht lediglich den faktischen Zu- 
stand von Machtbeziehungen und Interessenkonstellationen; sie bindet die Interessendurch- 
setzung normativan Verfahren und inhaltliche Prinzipien und rationalisiert sie dadurch in ei- 
nem gewissen Umfang. Der Verfassungsstaat schließt Klassenherrschaft keineswegs aus, aber 
in ihm ist begrifflich die unmittelbar gewaltsame Durchsetzung des Klasseninteresses ausge- 
schlossen — andernfalls schlägt er in Diktatur um. Verfassungsstaat und Diktatur sind Gegen- 
sätze, und wenn Lenin als Demokratie eine Organisation zur systematischen Gewaltanwen- 
dungeiner Klasse gegen die andere bezeichnet, so hat er Recht, diesen Staat als Diktatur (sei es 
der Bourgeoisie, sei es des Proletariats) zu bezeichnen; denn er ignoriert dabei die wichtige 
Frage, in welchen Formen und durch welche institutionellen Vermittlungen sich die Gewalt- 
anwendung vollzieht. Diese Vermittlungen sind das Thema einer Theorie der Verfassung, 
dessen Fragestellung man gar nicht erreicht, wenn man nur die sozialökonomischen Interes- 
sen einer Klasse, nicht aber die Formen ihrer Durchsetzung im Blick hat. 

Aber auch das bürgerlich-liberale Verständnis der Verfassung als ein normatives System von 
Vorkehrungen zum Schutz von Eigentum und Freiheit ist kaum komplexer. Danach regelt 
die Verfassung zwar in rechtlich verbindlicher Weise die Beziehungen zwischen der öffent- 
lichen Gewalt und der privaten Sphäre der Individuen und zielt somit auf eine Mediatisie- 
rung und Rationalisierung der staatlich organisierten Gewaltsamkeit; kaum verhüllt aber 
verbirgt sich dahinter die staatlich sanktionierte Entfesselung einer alle Ressourcen, ein- 
schließlich der menschlichen Arbeitskraft, mobilisierenden Marktgesellschaft und damit die 
Dominanz des bürgerlichen Klasseninteresses. Die Tendenz zur unmittelbar gewaltsamen 
Durchsetzung des bürgerlichen Ordnungskonzepts ist der Kern des für den bürgerlichen 
Verfassungsstaates charakteristischen latenten Ausnahmezustandes, der allerdings für weite 
Bereiche des sozialen Lebens durchaus manifest war, in denen sich die Normierungen des 
allgemeinen staatsbürgerlichen Rechtsverhältnisses nicht durchsetzen konnten. Gemeint 
sind die sog. besonderen Gewaltverhältnisse, die jahrzehntelang bis in unsere Tage zum 
»Hausgut der Exekutive« deklariert worden sind, also die Binnenverhältnisse der Bürokra- 
tie, des Militärs, der Schulen, Hochschulen, Krankenhäuser, Gefängnisses, »Irrenanstalten«, 
Armen- und Arbeitshäuser bis hin zu den privatrechtlichen Gewaltverhältnissen der Famıi- 
lie und des Betriebes: 

Hier wurde augenscheinlich, daß die soziale Ordnung nicht rechtlich konstituiert, d.h. das 
Ergebnis einer Vermittlung unterschiedlicher Interessen, sondern unmittelbare, betrieblich 
organisierte Zwangsgewalt war, die das Modell für den allgemeinen Ausnahme- und Belage- 
rungszustand abgab, in dem auch das allgemeine staatsbürgerliche Rechtsverhältnis aufgeho- 
ben und der Verfassungsstaat in die Diktatur überführt wurde. Die Aufdeckung dieses Zu- 
sammenhangs, jener inneren Dialektik von Normalität und Ausnahmezustand im Prozeß 
der Entfaltung der bürgerlichen Gesellschaft gehört zu der immer neu zu leistenden Arbeit 
einer linken Verfassungstheorie (Preuß 1973: 42 ff.; ders. 1979: 98 ff., 157 ff., 237 ff.). Bei Carl 
Schmitt finden wir die juristischen Interpretationen dieses Sachverhalts, wenn er den wirkli- 
chen Charakter des Begriffs der Rechtsordnung enthüllt: »Auch die Rechtsordnung, wie jede 
Ordnung, beruht auf einer Entscheidung und nicht auf einer Norm«, d.h. die souverän-ge- 
waltsame Setzung einer Ordnung und damit die unvermittelte und gewaltsame Durchset- 
zung eines gesellschaftlichen Ordnungsinteresses geht allen Normierungen voraus (C. 
Schmitt 1979: 16). Der Satz hätte durchaus auch bei Lenin stehen können: erst die revolutio- 
näre Aktion desProletariats konstituiert die proletarische Ordnung, die alle darübergelegten 
juristischen Normaktivitäten hinwegstreift, wenn sie gefährdet wird. 
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Hobbes, Locke und Lenin 


Die Parallelen sind nicht zufällig. Denn der doktrinäre Liberalismus, der, wie wir gesehen ha- 
ben, mit einem autoritären Etatismus keineswegs unvereinbar ist, wie auch Lenins Staats- 
theorie gründen gleichermaßen auf der Voraussetzung, daß die Politik eine Funktion der 
Ökonomie sei, daß also der Staat und sein Gewaltmonopol um desSchutzes der Produktions- 
verhältnisse und damit des Klassenverhältnisses willen existiert. Allerdings resultieren daraus 
sehr verschiedene Konsequenzen für die Konzeption des Verfassungsstaates. 
Innerhalb der bürgerlichen politischen Theorie müssen wir zwei gegensätzliche Strömungen 
unterscheiden, die durch die Namen Hobbes und Locke repräsentiert werden. Die 
Hobbes’sche autoritäre Variante des bürgerlichen Staates beruht bekanntlich auf der Annah- 
me, daß in dem beständigen Kampf aller gegen alle nur eine souveräne Ordnungsgewalt in 
der Lage sei, inneren Frieden und Ordnung zu schaffen, und daß daher erst die Unterwer- 
fung aller Individuen unter diesen staatlichen Souverän ein geordnetes gesellschaftliches Le- 
ben ermögliche. Wenn Hobbes schreibt, daß Wettbewerb um Reichtümer, Ehre, Verfü- 
gungsmacht und andere Formen der Macht zu Streit, Feindschaft und Krieg führen und daß 
insbesondere, wenn »zwei Menschen dieselbe Sache begehren, die sie aber nicht beide genie- 
ßen können, ...sie Feinde werden; und auf ihrem Weg zu ihrem Ziel, das grundsätzlich das 
der Selbsterhaltung, und manchmal nur ihr Vergnügen ist, bemühen sie sich, einander zu ver- 
nichten oder zu unterjochen« (Hobbes 1965, Kap. 11, 13), dann wird deutlich, daß er hier den 
unerbittlichen Kampf um knappe Ressourcen und damit das Grundmodell kapitalistischer 
Vergesellschaftung beschreibt. Wenn er zu Recht als der Exponent der autoritären Version 
des bürgerlichen Staates betrachtet wird, so deswegen, weil er die folgenreiche Prämisse setzt, 
daß es unter allen Interessenverschiedenheiten der konkurrierenden Individuen ein ihnen al- 
len gemeinsames Interesse auf Selbsterhaltung gibt und daß es dieses allen gemeinsame, ho- 
mogene Interesse ist, das die politische Gewalt konstituiert. Die politische Gewalt ist Aus- 
druck und Form einer »natürlichen« Interessenübereinstimmung aller, und daher kann es in 
dieser Frage auch weder Interessenunterschiede noch Begrenzungen des Souveräns noch 
auch vermittelnde Institutionen und Verfahren geben, durch die aus Verschiedenheit Ein- 
heit erst hergestellt wird. 
Anders die Locke’sche Version, die zur Grundlage vor allem des anglo-amerikanischen 
Konstitutionalismus geworden ist. Auch er geht von der Realität der besitzindividualisti- 
schen bürgerlichen Konkurrenzgesellschaft aus (vgl. Macpherson 1967), im Gegensatz zu 
Hobbes ist die politische Gewalt bei ihm nur eir Instrument der Vermittlung der unter- 
schiedlichen Eigentümerinteressen einer Vielzahl von Individuen: die politische Gewalt 
setzt nicht Interessenhomogenität, sondern Interessenverschiedenheit voraus, so daß sie 
auch in ihrer Struktur selbst ein System von »checks and balances« darstellt und darauf ge- 
richtet ist, die Unterschiedlichkeit der Interessen erst zu einem stets prekären Gesamtin- 
teresse zu homogenisieren und zu kompatibilisieren. Dies setzt institutionalisierte Vorkeh- 
rungen der Interessenartikulation und -aggregation und der Konsensbildung ebenso wie der 
»responsiven« Verantwortlichkeit der Inhaber der politischen Gewalt voraus, kurz: die Zu- 
lassung und Formalisierung eines politischen Prozesses der Einheitsbildung. Bei Hobbes ist 
die politische Gewalt der Garant für das den unterschiedlichen und konkurrierenden Inter- 
essen der Individuen vorausliegende gemeinsame Interesse, sie ist gleichsam vorpolitisch 
konstituiert; bei Locke ist sie das Ergebnis der Vermittlung unterschiedlicher Interessen, die 
erst in einem politischen Prozeß zur Einheit gebildet werden. Natürlich hat auch Locke nur 
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die unterschiedlichen Interessen der Eigentümergesellschaft im Blick, aus der die Eigentums- 
losen ausgeschlossen sind. Insofern ist er ein bürgerlicher Verfassungstheoretiker. Aber die 
Struktur seiner Theorie enthält immerhin die Voraussetzung für die Institutionalisierung 
von Interessenkonflikten innerhalb der Verfassung, die bei Hobbes und seinen Nachfahren 
zur Suspendierung der Verfassung im Ausnahmezustand führen. 

Vergleichen wir damit die marxistisch-leninistische politische Theorie, so zeigt sich, daß ihr 
das Hobbes’sche Denken insoweit verwandt ist, als auch sie davon ausgeht, daß die politische 
Gewalt dem Schutz eines vorausgesetzten homogenen Interesses, nämlich des — bürgerli- 
chen oder proletarischen — Klasseninteresses dient. Am bürgerlichen Verfassungsstaat und 
seinen Formproblemen hat sie wenig Interesse gehabt, da es sich dabei gewissermaßen um In- 
terna der bürgerlichen Klasse handelte, die nur insofern bedeutsam waren, alssich daraus tak- 
tische Vorteile für den proletarischen Klassenkampf ergaben. Aber auch der »proletarische 
Verfassungsstaat« war kein theoretisches Problem, denn in ihm geht es nur um das praktische 
Problem der Unterdrückung einer Minderheit von Ausbeutern durch die überwältigende 
Mehrheit des Volkes. »Ein besonderer Apparat, eine besondere Maschine der Unterdrük- 
kung, ein ‘Staat’, ist noch notwendig, aber es ist das bereits ein Übergangsstaat, kein Staat im 
eigentlichen Sinne mehr, denn die Niederhaltung der Minderheit der Ausbeuter durch die 
Mehrheit der Lohnsklaven vor gestern ist eine so verhältnismäßig leichte, einfache und natür- 
liche Sache, daß sie viel weniger Blut kosten wird als die Unterdrückung von Aufständen der 
Sklaven, Leibeigenen und Lohnarbeiter... Und sie ist vereinbar mit der Ausdehnung der De- 
mokratie auf eine so überwältigende Mehrheit der Bevölkerung, daß die Notwendigkeit ei- 
ner besonderen Maschine zur Unterdrückung zu schwinden beginnt« (Lenin 1970: 477). 
Daß die Niederhaltung einer gesellschaftlichen Klasse für Lenin eine »natürliche Sache« war, 
läßt sich nur daraus erklären, daß die Beziehungen der unterdrückenden zur unterdrückten 
Klasse als ein reines, institutionell oder normativ unvermitteltes Gewaltverhältnis aufgefaßt 
wird, was wiederum, ähnlich wie bei Hobbes, ein »natürliches« Verständnis der Klassenin- 
teressen voraussetzt, die jeglicher historischer Formbestimmtheit entraten und daher auch 
mit dem »natürlichens, d.h. gesellschaftlich und kulturell relativ voraussetzungslosen Mittel 
der Gewaltsamkeit durchgesetzt werden können. Hierin liegt ein folgenreicher Wider- 
spruch zu den marzistischen Prämissen Lenins vor, da ja gerade Marx die gesellschaftliche 
Formbestimmtheit des bürgerlichen Klasseninteresses und seiner Durchsetzung in den For- 
men des bürgerlichen Verfassungsstaates immer wieder betont hat. Warum sollten nun in 
der historischen Phase des Sieges der proletarischen Revolution plötzlich die Beziehungen 
der miteinander kämpfenden Klassen auf ein gesellschaftlich formloses reines Gewaltver- 
hältnis reduziert worden sein? Warum sollten die proletarische Klasseninteressen, die doch 
auch aus einer spezifischen gesellschaftlichen Form der Produktion resultieren, ihren kol- 
lektiv-politischen Ausdruck ausgerechnet in der Fähigkeit des Proletariats zu effektiver Ge- 
waltanwendung finden? 

Diese Blindheit gegenüber der gesellschaftlichen Formbestimmtheit (und damit auch histori- 
schen Wandelbarkeit) der gesellschaftlichen Beziehungen setzt sich bei Lenin in der Phase der 
kommunistischen Gesellschaft — nach dem Absterben des Staates — fort. Lenin leugnet 
»durchaus nicht die Möglichkeit und Unvermeidlichkeit von Ausschreitungen einzelner Per- 
sonen und ebensowenig die Notwendigkeit, solche Ausschreitungen zu unterdrücken. Aber 
erstens bedarf es dazu keiner besonderen Maschine, keines Unterdrückungsapparates; das 
wird das bewaffnete Volk selbst mit der gleichen Selbstverständlichkeit und Leichtigkeit be- 
werkstelligen, mit der eine beliebige Gruppe zivilisierter Menschen sogar in der heutigen Ge- 
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sellschaft Raufende auseinander bringt oder eine Frau vor Gewalt schützt« (a.a.O.: 478). In 
dieser ersten Phase des Kommunismus verwandeln sich »alle Bürger ... in entlohnte Ange- 
stellte des Staates, den die bewaffneten Arbeiter bilden ... Die gesamte Gesellschaft wird ein 
Büro und eine Fabrik mit gleicher Arbeit und gleichem Lohn« und vor allem mit gleicher Fa- 
brikdisziplin (a.a.O.: 488). In dem Maße, in dem die»Rechnungsführungund Kontrolle« von 
allen Gesellschaftsmitgliedern ausgeübt wird, schwindet die Notwendigkeit jeden Regierens 
überhaupt. »Je demokratischer der ‘Staat’, der aus bewaffneten Arbeitern besteht und ‘schon 
kein Staat im eigentlichen Sinne mehr’ ist, um so rascher beginnt jeder Staat abzusterben« 
(a.2.0.: 489). Es fragt sich, warum eigentlich in dieser Phase die Arbeiter noch bewaffnet sein 
sollen, wo doch »das Umgehen dieser vom ganzen Volk durchgeführten Rechnungsführung 
und Kontrolle unvermeidlich so ungeheuer schwierig werden, eine so höchst seltene Ausnah- 
me bilden und wahrscheinlich eine so rasche und ernsthafte Bestrafung nach sich ziehen 
(wird) (denn die bewaffneten Arbeiter sind Menschen des praktischen Lebens, keine senti- 
mentalen Intelligenzler und werden kaum mit sich spaßen lassen), daß die Notwendigkeitzur 
Einhaltung der unkomplizierten Grundregel für jedes Zusammenleben von Menschen sehr 
bald zur Gewohnheit werden wird« (a.a.0.: 489). Diese und andere Ungereimtheiten — so 
setzt ja die gesamte Organisation der Gesellschaft als Büro und Fabrik vielfältige hierarchi- 
sche Weisungs- und Kontrollbefugnisse voraus und damit Herrschaftsbeziehungen, die ihrer- 
seits durch Entfaltung der Produktivkräfte einer ständigen Veränderung bedürfen — sindnur 
verständlich, wenn man eine quasi-natürliche Interessenhomogenität voraussetzt, in der sich 
alle sozialen Beziehungen der Menschen ohne Regelung von selbst ergeben, was aber wieder- 
um den von Lenin benutzten Begriffen von Disziplin und Gewöhnung an die unkomplizier- 
ten Grundregeln des menschlichen Zusammenlebens widerspricht. Entweder diese Grund- 
regeln ergeben sich aufgrund eines »natürlichen« Interesses von selbst, dann bedarf es keiner 
Disziplin und keiner Gewöhnung an sie; oder die soziale Kooperation beruht auf Disziplin 
und Gewöhnung an soziale Regeln, und dann gibt es unterschiedliche Interessen in der Ge- 
sellschaft, die der Vermittlung bedürfen, die ihrerseits Verfahren und Institutionen erfordert, 
durch die das geschehen kann. Der praktische Sinn unsentimentaler bewaffneter Arbeiter er- 
hebt die Formlosigkeit gesellschaftlicher Gewalt zum Prinzip. Eine Theorie der Verfassung 
ist auf dieser Grundlage nicht denkbar. 

Es ist daher nicht weiter erstaunlich, daß die Hobbes’sche Variante der bürgerlichen Staats- 
theorie und die marxistisch-leninistische auch bezüglich des Verhältnisses von Ökonomie 
und Politik zu ähnlichen Ergebnissen gelangen. Beide kämpfen darum, die auf einem voraus- 
gesetzten homogenen, natürlichen bzw. quasi-natürlichen Interesse beruhende Ordnung 
durch die politische Gewalt zu schützen und sanktionieren zu lassen und bestätigen damit im- 
plizit die Suprematie der Politik über die Ökonomie. Die Eroberungder Staatsgewalt und ihr 
Einsatz zum Schutz von Klasseninteressen wird damit zum Signum sowohl der Revolution 
wie der Gegenrevolution. Für die bürgerliche Theorie und Praxis ist das nicht überraschend, 
denn sie hat stets die fundamentale Bedeutung sowohl innen- wie außenpolitischer Rahmen- 
bedingungen für die Kapitalverwertung erkannt und danach gehandelt. Die von Lassalle zi- 
tieren Manchester-Kapitalisten waren durchaus realistisch genug, den Segen einer Flotte, 
von Polizei und Justiz anzuerkennen. Für die marzistische Theorie aber ist der Widerspruch 
unübersehbar, daß sie einerseits die sozialökonomischen Beziehungen der Menschen, ihre 
ökonomischen Klassenverhältnisse, als grundlegend und bestimmend für den sozialen Cha- 
rakter einer Herrschaftsorganisation ansieht, andererseits aber -—— im Gegensatz zu syndikali- 
stischen Strömungen innerhalb der Arbeiterbewegung — die politische Revolution und ex- 
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plizit bei Lenin die Eroberung des staatlichen Gewaltmonopols nicht nur zur Bedingung der 
sozialen Revolution, sondern geradezu zu ihrem entscheidenden Merkmal erklärt (Lenin 
1970: 473 ££.). 

Paradoxerweise hat die bürgerliche Verfassungstheorie sowohl in der Hobbes’schen wie in 
der Locke’schen Version mehr Verständnis für die strukturellen Beziehungen zwischen Poli- 
tik und Ökonomie bewiesen als die marzistisch-leninistische. Sie hatte von Anbeginn mit 
dem Widerspruch fertig zu werden, daß die bürgerliche politische Ordnung auf zwei gegen- 
sätzlichen Prinzipien aufgebaut ist, nämlich einerseits der Freiheit der Individuen als Funk- 
tionsbedingung eines auf individueller Konkurrenz beruhenden ökonomischen Systems und 
der staatlichen Souveränität als der Ordnungsmacht zur Sicherung der Rahmen- und Funk- 
tionsbedingungen der Konkurrenzgesellschaft. So sehr diese beiden Elemente funktional 
aufeinander bezogen sind, so wenig sind sie praktisch miteinander vereinbar, denn die Logik 
individueller Interessenkonkurrenz verlangt bis hin zur Selbstzerstörung des Marktsystems 
selbst die Niederreißung aller Ordnungsschranken der Interessenverfolgung, und nicht Ein- 
sicht in die Notwendigkeit eines »ideellen Gesamtkapitalisten«, der die langfristigen Interes- 
sen der bürgerlichen Klasse insgesamt sichert, sondern allein die der Konkurrenz entzogene 
staatliche Souveränität mit dem Monopol legitimer physischer Gewaltanwendung kann der 
kapitalistischen Selbstzerstörung Schranken auferlegen, zugleich aber auch den Charakter ei- 
ner autoritären Diktatur annehmen. Diesem Widerspruch widmet sich die Verfassungstheo- 
rie, wenn sie sich um eine institutionelle Vermittlung von Ordnung und Freiheit, d.h. um 
optimale funktionale Entsprechungen von Ökonomie und Politik bemüht. In diesem Wi- 
derspruch gründet letztlich auch die erwähnte Dialektik von Normalität und Ausnahmezu- 
stand, d.h. das immer wieder zu beobachtenden Durchschlagen eines den vielen konkurrie- 
renden Einzelinteressen zugrundeliegenden gemeinsamen Interesses, das wir als bürgerliches 
Klasseninteresse zu kennzeichnen haben und das dann den Charakter purer Gewalttätigkeit 
annimmt. 

Bei Lenin gibt es nach der Revolution nur dieses proletarische Gesamtinteresse, und konse- 
quenterweise nimmt es auch bei ihm die Gestalt ungeformter und damit unrationalisierter 
Gewalttätigkeit an, da er bis auf die Bemerkungen über die Verwandlung der gesamten Ge- 
sellschaft in ein Büro und eine Fabrik nichts Konkretes über die gesellschaftliche Form der so- 
zialistischen Produktionsweise verliert. Das Konkreteste ist noch seine Äußerung, daß die 
Post als Muster sozialistischer Wirtschaft anzusehen sei; dementsprechend sei das nächste 
Ziel, »die gesamte Volkswirtschaft nach dem Vorbild der Post zu organisieren, und zwar so, 
daß die unter der Kontrolle und Leitung des bewaffneten Proletariats stehenden Techniker, 
Aufseher (sic!), Buchhalter sowie alle beamteten Personen ein den ‘Arbeiterlohn’ nicht über- 
steigendes Gehalt beziehen« (Lenin 1970: 440). So wie die bürgerliche Ideologie davon aus- 
ging und -geht, daß die Konkurrenz der Individuen um knappe Ressourcen ein vor aller Ver- 
gesellschaftung liegendes »natürliches« Merkmal individueller Freiheit ist, so ging offenbar 
Lenin seinerseits davon aus, daß die anstaltsmäßig-betriebsförmige Organisation der Produk- 
tion das »natürliche«, d.h. aller konkreten historischen Formbestimmtheit entkleidetes 
Merkmal sozialistischer Produktion sei. Nur hatte die bürgerliche Theorie immerhin noch 
den Vorteil, den Dualismus von Freiheit und Souveränität zu thematisieren und damit den 
sozialen Charakter der »natürlichen« Freiheit analysierbar zu machen. Bei Lenin lösen sich 
Produktion und Staat in einen großen disziplinierten Betrieb auf, dessen vorgeblich rein tech- 
nisches Funktionieren keine Spuren von kritisierbarer Herrschaft mehr enthält und folge- 
richtig, wie jede Verdrängung, auch hier in formlose Gewalt abgedrängt wird. 
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Reformistische Theorieansätze 


Nun ist Lenins »Staat und Revolution« keineswegs die einzige authentische Version der marzi- 
stischen Staatstheorie, aber sicherlich die wirkungsmächtigste. Es wäre sicherlich interessant zu 
untersuchen, ob und wo gegebenenfalls Lenin von Marx und Engels abgewichen ist, aber hin- 
sichtlich der Theorie des bürgerlichen Staates als Diktatur der Bourgeoisie und der Notwendig- 
keit einer Diktatur des Proletariats als Übergangserscheinung zum Absterben des Staates be- 
fand er sich durchaus im Finklang mit Marx und insbesondere Engels. Das gilt auch für die im 
Jahre 1922 erschienene Schrift des Austromarxisten Max Adler über »Die Staatsauffassung des 
Marxismus, in der er freilich dem Herrschaftssystem der Sowjetunion den Charakter einer 
Diktatur des Proletariats absprach und ihm vorhielt, daß nur eine Partei des Proletariats, »ja, im 
Grunde sogar nur ein kleiner Kreis entschlossener und theoretisch das Interesse des Proletariats 
verfolgender Revolutionäre unter ganz singulären Verhältnissen eine Diktatur über die ganze 
Gesellschaft, das heißt auch über das Proletariat ausübt« (Adler 1964: 196). Adler unterscheidet 
die politische Demokratie, die auf der Grundlage gesellschaftlicher Klassenspaltung besteht, 
von der sozialen Demokratie, in der es zwar noch Meinungsverschiedenheiten, nicht aber Klas- 
sengegensätze gibt (a.a.O., S. 116 ff.). Bemerkenswert ist sein Begriff der Diktatur des Proleta- 
riats, die er ganz im Sinne von Marx, Engels und auch Lenin als die Unterdrückung einer Klasse 
durch eine andere kennzeichnet. Aber er gibt ihr darüber hinaus auch eine verfassungstheoreti- 
sche Bestimmung, die er ironischerweise von einem Theoretiker der Gegenrevolution über- 
nimmt, nämlich von Carl Schmitt. Er übernimmt dessen Unterscheidung von kommissari- 
scher und souveräner Diktatur als zwei Varianten des Ausnahmezustandes (C. Schmitt 1978: 
XII ff. und passim). Die Diktatur des Proletariats ist für ihn die souveräne Diktatur des Proleta- 
riats zur Herbeiführung der sozialen Demokratie und daher eine Erscheinungsform des demo- 
kratischen pouvoir constituant (Adler 1964: 193 ff.). So wie für Carl Schmitt »eine Aufhebung 
der Dernokratie auf demokratischer Grundlage für die Diktatur charakteristisch ist« (a.a.O.: 
XII), so sind auch die Adler »Diktatur und Demokratie ... keine Widersprüche (a.a.O.: 198), 
und die Aufhebung der Presse-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit »für gewisse Volks- 
teile, die sich dann mit der gestürzten herrschenden Klasse decken werden, ist »nichts anderes 
als die notwendige Fortsetzung des proletarischen Klassenkampfes, nur jetzt auch mit den Mit- 
teln des Staates zum Zweck der rascheren Beseitigung aller Reste des alten Systems« (S. 192 £.). 
Vorbild einer in diesem Sinne demokratischen Diktatur ist die Pariser Kommune, bei deren 
Analyse Marx ausführlicher auf Verfassungsfragen eingegangen war. Im »Bürgerkrieg in Frank- 
reich« skizzierte er aber im Grunde nur die Strukturelemente einer demokratisch-republikani- 
schen Verfassung mit starken direkt-demokratischen Elementen: allegemeines Stimmrecht, 

Abschaffung des stehenden Heeres und Ersetzung durch das bewaffnete Volk, Volkswahl und 
jederzeitige Abberufbarkeit der Beamten und Richter sowie deren Bezahlung für Arbeiterlohn, 
imperatives Mandat für die Abgeordneten der Nationaldelegation, Verwandlung der Kommu- 
ne aus einer parlamentarischen in eine varbeitende Körperschafts, die in sich die gesetzgebende 
und vollziehende Gewalt vereinigt (Marx 1971: 543 ff., 591 f£., 595 f.). Hier hätte gewiß eine an 
Marx orientierte Verfassungstheorie anzusetzen, aber das grundlegende Problem, welche poli- 
tische Form die sozialistische »Befreiung der Arbeit« selbst annehmen könnte, ist auch nicht im 
»Bürgerkrieg in Frankreich« gelöst, nicht zuletzt deswegen, weil das Projekt der Kommune nur 
knapp drei Monate dauerte. Immerhin aber unterscheidet sich die von Engels ausdrücklich als 
Diktatur des Proletariats gekennzeichnete Kommune (Engels 1971: 625) doch erheblich von 
dem Bild dieser Diktatur, das Lenin vermittelte. 
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Praktisch bedeutsamer sind deshalb auch jene verfassungstheoretischen Ansätze auf marxi- 
stischer Grundlage, die sich auf die reale verfassungsrechtliche Situation sowohl der Weima- 
rer Verfassung wie des Bonner Grundgesetze einließen. Zu diesen gehörte Franz Neumann, 
bis zu seiner Emigration im Jahre 1933 Gewerkschafts- und Parteijurist der SPD, der nicht 
daran zweifelte, daß jeder Versuch, »den Staat als von der Klassenstruktur unabhängige Ein- 
heit zu begreifen, ... zum Scheitern verurteilt« sei (Neumann 1978: 143). Das hinderte ihn 
aber keineswegs an Bemühungen um eine »reformistische« Verfassungstheorie, die vor allem 
eine Analyse der juristischen Formen darstellte, in denen sich das Klassenverhältnis vermit- 
telte. Die politische Perspektive war dieselbe wie bei dem sozialdemokratischen Verfassungs- 
rechtler Hermann Heller: die Ausdehnung der demokratischen Prinzipien der Weimarer 
Verfassung auf die Wirtschaft, d.h. die Erkämpfung der »sozialen Demokratie« (Heller 1971: 
443 ff.; Neumann 1978: 74). Bezeichnend ist die Differenz zu einem anderen zum linken 
Spektrum der Sozialdemokratie gehörenden Juristen, zu Otto Kirchheimer (der übrigens 
von 1934 bis 1942, wie seit 1937 auch Neumann, am zunächst nach Paris, dann nach New 
York emigrierten Institut für Sozialforschung arbeitete). Kirchheimer, auch als Jude wäh- 
rend der Weimarer Zeit wohlgelittener und geachteter Schüler von Carl Schmitt, sprach 
ebenfalls von der »sozialen Demokratie« als der verwirklichten Volksherrschaft, bezog sich 
aber hierbei ausdrücklich auf Max Adler und meinte damit die Überwindung der Klassen- 
spaltung (Kirchheimer 1969: 17 ff.), während Heller vorsichtiger von der »Ausdehnung des 
materiellen Rechtsstaatsgedankens auf die Arbeits- und Güterordnung« sprach (Heller 1971: 
451). Verfassungstheoretisch war dies durchaus bedeutungsvoll, denn Kirchheimer schloß 
aus der Tatsache, daß die Weimarer Verfassung einen Kompromiß sehr gegensätzlicher ge 
sellschaftlicher Interessen darstellte, daß sie eine »Verfassung ohne Entscheidung« sei (Kirch- 
heimer 1964: 52 ff.), weil für ihn — und hier besteht eine deutliche Konvergenz sowohl mit 
dem Verfassungsbegriff von Carl Schmitt wie mit der marxistischen Theorie über die Dikta- 
tur des Proletariats — der Sinn jeder Verfassung, »die den Wendepunkt einer politischen Ent- 
wicklung bezeichnen soll«, darin bestand, »ein bestimmtes Aktionsprogramm zu verkün- 
den, in dessen Namen die Organisation einer neuen Gesellschaftsordnung stattfinden soll« 
(a.a.O.: 54). Auf dieser Grundlage konnte er daher auch lediglich den »unentschiedenen« 
Kompromißcharakter der Weimarer Verfassung konstatieren, ohne eine Theorie der Verfas- 
sung als Produkt eines Klassenkompromisses zu entwickeln (was ihn allerdings nicht hinder- 
te, bis zu seinen Tod im Jahre 1965 äußerst scharfsinnige Analysen der Verfassungsproblerne 
der Massendemokratie zu erstellen — Analysen, die zwar die marxistische Fundierung seines 
theoretischen Instrumentariurms verraten, aber die Perspektive einer sozialistischen Umwäl- 
zung nicht erkennen lassen). Neumann dagegen insistiert auf dem sozialen Kompromißcha- 
rakter der Weimarer Verfassung und besteht darauf, die für die Arbeiterbewegung positiven 
Ansatzpunkte fortzuentwickeln, der herrschenden bürgerlichen Verfassungsinterpretation 
und -praxis »die sozialistische Auslegung der Grundrechte entgegenzustellen« (Neumann 
1978: 74). Dabei handelte es sich keineswegs darum, dem herrschenden Verfassungsverständ- 
nis lediglich eine alternative »linke« Normativität entgegenzusetzen. Gerade Neumann ver- 
danken wir die subtilsten Analysen der Verschiebung der sozialen Kräftekonstellationen in 
der Weimarer Republik und im Faschismus (vgl. Neumann 1977), die sich in den und aus den 
Strukturen des Verfassungsstaates vollzogen. Entscheidend war für ihn die Einsicht, daß der 
Verfassungsstaat selbst durch die Normierung der grundlegenden gesellschaftlichen Bezie- 
hungen nicht nur zum Gegenstand, sondern auch zum Feld des Klassenkampfes geworden 
war — er konnte sich zur sozialistischen Demokratie ebenso entwickeln wie zur faschisti- 
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schen Diktatur. Nur die Fähigkeit zur Klassenanalyse ebenso wir zum Verständnis der Wir- 
kungsweise einer Verfassung konnten ihn zu der Einsicht führen, »daß die nationalsozialısti- 
sche Revolution eine Konterrevolution der monopolisierten Industrie und der Großgrund- 
besitzer gegen Demokratie und gesellschaftlichen Fortschritt ist; daß diese Revolution nur 
deshalb erfolgreich war, weil die Struktur und die Praxis der Weimarer Verfassung sie begün- 
stigten; ... daß die Sozialdemokratische Partei und die Freien Deutschen Gewerkschaften, die 
als einzige Kräfte die parlamentarische Demokratie verteidigten, zu schwach waren, um dem 
Nationalsozialismus zu widerstehen, und daß ihre Schwäche sowohl unvermeidlich wie 
selbstverschuldet war« (Neumann 1978: 104). 

Hierin kann man durchaus Ansatzpunkte für eine linke Verfassungstheorie auf marxisti- 
scher Grundlage sehen: es geht ihr um eine Analyse der politischen Handlungsmöglichkei- 
ten der Organisationen der Arbeiterbewegung, die ohne eine Erkenntnis der Struktur des 
kapitalistischen Staates und seines Widerspruchs zwischen politischer Demokratie und öko- 
nomisch-sozialer Diktatur nicht möglich ist. Dies ist und bleibt das zentrale Thema einer 
marxistischen Verfassungstheorie; ihre Überzeugungskraft ist aber, und dies zeigte sich in 
der Geschichte der Bundesrepublik deutlich, von der Stärke der Arbeiterbewegung und ih- 
rer Organisationen abhängig. Eine kohärente linke Verfassungstheorie hat allerdings auch 
Neumann nicht entwickelt; dazu war er vor 1933 zu sehr in den politischen Kampf gegen 
den Niedergang der Weimarer Republik engagiert. In der Emigration widmete er sich der 
Analyse der Herrschaftsstruktur des Nationalsozialismus und nach dem Kriege bis zu sei- 
nem frühen Tod im Jahre 1954 kam es wohl vor allem deswegen nicht mehr dazu, weil er 
keinen Anschluß mehr an die nach dem Kriege wieder aufgebauten Organisationen der Ar- 
beiterbewegung fand (oder suchte). Wie dem auch sei, seine Theorie über das Verhältnis von 
ökonomischer Macht und politischer Herrschaft als Kernstück jeder marxistisch orientier- 
ten.linken Verfassungstheorie ist über einige kurze Andeutungen nicht hinausgegangen; 
und diese verraten auch eher eine Abwendung von der klassentheoretisch fundierten Posi- 
tion einer dominanten Rolle der Ökonomie für die Struktur politischer Herrschaft (Neu- 
mann 1967: 248 ff.). 

Wenn nach dem Krieg eine marzistisch fundierte linke Verfassungstheorie zu erwarten war, 
so von Wolfgang Abendroth, der lebensgeschichtlich durch seine Sozialisation in einer sozial- 
demokratischen Familie ein stets auch praktisch mit den Organisationen der Arbeitsbewe- 
gung — vor allem den Gewerkschaften — verbundener Intellektueller war und der, ähnlich 
wie Franz Neumann in der Weimarer Republik, dem Programm einer Demokratisierung der 
vermachteten kapitalistischen Ökonomie verpflichtet war. Sein berühmter Aufsatz »Zum 
Begriff des demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland« (Abendroth 1967: 109 ff.) stellt die auf den ersten Blick abstrakten Normierun- 
gen des Grundgesetzes in den sozialgeschichtlichen Zusammenhang der widersprüchlichen 
Bewegung von »antagonistischer Gesellschaft und politischer Demokratie« und entwickelt 
daraus Maßstäbe für die juristische Norminterpretation in einer klassengespaltenen Gesell- 
schaft. Obwohl nie selbst offizieller Gewerkschaftsjurist, ist doch eine große Zahl seiner Auf- 
sätze konkreten juristischen Auseinandersetzungen gewidmet, in denen es um die Bewah- 
rung der legalen Handlungsmöglichkeiten der Gewerkschaften ging. Er war und blieb bis zu 
seinem Tode Marzist, insofern Demokratiefür ihn die»Befreiung der Arbeit« bedeutete, aber 
die für Lenin charakteristische Verachtung der legalen Formen der Regelung des Klassenver- 
hältnisses war ihm fremd. Die Grundrechte waren nicht nur Elemente einer Reproduktion 
bürgerlicher Herrschaft, sondern ausbaubedürftige Kampfpositionen für die Organisationen 
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der Arbeiterklasse, die für ihn das Bollwerk der Demokratie darstellen. Dieses praktische En- 
gagement dürfte der Grund dafür sein, daß auch Abendroth keine systematische linke Ver- 
fassungstheorie entwickelt hat. Vielleicht ist dies aber keineswegs als ein Mangel, sondern ge- 
radezu als Tugend eines sozialistischen Intellektuellen zu begreifen: Verfassungstheorie ist 
politische Theorie, die die Begriffe schmiedet, mit denen der politische Kampf geführt wer- 
den kann. Der Kampf für Demokratie, für Freiheit, Gleichheit, Solidarität und Selbstbestim- 
mung des Volkes ist stets durch konkrete historische Konstellationen bestimmt, und wer, 
wie Abendroth, in der Stärke der Organisationen der Arbeiterbewegung das Unterpfand für 
gesellschaftliche Demokratisierung sieht, für den ergibt die Summe seiner theoretischen In- 
terventionen in konkrete Auseinandersetzungen eine praktische Verfassungstheorie. 


Auf der Suche nach einem neuen Paradigma 


Mit dem Tod von Abendroth ist möglicherweise nicht nur biographisch eine Zäsur in der Ge- 
schichte der linken Verfassungstheorie verbunden. Das Problem einer marxistischen Verfas- 
sungstheorie, soweit es als solches überhaupt auftauchte, bestand ja darin, den Zusammen- 
hang zwischen den rechtlich verfaßten Prozessen der politischen Willensbildung und der 
Ausübung öffentlich-staatlicher Gewalt mit den öffentlich-rechtlich unverfaßten Prozessen 
gesellschaftlicher Machtbildung, insbesondere ökonomischer Ausbeutung, zu thematisieren. 
Dahinter stand das Ziel, die kapitalistischen Schranken der Entfaltung der Produktivkräfte, 
die sich insbesondere in der rechtlichen Institutionalisierung des Privateigentums an den Pro- 
duktionsinstrumenten vermittelte, zu beseitigen und ihre kollektive Aneignung zu ermöglı- 
chen. Während die revolutionäre Strategie von Marx, Engels und Lenin vor allem darauf ge- 
richtet war, der Bourgeoisie die politische Gewalt zu entreißen, um eine eigene proletarische 
Staatsmacht zu errichten, zielte die reformistische Strategie, als deren Exponenten hier bei- 
spielhaft Neumann und Abendroth erwähnt wurden, auf die auch legale Stärkung der Macht 
der Organisationen der Arbeiterbewegung, nachdem die Weimarer und auch die Bonner Re- 
publik sie in die Verfassung aufgenommen hatten. Der Klassenkampf wurde nicht gegen die 
Verfassung, sondern innerhalb des Verfassungsstaates ausgetragen. 

Hält man sich an die Marx’sche Doktrin, nach der die bürgerliche Staatsmaschine nicht er- 
obert, sondern zerbrochen werden müsse, um auf deren Trümmern die proletarische politi- 
sche Gewalt zu errichten, so bedeutet die Verlagerung des Klassenkampfes in die Konstitu- 
tion und dietheoretische Argumentation auf dieser Prämisse sicherlich ein Abgehen von der 
marzistischen Revolutionstheorie. Aber da sich bei Marx im »Bürgerkrieg in Frankreich« eı- 
gentlich nur einige direkt-demokratische Erweiterungen der Strukturen einer grundsätzlich 
doch demokratischen Republik finden — im wesentlichen also Veränderungen in der politi- 
schen Sphäre — und man wenig über die Beziehungen zwischen der Organisation der Pro- 
duktionsverhältnisse und der der politischen Gewalt erfährt, bei Lenin sich diese Beziehung 
auf ein reines Gewaltverhältnis reduziert, könnte man ebenso auch von einer schöpferi- 
schen Anwendung der Marx’schen Theorie auf die neue gesellschaftliche Situation der Mas- 
sendemokratie (mit allgemeinem Simmrecht, Parteienkonkurrenz, Tarifvertragssystem) 
sprechen. Wie dem auch sei, sowohl der revolutionären wie der reformistischen Strategie lag 
gleichermaßen die Vorstellung zugrunde, daß letztlich der Gegensatz von Lohnarbeit und 
Kapital den Charakter der politischen Gewalt im bürgerlichen Verfassungsstaat bestimme. 
Das bedeutet, daß z.B. der Autoritarismus, ja Terrorismus des stalinistischen Staatsapparates 
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einen gänzlich anderen sozialen Gehalt hat als eine bürgerliche Diktatur, insofern sie als eine 
historische Übergangsphase zu einer freien Gesellschaft anzusehen sei. Selbst Abendroth er- 
klärte noch kurz vor seinem Tode zur historischen Relativierung des Stalinismus, »daß auch 
die bürgerliche Revolution in Europa ihre Phase des Jakobinismus und dann des Bonapartis- 
mus gehabt hat und haben mußte; daß auch die bürgerlichen Revolution des 17. Jahrhunderts 
in England ihre Phase des Entgleitens gehabt hat und daß es aus solchen Phasen des Entglei- 
tens Auswege gibt, die sich immer nur sehr langsam durchsetzen« (Erd 1985: 251). Hier 
scheint noch deutlich der von Carl Schmitt übernommene Adler’sche Begriff einer souverä- 
nen Diktatur auf demokratischer Grundlage durch. 

Es ist kein Zufall, daß Abendroth in dem Maße an politisch-theoretischem Einfluß verlor, 
in dem die Sozialdemokratie und auch die Gewerkschaften die Idee einer sozialistischen 
Transformation der Gesellschaft aufgaben und sich dem Modell des keynesianischen Wohl- 
fahrtsstaates verschrieben, dem Typ von sozialem Rechtsstaat also, der die Logik der kapita- 
listischen Ökonomie nicht brechen, sondern ihre Konjunkturen und Zyklen durch staatli- 
che Interventionen bändigen und ihre Wirkungen »sozialverträglich« machen will. Die 
Herrschaft über den Produktionsapparat und damit über die Lebensverhältnisse der Masse 
der Bevölkerung vermittelt sich in den kapitalistischen Gesellschaften Westeuropas zuneh- 
mend politisch-administrativ über eine Vielzahl von staatlichen Steuerungsinstrumenten 
der staatlichen Finanz-, Haushalts-, Wirtschafts-, Sozial-, Forschungs-, Militär- und Außen- 
politik, denen gegenüber der Anspruch der Erweiterung der politischen zur »sozialen De- 
mokratie« im Sinne Adlers theoretisch zuallererst neu formuliert werden müßte. Das The 
ma des Widerspruchs zwischen politischer Demokratie und sozialer Diktatur ist keineswegs 
erledigt; aber die Ausgangslage für eine politische Strategie der Demokratisierung (und für 
eine diesem Ziel verpflichtete Verfassungstheorie) hatte sich dadurch grundlegend verän- 
dert, daß sozialistische Organisationen der Arbeiterbewegung als die sozialen Träger einer 
gesellschaftlichen Transformation nicht vorhanden waren. Eine linke Verfassungstheorie 
war darauf beschränkt, das Fortwirken dieses Widerspruchs auch in den institutionellen 
Formen und sozialen Auseinandersetzungen der wohlfahrtsstaatlichen Massendemokratie 
zu konstatieren, wobei vor allem die These Karriere machte, daß der Versuch einer staatli- 
chen Vermittlung des Klassenwiderspruchs alle Voraussetzungen einer »Überanstrengung« 
des politischen Systems enthalte und in eine »Legitimationskrise« führe (Habermas 1973; 
vgl. auch Hirsch 1974: 261 ff.). Diese These war auch verfassungstheoretisch insofern folgen- 
reich, als nunmehr gewissermaßen der Klassenwiderspruch als in den Staat selbst verlagert 
angesehen wurde. Er äußert sich in einem strukturellen Mangel an staatlichen Organisa- 
tionsmitteln zur Lösung gesellschaftlicher Konflikte (Öffe, 1972: 27 ff.; ders. 1975, 9 ff., 302 ff.) 
und enthält daher die Tendenz zu repressiven Formen staatlicher sozialer Kontrolle. Der 
Kampf gegen den Ausbau des staatlichen Repressionsapparates bestimmt daher auch einen 
großen Teil der linken politischen und Verfassungstheorie der 70er Jahre (Hirsch 1980). 
Die zentrale Stellung des Staates in der politischen Theorie der Linken erklärt sich aus seiner 
gewachsenen Bedeutung für die Reproduktion des Kapitalverhältnisses, zugleich aber sicher- 
lich auch daraus, daß die sozialstrukturelle Gliederung der Gesellschaft und die daraus resul- 
tierenden Konflikte zunehmend weniger entlang der Klassenlinie Proletariat/Bourgeoisie 
verlaufen. Die neuen sozialen Bewegungen gruppieren sich um Themen wie Umweltschutz, 
Frieden, patriarchalische Strukturen und »postindustrielle« Werte, für deren Verwirkli- 
chung das von Marx formulierte Ziel: die »Rücknahme der Staatsgewalt durch die Gesell- 
schaft als ihre eigene lebendige Macht« (Marx 1971: 543) allenfalls die halbe Wahrheit enthält. 


76 Ulrich K. Preuß 


Marx setzte die gesellschaftliche Aneignung des Produktionsapparates voraus, ohne die Entfal- 
tung der materiellen Produktivkräfte in Frage zu stellen — für ihn war die Einheit von techni- 
schem und gesellschaftlichem Fortschritt unter sozialistischen Produktionsverhältnissen eine 
unbezweifelte Prämisse. Es ging um die gesellschaftliche Form der Produktivkraftentwicklung, 
nicht um deren Grenzen. Konsequenterweise findet man daher in der marxistischen Theorie 
auch keine Hinweise darauf, ob und gegebenenfalls wie die Produktionslogik des technischen 
Fortschritts, d.h. der zunehmenden Erweiterung der Naturbeherrschung, gefesselt werden 
kann. Es mag ja sein, daß nach Überwindung des Kapitalismus »das Volk eine solidarische Ge- 
meinschaft bildet«, daß es»keine Lebensgegensätze mehr im Volksganzen gibt ..., sondern nur 
noch mehr oder minder sachliche Meinungsverschiedenheiten über Zweckmäßigkeit und 
Dringlichkeit vorgeschlagener Entscheidungen« (Adler 1964: 123). Das wird sich aber schwer- 
lich in bezug auf die dem Sozialismus vorausliegende Prämisse einer planvollen Entfesselung 
der Produktivkräfte sagen lassen. Denn das ist zugleich auch eine Frage der institutionellen Ge- 
staltung der Produktionsverhältnisse, bei der es zwar nicht mehr um die Frage von Eigentum 
und ökonomischer Ausbeutung, aber um die womöglich noch tieferen ethischen Fragen des 
»richtigen« Lebens geht. Paradoxerweise haben sich heute in den entwickelten kapitalistischen 
Gesellschaften auch die Fronten verkehrt: es sind die kapitalistischen Machteliten, die theore- 
tisch und praktisch eine Entfesselung des technologischen Potentials weit über die Grenzen ge- 
sellschaftlicher Kontrollierbarkeit befürworten und betreiben, während an die ideologischen 
Traditionen der Linken anknüpfende neue soziale Bewegungen zu den Vorreitern der Fort- 
schrittskritik geworden sind. Eine linke politische und Verfassungstheorie sieht sich daher dem 
neuartigen Problem gegenüber, die sozialen und politischen Herrschaftsformen kapitalisti- 
scher Produktionsverhältnisse zu kritisieren, ohne auf den marxistischen »Produktivismus« zu- 
rückgreifen, d.h. auf den Gleichklang von technologischem und gesellschaftlichem Fortschritt 
vertrauen zu können. 

Wassind die Aufgaben und Themen einer zeitgemäßen linken Verfassungstheorie? Eine Ver- 
fassung ist die rechtliche Form der Vermittlung gegensätzlicher gesellschaftlicher Interessen, 
sie thematisiert die Formen, Verfahren und Institutionen, vermittels derer sich gesellschaftli- 
che Interessen in politische Herrschaft transformieren; die linke Verfassungstheorie hat da- 
bei, soweit sie auf der Basis der Verfassung der modernen Massendemokratie argumentiert 
hat, das Ziel verfolgt, die Artikulations- und Durchsetzungsmöglichkeiten für die Organısa- 
tionen der Arbeiterbewegung zu erhalten, womöglich zu erweitern. Das sozialistische Ziel 
war dabei durchaus klar. Heute geht es darum, die theoretischen und institutionellen Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß demokratische Emanzipation und Selbstbestimmung über- 
haupt wieder als wirkungsmächtiges Projekt entwickelt werden können. Mit Recht ist darauf 
hingewiesen worden, daß die Zentralisierung und Machtzusammenballung des staatlich-in- 
dustriellen Komplexes deutlich mit der Heterogenität, Zersplitterung und Dezentralität der 
neuen sozialen Bewegungen kontrastiert, und daß »gerade in den kapitalistischen Zentren so- 
ziale Bewegungen nicht (mehr) vom industriellen Proletariat ihren Ausgangnehmen, daß sie 
dieses Proletariat eher am Rande berühren und beeinflussen« (Hirsch 1980: 149 f.). In dieser 
Situation sind zwei theoretische Perspektiven für eine linke Verfassungstheorie erkennbar: 
zum einen geht es darum, gegenüber der destruktiven Dynamik der vernetzten Machtappara- 
te der staatlichen, ökonomischen und militärischen Machteliten demokratische Vetopositio- 
nen von Minderheiten zu entwickeln, die überhaupt erst die Bedingungen, insbesondere die 
Zeit dafür schaffen, die Zukunft für demokratische Optionen offenzuhalten. Hierher gehö- 
ren theoretische Bestimmungen der »Grenzen des Mehrheitsprinzips« (Guggenberger/Offe 
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1984; Preuß 1984a), der Bedingungen des zivilen Ungehorsams (Preuß 1984b) oder Analysen 
der strukturellen und institutionellen Bedingungen für die Option, den Möglichkeitsraum 
bestimmter gesellschaftlicher Entwicklungen einzuschränken (Offe 1985). Die zweite Per- 
spektive ist anspruchsvoller; sie geht in die Richtung, die gesellschaftlich außer Kontrolle ge- 
ratenden und auch rechtlich gänzlich unverfaßten Folgen einer zunehmenden Rationalisie- 
rung gesellschaftlicher Teilbereiche einer gesellschaftlichen Verfügung zu unterstellen. Das 
verlangt nicht nur die Entwicklung neuartiger Rationalitätskriterien für kollekive Entschei- 
dungsverfahren, sondern vor allem, und dies zuallererst, die Erweiterung unserer institutio- 
nellen Designs für kollektive Lernprozesse. Eine Verfassungstheorie wäre dann nicht länger 
allein eine Theorie über den institutionellen Rahmen für die Vermittlung gesellschaftlicher 
Widersprüche und Gegensätze, sondern zusätzlich eine Theorie über die Bedingungen des 
Prozesses, in dem die Gesellschaft ihre eigenen Grundstrukturen ständig revolutioniert. Die 
Verfassung selbst würde sich dabei ständigändern, so daß man pointiert sagen könnte, daß ei- 
ne Verfassungstheorie eine Theorie der kontrollierten Verfassungsänderung wäre. Das setzt 
gesellschaftliche Rationalitätskriterien voraus, deren Entwicklung verlangt, daß die Verfas- 
sungstheorie zur Gesellschaftstheorie wird. Mehr als ein Postulat ist dies heute noch nicht. 
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Peter Jansen/Leo Kißler 
Der Traum vom »mündigen Bürger« im Betrieb: 
das französische Modell der Arbeitermitsprache 


Die 1982 in Frankreich begonnene Modernisierung des Systems der industriellen Beziehun- 
gen steht — so will esscheinen — in der Tradition von Demokratievorstellungen der französı- 
schen Linken. Die Versuchung ist groß, eine direkte Verbindungslinie zwischen dem syndi- 
kalistischen Konzept der Arbeiterkontrolle, dessen später Renaissance in der Mai-Revolte 
1968 (»autogestion«) und dem am 4. August 1982 verabschiedeten Gesetz über das direkte, 
kollektive Mitspracherecht der Lohnabhängigen herzustellen (Auroux-Gesetz). 

Als Bindeglied einer vom Mythos der klassenbewußten französischen Arbeiterbewegungüber- 
frachteten Sichtweise könnte das politische Konzept der direkten Demokratie gesehen werden, 
dessen gewerkschaftlicher Protagonist die CFDT ist. In den frühen 70er Jahren machte sie sich 
zusammen mit der kleinen, linken PSU für das gesellschaftspolitische Leitmotiv der »auto- 
gestion« stark. Die propagierte sozialistische Selbstverwaltung betonte basisdemokratische Ver- 
fahren und fand mit einiger Verspätung auch Eingang in das Vokabular von PS und KPF. Die 
damit verbundene gesamtgesellschaftliche Vorstellung einer Dezentralisierung von Macht- 
strukturen mündete im Bereich der industriellen Demokratie in die letztlich von den linken Ge 
werkschaften CFDT und CGT getragene Forderung nach Einrichtung von »Werkstatträten«. 
Mit dem oben genannten Gesetz Auroux wurde dem bestehenden, heterogenen System der 
betrieblichen Interessenvertretung (Belegschaftsdelegierte, Betriebsausschüsse und betriebli- 
che Gewerkschaftssektionen mit sich überlagerndern Funktionen kennzeichen den »Dualis- 
mus« in französischen Betrieben) der neue Sproß der Mitsprachegruppen (groupes d’expres- 
sion) hinzugefügt. Weitere Novellierungen des Arbeitsgesetzbuches, die ebenfalls im Herbst 
1982 verabschiedet wurden, bekräftigen die vorgefundenen Strukturen, weshalb in französı- 
schen Betrieben und Unternehmen nunmehr drei »Demokratiemodelle« (Repräsentativ- 
demokratie, Gewerkschaftsdemokratie, Arbeiterdemokratie) zur Anwendung gelangen. Die 
institutionalisierte Koexistenz konkurrierender Demokratievorstellungen läßt es nicht zu, 
die Mitsprachegruppen verkürzt als Elemente der Arbeiterkontrolle und der Ideen des Mai 
68 zu interpretieren. Die verabschiedeten Rahmengesetze belassen einen weiteren Interpreta- 
tionsspielraum für Regierung und Unternehmer. Sie geben ihnen die Möglichkeit, die Au- 
roux-Gesetze für die Zwecke einer umfassenden volkswirtschaftlichen Modernisierungsstra- 
tegie zu instrumentalisieren. 

Die von der Linksregierung immer wieder betonte Notwendigkeit einer Aussöhnung der 
Franzosen mit ihrer Industrie (vgl. Mauroy 1985, S. 124 ff.) läßt somit die Demokratisierung 
von Betrieben und Unternehmen im Licht einer Strategie des sozialen Managements erschei- 
nen, deren vorrangiges Ziel die Steigerung von Produktion und Produktivität ist. Was vor 
dem Regierungswechsel von 1981 undenkbar schien, prägt heute die französische Diskussion 
zur Unternehmensreform: Dialog zwischen den Sozialpartnern, Arbeitnehmerbeteiligung 
und Verhandlungskultur im Betrieb. Diesseits des Rheins fast unbemerkt läuft in den franzö- 
sischen Unternehmen ein großes soziales Experiment ab, das die industriellen Beziehungen 
Frankreichs in Zukunft nachhaltig verändern soll: Demokratisierung und ökonomische Effi- 
zienzsteigerung waren die beiden Ausgangspunkte der Reform. Führen sie zum »mündigen 
Bürger im Betrieb«? 
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Vom Klassenkonflikt zum sozialen Dialog?: die Auroux-Gesetze und ihre 
Reformziele. 


Im Mai 1981 hat die französische Linke die Hypothek einer»unvollendeten Modernisierung« 
der Wirtschaftübernommen. Sowohl auf der ökonomisch-technischen als auch auf der sozia- 
len Seite der Produktion wird bis heute ein Rückstand Frankreichs im Vergleich mit den eu- 
ropäischen Nachbarn konstatiert. (Vgl. Rehfeldt 1985, S. 103 ff.) Aus ihm nährt sich ein fran- 
zösischer Modernisierungskonsens, der sämtliche ideologischen Lager und sozialen Klassen 
überlagert. Die produktions-technische und soziale Modernisierung der Betriebe entscher- 
dend voranzubringen ist der eigentliche Impetus für die qualitativen Reformen von 1982. 
In diesem Jahr verabschiedete die sozialistisch-kommunistische Regierung ein vierteiliges 
Gesetzeswerk über die Arbeiter- und Gewerkschaftsrechte im Betrieb und auf überbetriebli- 
cher Ebene. Das nach dem damaligen Arbeitsminister Auroux benannte Regelwerk novel- 
liert ein Drittel des französischen Arbeitsrechts. Es zielt darauf ab, 
— den Arbeitenden auch im Betrieb die Wahrnehmung ihrer demokratischen Rechte zu er- 
möglichen; 
— Möglichkeiten zu schaffen, daß sie zu Akteuren der Veränderung im Betrieb werden und 
schließlich 
— die industriellen Beziehungen insgesamt auf der Grundlage von Verhandlung und Ver- 
trag neu zu organisieren. 
In enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften erstellt, verbessert das Reformwerk auf den 
ersten Blick die Beteiligungsrechte der Arbeitenden und ihrer Gewerkschaften und wertet diese 
auf, aber — sieht man genauer hin — nicht zum Nulltarif: Der Preis für die Erweiterung der Be- 
teiligungs- und Handlungsmöglichkeiten besteht in einer für Frankreich neuartigen »Verhand- 
lungskultur«. Mit dieser Zielsetzung steht die Auroux-Reform in der Kontinuität einer auf Dia- 
logförderung zwischen den Sozialpartnern abhebenden Unternehmensreform, wie sie bereits 
in den 70er Jahren vor allem mit der Einführung der Sozialbilanz (1977) angestrebt wurde. Sie 
soll die herrschende Konfliktlogik des bisherigen Systems der industriellen Beziehungen Frank- 
reichs überwinden und stellt deshalb Staat, Unternehmer und Gewerkschaften vor neuartige 
Herausforderungen. 
Dies wird nicht zuletzt auch in der neueren Entwicklung arbeitsgerichtlicher Entscheidun- 
gen deutlich, die das Streikrecht implizit durch Anerkennung von Schadensersatzforderun- 
gen der Unternehmen oder arbeitswilliger Beschäftigten einengen (Vgl. Liaison Sociale A 1, 
114,1. 8. 1985). 
Vor allem beinhaltet die Aurox-Reform aktuelle arbeitspolitische Zielsetzungen. Für die 
häufig konfliktträchtige Einführung neuer Technologien will sie auf Seiten der Arbeitenden 
und ihrer Gewerkschaften Akzeptanz schaffen und damit ökonomisch als notwendig erach- 
tete Rationalisierungsmaßnahmen ermöglichen. Nicht zuletzt aber zielt die Reform auf die 
(Re-) Aktivierung und Ausbeutung von technischer Phantasie und innovatorischen Qualifi- 
kationen der Arbeitenden, ohne die produktionstechische und-organisatorische Umstellun- 
gen nicht mehr denkbar sind. Die soziale Hülle der Reform hat demnach einen harten ökono- 
mischen Kern. 
Die Auroux-Gesetze bilden das Herzstück der wirtschaftlichen Modernisierungspolitik der 
französischen Regierung!. Welche Neuerungen bringen sie im einzelnen? 
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Institutionalisierung und Individualisierung der betrieblichen Arbeitsbeziehungen 


Die Auroux-Reform beruht im wesentlichen auf vier Einzelgesetzen?. Sie zielen auf 

° die »Stärkung der betrieblichen Interessenvertretungen« (Gesetz v. 28.10.1982) durch 
Ausweitung der Rechte des Betriebsausschusses und der Belegschaftsdelegierten 

° die »Verpflichtung zur Verhandlung« auf Branchenebene und im Betrieb (Gesetz v. 
13.11.1982). Jährlich müssen Unternehmer und Gewerkschaftssektionen im Betrieb 
Löhne, Arbeitszeit und -gestaltung aushandeln 

° die Einführung von »Ausschüssen für Hygiene, Arbeitssicherheit und Arbeitsbedingun- 
gen« (Gesetz v. 23.12.1982), die in allen Fragen der Gesundheit und Sicherheit am Ar- 
beitsplatz und bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen zu konsultieren sind und bei 
akuter Gefahr ein »Veto-Recht« haben 

° die Einführung eines »kollektiven und direkten Arbeitermitspracherechts« über die Ar- 
beitsbedingungen (Gesetz v. 4.8. 1984). Dieses neuartige direkte Partizipationsrecht am 
Arbeitsplatz ist von autonomen Arbeitermitsprachegruppen wahrzunehmen, die sich auf 
freiwilliger Basis in den Betrieben bilden. Seine konkrete Ausgestaltung (z.B. Tagungs- 
rhythmus, Zusammensetzung etc. der Mitsprachegruppen) ist zwischen Betriebsleitung 
und Gewerkschaftssektionen auszuhandeln. Das Arbeitermitspracherecht stellt das ein- 
zige wirkliche Novum der Reform dar. 

Es führt zum ersten Mal auf gesetzlicher Basis ein direktes Partizipationsrecht der Arbeiten- 

den ein und bildet das Kernstück der Unternehmensreform in Frankreich. 

Seine Brisanz erhält dieses neue Recht dadurch, daß es den betrieblichen Akteuren der reprä- 

sentativen Interessenvertretung (Betriebsausschuß, Belegschaftsdelegierte und Gewerk- 

schaftssektionen) (Vgl. Jansen 1982, S. 48 ff. und Rehfeldt 1985, S. 107 ff.) auf der einen und 

den Vertretern der Produktionshierarchie auf der andern Seite einen dritten Akteur gegen- 

überstellt: die Arbeitermitsprachegruppe (groupe d’expression). Diese gehorcht einer neuen, 

bislang für die französische Unternehmens- und Betriebsverfassung unbekannten Organisa- 

tions- und Handlungslogik: der der direkten Partizipation. 

Direkte Partizipation heißt aber auch, das Verantwortungsbewußtsein der Arbeitenden ge- 

genüber dem »Betriebswohk« zu stärken. Ihr Einbezug in einen direkten Dialog mit den Be- 

triebsleitungen kann zu einer Individualisierung der Arbeitsbeziehungen führen (ein Trend, 

der sich auch im Bereich der Lohnpolitik zeigt). Die parallel erfolgte Stärkunggewählter, qua- 

si-gewerkschaftlicher Institutionen und die Aufwertung des Individuums schaffen neue Rah- 

menbedingungen für die gewerkschaftliche Betriebspolitik. Der latente Trend zu einer »Ent- 

gewerkschaftlichung« der betrieblichen Interessenvertretungspolitik erklärt den im Verlauf 

der letzte Jahre vollzogenen Sinneswandel der Unternehmer’. 


Sinneswandel: Das Patronat als Protagonist der direkten Partizipation? 


Der CNPF als Organisation der Unternehmer wußte zwar, daß die Auroux-Gesetze nicht 
grundsätzlich mit dem System der industriellen Beziehungen brechen und auch die unterneh- 
merische Direktionsgewalt im Betrieb nicht schmälern, aber er mußte von der Dialogförde- 
rung auf betrieblicher Ebene eine Gefährdung seiner überbetrieblichen Organisationsmacht 
befürchten. Deshalb besetzte er das Feld der Unternehmensreform, unterstützt von einem 
Teil der Presse propagandistisch-offensiv: die Reform führe zur »Diktatur der Gewerkschaf- 
ten‘, mehr noch — zur »Sowjetisierung der Betriebe«. 
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Während das Unternehmerlager sich vor der Verabschiedung des Gesetzes in der strikten Ab- 
lehnung der »Philosophie« der Auroux-Reform und insbesondere der Aufwertung der Ge- 
werkschaften einig zeigte, fiel die Detailkritik an den einzelnen Reformpaketen differenzierter 
aus. Sie entzündete sich zunächst vor allem an der unterstellten Stärkung gewerkschaftlicher 
Repräsentation im Betrieb, an der jährlichen Verhandlungspflicht und insbesondere an der Ein- 
führung des Arbeitermitspracherechts. Positiv wurde auf der Unternehmerseite dagegen ver- 
merkt, daß die Unternehmensreform die weitgehenden gewerkschaftlichen Forderungen nach 
einem Vetorecht der Gewerkschaften bei Entlassungen und nach einem Recht auf politische 
Versammlungen im Betrieb nicht aufgriff. 

Inzwischen sind die Stellungnahmen aus dem Unternehmerlager moderater geworden. Da- 
hinter steckt die Strategie, sich mit »Realismus und Bürgersinn« mit der Reform auseinander- 
zusetzen, um die in ihr enthaltenen Chancen zu nutzen. 

Die Kanalisierung und Nutzung von Teilen des Reformangebots liegen im Interesse der Un- 
ternehmer, die sich insbesondere nach der Übernahme des Premierministeramtes durch den 
Ex-Industrieminister Fabius in ihrer Rolle gestärkt sehen. Die bisherige Praxis (s.u.) läßt er- 
kennen, daß Mitsprachegruppen durchaus im Sinne von Qualitätszirkeln funktionieren 
können. In diesem Sinne bezeichnet die Mehrheit der Unternehmer gerade die Mitsprache- 
gruppen als eine gelungene Reform. Auch die Oppositionsparteien (RPR, UDF) wollen an 
dieser Errungenschaft festhalten (vgl. L’Express International, No 1776 v. 26.7.1985, S. 22 
ff.). So ergeben sich Berührungspunkte mit der PS, die ursprünglich angetreten war, die De- 
mokratie im Unternehmen zu rehabilitieren: »Mit der Gewerkschaftsfreiheit, dem Gewerk- 
schaftspluralismus, dem Mitspracherecht kann und muß die Demokratie den ihr gemäßen 
Platz in unseren Unternehmen ... einnehmen. ... Konzertierungund Vertrag müssen nun zur 
Regel werden.«(Auroux nach: Laurent-Attalin 1983, S. 84 f.) Die Suche nach einer neuen Le- 
gitimität für die Herrschaft in Betrieben und Unternehmen glitt bei der PS jedoch sehr 
schnell in die Wiederauflage der nach dem Zweiten Weltkrieg von Kommunisten lancierten 
Produktionsschlacht ab: wir brauchen den mündigen Bürger im Betrieb, um die Wirtschafts- 
schlacht zu gewinnen — so lautete das Motto einer im Mai abgehaltenen Konferenz der sozia- 
listischen Betriebszellen — (vgl. Henissart 1985, S. 53). 

Demokratie und Effizienz sind auch die immer wiederkehrenden Schlagworte der KPF ge- 
wesen, solange sie sich noch in Regierungsverantwortung befand: »... neue Rechte für alle Ar- 
beiter und Arbeiterinnen aller Berufsgruppen zu beschließen ist nicht nur — auch wenn es 
wesentlich ist — eine Forderung von Recht und Würde, es ist auch ein Imperativ für eine hö- 
here ökonomische Effizienz, für ein neues Wachstum.« (Marchais nach: Laurent-Attalin 
1983, S. 87). Die PC hielt eine ‘konzertierte Aktion’, innerhalb derer Gewerkschaften zum 
bevorzugten Gesprächspartner der Regierung werden sollen, für wünschbar. 

Angesichts dieser Position wäre es falsch, den Linksparteien einen Verrat an eigenen Refor- 
men vorzuwerfen. Die Demokratisierung stand von Anbeginn unter dem Vorzeichen einer 
wirtschaftlichen Effizienzsteigerung und dem (erneuten) Versuch, die repräsentativen Ge- 
werkschaften auf die Logik eines volkswirtschaftlichen Gesamtinteresses zu verpflichten. 


Pro und Contra Auroux-Reform aus gewerkschaftlicher Sicht 


Der französische Gewerkschaftspluralismus? greift auf die gewerkschaftliche Einschätzung 
der Auroux-Reform durch. Das Gewerkschaftslager ist gespalten. Insbesondere im Hinblick 
auf das Arbeitermitspracherecht zeichnet sich ein interessanter Frontverlauf ab. Die hierzu: 
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lande manchmal vorschnell als reformistisch etikettierte Force Ouvriere (FO) lehnt die Re 
form ab. Aus ihrer Sicht stellen die Arbeitermitsprachegruppen ein Instrument zur Ausschal- 
tung der Gewerkschaften im Betrieb dar. Vor allem aber öffne das Arbeitermitspracherecht 
einer weiteren Politisierung der Betriebe durch die »revolutionären« Gewerkschaften CGT 
“und CFDT Tür und Tor. 
CGT und CFDT, aber auch die Gewerkschaft der Führungskräfte CGC, begrüßen die Ein- 
führung des Arbeitermitspracherechts. Erstere setzen auf seine emanzipatorische Effekte 
(CFDT) bzw. erhoffen sich eine Stärkung der betrieblichen Gewerkschaftsarbeit(CGT). Für 
beide Gewerkschaften bedeutet das Mitspracherecht der Arbeitenden die Erfüllung einer al- 
ten Forderung. 
So fordert die CFDT seit ihrem Bekenntnis zur Selbstverwaltung der Produzenten und Bür- 
ger auf ihrem Kongreß von 1970 ein direktes Artikulations- und Ausdrucksrecht der Be 
schäftigten über die Arbeitsbedingungen und seit 1977 die Einrichtung von Werkstatt- und 
Abteilungsräten. Die CGT befürwortet seit Ende 1978 vergleichbare Formen direkter Ar- 
beiterpartizipation. Die überaschend schnelle Erfüllung dieser Forderung hat die Gewerk- 
schaften in die Position des Zuschauers gedrängt. Der geschmolzene Bestand an aktiven Ge- 
werkschaftern, deren Zeit für gewerkschaftliche Arbeit bereits durch die ebenfalls im Zuge 
der Auroux-Reformen aufgewerteten Betriebsausschüsse und deren Kommissionen (vgl. Ge- 
setz v. 28.2. 1982) absorbiert wird, macht es ihnen unmöglich, die Mitsprachegruppen zu 
kontrollieren. Als Gefangene der von ihnen propagierten Forderung, den Arbeitenden selbst 
ein Mitspracherecht zu gewähren, nehmen sie eine abwartende, eher passive Haltung ein. 
Die Gewerkschaft der Cadres(CGC) (vgl. Jansen 1985, S. 465 ff.), die anfänglich in den Mitspra- 
chegruppen eine Infragestellung der Kompetenzen und Funktion ihrer Klientel befürchtete, ist 
zum engagiertesten Vertreter dieser Institution avanciert. Sie hat erkannt, daß Mitsprachegrup- 
pen den Stil eines »sozialen Managements« ermöglichen, der nicht zuletzt eine Dezentralisie- 
rung der Macht im Betrieb und damit eine Kompetenzaufwertung ihrer Mitglieder befördert. 
Darüber hinaus sieht die CGC im Arbeitermitspracherecht die Chance, ihre betrieblicheKlien- 
tel, deren Arbeit insbesondere auf den unteren und mittleren Führungsebenen durch neue Pro- 
duktionstechnologien entwertet und tendenziell überflüssig zu werden droht, mit einer neuen 
Funktion zu betrauen: der Errichtung und Leitung der Arbeitermitsprachegruppen. 
So unterschiedlich die Einschätzungen des Reformkerns durch die Gewerkschaftszentralen 
auch sind, um so einheitlicher fällt der praktische Umgang mit dem Arbeitermitspracherecht 
aus. Die ideologisch- politische Einfärbung des Urteils der Dachverbände verblaßt hinter den 
Anforderungen der gewerkschaftlichen Praxis im Betrieb. Hier will keine der Gewerkschaf- 
ten den Anschluß an die Entwicklung vor Ort verlieren. 


Das Arbeitermitspracherecht auf dem Prüfstand der Praxis 


Das Gesetz vom 4. August 1982 ist in das Arbeitsgesetzbuch integriert worden (ArtikelL 461 
Cdtrav). Im Absatz 10 des Gesetzes wird die Regierung verpflichtet, dem Parlament bis zum 
30. Juni 1985 einen Bericht über die Anwendung des Gesetzes vorzulegen, auf dessen Basis bis 
zum 31. Dezember 1985 eine novellierte Gesetzgebung verabschiedet werden soll. 

Diese Vorschrift hat umfangreiche empirische Forschungsprojekte initiiert‘, deren Ergebnis- 
se auch im offiziellen Regierungsbericht” berücksichtigt werden. Im »Rapport Frachon« 
wird zunächst an den extrem flexiblen Charakter der Gesetzgebung erinnert. Der weite Rah- 
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men, der den Sozialpartnern die Verpflichtung auferlegt, in Betrieben mit mehr als 200 Be- 
schäftigten über die Etablierung von Mitsprachegruppen zu verhandeln, ist durch ein Merk- 
mal gekennzeichnet: Verhandlungen müssen nicht in Vertäge einmünden (dasselbe Charak- 
teristikum. läßt sich in der Reform des Kollektivvertragsrechts beobachten; trotz Einführung 
obligatorischer Verhandlungsrunden besteht kein Zwang zum Vertragsabschluß). 

Die quantitative Bilanz der bisherigen Praxis steht daher im Vordergrund umfassender Ana- 
lysen. Die bisherigen Erfahrungen lassen auf dieser Ebene eine positive Beurteilung zu: Mit- 
sprachegruppen sind zechnisch machbar. 

Laut Regierungsbericht sind 2,4 Mio Lohnabhängige durch Verträge über die Einführung 
von Mitsprachegruppen erfaßt. Ca. ein Viertel der Verträge (Sylvane Söchaud® spricht von 
4494 Verträgen zwischen Unternehmensleitungen und betrieblichen Gewerkschaftssektio- 
nen, die insgesamt 3,5 Mio Beschäftigte erfassen.) wurde in Betrieben mit weniger als 200 Be- 
schäftigten abgeschlossen. 

Somit sind in über 50% der insgesamt 6000 dem Gesetz unterliegenden Unternehmen Ver- 
träge abgeschlossen worden. 

Im Regierungsbericht ist auch evaluiert worden, wie sich die Gewerkschaften nach der Ge- 
setzverabschiedung verhalten haben. Der auf der Basis der Präsenz der einzelnen Gewerk- 
schaften in betroffenen Betrieben berechnete Akzeptanzgrad gibt folgendes Bild: 


CGT = 76% 
CFDT = 78% 
FO = 62% 
CC = 37% 
CFTC = 84% 


Dies bedeutet, daß sich alle Gewerkschaften an den Vertragsabschlüssen beteiligt haben. Als 
stärkste Befürworter erweisen sich die CGC (sie hat die Möglichkeit wahrgenommen, ihren 
Mitgliedern neue Kompetenzen in der Personalführung zuzuordnen) und die christliche 
CFTC, die am Bild einer harmonischen Kooperation von Kapital und Arbeit orientiert ist. 

CGT und CFDT halten am Konzept der Mitsprachegruppe fest, ohne jedoch zum Motor der 
Einführung neuer Formen der Demokratie am Arbeitsplatz geworden zu sein. Diese Rolle 
haben — so paradox es zunächst klingen mag — die französischen Unternehmer übernom- 
men. Unbeschadet von der Opposition, die ihre Verbände gegenüber den Mitsprachegrup- 
pen eingenommen hatten, haben sie den Vorteil einer für sienahezu kostenneutralen Reform 
zunehmend für Ziele einer effizienteren Personalführung wahrgenommen. 

Die quantitative Bilanz scheint eine breite Anwendung der neuen Gesetzgebung zu belegen, 
aber die statistische Betrachtungsweise überschätzt den realen Einfluß der neuen Institution. 
Philippe Bernoux? schätzt, daß allenfalls 10 % der installierten Mitsprachegruppen funktio- 
nieren. Also: maximal 350000 Beschäftigte sind in Mitsprachegruppen, die diesen Namen 
auch effektiv verdienen. 

Gemessen an der Zahl eingerichteter Qualitätszirkel'® ist die Erfolgsbilanz der Arbeitermit- 
sprachegruppen eher mager. Noch haben die Mitsprachegruppen keine nennenswerte Ver- 
änderung im Arbeitsalltagbewirkt. Erste Auswertungen der bisherigen Verträge zur Einrich- 
tung und Funktionsweise der Arbeitermitsprachegruppen ergeben kein schmeichelhaftes 
Bild. In der Regel treten die Mitsprachegruppen zwei bis dreimal im Jahr für die Dauer von 1 
bis 2 Stunden zusammen. Qualitätszirkel treffen sich dagegen ein bis zweimal pro Monat für 
die Dauer von ca. 30 Minuten. 

In der Mehrzahl der Fälle werden die Sitzungen der Arbeitermitsprachegruppen, die wäh- 
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rend der Arbeitszeit stattfinden, von Meistern und Vorgesetzten geleitet. Deshalb äußern 
kritische Beobachter (vgl. Groux/Levy 1984, $. 106 ff.) den Verdacht, Mitsprachegruppen 
seien eine kaschierte Form von Qualitätszirkeln. Hierzu sind neuere Untersuchungen zum 
Verhältnis von Qualitätszirkeln und Arbeitermitsprachegruppen in der betrieblichen Praxis 
aufschlußreich. (vgl. Borzeix 1985, $. 91 ff.) Sie verdeutlichen, daß man die Arbeitermitspra- 
chegruppen nicht vorschnell zu staatlich verordneten Qualitätszirkeln abqualifizieren, aber 
sie auch einfach als Konkurrenzeinrichtungen zu betrieblichen Beteiligungsformen sehen 
darf, die auf Unternehmerinitiative zurückgehen. In der Praxis ergeben sich jedoch weit eher 
Analogien und Überlappungen zwischen beiden Einrichtungen als Widersprüche und Aus- 
schließlichkeiten. Möglicherweise entwickeln sich die Arbeitermitsprachegruppen zu ge- 
setzlich verankerten »Filtern«, deren zukünftige Aufgabe in der Selektion von besonders mo- 
tivierten und für die Mitarbeit in Qualitätszirkeln geeigneten Beschäftigte besteht. Für die 
Arbeitenden selbst scheint jedenfalls das Engagement zur Mitarbeit in Arbeitermitsprache- 
gruppen aus durchaus unterschiedlichen Bedürfnissen zu resultieren und unterschiedliche 
Konsequenzen zu zeitigen. Neueste Forschungsergebnisse (vgl. Borzeix 1985, S. 100 ff.) las- 
sen den Schluß zu, daß die Ausübung des Mitspracherechts 

— Auslöser einer neuen kollektiven Identität der Arbeitsgruppe sein 

— der Proklamation von beruflichen Selbstbewußtsein und 

— der Infragestellung der wirtschaflichen Rationalität des Unternehmens dienen kann. 
Die Benennung dieser Motive kennzeichnet die optimistische Variante der sozialwissenschaftli- 
chen Einschätzungen, die auf der Basıs bisheriger Experimente abgegeben werden (Beispielhaft 
Gautrat-Moth& 1986). Die auf der Konferenz vom 14./15. Mai 1985 zur wissenschaftlichen Bi- 
lanzierung bisheriger Erfahrungen mit den Arbeitermitsprachegruppen in Paris vorgestellten 
Ergebnisse raten jedoch zur Skepsis. Es sei beispielsweise daran erinnert, daß ın ca. 70% aller 
Mitsprachegruppen die unmittelbaren Vorgesetzten die Aufgabe des Diskussionsleiters (des 
»Animateurs«) wahrnehmen. Die Präsenz der Vorgesetzten in den Mitsprachegruppen wird 
nahezu einmütig von Sozialwissenschaftlern als eine der unabdingbaren Voraussetzungen für 
ein dauerhaftes Funktionieren der Mitsprachegruppe angesehen. Die Anwesenheit eines Vor- 
gesetzten ermöglicht die Regelung an sich sekundär scheinender Detailprobleme. Die Art und 
Weise, wie mit den Detailproblemen umgegangen wird, stellt für die Mitglieder der Mitsprache- 
gruppen eine Art »Testlauf« dar. Wenn ihnen das Gefühl vermittelt wird, wagen sie sich auch 
an die Diskussion umfassender Probleme (Arbeitsbedingungen, Arbeitsorganisation). Die Aus- 
weitung der Diskussion wird jedoch durch ein Rundschreiben des Arbeitsministeriums er- 
schwert, in dem bestimmte Tabuzonen festgelegt werden. In den Mitsprachegruppen darf nicht 
über Fragen der Entlohnung diskutiert werden, eine persönliche Kritik an Vorgesetzten ist 
nicht gestattet (vgl. Liaisons Sociales A1, S. 100 v. 6. 12. 1982). So kann es geschehen, daß in dem 
Raum, in dem Sitzungen der Mitsprachegruppen stattfinden, Tafeln aufgehängt sind, auf denen 
einerseits die erlaubten, andererseits die verbotenen Themen aufgelistet sind. 

Generell muß an dieser Stelle konstatiert werden, daß die Demokratisierung von oben dekre- 
tiert wurde — sie ist weder vor noch nach der Verabschiedung der Gesetze zum Gegenstand 
sozialer Bewegungen geworden. In der Konsequenz ist der »dritte Akteur« im Betrieb zum 
Objekt von Gesetzen und Verträgen geworden. Er wurde vor Einführung der Mitsprache- 
gruppen nicht konsultiert (es gab keine betriebliche Diskussion). 

Die erste Sitzung der Mitsprachegruppen ist häufig dadurch gekennzeichnet, daß der Unter- 
nehmensleiter (nicht etwa die Gewerkschafter) die Mitglieder der Mitsprachegruppen über 
Sinn und Zweck dieser Institution aufklärt!!. Hier dürfte ein Grund für das weitverbreitete 
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Mißtrauen der Lohnabhängigen gegenüber den Mitsprachegruppen liegen. Sie fragen sich, 
wer der wirkliche Nutznießer der neuen Institution ist. 

Eine direkte Antwort geben die Industriesoziologen, wenn sie betonen, daß die aktive Mit- 
wirkung der Vorgesetzten auf allen Ebenen eine unabdingbare Voraussetzung für das Funk- 
tionieren der Mitsprachegruppen ist. Nur wenn jene bereit sind, von traditionellen Mustern 
autoritär-paternalistischer Personalführung abzuweichen, kann sich das gewünschte Klima 
des Dialogs herstellen. Die soziologisch-optimistische Perspektive, wonach die Arbeitermit- 
sprachegruppen Lernfelder für den Erwerb von Artikulations-, Kritik- und Partizipations- 
kompetenz der Arbeitenden abgeben sollen, ist demnach zu erweitern. Sie sind in der Praxis 
ein Terrain für Personalführungstraining der Vorgesetzten. 

Ein neuer, an partizipativer Konsensfindung durch Dialog orientierter Führungsstil hat orga- 
nisatorische Konsequenzen. Soll er Erfolg haben, dann muß der tradierte Zentralismus der 
Unternehmensorganisation durch dezentrale Entscheidungsstrukturen abgelöst werden. 
Nur so können die Mitsprachegruppen in einen Dialog mit entscheidungsbefugten Vorge- 
setzten eintreten. Bisherige Erfahrungen belegen, daß der Grad der Dezentralisierung in Be- 
trieben und Unternehmen für die Praxis der Mitsprachegruppen eine große Rolle spielt. 
Wenn die Antworten auf Vorschläge und Kritiken der Gruppe zu lange auf sich warten lassen 
oder ganz ausbleiben, durschauen die Arbeitenden schnell das pseudo-partizipative Spiel und 
verlieren jegliches Interesse am Experiment der Demokratisierung. Für die Zukunft diese 
kollektiven und direkten Mitspracherechts heißt das: es wird sich auf Dauer nur dann etablie 
ren, wenn es sich für den Arbeitenden als Möglichkeit zur verbindlichen Mitsprache bei Ent- 
scheidungen entwickelt, die seine Arbeitsbedingungen betreffen. Daraus folgt: die Mitspra- 
che müßte zu einer direkten Partizipation an unternehmerischer Herrschaft erstarken. 


Zwischen Instrumentalisierung und Autonomie: die Zukunft der Arbeitermitsprache 
in Frankreich 


Die bisherige Praxis der Arbeitermitsprache hat ambivalente Resultate gezeitigt. Die Aus- 
wertung der kaum zwei Jahre alten Erfahrungen (vgl. Liaisons Sociales R 650 v. 2.8. 1985) Iı- 
stet Auswirkungen des Mitspracherechts auf. An erster Stelle stehen Auswirkungen auf in- 
nerbetriebliche Informations- und Kommunikationsstrukturen und auf das gesamte Gefüge 
innerbetrieblicher Beziehungen. Für die Beschäftigten bedeutet dies, daß sie ihren Arbeits- 
platz besser im gesamten Produktionsprozeß verorten können. Mitsprachegruppen tragen 
zu einem »besseren Verständnis der ökonomischen Zwänge« bei, die auf den Unternehmen 
lasten. Konfliktstrategien, die im traditionellen Schema alter Polarisierungen ausschließlich 
an Arbeiterinteressen ausgerichteter Forderungen orientiert sind, erscheinen als nicht mehr 
zeitgemäß. 

Umgekehrt profitieren die Unternehmer, die nun auf der Basis der Protokolle, die von den 
Versammlungen der Mitsprachegruppen angefertigt werden, über eine bessere Information 
bezüglich der Funktionsweise von Werkstätten und einzelnen Abteilungen verfügen. Auch 
für sie wird der Produktionsprozeß transparenter und damit kontrollierbarer. Dazu trägt 
auch die beobachtete Aufwertung der Vorgesetzten in den Arbeitsgruppen bei. 

Von der Verbesserung der Kommunikationsstrukturen profitieren auch die gewählten Be 
legschaftsvertreter: sie sind besser als vorher über Probleme und Erwartungen der Beschäftig- 
ten informiert. 
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Aber nicht nur das Betriebsklima verbessert sich. Winzige Teilerfolge, die sich dem außenste- 
henden Beobachter oft verschließen, werden auch im Bereich der Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen erzielt (verbesserte Arbeitsplatzgestaltung, Abbau von Belastungen, Erlaß von 
neuen Sicherheitsnormen u.a.m.). Arbeitsinhalte und Formen der Arbeitsorganisation sind 
bislang dagegen kaum thematisiert worden. 
Die Artikulation der Arbeitenden über ihre materiellen Arbeitsbedingungen stellt einen An- 
satz dar, der hoffen läßt, daß die Beschäftigten im Betrieb ihre Sprache wiederfinden. Mögli- 
cherweise erwerben sie hierdurch Handlungskompetenzen, die es ihnen erlauben, die Ar- 
beitsbedingungen im weitesten Sinne zu ihren Gunsten zu verändern. Umgekehrt und viel 
naheliegender ist aber die Perspektive einer betriebspolitischen, kapitalorientierten Verein- 
nahmung der Reform. 

Nach welcher Seite hin diese Ambivalenz (Emanzipation versus Instrumentalisierung) letzt- 

lich aufgelöst wird, ist noch nicht endgültig entschieden. Skepsis gegenüber Hoffnungen auf 

mehr Demokratie für die Arbeiter ist jedoch angebracht, wenn man die evidenten Trendszur 
betriebspolitischen Instrumentalisierung berücksichtigt: 

— die unternehmenspolitische Aufwertung der Mitsprachegruppen kann einer traditionel- 
len gewerkschaftlichen Betriebspolitik die Legitimationsbasis entziehen; 

— die Akzentuierung einzelner Informations- und Mitspracherechte kann zu einer Trans- 
formation der Mitsprachegruppen führen: sie übernehmen den Part einer Problemfin- 
dung für Qualitätszirkel; 

— als Forum einer Aussprache zwischen Vorgesetzten und den Arbeitern einer Arbeits- 
gruppe ermöglichen sie eine Reorganisation dysfunktionaler betrieblicher Hierarchie- 
strukturen: die »cadres« lernen als Animateure der Mitsprachegruppen Strategien eines 
»sozialen Managements«. 

Aber auch nicht für Zwecke der Unternehmenspolitik vereinahmte Mitsprachegruppen be- 

geben sich aufeine Gratwanderung, Interpretiert man die direkte Partizipation der Arbeiten- 

den in Mitsprachegruppen als Anerkennung von Kompetenz und Kreativität des manuellen 

Arbeiters, dann kann seine eingeübte »Artikulationsfähigkeit« in zwei divergierende Prozes- 

se einmünden: 

— wenn sich die Mitsprachegruppen als »Makulatur« erweisen (der Einfluß auf Entschei- 
dungsprozesse im Unternehmen bzw. in der betroffenen Abteilung gleich Null ist), 
könnte das »neue Selbstgefühl« entweder in Resignation umschlagen und gewerkschafts- 
politische Aktionen verunmöglichen oder 

— eine verstärkte Hinwendung zu traditionellen Instrumenten der betrieblichen Interessen- 

vertretungspolitik bewirken. 
Eine derartige Entwicklung ist vor dem Hintergrund entsprechender Klauseln in den 
Verträgen über die Mitsprachegruppen vorhersehbar. Die Beantwortung der durch Mit- 
sprachegruppen aufgeworfene Fragen soll der Unternehmer in aller Regel an den Be- 
triebsausschuß bzw. an die Ausschüsse für Hygiene, Sicherheit und Arbeitsbedingungen 
richten. Weitaus seltener ist die Weiterleitung der Antworten an die Gewerkschaftssek- 
tionen vorgesehen (vgl. Liaisons Sociales R 650 v. 2.8.1985, $. 2). 

— Falls Mitsprachegruppen funktionieren, die Lohnabhängigen das Gefühl haben, ihre Äu- 
ßerungen würden ernst genommen, so kann dies zu einer Selbstbegrenzung führen: der 
soziale Dialog gewänne auch im Bewußtsein der Beschäftigten den Vorrang vor konflik- 
torischen Verhaltensmustern. Auch hier läge eine, dann aber bewußßte Aufwertung ge- 
wählter betrieblicher Interessenvertretungsorgane im Bereich des Möglichen. 
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In beiden Fällen würde demnach der Einfluß einer autonomen gewerkschaftlichen Betriebs- 
arbeit zurückgedrängt. Aus dem bisherigen Befund der empirischen Praxis der Arbeitermit- 
sprachegruppen lassen sich die folgenden drei Entwicklungsperspektiven’? extrapolieren: 
Erstens können die Mitsprachegruppen in den Dienst posttayloristischer Formen der Ar- 
beitsorganisation gestellt werden. Die Tatsache, daß die französische Unternehmensreform 
unter anderem auch aus der Krise des Taylorismus einen Impuls erhielt, läßt sich darauserklä- 
ren, daß die »dritte industrielle Revolution« Akzeptanzprobleme aufwirft. Ein aufgeklärtes 
Management muß zunehmend daran interessiert sein, in Mitsprachegruppen Verständnisfür 
die Notwendigkeit von unumgänglichen Rationalisierungsmaßnahmen zu erwecken. Mit- 
sprachegruppen würden dann — wie es vor allem die FO befürchtet — die betrieblichen In- 
stanzen der Interessenvertretung (Betriebsausschuß, Belegschaftsdelegierte, Gewerkschafts- 
sektionen) paralysieren. Ob Mitsprachegruppen Akzeptanzprobleme wirklich abbauen 
können, muß indes bezweifelt werden. Die bisherigen Erfahrungen belegen, daß nicht in ra- 
tionalisierungsanfälligen Branchen (Stahl, Automobil, ...), sondern in hochtechnisierten 
Branchen (Elektro- und Elektronikindustrie) die Mitsprachegruppen eine reale Fxistenz ha- 
ben. Gerade die Mitsprachegruppen, die sich aus qualifizierten Arbeitern zusammensetzen, 
funktionieren noch am besten, die vom Ende des Taylorismus betroffenen Fließbandarbeiter 
lassen sich durch die Mitsprachegruppen kaum einbinden (vgl. Liaisons SocialesR 650 v. 2.8. 
1985). Zweitens kann das Arbeitermitspracherecht als Gewerkschaftsrecht interpretiert wer- 
den, so die CGT. Damit eröffnet sich die Perspektive einer Stärkung der Gewerkschaften 
durch die Unternehmensreform. Die Mitsprachegruppen würden den Gewerkschaften aus 
der aktuellen Krise aber nur dann heraushelfen, wenn sie nicht im Sinne des Gesetzgebers 
funktionieren. Wenn die Gewerkschaftssektionen sich zum effizientesten Vertreter der in 
Mitsprachegruppen aufgeworfenen Fragen und damit einhergehender Forderungen profilie 
ren, könnten sie eine neue, basisnahe Betriebspolitik betreiben. 

Hoffnungen auf eine derartige Resyndikalisierungsstrategie werden jedoch durch ein Fak- 
tum getrübt: Gewerkschaftssektionen werden weit weniger in die neuen betrieblichen Kom- 
munikationsstrukturen integriert als gewählte Interessenvertretungsorgane. 

Weder die ausschließliche Vereinnahmung der Mitsprachegruppen für Strategien des sozia- 
len Managements noch die Resyndikalisierungsstrategie deckt sich mit den Intentionen des 
Gesetzgebers. Zwischen diesen beiden Entwicklungsmöglichkeiten liegt ein dritter Weg: er 
zielt ab auf die Überwindung der Krise unbefragter Herrschaft im Betrieb. An die Stelle des 
bisher weitgehend entmündigten Arbeiters soll der »mündige Unternehmensbürger<« treten. 
Er kann der betrieblichen Herrschaftsform eine neue Legitimität geben, wenn er in den Dia- 
log mit seinen Vorgesetzten einsteigt. Das von der Regierung propagierte Bild eines betriebs- 
und volkswirtschaftlich rationalen Dialogs bricht mit althergebrachten Vorstellungen über 
Klassenwidersprüche. Hier wird die Zielvorstellung der Regierung deutlich: ein sozialpart- 
nerschaftlich strukturiertes System industrieller Beziehungen. 


Auf dem Weg zu einer Mitbestimmung A la frangaise? 

Welchen Weg die Reform in der betrieblichen Wirklichkeit auch immer nehmen mag, eines 
steht bereits jetzt fest: es wird keine Kopie des bundesdeutschen Mitbestimmungsmodells 
sein. Dies machen die weitergehenden Reformen im öffentlichen Sektor deutlich. Das Gesetz 


(vgl. Douedar/Rochois 1984, $.73 ff. und Seul 1984, S. 115 ff.) vom 26.7. 1983 zur Demokra- 
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tisierung des Öffentlichen Sektors überträgt die Auroux-Reform in diesen Bereich. Die in natio- 
nalisierten Betrieben einzurichtenden Werkstatträte (das Pendant der Mitsprachegruppen) sind 
mit etwas präziseren Rechten ausgestattet. Vor allem aber wird auf Unternehmensebene eine 
Art drittelparitätische Mitbestimmung eingeführt. Gewählte Gewerkschaftsvertreter nehmen 
ein Drittel der Sitze in den Aufsichtsräten ein (die verbleibenden Sitze gehen jeweils zur Hälfte 
an Staats- bzw. Aktionärsvertreter und an durch Dekret benannte »Personen des öffentlichen 
Lebens«). Von einer qualifizierten Mitbestimmung bleibt man weit entfernt. 

So wird in Frankreich nach wie vor nicht von Mitbestimmung (cogestion), sondern vom sozia- 
len Dialog gesprochen, der auf drei Grundpfeilern ruht: Dem System der gewählten betriebli- 
chen Interessenvertretungsorgane, den neu geschaffenen Mitsprachegruppen und den gewerk- 
schaftlichen Verhandlungsrechten. Die Verquickung der drei Stränge könnte auf betrieblicher 
Ebene zu einer spezifischen Mitbestimmung 3 la frangaise führen: der Mitbestimmung auf dem 
Verhandlungsweg, 

Die Realisierung eines derartigen Modells stößt auf erhebliche Schwierigkeiten, da die Gewerk- 
schaftssektionen auf Betriebs- und Unternehmensebene trotz der 1982 etablierten Verhand- 
lungspflicht nicht immer als Ansprechpartner der Unternehmensleitung akzeptiert werden. 
Firmentarifverhandlungen haben beispielsweise nur in 40% der dem Gesetz unterliegenden 
Unternehmen stattgefunden. 

Beträchtliche systemimmanente Barrieren (Konfliktkultur, Gewerkschaftspluralismus und 
Staatsinterventionismus) lassen den Ausgang des sozialen Experiments ungewiß bleiben. Para- 
doxerweise könnte gerade der unvollständige und unzulängliche Charakter der Reform Au- 
roux — sie verspricht mehr, als sie halten kann — zu einer Revitalisierung alter konfliktorischer 
Verhaltensmuster führen. Dies gilt vor allem dann, wenn im Anschluß an die vorhersehbare 
Wahlniederlage der Linken im Frühjahr 1986 auch die staatliche Modernisierungspolitik die 
»Demokratisierung der Betriebe« endgültig auf dem Altar der »Produktivität« opfert. 


Anmerkungen 


1 Vgl. den deutsch-französischen Vergleich der Modernisierungspolitik unter besonderer Berücksichti- 
gung der Auroux-Reform bei Leo Kißler/Rene Lasserre/Daniel Moth&/ Ulrike Sattel, Arbeitspo- 
litik. Ein deutsch-französischer Vergleich, 1985. 

2 Vogl. diedetaillierte Einführung in die neuen Rechte bei Jean-Claude Javillier, Les reformes du droit du 
travail depuis le 10 mai 1981, Paris 1984. Deutschsprachige Einführungen enthalten die Beiträge in Leo 
Kißler (Hrsg.), Industrielle Demokratie in Frankreich. Die neuen Arbeitnehmer- und Gewerkschafts- 
rechte in Theorie und Praxis. Frankfurt a.M./New York 1985. 

3 Die folgenden Ausführungen zur unternehmerischen und gewerkschaftlichen Auseinandersetzung 
um die Auroux-Reform stützen sich auf die Beiträge zu einem deutsch-französischen Kolloquium an 
der Fernuniversität Hagen vom 20./21. Sept. 1984 über die neuen Arbeiter- und Gewerkschaftsrechte 
in Frankreich, abgedr. im Tagungsband »Industrielle Demokratie in Frankreichs, hrsg. von Kißler 
1985. Im einzelnen beziehen wir uns auf die Beiträge von Leggewie, $. 154 ff. und Kißler/ 
Seul, $. 122 ff. in diesem Band. 

4 Schlagzeile des »Figaro« vom 26. März 1982. 

5 Zur gewerkschaftlichen Landschaft Frankreichs vgl. den einführenden Überblick von Peter Jansen/- 
Leo Kißler/Peter Kühne/Klaus Leggewie/Otmar Seul 1985. 

6 Imfolgenden berichten wir aus Beiträgen zum deutsch-französischen Kolloquium am 20./21. Septem- 
ber 1984 an der Fernuniversität Hagen (abgedr. in Leo Kißler, Industrielle Demokratie in 


Das französische Modell der Arbeitermitsprache 91 


Frankreich, 1985) und zum Symposium über die »nouvelles formes d’expressoion et de democrati- 
sation des entreprises: premier bilan d’etudes et des recherches r&alisees en France entre 1981 et 
1985« am 14./15. Mai 1985 im Ministerium für Forschung und Technologie, Paris (abgedr. in: De- 
mocratie et Entreprises, NO 2, Sept. 1985). 

7  Rapport Frachon, Mai 1985 »La mise en oeuvre des droits nouveaux des travailleurs« in: Liaisons 
Sociales R 649 vom 19.7.85. 

8 Mitarbeiterin des Arbeitsministeriums, Direction des relations du travail. Beitrag auf dem Kongreß 
vom 14.-15. Mai 85 in Paris. 

9 Aussage von Philippe Bernoux, Groupe Lyonnais de Sociologie Industrielle (GLYSI-CNRS) auf 
der Tagung »Competence, Trade Unions and Self-Management« des RC 10 vom 5.-9. Juli 1985 in 
Osnabrück. 

10 Pierre Guyon, ein französischer Unternehmensberater, spricht auf der Pariser Konferenz vom 14. 
bis 15. Mai 1985 für das Jahr 1984 von 12 000 Qualitätszirkeln, die aus jeweils5-10.Arbeitenden be- 
stehen. 

11 Aussage von Michele Gandon, Agence Nationale pour P’Amelioration des Conditions de Travail 
(ANACT) auf der Pariser Konferenz vom 14.-15. Mai 1985. 

12 Die folgenden Ausführungen beruhen auf dem Vortrag »Les nouvelles formes de Democratisation 
des entreprises en France vues d’outre Rhin«, gehalten auf der Pariser Konferenz vom 14.-15. Mai 
1985. Abgedruckt in Leo Kißler, Mitbestimmung a la frangaise? Zur Unternehmensreform in 
Frankreich seit 1982. In: Dokumente 1985, Heft 3. 


Literatur 


Borzeix, A. (1985): Das direkte und kollektive Mitspracherecht der Arbeitnehmer im Betrieb: Zwi- 
schen Gesetz und Praxis. In: Kißler, L. (Hrsg.) Industrielle Demokratie in Frankreich. Die neuen Ar- 
beitnehmer- und Gewerkschaftsrecht in Theorie und Praxis. Frankfurt a.M,/New York, S. 91-114. 

Circulaire de 18 novembre 1982. Application des articles 7 & 10 de la loi du 4 aoüt 1982 concernant le 
droit d’expression des salaries. In: Liaisons Sociales A1 114 v. 6.2.1982. 

Democratie et Entreprise, NO 2, Sept. 1982, Paris.‘ 

Douedar, K./Rochois, F. (1984): La loi sur la democratisation du secteur public. In: Revue Pratique de 
Droit Social, NO 467, mars, $. 73-82. 

Expression des salaries: Bilan de application de la loi du 4 aoüt 1982. In: Liaisons Sociales R 650 v. 2.8. 
1985. 

Gautrat, J./Moth£, D. (1986): Au nom de la loi: exprimez-vons! Paris, (im Druck). 

Groux, G./Levy, Ch. (1984): Gewerkschaftskrise und Unternehmeroffensive in Frankreich — Das 
empirische Beispiel einer Industriebranche. In: Prokla 54, S. 106-130. 

Henissart, M. (1985): Die sozialistische Politik der Demokratisierung in den französischen Unternehmen 
seit 1981: Programmatischer Anspruch und praktische Durchführung. Berlin (unveröff. 
Diplomarbeit). 

Jansen, P. (1982): Nationale Besonderheiten der gewerkschaftlichen Interessenvertretung in Betrieb 
‚und Unternehmen. Das Beispiel Frankreich. In: Kühne, P. (Hrsg.): Gewerkschaftliche Betriebspolitik 
in Westeuropa. Vergleiche und Möglichkeiten der Zusammenarbeit. Berlin, S. 48-59. 

Jansen, P./Kißler, L./Kühne, P./Leggewie, C./Seul, O. (1986): Gewerkschaften in Frankreich. Ge- 
schichte. Organisation. Programmatik. Frankfurt a.M./New York (im Druck). 

Javillier, J.-C. (1984): Les reformes du droit du travail depuis le 10 mai 1981, Paris. 

Kißler, L. (Hrsg.) (1985): Industrielle Demokratie in Frankreich. Die neuen Arbeitnehmer- und Gewerk- 
schaftsrechte in Theorie und Praxis. Frankfurt a.M./New York. 

Kißler, L./ Lasserre, R./Mothe, D./Sattel, U. (1986): Arkeitspolitik. Ein dentsch- französischer Vergleich. 
Frankfurt a.M./New York (im Druck). 


92 Peter Jansen/Leo Kijsler 


Kißler, L. (1985): Mitbestimmung la frangaise? Zur Unternehmensreform in Frankreich seit 1982. In: 
Dokumente. Zeitschrift für den deutsch-französischen Dialog und übernationale Zusammenarbeit, 
Heft 3 (im Druck). 

Laurent-Attalin, C. (1983): Les nowveaux droits des travailleurs. Paris. 

L’Express International, NO 1776 v. 26.7.1985. 

Maurouy, P. (1985): A Gauche, Paris. 

Rapport 1984 de la Cour de Cassation. In: Ziaisons Sociales A1 114 ©. 1.8.1985. 

Rapport Frachon (Mai 1985): La mise en oeuvre des droits nonveaux des travailleurs. In: Liaisons Sociales 
R 649 v. 19.7.1985. 

Rehfeldt, U. (1985): Beteiligungsrechte und -möglichkeiten der Arbeitnehmer zur Steuerung des tech- 
nischen Wandels in Frankreich. In: Warneke, P.: Technischer Wandel und Einflußmöglichkeiten der 
Arbeitnehmer in Europa. Berlin, $. 103-126. 

Seul, ©. (1984): Über die »direkte Partizipation« zur Selbstverwaltung? Konzepte und Formen der De- 
miokratisierungin den Unternehmen desöffentlichen Sektors in Frankreich. In: Diefenbacher, H./ 
Nutzinger, H.G. (Hrsg.): Gewerkschaften und Arbeitsbeziebungen im internationalen Vergleich. 
Konzepte und Formen der Arbeitnehmerpartizipation. Band II, Heidelberg, $. 115-141. 


93 


Stefan Krätke 

Gemeinwirtschaftliche Reformperspektiven im Wohnungsbau 
Zur aktuellen Diskussion um die Zukunft 

gemeinnütziger Trägerformen 


Die gewerkschaftseigene Neue Heimat, das größte ‘gemeinnützige’ Wohnungsunternehmen 
in der Bundesrepublik, ist wieder in den Schlagzeilen, nachdem sie im September 1985 bun- 
desweit rund 22 000 Sozialmietwohnungen verkauft hat (Gewinn: 323 Mio. DM). Das ist nur 
die Spitze des Eisbergs: In den nächsten 10 Jahren laufen die Sozialbindungen für mehr als 1,5 
Mio Wohnungen der Gemeinnützigen aus, so daß die Umwandlung “freigegebener’ Sozial- 
mietwohnungen in Zukunft noch forciert werden wird. Der massenhafte Ausverkauf preis- 
werter Sozialwohnungen älterer Baujahrgänge zwecks Umwandlung in Eigentumswohnun- 
gen geht weiter: Allein die Neue Heimat hat seit 1982 ca. 55 000 dieser Wohnungen verkauft, 
und den Ausverkauf von insgesamt 100 000 Sozialmietwohnungen bis Ende der 80er Jahreöf- 
fentlich angekündigt. Mit dem Gewinn sollen ihre Verluste aus gigantischen Fehlspekulatio- 
nen am Grundstücksmarkt gedeckt werden. Die aktuellen Massenverkäufe sind von heftigen 
Mieterprotesten begleitet; in München, Hamburg und Bremen ist die Forderung nach einer 
Kommunalisierung der umwandlungsbedrohten Neue Heimat-Wohnungen laut geworden. 
Die aktuelle Notsituation verschafft den bereits seit Jahren von Mieterorganisationen und 
Grünen/Alternativen erarbeiteten Gegenkonzepten größere Verbreitung und Realisie- 
rungschancen. 

Der Bau- und Wohnungssektor war jaschon in den letzten Jahren ein Feld heftiger Auseinan- 
dersetzungen. Dazu gehörte vor allem der Betroffenenwiderstand gegen Abriß, Spekulation 
und Mietenexplosion, der in der Hausbesetzerbewegung in Berlin und anderen Großstädten 
kulminierte. Gleichzeitig hatte eine anhaltende Diskussion um Alternativen in der Woh- 
nungspolitik eingesetzt. 

Gegenkonzepte zur fortgesetzten Vermarktwirtschaftlichung und Modelle für eine Neu- 
strukturierung sozialstaatlicher Aufgabenerfüllung sind gerade im Bau- und Wohnungssek- 
tor sehr weit entwickelt worden und haben ein höchst konkretes Niveau, in einigen Fällen 
bereits eine reformpraktische Umsetzung auf kommunaler Ebene erreicht. Unter Berufung 
auf reformsozialistische Traditionen sind verschiedene Modelle erarbeitet worden, die von 
einer “Vergenossenschaftlichung’ des Wohnungsbaus bis hin zu einer “Entkapitalisierung’ so- 
zualstaatlicher Aufgabenerfüllung unter kommunaler Trägerschaft reichen. Es ist zueiner Re- 
naissance von Sozialisierungsbestrebungen im Wohnungssektor gekommen, die sowohl ge- 
nossenschaftliche als auch öffentlich-wirtschaftliche Trägerformen umfassen. Dabei ist_die 
problematische Gleichsetzung von Sozialisierung und Verstaatlichung längst überwunden, 
ist unumstritten, daß Sozialisierung weitaus mehr als einen formellen Eigentümerwechsel, 

aber auch mehr als bloße Selbstverwaltung bedeuten soll. Hauptkriterien für die Diskussion 
um Sozialisierungsbestrebungen im Wohnungssektor sind 

(a) die Ausschaltung der Profitwirtschaft, die Herausnahme des einbezogenen Wohnungsbe- 
stands aus dem Kapitalverwertungsprozess. Mit der Ausschaltung von Verwertungsansprü- 
chen soll erstens die Einhaltung einer tragbaren Miethöhe für Haushalte mit niedrigen Ein- 
kommen und eine langfristige Begrenzung des Mietanstiegs erreicht werden, zweitens eine 
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dauerhafte Bindung von Sozialwohnungen bezüglich Miethöhe und Belegung sowie der Aus- 
. schluß jeglicher Spekulation bzw. Privatisierung; 

(b) die Demokratisierung des Wohnungssektors, die Kontrolle und Beteiligung der Mieter und 
der “Öffentlichkeit” an allen relevanten Entscheidungen und Organisationsebenen der Erstel- 
lung, Verwaltung und Bewirtschaftung von Sozialwohnungen. Es geht um mehr als die 
‘Selbstverwaltung der Mülltonnen’ im Wohnbereich. Die angestrebte Demokratisierung 
zielt im Wohnungssektor auf die Kontrolle und entscheidungsrelevante Mitbestimmung bis 
hin zur Selbstverwaltung von Seiten der Bewohner, Mieterorganisationen und kommunal- 
parlamentarischen Gremien. 

Da die Sozialisierungsbestrebungen mit ‘sozialpolitischem’ Anspruch auftreten, ist zusätz- 
lich die Verallgemeinerungsfähigkeit der verschiedenen Ansätze zu prüfen, insbesondere ihre 
Eignung für die Versorgung von Haushalten mit niedrigen Einkommen. Die ‘neue Woh- 
nungsnot’ in den Großstädten beschränkt sich nicht auf spezielle Problemgruppen, sondern 
betrifft umfangreiche Bevölkerungsgruppen, die über niedrige und zudem unsichere Lohn- 
einkommen verfügen oder bereits von Arbeitslosengeld, Sozialhilfe und anderen Unterstüt- 
zungsleistungen leben müssen. Diese Bevölkerungsgruppen, unter denen die Zahl der Un- 
terstützungsempfänger im Zuge einer anhaltenden Krisenentwicklung und zunehmender 
sozialer Polarisierung immer größer wird, sind auf ein ausreichendes Angebot preiswerter 
Mietwohnungen existentiell und dringlich angewiesen. Verallgemeinerungsfähige woh- 
nungspolitische Alternativkonzepte müssen daher mehr denn je sozialpolitischen Ansprü- 
chen genügen. 

Auf dem Hintergrund von Sozialisierungsbestrebungen hat in der wohnungspolitischen 
Diskussion der letzten Jahre die gemeinnätzige Wohnungswirtschaft? zunehmende Bedeu- 
tung erhalten, da ‘gemeinwirtschaftliche® Wohnungsunternehmen als mögliche Träger ei- 
ner Sozialisierung gelten und seit jeher als eines der wichtigsten Potentiale zur Meisterung 
von Versorgungsmängeln des Wohnungsmarkts angesehen werden, auch wenn die vorhan- 
denen gemeinnützigen Unternehmen selbst als reformbedürftig gelten. 


Der gemeinwirtschaftliche Wohnungssektor heute 


Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen gelten als Träger eines “gemeinwirtschattli- 
chen Sektors’ der Wohnungsversorgung, dessen ursprüngliche Funktionsbestimmung als 
“Wohnungsbau unter Gewinnverzicht für die städtische Arbeiterbevölkerung’ umschrieben 
werden kann (Lütge 1949; Jenkins 1973). Historisch entstammt die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungswesen weithin den philantrophischen Bestrebungen bürgerlicher Kreise zur ‘sitt- 
lichen Hebung’ und politischen Integration der Arbeiterschaft (Schmoll 1979; Jenkis 1973). 
Dagegen entwickelte sich der gemeinwirtschaftliche Sektor’ in den 20er Jahren zum wichtig- 
sten Anknüpfungspunkt für die auf den Bau- und Wohnungssektor gerichteten Sozialisie 
rungsbestrebungen der Arbeiterbewegung (Weiß 1930; Novy 1978). Nach dem 2. Weltkrieg 
wurde der gemeinnützige Wohnungssektor als Bestandteil eines expansiven sozialstaatlichen 
Wachstumskonzepts zunächst bevorzugt gefördert, jedoch im Zuge anhaltender Bestrebun- 
gen zur Vermarktwirtschaftlichung der Wohnungsversorgung und zur Stärkung privatwirt- 
schaftlicher Wohnungsbauinvestitionen zunehmend in die Rolle eines “Lückenbüßers’ zu- 
rückgedrängt. 
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Innerhalb des gemeinwirtschaftlichen Sektors hat sich eine Vielfalt unterschiedlicher Träger- 
gruppen herausgebildet (Lütge 1949; Stoecker 1976): Dazu gehören 

1. freigemeinnützige’ Unternehmen. In diesem Bereich ist zum einen der Werkswohnungsbau 
durch gemeinnützige Gesellschaften im Besitz von Industrieunternehmen von Bedeutung, 
zum anderen die (in den 20er Jahren entstandenen) gemeinnützigen Wohnungsbaugesell- 
schaften der Gewerkschaften, die die ursprünglichen Sozialisierungsbestrebungen der Arber- 
terbewegung in die Form einer unternehmerischen Eigeninitiative umgelenkt haben; 

2. Genossenschaften. Gemeinnützige Wohnungsbaugenossenschaften umfassen in ihren Grö- 
ßenordnungen und der sozialen Zusammensetzung der Mitgliedschaft ein breites Spektrum. 
Dabei haben sich sowohl berufsständisch abgegrenzte Genossenschaften entwickelt (wie z.B. 
Genossenschaften der ‘Eisenbahner’), als auch Genossenschaften mit einer ‘weltanschaulich’ 
oder politisch relativ homogenen Mitgliedschaft (wie z.B. der Sozialdemokratie nahestehen- 
de Arbeitergenossenschaften); 

3. Öffentliche Unternehmen. Gemeinnützige Wohnungsunternehmen in öffentlichem Besitz 
sind überwiegend als kommunale Wohnungsunternehmen entstanden. Die kommunale 
Trägerschaft hat in Deutschland bereits seit den 20er Jahren zunehmend die Form von unter- 
nehmerisch verselbständigten kommunalen Kapitalgesellschaften erhalten, im Gegensatz zu 
einem direkt unter kommunaler Regie nach Grundsätzen der öffentlichen Haushaltswirt- 
schaft durchgeführten Gemeindewohnungsbau, der in anderen westeuropäischen Ländern 
zum Teil bis heute aufrechterhalten wurde (Krätke 1981). 

Der Begriff ‘gemeinwirtschaftlicher Sektor’ reflektiert die besondere Bedeutung der genos- 
senschaftlichen und öffentlichen Unternehmen, während sich der Begriff ‘gemeinnütziger 
Sektor’ aus der Verrechtlichung dieses Versorgungsbereichs (im Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetz von 1940) herleitet; heute werden beide Begriffe synonym verwandt. Man kann 
von einer traditionellen “Arbeitsteilung’ zwischen Genossenschaften und kommunalen 
Wohnungsunternehmen ausgehen (Weisser 1940; Stoecker 1976): Genossenschaften waren 
innerhalb des gemeinnützigen Sektors eher für die Versorgung ‘bessergestellter’ Bevölke- 
rungsgruppen da, auch im Fallevon Arbeitergenossenschaften, in denen sich wegen der erfor- 
derlichen Eigenleistungen vorwiegend Facharbeiter mit den für Arbeiterverhältnisse höch- 
sten Lohneinkommen und einer relativ sicheren Beschäftigungslage organisieren konnten. 
Die kommunalen Wohnungsunternehmen hatten dagegen eher die Versorgung der ‘schlech- 
testgestellten’ Bevölkerungsgruppen, derer mit niedrigsten Einkommen und unsicheren Er- 
werbsmöglichkeiten, zu übernehmen. 

Die traditionelle Versorgungsfunktion der gemeinnützigen Träger liegt im Sozialen Woh- 
nungsbau. Ihr Anteil am Bestand der Mietsozialwohnungen beträgt 58 % und umfaßt insge- 
samt 2,4 Mio öffentlich geförderte Wohnungen, während sie am gesamten Mietwohnungsbe- 
stand über einen Anteil von ca. 24 % verfügen; am gesamten Wohnungsbestand (einschließlich 
Eigentumssektor) haben die’3,3 Mio Wohnungen der Gemeinnützigen einen Anteil von ca. 
14 % (Wohnungswirtschaftl. Jahrbuch 1981/82). Gerade in Städten mit über 100000 Einwoh- 
nern sind jedoch gemeinnützige Unternehmen der größte Anbieter von Mietwohnungen, ins- 
besondere Sozialwohnungen. 

Trotz der verbreiteten Kritik an einer skandalösen Unternehmenspraxis einzelner gemein- 
nütziger Wohnungsbaugesellschaften (Fuhrich/Neusüfß/Petzinger 1983) hat sich weithin 
bis heute das positive Vorurteil gehalten, es handele sich bei gemeinnützigen Unternehmun- 
gen, die im Austausch für eine Reihe von Steuerbefreiungen bestimmten Verhaltensregeln 
und Bindungen wie z.B. der Bindung an die sog. Kostenmiete, einer begrenzten Gewinnaus- 
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schüttung, dauerhaften Vermögensbindung und ständigen Baupflicht im ‘Kleinwohnungs- 
bau’ unterworfen sind, um ‘non-profit- Träger’, die eine soziale Wohnungsversorgung besser 
als rein privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen gewährleisten könnten. Diese beson- 
dere Legitimationsbasis für gemeinnützigen Wohnungsbau ist jedoch zunehmend fragwür- 
dig geworden: zum einen infolge der Durchsetzung einer strikt betriebswirtschaftlich ausge- 
richteten Unternehmensführung vor allem der gemeinnützigen Kapitalgesellschaften und 
der damit verbundenen deutlichen Konvergenzerscheinungen zur Unternehmensführung 
privarkapitalistischer Wohnungsbauträger. Dies hat sich in der Folge bei maßgeblichen Ver- 
tretern der Gemeinnützigen auch ideologisch festgesetzt in Bekenntnissen, daß die gemein- 
nützige Wohnungswirtschaft nicht etwa ein ordnungspolitischer Fremdkörper, sondern in- 
tegrierter Bestandteil der bundesrepublikanischen Marktwirtschaft sei. Zum anderen durch 
die schon frühzeitig (im Jahre 1950) erfolgte ‘Gleichstellung’ gemeinnütziger Träger und pri- 
vatwirtschaftlicher Investoren bei der staatlichen Förderung des Sozialen Wohnungsbaus 
(Novy 1984). Gemeinnützige Träger müssen daher beim Sozialen Wohnungsbau mit privat- 
wirtschaftlichen Trägern konkurrieren. Ganz im Unterschied zu anderen westeuropäischen 
Ländern wie z.B. den Niederlanden und Großbritannien, wo der soziale Wohnungsbau bis 
auf den heutigen Tagausschließlich den gemeinwirtschaftlichen Trägerformen des kommuna- 
len und genossenschaftlichen Wohnungsbaus übertragen wurde (Hirsch-Borst/Krätke/ 
Schmoll 1982), ist in der Bundesrepublik den gemeinnützigen Unternehmen von vornherein 
die Perspektive genommen worden, alleinige Träger desSozialen Wohnungsbaus zu werden, 
damit den privatwirtschaftlichen Trägern keine Kapitalanlagemöglichkeit verstellt und lang- 
fristig die umfassende Durchsetzung einer marktwirtschaftlichen Wohnungsversorgung 
nicht gefärdet würde. Die Bedeutung der Bautätigkeit der Gemeinnützigen im Sozialen Woh- 
nungsbau ist daher im Laufe der Zeit auch kontinuierlich zurückgegangen: während gemein- 
nützige Unternehmen von 1949-1957 noch fast 2/3 aller Mietsozialwohnungen erstellten, ist 
ihr Anteil bis 1981 auf ca. 40 % geschmolzen (Pfeiffer 1983). 

Wohnungswirtschaftlich besteht kein wesentlicher Unterschied zwischen dem Sozialen 
Wohnungsbau gemeinnütziger und privatwirtschaftlicher Träger, da die Förderungsbestim- 
mungen und Mietpreisregelungen des Sozialen Wohnungsbaus das Investitions- und Bewirt- 
schaftungsgebaren der gemeinnützigen Unternehmen weitaus konkreter bestimmen als die 
Vorgaben des Wohnungsgemeinnützigkeitsrechts (Hämmerlein 1968; Fuhrich 1984). 
Insbesondere die sog. Kostenmiete für Sozialwohnungen ist gleichermaßen für gemeinnützi- 
ge wie für privatwirtschaftliche Träger bindend. Gemeinnützige Träger unterliegen nach 
dem Wohnungsgemeinnützigkeitsrecht nur der einen weitergehenden Vorschrift, daß für 
alle Mietwohnungen in ihrem Besitz unabhängig davon, ob sie überhaupt öffentlich geför- 
dert worden sind oder bereits aus dem begrenzten Bindungszeitraum für Sozialwohnungen 
herausgefallen sind, als Miethöchstgrenze dauerhaft nur die sog. Kostenmiete veranschlagt 
werden darf. Zur Einhaltung niedriger Mietpreisniveaus führt diese Regelung bei älteren 
Baujahrgängen, die noch eine vergleichsweise niedrige Kostenmiete aufweisen. Von daher 
sind die betriebswirtschaftlich ausgerichteten gemeinnützigen Unternehmen an Neurege- 
lungen interessiert, die solche Wohnungen bis zum Niveau der ‘Marktmiete’ verteuern, 
oder darum bemüht, sie in Eigentumswohnungen umzuwandeln und zu verkaufen (Fuh- 
rich 1984). 

Die Fehlentwicklungen und Probleme der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft (Gewos 
1984) sind weithin deckungsgleich mit denen des Sozialen Wohnungsbaus: stark rückläufige 
Produktion von Mietsozialwohnungen, unbezahlbare Mieten für Neubausozialwohnungen, 
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fortschreitender Verlust von Belegungsbindungen für ältere Sozialwohnungen, Umwand- 
lung von ‘freigegebenen’ Sozialmietwohnungen in Eigentumswohnungen. Hinzu kommen 
die bürokratisierte Wohnungsverwaltung der großen Kapitalgesellschaften und Tendenzen 
der Entdemokratisierung bei Genossenschaften (Weisser 1953; Komossa 1976). 


Aktuelle Reformbestrebungen 


Zur Reform der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft sind in jüngster Zeit sehr unterschied- 
liche Positionen und Perspektiven vorgetragen worden: sie reichen von Vorschlägen, die (a) 
die unternehmerische Handlungsfreiheit der Gemeinnützigen stärken, d.h. sie von betriebs- 
wirtschaftlich einschränkenden Bindungen befreien wollen (aber auch von Steuervergünsti- 
gungen), über Vorschläge, die (b) umgekehrt bestimmte Bindungen der Gemeinnützigen 
noch erweitern wollen, um im Rahmen der fortschreitenden Durchsetzung ‘marktwirt- 
schaftlicher Freiheiten’ im Wohnungssektor noch ein letztes eng umgrenztes Reservoir für 
soziale Versorgungsaufgaben zu erhalten, bis hin zu Vorschlägen, die (c) die gemeinnützigen 
Unternehmen wohnungswirtschaftlich und organisatorisch sehr weitgehend umstrukturie- 
ren wollen, um den gemeinnützigen Sektor zu stärken und zu erweitern, mit der Perspektive, 
daß die Versorgung mit Sozialwohnungen künftig ausschließlich im Rahmen von reformier- 
ten gemeinnützigen Trägerformen organisiert wird. 

Da die gemeinnützige Wohnungswirtschaft selbst hauptsächlich damit beschäftigt ist, den 
Status-Quo zu verteidigen (Gemeinnütziges Wohnungswesen 12/1983; Novy 1984), insbe- 
sondere gegenüber Positionen, die ihre unternehmensbezogenen Steuervergünstigungen als 
unberechtigte Privilegierung hinstellen und abzuschaffen suchen, konzentrieren die folgen- 
den Ausführungen sich auf Reformkonzepte, die die gemeinnützige Wohnungswirtschaft 
mit einer weiterreichenden Perspektive neugestalten wollen. Derartige Konzepte stammen 
vorrangig aus dem Umfeld wohnungspolitischer Initiativen sowie aus ‘linken’ und ‘grün/al- 
ternativen’ Kreisen. 


Konzepte für eine Strukturreform des gemeinnützigen Sektors 


Modell I: Erweiterte Bindungen, Stärkung genossenschaftlicher 
Trägerformen und Solidarfondsfinanzierung 


Der “Wohn-Bund’, eine Vereinigung neuer wohnungspolitischer Initiativen, die vor allem 
im Bereich genossenschaftlicher Trägerformen reformpraktische Aktivitäten entfalten, geht 
davon aus, daß die gemeinnützige Wohnungswirtschaft ihre “ordnungspolitische Besonder- 
heit’ wieder offensiv hervorkehren und reaktivieren müsse, mit der Perspektive, daß künftig 
ausschließlich gemeinnützige Trägerformen den öffentlich geförderten Wohnungsbau durch- 
führen, und sich dabei erweiterte Bindungen auferlegen sollen (Novy 1984; Wohn-Bund 
1984). Das Reformkonzept umfasst im Einzelnen Vorschläge in drei Bereichen: 

(2) Gemeinnützige Träger sollen künftig ausschließlich ‘sozialgebundene Wohnungen’ bau- 
en oder verwalten. Hier wird aufeine dauerhafte Bindungaller Wohnungen im Besitz der Ge- 
meinnützigen hingezielt. Konkret ist allerdings vor allem eine erweiterte Vermögensbin- 
dung gemeint, ein Schutz des Wohnungsbestands gemeinnütziger Unternehmen vor der 
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Umwandlung in Eigentumswohnungen. Die Belegungsbindung soll nach den Vorstellungen 
des Wohn-Bundes eher gelockert werden, da die Einkommensgrenze als Zugangskriterium 
entfallen soll{Novy 1984, 20). Der Wegfall von Einkommenshöchstgrenzen wäre angesichts 
der in jüngster Zeit zunehmend größeren Schwierigkeiten für niedrige Einkommensgrup- 
pen, noch eine geeignete preiswerte Mietwohnung zu finden, ein sozialpolitischer Rückschritt. 
Daß ein solcher Vorschlag vom Wohn-Bund kommt, wird nur verständlich aus seiner Aus- 
richtung auf genossenschaftliche Trägerformen: wenn alle Wohnungen der Gemeinnützigen 
einschließlich der genossenschaftlichen Träger dauerhaft ‘sozialgebundene Wohnungen’ für 
niedrige Einkommensgruppen würden, könnten besserverdienende Kreise nicht mehr für er- 
ne Beteiligungan Genossenschaften gewonnen werden (genossenschaftlicher Wohnungsbau 
ist ja auf die Selbstversorgung der jeweiligen Mitglieder gerichtet). 
(b) Eine Reihe weiterer Reformvorschläge des Wohn-Bundeszum Wohnungsgemeinnützig- 
keitsrecht zielen auf verbesserte Rahmenbedingungen für ‘selbstnutzende Gemeinschaften 
als Bauherren oder Erwerber’ in genossenschaftlicher Form. Dazu gehört die Erleichterung 
von Neugründungen, sowie finanzielle Hilfe und Betreuung durch bestehende gemeinnützi- 
ge Wohnungsunternehmen. Die gesetzliche Baupflicht gemeinnütziger Träger soll in der 
Weise neugefasst werden, daß auch der Erwerb und/oder die Erneuerung von Wohngebäu- 
den hierunter fallen. Diese Neuinterpretation der Baupflicht würde gerade neugegründeten 
gemeinnützigen Trägerformen mit ‘geringem Geschäftsumfang’ den Einstieg erleichtern. So 
hat das durch ständige Baupflicht induzierte Größenwachstum von Wohnungsbaugenossen- 
schaften Tendenzen einer ‘Professionalisierung’ (ein professionelles Management) mit sich 
gebracht, die mit dem genossenschaftlichen Prinzip der Selbstverwaltung und basisdemokra- 
tischen Entscheidungsfindung in Konflikt geraten (Weisser 1953; Komossa 1976). 
(©) Zur Reform der Gemeinnützigen im wohnungswirtschaftlichen Bereich verweist der 
Wohn-Bund auf das ‘Solidarfondsmodell’, das Konzept einer wohnungswirtschaftlichen 
Selbstfinanzierung (Novy 1983; zur Kritik: Krätke/Hirsch-Borst/Schmoll 1984) innerhalb des 
gemeinwirtschaftlichen Sektors. Danach sollen die Finanzierungsmittel für gemeinnützige 
. Bauvorhaben — unter Umgehung des Kapitalmarkts— nach dem Prinzip eines revolvierenden 
Fonds durch ‘Solidarbeiträge’ der Mieter des vorhandenen gemeinnützigen Wohnungsbe- 
stands aufgebracht werden. Mit der Solidarfondsfinanzierung wird außerdem angestrebt, die 
gemeinnützigen Träger von öffentlichen bzw. staatlichen Finanzmitteln unabhängiger zuma- 
chen. 
Eine Diskussion der wohnungswirtschaftlichen Reformvorstellungen des Wohn-Bunds im 
Kontext der Reformbestrebungen für gemeinnützige Unternehmen ist dadurch erschwert, 
daß die den Wohn-Bund-Vorschlägen zugrundeliegende Kritik an der bestehenden gemein- 
nützigen Wohnungswirtschaft ganz undeutlich bleibt bzw. nicht konkret ausgeführt wird. 
Ausgiebig wird beklagt, daß die Gemeinnützigen heute nicht mehr über ein ‘eigenständiges’ 
ordnungspolitisches Selbstverständnis verfügen. Doch die dem inzwischen dominierenden 
*unternehmerischen’ Selbstverständnis zugrundeliegenden und real entsprechenden Struktur- 
entwicklungen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft (Stoecker 1976; Nowak 1973), d.h. 
die Blockierung einer gemeinwirtschaftlichen Unternehmensführung und Zurückdrängung 
genossenschaftlicher Selbsthilfeansätze durch eine primär betriebswirtschaftlich ausgerichte- 
te Unternehmensführung und zunehmende Dominanz großer Kapitalgesellschaften mit 
‘selbstorganisierten’ Wachstumszwängen, wird vernachlässigt. Stattdessen werden gängige 
Illusionen über den gemeinwirtschaftlichen Charakter der gemeinnützigen Wohnungsun- 
ternehmen reproduziert, indem in die rechtlich fixierten besonderen Bindungen der gemein- 
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nützigen Wohnungsunternehmen »klare Brüche mit der marktwirtschaftlichen Steuerung« 
des Wohnungsbaus hineininterpretiert werden (Novy 1984, 18). Mit derartigen Einschätzun- 
gen dürfte esschwierig werden, die gemeinnützigen Unternehmen im wohnungswirtschaft- 
lichen Bereich strukturell zu reformieren. Es verbleibt aus dieser Sicht ja nur noch der Appell 
an die ‘Moral’ ihrer Geschäftspolitik. Das Dilemma liegt wohl darin, daß sich der Wohn- 
Bund in seinen Reformbestrebungen vor allem auf die genossenschaftlichen Trägerformen 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft konzentriert, daß er sich bislang vor allem als 
Lobby-Verband für die sich neugründenden ‘selbstnutzenden Eigentümergemeinschaften’ 
aus dem genossenschaftlich engagierten akademischen Mittelstand darstellt, und dabei zu den 
im gemeinnützigen Sektor dominanten Kapitalgesellschaften ‘gutnachbarliche Beziehungen’ 
aufzubauen sucht. 


Prinzipien der Gemeinnützigkeit als Fremdkörper im profitwirtschaftlichen System? 


Die besonderen Bindungen der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, welchegemeinhin 
auch als typisch ‘gemeinwirtschaftliche Verhaltensregeln’ aufgefaßt werden (Thiemeyer 
1970), bilden einen geeigneten Ausgangspunkt zur Kritik der gemeinnützigen Wohnungs- 
wirtschaft. Diese Verhaltensregeln oder Bindungen gelten sogar als die einzig greifbare inhalt- 
liche Konkretisierung der ‘Gemeinnützigkeit’, wohingegen sich alle Versuche, Gemeinnüt- 
zigkeit ‘an sich’ zu bestimmen, als untauglich erwiesen haben (Thiemeyer 1970; Fuhrich 
1984). Können die bindenden Besonderheiten der gemeinnützigen Unternehmen als‘Fremd- 
körper’ im profitwirtschaftlichen System begriffen werden? 

(a) Vermögensbindung: Bei Auflösung eines gemeinnützigen Unternehmens erhalten die Ge 
sellschafter nur ihr eingezahltes Kapital zurück; das darüber hinausgehende Vermögen (ein- 
schließlich des Wertzuwachses) muß weiter für Zwecke des gemeinnützigen Wohnungswesens 
verwendet werden. Diese Zweckbindung des Vermögens bedeutet tatsächlich eine Finschrän- 
kungder intersektoralen Kapitalmobilität, da das Vermögen nicht beliebig in andere Kapitalan- 
lagesphären transferiert werden kann. Die sektorale Vermögensbindung ist allerdings eine Vor- 
aussetzung für die angestrebte Wachstumsdynamik gemeinnütziger Unternehmen. 

(b) Begrenzte Gewinnausschüttung: Die gemeinnützigen Unternehmen dürfen aus dem erziel- 
ten Gewinn nur maximal 4 % auf das eingezahlte Stammkapital an die Gesellschafter aus- 
schütten. Daß mit dieser Regelung keinerlei ‘Gewinnverzicht’ verbunden ist, kann nicht oft 
genug betont werden. Es handelt sich in der Tat nur um eine Einschränkung von Möglich- 
keiten des intersektoralen Gewinntransfers von Seiten der Kapitalgeber. Die Begrenzung be- 
zieht sich auf die Gewinnentnahme. Der von einem gemeinnützigen Unternehmen insge- 
samt erzielbare Jahresüberschuss ist davon nicht berührt. Da mit dieser Bestimmung nicht 
verhindert wird, daß aus der gemeinnützigen Bautätigkeit und Wohnungsverwaltung höhe- 
re Überschüsse/Gewinne erwirtschaftet werden, handelt es sich strenggenommen um eine 
Überschußbindung; Die Überschüsse/Gewinne müssen im Unternehmen verbleiben und 
größtenteils wieder in den Wohnungsbau investiert werden. Diese Reinvestitionspflicht be- 
günstigt eine forcierte Kapitalakkumulation und steht in engstem Zusammenhang mit der 
“Baupflicht” gemeinnütziger Unternehmen. Die Überschußbindung beinhaltet keine ‘Kapi- 
talfehlleitung’ (Novy 1984), sondern den institutionalisierten Zwang zur selbstfinanzierten 
Unternehmensexpansion. 

(c) Bindung der Mieten an das ‘Kostendeckungsprinzip’: Gemeinnützige Wohnungsunterneh- 
men dürfen nur ‘angemessene’ Mieten und Verkaufspreise veranschlagen. Als angemessen 
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gilt eine Miethöhe, die die sog. Kostenmiete nicht überschreitet. Nach wie vor ist die Auffas- 
sung verbreitet, es handele sich hierbei um eine ‘Preisbindung nach dem Kostendeckungs- 
prinzip’, durch die Spekulationsgewinne ausgeschlossen würden (Krischausky/Mackscheidt 
1984). Tatsächlich gehen in die sog. Kostenmiete zumindest bei den ansetzbaren Grund- 
stückskosten regelmäßig Spekulationsgewinne ein, da hier nicht etwa der für den Grund- 
stückserwerb ursprünglich gezahlte Kaufpreis, sondern der zum Zeitpunkt der Bebauung ak- 
tuelle Verkehrswert veranschlagt wird (Winter/Barth/Schlemmermeyer 1982), was sich bei 
den großen gemeinnützigen Gesellschaften mit ihrer *vorausschauenden’ Grunderwerbspo- 
Jitik bestens auszahlt. Die Kostenmietenkalkulation entspricht insgesamt der bei allen Woh- 
nungsunternehmen, seien sie ‘freie’ oder gemeinnützige, üblichen betriebswirtschaftlichen 
Vorkalkulation (Heuer 1979). Man muß schon die gesamte kritische Diskussion der vergan- 
genen Jahre über den Sozialen Wohnungsbau (Becker 1977 u. 1980; Grüber 1981; Krätke 
1981) unterschlagen oder viel Naivität aufbringen, um der Kostenmietbindung gemeinnützi- 
ger Unternehmen noch den Charakter einer ‘Preiskontrolle’ zu unterstellen (Novy 1984). 
Tatsächlich sind im Prinzip der Kostenmiete keinerlei Kontrollen über die Preisbildung der 
vorgelagerten Bau-, Boden- und Finanz-Märkte enthalten, und von vornherein alle relevan- 
ten Bestandteile wohnungswirtschaftlicher Profiterzielung einkalkuliert. Vor allem ist eine 
marktübliche Verzinsung von Kapitalmarktmitteln (und damit die Profite der Banken) eben- 
so gesichert wie die Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsgewinne für den Bauträger 
selbst, ganz abgesehen von den Möglichkeiten einer lukrativen Grundstücksverwertung und 
einer Überschußerzielung aus Instandhaltungsrücklagen (Hirsch-Borst/Krätke 1981). 
Allerdings dürfen gemeinnützige Wohnungsunternehmen ebenso wie private Investoren im 
Sozialen Wohnungsbau für das Eigenkapital nur einen auf 4 % begrenzten Zinssatz veran- 
schlagen (soweit das Eigenkapital 15 % der gesamten Investitionskosten nicht überschreitet). 
Widerspricht diese Begrenzung der Eigenkapitalverzinsung aber dem Prinzip der Gewinn- 
maximierung? (Novy 1984). Das kann nicht einfach unterstellt werden: Es handelt sich nur 
um eine Begrenzung des kalkulatorischen Eigenkapitalzinssatzes, aber nicht um eine Be 
schränkung der tatsächlichen Eigenkapitalverzinsung: Diese ergibt sich als profitwirtschaftli- 
che ‘Residualgröße’ aus den finanziellen Überschüssen, die ein gemeinnütziges Unterneh- 
men während der langfristigen wirtschaftlichen Nutzung von Sozialwohnungen realisiert. 
Auf diese Weise erwirtschaften gemeinnützige Unternehmen aus der langfristigen Verwer- 
tung von Sozialmietwohnungen Gewinne, die weit über dem begrenzten kalkulatorischen 
Eigenkapitalzinssatz liegen (Winter/Barth/ Schlemmermeyer 1982). 

Das ‘Kostendeckungsprinzip’ dient im gemeinnützigen Sektor vor allem der ideologischen 
Verklärung einer Unternehmensführung, die betriebswirtschaftlich auf Überschußerzielung 
ausgerichtet ist. Tatsächlich werden Mietsozialwohnungen von den gemeinnützigen Unter- 
nehmen mit laufenden Kostenäberdeckungen verwertet: hierzu gehören vor allem die Eigen- 
kapitalverzinsung, der fortgesetzte Zinsansatz für getilgte Fremdmittel (Entschuldungsge- 
winn), der Ansatz eines den Kaufpreis übersteigenden Verkehrswerts der Baugrundstücke, 
Überschüsse aus der Mietausfallwagnis-Pauschaule und die Zweckentfremdung von Instand- 
haltungsgeldern. Folglich steht die Kostenmietbindung überhaupt nicht im Widerspruch zu 
einer profitwirtschaftlichen Mietpreisbildung. Von Gewinnverzicht kann keine Rede sein. 
So kommt in der vielbeklagten Mietenexplosion des Sozialen Wohnungsbaus nur zum Aus- 
druck, daß die mit der Kostenmietbindung umschriebenen wohnungswirtschaftlichen Ver- 
haltensregeln der gemeinnützigen Unternehmen einen sozialpolitisch funktionsfähigen 
Mietwohnungsbau geradezu unmöglich machen. 


102 Stefan Krätke 


(d) Baupflicht: Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen sind zum ständigen Bauen ver- 
pflichtet. Mit der Baupflicht sind auch qualitative Bestimmungen für den Wohnungsbau 
gemeinnütziger Unternehmen verbunden: Die Gemeinnützigen sind zum Bau von Klein- 
wohnungen verpflichtet, d.h. der Bau von Luxuswohnungen soll ausgeschlossen werden. 
Ursprünglich ging es bei dieser Beschränkung der gemeinnützigen Bautätigkeit darum, die 
Befriedigung des Bedarfs der Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Einkommen zu sichern. 
Heute wird der Begriff der Kleinwohnung dagegen so weit gefaßt, daß sich die Wohnungen 
gemeinnütziger Unternehmen in der Regel kaum von freifinanzierten Wohnungen unter- 
scheiden (Krischausky/Mackscheidt 1984), so daß die ursprünglich angestrebte Beschrän- 
kung des Geschäftskreises auf: den Mietwohnungsbau für niedrige Einkommensgruppen 
längst durchbrochen ist. Hinzu kommt, daß auch die konkrete Ausgestaltung der Bele- 
gungsbindungen und die Belegungspraxis gemeinnütziger Unternehmen nicht sicherstellen, 
daß die Wohnungen vorrangig an Haushalte mit niedrigen Einkommen oder solche, die aus 
anderen Gründen am Wohnungsmarkt benachteiligt werden, vermietet werden (Winter/ 
Winter v. Gregory 1983). 

Die mit dem ‘Kleinwohnungsbau’ intendierte Beschränkung des Geschäftskreises gemein- 
nütziger Unternehmen ist im Laufe der Zeit wesentlich gelockert worden: Die vom Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsrecht zugelassenen Geschäftstätigkeiten sind so weit gefaßt, daß ge- 
meinnützige Unternehmen die mit Sozialmietwohnungen erzielten Gewinne nicht wieder 
in den Bau von neuen Sozialmietwohnungen reinvestieren müssen, sondern auch in den Bau 
von Eigentumswohnungen und Gewerberäumen oder in Beteiligungen investieren, oder auf 
dem Kapitalmarkt anlegen können (Winter/Barth/Schlemmermeyer 1982). So haben die ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen u.a. von 1950-1978 ca. 873000 zum Verkauf be- 
stimmte Eigenheimwohnungen in eigener Bauherrschaft erstellt (Wohnungswirtschaftl. 
Jahrbuch 1979/80), und verfügen weiterhin über einen Bestand von 280 000 freifinanzierten 
Mietwohnungen, die nach 1948 gebaut worden sind (Bund-Länder-Komission 1983). 
Zusammengenommen ergibt sich aus den zuvor diskutierten wohnungswirtschaftlichen Be- 
sonderheiten der gemeinnützigen Unternehmen ein dem profitwirtschaftlichen System kei- 
neswegs ‘fremder’ Zwang zur Unternehmensexpansion, vermittelt durch den Zwang zur 
kontinuierlichen Investitionstätigkeit im Wohnungssektor. Die ‘Prinzipien der Gemein- 
nützigkeit” bringen damit vor allem eine beschleunigte Kapitalakkumnlation hervor. 


Wohnungswirtschaftliche Selbstfinanzierung als Mittel beschleunigter Unternehmensexpansion 


Die beschriebene “gemeinnützige Profitwirtschaft’ soll das für eine beschleunigte Expansion 
benötigte Selbstfinanzierungspotential schaffen. In der Theorie der Gemeinwirtschaft ist 
diese Praxis bereits dahingehend verallgemeinert worden, daß für gemeinwirtschaftliche 
Träger nicht etwa Gewinnverzicht, sondern vielmehr ‘Gewinnerzielung zum Zwecke der 
Gewinnverwendung? in als gemeinnützig anerkannten Aufgabenbereichen charakteristisch 
sei (Thiemeyer 1970, 89 £.). Allerdings ist in der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft selbst 
die Zweckbindung der Gewinne für ‘gemeinnützige Aufgaben’ längst durchbrochen durch 
die Erweiterung des zulässigen Geschäftskreises auf den Eigenheim- und Gewerbebau sowie 
Finanzanlagen und Beteiligungen. Bei der Vermögensbindung, Überschußbindung und 
Baupflicht handelt es sich nur um ein “Tauschgeschäft’ zwischen Staat und gemeinnützigen 
Unternehmen, bei dem besondere staatliche Vergünstigungen in Form von Steuerprivile 
gien einer Verpflichtung zur kontinuierlichen Investitionstätigkeit im Sozialen Wohnungs- 
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bau gegenüberstehen. Auf diesem Hintergrund erscheinen die gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen nicht als ‘Fremdkörper’ im profitwirtschaftlichen System, sondern als ‘Lük- 
kenbüßer’ (Thiemeyer 1970), die für Aufgaben des Sozialen Wohnungsbaus kontinuierlich 
bereitstehen im Unterschied zu den Privatinvestoren, mit deren Investitionen man in diesem 
Versorgungsbereich nicht sicher rechnen kann. 
K. Novy, der die besonderen Bindungen der gemeinnützigen Unternehmen als ‘Brüche’ mit 
den Prinzipien der Marktwirtschaft darstellt (Novy 1984), beschwört demgegenüber die Ge- 
meinnützigkeit positiv als ‘Fremdkörper’ im marktwirtschaftlichen System. Die Fremdkör- 
perthese kann allerdings ganz verschiedene Fassungen erhalten (Thiemeyer 1970): Auf dereer- 
nen Seite können gemeinwirtschaftliche Unternehmen als Fremdkörper aufgefaßt werden, 
die über zukunftweisende nicht-kapitalistische Strukturen verfügen und dadurch — trotz 
sektoral oder regional begrenztem Wirkungskreis — eine systemverändernde Ausstrahlung 
haben. Diese ‘optimistische’ Fassung der Fremdkörperthese stammt aus der sozialistischen 
Denktradition. Auf der anderen Seite können gemeinwirtschaftliche Unternehmen auch als 
Fremdkörper betrachtet werden, die einem ständigen Anpassungsdruck von seiten der wirt- 
schaftlich und gesellschaftlich dominanten Strukturen und Ideologien unterworfen sind, so 
daß sie früher oder später einen Transformationsprozeß durchmachen, der zur Anpassung 
an das profitwirtschaftliche System führt. Diese Konvergenzthese’ paßt besser zur Entwick- 
lung der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft als die Fremdkörperthese aus der sozialisti- 
schen Tradition. Es bringt die wohnungspolitische Diskussion kaum weiter, wenn die 
Fremdkörperthese den gegebenen Strukturen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 
idealistisch entgegengehalten wird, statt konkret zu prüfen, wieweit hier noch Abweichun- 
gen von der Logik des profitwirtschaftlichen Systems festzustellen sind. Man kann zudem 
auch der fräheren Wohnungsgemeinwirtschaft in Deutschland bezüglich der Unterneh- 
mensführung keineswegs eine ‘antikapitalistische’ Intention unterstellen. Unbeschadet von 
: der gemeinwirtschaftlichen Programmrethorik, die allenfalls von den der Arbeiterbewegung 
nahestehenden Genossenschaften und Kommunalbetrieben beim Wort genommen wurde, 
ist die Durchkapitalisierung oder “Verbetriebswirtschaftlichung’ gemeinnütziger Wohnungs- 
unternehmen und das Prinzip einer aus Gewinnen ‘selbstfinanzierten’ Unternehmensexpan- 
sion schon in den 20er Jahren eingeleitet worden. Besonders von seiten der deutschen Ge- 
werkschaften ist dieses Akkumulationsmodell zum Prinzip der ‘Gewinnerzielung zwecks 
gemeinwirtschaftlicher Gewinnverwendung’ erklärt worden (Weiß 1930). 
Die ‘Konvergenzthese’, wonach die gemeinnützige Wohnungswirtschaft durch öffentliche 
Bindungen zwar partiell noch auf einen bestimmten Aufgabenbereich festgelegt wird, in der 
Unternehmensstruktur und Betriebsführungaber überwiegend privatwirtschaftlich gewinn- 
orientiert ausgerichtet ist, ergibt sich aus der Dominanz von Kapitalgesellschaften und aus 
dem profitwirtschaftlichen Selbstfinanzierungsmechanismus der Gemeinnützigen. Die 
Selbstfinanzierung aus Gewinnen war und ist politisch gewollt, und sie ist eine notwendige 
Konsequenz der Verselbständigung gemeinnütziger Unternehmen in privatrechtlichen Un- 
ternehmensformen, die darauf zugeschnitten sind, daß die Unternehmen auseigener Kraftin 
der Konkurrenz bestehen können. »Die Erhaltung der Funktionsfähigkeit im wachsenden 
marktwirtschaftlichen System erzwingt die Expansion, deren Finanzierung sich, wenn der 
Träger kein Kapital nachschießt, auch bei nicht-erwerbswirtschaftlichen Unternehmen ent- 
scheidend über die Selbstfinanzierung vollziehen muß.« (Thiemeyer 1970, 109) Das mit der 
Baupflicht und Überschußbindung angestrebte »Wachstum zwingt auch die gemeinwirt- 
schaftlichen, in der Regel auf bedartswirtschaftliches Disponieren hin angelegten Unterneh- 
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men in den für den kapitalistischen Wachstumsprozeß charakteristischen Selbstfinanzie- 
rungsvorgang hinein, zumal die Träger in der Regel nicht willens oder in der Lage sind, das er- 
forderliche Kapital zur Verfügung zu stellen. Der Zwang zur Selbstfinanzierung (...) kann 
den Unternehmen u.U. privatwirtschaftlich-erwerbswirtschaftliche Verhaltensweisen auf- 
nötigen.« (Thiemeyer 1970, 257). Die zur Selbstfinanzierung benötigten Überschüsse (vor al- 
lem in Form der Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsgewinne) werden in erster Linie 
über hochgehaltene Mieten erzielt. So wird Selbstfinanzierung in der Regel auch mit “Entgeltfi- 
nanzierung? gleichgesetzt. Für hohe ‘Sozialmieten’ sind demnach keineswegs nur subven- 
tionstechnische Gründe verantwortlich, sondern ebenso die in der gemeinnützigen Woh- 
nungswirtschaft verbreitete Doktrin, daß ihnen der Soziale Wohnungsbau als Kapitalanlage 
langfristig und auf Dauer Überschüsse einbringen müsse, um keinen ‘Substanzverlust’ im 
Vergleich zu alternativen Kapitalanlagen zu erleiden (*Opportunitätskosten’- Argument). So 
kann sich die unternehmerische gemeinnützige Wohnungswirtschaft auch nicht vorstellen, 
die Sozialmieten so niedrig festzusetzen, daß sie keine ‘angemessene’, d.h. bei Einrechnung 
von Entschuldungsgewinnen marktübliche Eigenkapitalverzinsung erhalten. Fazit: 

(a) Die wohnungswirtschaftliche Selbstfinanzierung gemeinnütziger Unternehmen aus 
Überschüssen/Gewinnen führt zu hoch gehaltenen Mieten, selbst wenn im günstigsten Fall 
die Gewinnerzielung zum Zwecke der Gewinnverwendung für Neubauaufgaben im Sozia- 
len Wohnungsbau erfolgt. 

(b) Tatsächlich werden in der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft erzielte Überschüsse/ 
Gewinne nicht zwingend wieder in den Neubau von Mietsozialwohnungen reinvestiert, son- 
dern ebenso in den Eigenheimbau, den freifinanzierten Mietwohnungsbau und in Finanzan- 
lagen gesteckt. 

Die Problematik der Selbstfinanzierung betrifft auch die gemeinnützigen kommunalen Wobh- 
nungsunternehmen. Die Organisation des kommunalen Wohnungsbaus in unternehmerisch 
verselbständigten Kapitalgesellschaften, die eine Unternehmensführung nach privat-be 
triebswirtschaftlichen Grundsätzen aufweisen, statt nach Grundsätzen der öffentlichen 
Haushaltswirtschaft geführt zu werden (Krätke/Hirsch-Borst/Schmoll 1984), verleiht die 
sen Wohnungsbaugesellschaften den Charakter von ‘staatskapitalistischen’ Unternehmen. 

Diese Form des kommunalen Wohnungsbaus ist in Deutschland seit den 20er Jahren mehr und 
mehr durchgesetzt worden, wobei die in der deutschen Sozialdemokratie noch bis zum Ende 
des 1. Weltkriegs einflußreiche Tradition des 'Kommunalsozialismus’ (Lindemann 1906 u. 
1909, Schülke 1921) gänzlich verloren gegangen ist. Dagegen hat sich zum Beispiel in Großbri- 
tannien unter dem maßgeblichen Einfluß der Arbeiterbewegung bis heute eine Organisations- 
form des kommunalen Wohnungsbaus gehalten, bei welcher der ‘Staat als Nicht-Kapitalist’ 
auftritt (Krätke 1981; Merrett 1979). Auf Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsgewinne 
wird bei der Vermietung gemeindeeigener Sozialwohnungen verzichtet (Krätke 1981). Neuin- 
vestitionen werden daher nicht aus Gewinnen finanziert. Im Unterschied dazu wird in der 
Bundesrepublik Deutschland angestrebt, daß kommunale Wohnungsunternehmen zur finan- 
ziellen Entlastung ihrer Trägerhaushalte die für Neuinvestitionen benötigten Eigenmittel 
selbst erwirtschaften, »d.h. ökonomisch gesprochen, ‘Selbstfinanzierung’ der kommunalen 
Unternehmen aus Gewinnen und in einigen Fällen darüber hinaus noch Entnahme eines Ge- 
winns. (...) Sollen Neuinvestitionen (...) aus Gewinnen finanziert werden, so entsteht die Ten- 
denz, die Preise möglichst hoch zu halten.« (Weisser 1959) In jüngster Zeit wird häufig beklagt, 
daß sich die gemeinnützigen städtischen Wohnungsbaugesellschaften von den kommunalpoli- 
tischen Entscheidungsgremien bisher nicht ausreichend kontrollieren und programmieren lie- 
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ßen und den Sozialen Wohnungsbau nach “eingefahrenen’ betriebswirtschaftlichen Grundsät- 
zen betrieben (Steinbach 1983). Dabei wird jedoch außer Acht gelassen, daß die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften bereits seit den 20er Jahren mit bewußter politischer Absicht von 
der Gemeindeverwaltung verselbständigt und ebenso bewußt in die privat-betriebswirtschaftli- 
chen Zwänge einer Kapitalgesellschaft eingebunden worden sind. Zur Begründung wurde im- 
mer wieder behauptet, daß nur auf diese Weise die “Bürokratisierung’ eines Wohnungsbaus in 
eigener Regie der Gemeinde zu vermeiden sei (Rieger 1954; zur Kritik der Bürokratisierungs- 
these: Krätke/Hirsch-Borst/Schmoll 1984). Tatsächlich dürfte die politische Motivation, auch 
im Falle einer unmittelbaren Beteiligung der Gemeinden am Wohnungsbau nur ‘marktkonfor- 
me’ Ausgestaltungen des kommunalen Wohnungsbaus zuzulassen, zunehmend größere Bedeu- 
tung erhalten haben: »Die Beteiligung an einem in privatrechtlichen Formen organisierten 
Unternehmen ist für die öffentliche Politik deshalb besonders interessant, weil sich hier theore- 
tisch die Möglichkeit bietet, bei einem Defizit marktwirtschaftlicher Versorgung unmittelbar 
und unier Beibehaltung und Anwendung marktkonformer Handlungsformen zu einer Verbesse 
rung des Leistungsangebotes beizutragen.« (Konukiewitz 1983). 


Selbstfinanzierung und Genossenschaften 


Bei den gemeinnützigen Genossenschaften stellt sich die Problematik der Selbstfinanzierung 
in modifizierter Form dar: Das benötigte Eigenkapital wird nicht nur über die Geschäftsan- 
teile der Mitglieder beschafft, sondern auch hier aus finanziellen Überschüssen bei der Ver- 
mietung von Sozialwohnungen aufgebracht. Insoweit besteht kein prinzipieller Unterschied 
zum Selbstfinanzierungsmechanismus der gemeinnützigen Kapitalgesellschaften. »Die Woh- 
nungsbaugenossenschaft hat eine Kapitalsammelfunktion. Jedes Mitglied zeichnet bei Ein- 
tritt in die Genossenschaft einen Geschäftsanteil und bezahlt ein Eintrittsgeld. Entsprechend 
dem Prinzip der Staffelbeteiligung muß das Mitglied bei Bezugeiner Wohnung je nach Größe 
und Ausstattungsstandard weitere Geschäftsanteile zeichnen. Bei sehr niedrigen Baupreisen 
entspricht dieser Betrag dem für eine Bautätigkeit erforderlichen Eigenkapital, bei steigenden 
Herstellungskosten entsteht jedoch eine zunehmende Disproportionalität zwischen benötig- 
tem Eigenkapital einerseits und der Bereitschaft der Mitglieder andererseits, zusätzliche Ge- 
schäftsanteile zu übernehmen. (...) Der Ausweg aus diesem Dilemma besteht darin, daß die 
versorgten Mitglieder nun ihrerseits zu der Eigenkapitalbildung für die Baufinanzierung der 
später eingetretenen Mitglieder beitragen. (...) Für diesen Zweck werden insbesondere Be 
wirtschaftungsüberschüsse herangezogen.« (Komossa 1976, 23 £.) Da auch die gemeinnützi- 
gen Genossenschaften auf das profitwirtschaftliche Kostenmietenprinzip verpflichtet sind, 
ziehen sie aus ihren Mietwohnungen keine geringere Eigenkapitalverzinsung und nicht we 
niger Entschuldungsgewinne als die gemeinnützigen Kapitalgesellschaften. 

Aber im Unterschied zu den Kapitalgesellschaften beinhaltet die Überschußerzielung im Rah- 
men der Genossenschaft eine ‘Solidarisierung’ des Gewinns, solange die Identität von Mietern 
und Mitgliedern der Genossenschaft aufrechterhalten bleibt. Unter dieser Voraussetzung ist ein 
zweckgebundener Einsatz der Überschüsse für nicht versorgte Mitglieder gewährleistet. Die 
Überschußerzielung schafft das benötigte Selbstfinanzierungspotential innerhalb einer Perso- 
nenvereinigung, die die Genossenschaft im Unterschied zur Kapitalgesellschaft darstellt. 

Die ‘Solidarisierung’ des Gewinns (bzw. des‘Mehrwerts’) ist von dem sozialistischen Theore- 
tikerK. Renner als ökonomisches Charakteristikum der ‘bürgerlichen’ Genossenschaft her- 
ausgestellt worden. Nach Renner besteht dieökonomische Funktion der Genossenschaft im 
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»Kampf um die Teilung des Mehrwerts, um den größeren oder geringeren Anteil an ihm, um 
den industriellen Profit, den kommerziellen Profit, den Zins, den Unternehmergewinn und 
die Grundrente (...). Genossenschaften vereinigen Personen einer wirtschaftlich gleich ge- 
richteten Gruppe in diesem Gruppeninteresse im Gegensatz zu anderen Gruppen.« (Renner 
1930, 74 £.) Die ‘bürgerliche’ Genossenschaft »sozialisiert den Mehrwert nicht, aber ändert 
seine gesellschaftliche Funktion. Diese Veränderung bezeichnen wir als Solidarisierung des 
Mehrwerts. Die Solidarisierung des Mehrwerts hebt seine individuelle Aneignung auf und 
überstellt ihn einer Gruppe, welche ihn zum größeren Teil oder ganz für die Gruppe reser- 
viert.« (Renner 1930, 86) Eine ‘Sozialisierung’ des Gewinns ist nach Renner nur bei ‘proletari- 
schen’ Genossenschaften, deren Mitglieder aus der Arbeiterschaft kommen, gegeben (Ren- 
ner 1930). Diese Unterscheidung erscheint heute kaum noch tragfähig, insbesondere nicht 
bei Wohnungsbaugenossenschaften, da sie erstens der Mitgliedschaft vorhandener Genossen- 
schaften eine eindeutig unterscheidbare Klassenzugehörigkeit unterstellt, und zweitens kei- 
nerlei Unterschied in der Art der Unternehmensführung von bürgerlichen und proletari- 
schen Genossenschaften voraussetzt. 

In ähnlicher Weise wie Renner versucht heute K. Novy als theoretischer Repräsentant der 
neuen Kleingenossenschaftsbewegung den reformsozialistischen Gehalt von Genossenschaf- 
ten zu bestimmen, wobei nicht mehr die Klassenzugehörigkeit, sondern “Moral und Inten- 
tion’ der Genossenschaftsmitglieder zum Hauptkriterium werden. Novy räumt zwar ein: 
»Das Genossenschaftsprinzip selbst ist ordnungspolitisch indifferent.«(Novy 1985, 129); dies 
ist auch der überzeugende Kern der AnalyseK. Renners. Aber dann folgt die Moral: »Je nach- 
dem wer sich mit welcher Zielsetzung genossenschaftlich betätigt, entstehen gesellschaftspo- 
litisch extrem verschiedene (...) Genossenschaftsrichtunggen. (...) Die strategische Bedeutung 
des Genossenschaftsgedankens für sozialistische Politik liegt darin, daß es eine Ökonomie- 
form ist, die unmittelbar von den Beteiligten (Selbsthilfe) getragen wird. (...) Die Moral der 
Beteiligten wird zur strategischen Größe.«(Novy 1985, 129 und 135) Damit erhielte eine Ge- 
nossenschaft reformsozialistischen Charkater bereits dadurch, daß die Mitglieder sich einbil- 
den, einen Beitrag zur ‘sozialistischen’ Umgestaltung zu leisten, selbst wenn sie im Extremfall 
nur ein ‘kollektivkapitalistisches’ Wirtschaftsgebilde betreiben (Renzelmann 1985). In der 
Art wurde früher auch die kapitalistische Geschäftsführung des gewerkschaftseigenen Unter- 
nehmenssektors als Beitrag zur Sozialisierung hochstilisiert. 

Überschußerzielung im genossenschaftlichen Wohnungsbau unterscheidet sich überhaupt 
nicht mehr von der ‘gemeinnützigen Profitwirtschaft’ der Kapitalgesellschaften, soweit eine 
Genossenschaft mit ihrer Unternehmensführung sog. “Nichtmitgliedergeschäfte’ verbindet, 
d.h. Gewinne aus der Wohnungsvermietung an Nichtmitglieder erzielt. Diese Mieter stär- 
ken das genossenschaftliche Selbstfinanzierunspotential, ohne an der ‘solidarisierten’ Über- 
schußverwendung für den Mitgliederkreis der Genossenschaft teilzuhaben. Die Mehrzahl 
der kleinen Wohnungsbaugenossenschaften in der Bundesrepublik hat allerdings das Nicht- 
mitgliedergeschäft generell ausgeschlossen (oder auf die Betreuung von Bauvorhaben be- 
schränkt); bei allen großen Genossenschaften sind dagegen Nichtmitgliedergeschäfte zuge- 
lassen, einige Genossenschaften haben generell alle Arten von Fremdgeschäften eingeführt 
(Komossa 1976, 109 f.). Die unternehmerisch motivierten Fremdgeschäfte können als Aus- 
drucksform für ‘kapitalistische Entwicklungswege bei der Genossenschaft’ (Compart 1977) 
betrachtet werden, die bislang weniger bei Wohnungsbaugenossenschaften als bei den Ge 
nossenschaften anderer Wirtschaftsbereiche in Erscheinung getreten sind. 

Der sozialistische Theoretiker Renner hatte bezogen auf die gesamte Arbeiter-Genossen- 
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schaftsbewegung der 20er Jahre noch die euphorische Vision, daß diese Bewegung die Mög- 
lichkeit eröffnet, »ganz und gar auf dem Boden der kapitalistischen Welt selbst, ganz ohne 
Klassenkampf, einfach durch die Mittel der bürgerlichen Wirtschaft selbst« schrittweise den 
Übergang zu einer sozialistischen Wirtschaftsordnung zu vollziehen (Renner 1930, 101). Hi- 
storisch dürften derartige Visionen der sozialdemokratischen Genossenschaftsbewegung ih- 
ren Teil zur politischen Entradikalisierung’ der Sozialdemokratie beigetragen haben. Heute 
ist es wieder eine modische, aber keineswegs selbstverständliche und überzeugende These, 
daß es im genosserischaftlichen Sektor gar nicht mehr darauf ankommme, daß Gewinne er- 
zielt werden, sondern zu unterstellen, bereits die gemeinschaftliche Entscheidung über die 
Gewinnverwendung führe zu einer ‘alternativen Ökonomie’. 

Das sozialpolitische Problem einer ‘solidarischen’ genossenschaftlichen Selbstfinanzierung 
liegt darin, daß ihre finanziellen Anforderungen für Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Ein- 
kommen und unsicherer Beschäftigungslage kaum tragbar sind. Für Genossenschaftswoh- 
nungen werden nicht nur mindestens ebenso hohe Mieten verlangt wie für die Wohnungen 
der gerneinnützigen Kapitalgesellschaften, sondern darüberhinaus noch ein Eigenkapitalbei- 
tragin Form von Geschäftsanteilen und.der sog. ‘Staffelbeteiligung‘. Das heute wieder moder- 
ne Leitbild der genossenschaftlichen Selbsthilfe in Verbindung mit dem ebenso populären 
Ziel einer größtmöglichen “Unabhängigkeit vom Staat’ setzt im wohnungswirtschaftlichen 
Bereich ein Mindestmaß an eigener Leistungsfähigkeit voraus. Gerade dieses Mindestmaß ist 
aber beiBevölkerungsgruppen mit niedrigen Einkommen und unsicherer Beschäftigungslage 
meist nicht gegeben, so daß deren Situation wohl kaum durch ‘Selbsthilfe’ gebessert werden 
kann. Die finanziellen Anforderungen genossenschaftlicher Selbstfinanzierung tendieren zu 
einer Ausgrenzung von niedrigen Einkommensgruppen (Krätke/Hirsch-Borst/Schmoll 
1984). Dieöffentliche Förderungder Wohnungsbaugenossenschaften kann zwar diefinanzie- 
rungstechnischen, nicht aber die sozialen Probleme der genossenschaftlichen Wohnungsbau- 
finanzierung lösen. Auch bei einer öffentlichen Förderung verbleibt als Grundmerkmal des 
genossenschaftlichen Wohnungsbaus die finanzielle Figenbeteiligung der Mitglieder, und 
von daher bleibt er immer mit dem Problem konfrontiert, daß er sein ‘Eigenwirtschaftspoten- 
tial’ nur erhöhen kann auf Kosten seiner Zugänglichkeit für Wohnungssuchende mit niedri- 
gen Einkommen. Die Anforderungen der finanziellen Eigenbeteiligung begrenzen die Zu- 
gänglichkeit des genossenschaftlichen Wohnungsbaus auch dadurch, daß bei anhaltenden 
Baukostensteigerungen die Genossenschaft für Baumaßnahmen wachsende Eigenkapitalbei- 
träge aufbringen muß, die sie von ihren Mitgliedern nurüber erhöhte Pflichtanteile oder Miet- 
steigerungen erhalten kann (Komossa 1976). Bei zunehmend höheren Baukostenniveaus und 
stark rückläufigen Realeinkommen muß sich der Kreis der Wohnungssuchenden, die sich 
noch durch genossenschaftliche Selbsthilfe versorgen könnten, immer weiter verringern, und 
damit der mögliche sozialpolitische Stellenwert des genossenschaftlichen Wohnungsbaus. 
Auf dem Hintergrund der Kritik der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft ergibt sich ein 
grundlegendes Dilemma bei der vom Wohn-Bund und K. Novy vorgetragenen Reformkon- 
zeption einer “wohnungswirtschaftlichen Selbstfinanzierung des gemeinnützigen Woh- 
nungsbaus aus Solidarbeiträgen der Mieter”. Der dadurch zu schaffende revolvierende Fonds 
soll Neuinvestitionen nicht nur von Kapitalmarktmitteln und den damit verbundenen Zins- 
belastungen unabhängig machen, durch wohnungswirtschaftliche Selbstfinanzierung soll 
auch die größtmögliche Unabhängigkeit von staatlichen Finanzierungsmitteln erreicht wer- 
den. Die Finanzierungsmittel für Sozialmietwohnungen müßten dann von den Mietern des 
gemeinnützigen Wohnungsbestands weitestmöglich aus eigener Kraft aufgebracht werden. 
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Da Selbstfinanzierung letztlich auf eine ‘Entgeltfinanzierung’ hinausläuft, ist das Selbstfinan- 
zierungspotential von der Miethöhe abhängig. Im Bereich einer ‘gemeinnützigen’ Woh- 
nungsversorgung müßte also ganz deutlich eingegrenzt werden, wie hoch die Solidarbeiträge 
der Mieter veranschlagt werden dürfen, um noch tragbare Mieten einhalten zu können. Diese 
für die Miethöhe entscheidende Eingrenzung wurde vom Wohn-Bund bisher nicht vorge- 
nommen, vielmehr ist von dieser Seite sogar die Einkommensgrenze bei der Belegung von So- 
zialwohnungen für überflüssig erklärt worden (Wohn-Bund 1984). Solange keine eingren- 
zenden Aussagen zur Höhe von Solidarbeiträgen oder zur Miethöhe getroffen werden, gerät 
das Konzept des Wohn-Bunds in ideologische Nähe zur ohnehin gegebenen Praxis der ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen — diese haben ja eine “wohnungswirtschaftliche 
Selbstfinanzierung’ längst verwirklicht, sind damit aber in eine mietenpolitische Sackgasse 
geraten bzw. sozialpolitisch funktionsunfähig geworden. Es ist auf diesem Hintergrund nicht 
mehr verwunderlich, daß K. Novy’s Solidarfondsmodell von solchen Beiträgen zur Reform 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft geschickt vereinnahmt wird, die vor allem erwei- 
verte Belegungsbindungen (Krischausky/Mackscheidt 1984) oder erweiterte Überschußbin- 
dungen (Winter/Barth/Schlemmermeyer) vorsehen, aber die Praxis der Selbstfinanzierung 
aus Gewinnen nicht in Frage stellen. Stattdessen wird der Profitwirtschaft gemeinnütziger 
Unternehmen in Anlehnungan Novy’s Begrifflichkeit einfach der Charakter eines ‘revolvie- 
renden Solidarfonds’ zugeschrieben (Krischausky/Mackscheidt 1984, 94 f.). 

Das Leitbild einer möglichst staatsunabhängigen genossenschaftlichen Selbstfinanzierung hat 
ungeachtet seiner Popularität mehr ideologischen als praktischen Gehalt. Tatsächlich ist der 
genossenschaftliche Wohnungsbau seit jeher besonders stark von staatlichen Finanzhilfen 
abhängig. Heute liegt der selbstfinanzierte Eigenkapitalbeitrag bei Neuinvestitionen der Ge- 
nossenschaften kaum über 20 %, der Anteil staatlicher Finanzierungsmittel bei ca. 40 % der 
Gesamtkosten (Wohnungswirtschaftl. Jahrbuch 1981/82). Auf der anderen Seite nehmen 
bestehende Genossenschaften auch bei umfangreichen öffentlichen Finanzierungsbeiträgen 
und gemeinnützigen Bindungen nicht den Charakter von bloßen “Verwaltungsgenossen- 
schaften’ oder den Charakter von stiftungsähnlichen Treuhändern an; solange ihre unter- 
nehmerisch selbständige Existenz privates Vermögen der Personenvereinigung schafft und 
ökonomisch auf dem Eigenkapital der Mitglieder basiert, bleiben sie “Eigentümergenossen- 
schaften’. Im Unterschied zu Bewohnervereinen und Verwaltungsgenossenschaften ohne 
Kapital sind bei Eigentümergenossenschaften »die Genossenschaftsanteile bestimmt, als 
Stammkapital der Unternehmung erhalten und fruchtbringend verwaltet zu werden. Und 
insoweit ist jede Genossenschaft auch eine Kapitalassoziation« (Renner 1930, 72). 
Wohn-Bund und K. Novy sehen die Entwicklungs-Perspektive der neuen Genossenschaftsbe- 
wegung im Wohnungssektor vor allem in einer zunehmenden Vernetzung genossenschaftlicher 
Träger (Novy 1983; Novy 1984; Wohn-Bund 1984). Durch die Vernetzung soll ein horizontal 
und vertikal gegliederter Verbund geschaffen werden, mit der Funktion, der angestrebten ge- 
nossenschaftlichen Selbstfinanzierung nach dem Solidarfondmodell eine breitere Basis zu ver- 
schaffen, und Neugründungen von genossenschaftlichen Trägern auch durch übergeordnete 
professionalisierte Hilfsinstitutionen zu fördern und zu erleichtern. Dieser Verbund soll im we- 
sentlichen auf ‘freigemeinwirtschaftlicher” Basis bleiben, d.h. Staat und Kommunen sollen sich 
weitgehend darauf beschränken, diesem Trägerverbund Förderungsmittel bereitzustellen. Zur 
Verdeutlichung der Perspektive einer Vernetzung genossenschaftlicher Träger wird immer 
wieder das historische Beispiel der deutschen Wohnungsgemeinwirtschaft der Zwischenkriegs- 
zeit angeführt (Novy 1983 u. 1984). 
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Diese hatte durch einen von Wohnungsbaugenossenschaften und Sozialen Baubetrieben 
(Bauhütten) ausgehenden Verbund, der sich zunehmend um übergeordnete Dachgesell- 
schaften zur Finanzierung und Bereitstellung von professionellem ‘know how’ erweiterte, 
dabei unter maßgeblichem Einfluß der Gewerkschaften stand, eine beträchtliche Wachs- 
tumsdynamik entfaltet. Allerdings mit der Konsequenz einer zunehmenden Zeniralisierung 
der Entscheidungsmacht in den übergeordneten/überregionalen Dachgesellschaften. Ferner 
mit der Konsequenz, daß die ursprünglich produktivgenossenschaftlich organisierten Sozia- 
len Baubetriebe massiv unter Druck gesetzt wurden, sich in Kapitalgesellschaften zu ver- 
wandeln. Von solchen Unternehmensformen versprachen sich führende Repräsentanten 
der Wohnungsgemeinwirtschaft wie Martin Wagner, der in der gemeinnützigen Bautätig- 
keit offensiv das Rationalisierungsideal des Taylorismus durchzusetzen bestrebt war, höch- 
ste betriebswirtschaftliche Effizienz (Ellinger 1920; Uhlig 1979; Fuhrich u.a. 1983). Zu die- 
sem Zwecke wurden zuerst die bestehenden Produktivgenossenschaften der Bauarbeiter 
zerschlagen (so daß sie gar keine Gelegenheit mehr hatten, an eigenen Mängeln zu scheitern), 
und in die gewerkschaftlichen Bauhütten-Bertriebe überführt, deren strikte Durchrationali- 
sierung zum Teil gegen den erbitterten Widerstand der Belegschaften durchgesetzt wurde 
(Ellinger 1920, Weiß 1930). Die von den Bauhütten erzielte Senkung der Baupreise war we- 
niger auf Gewinnverzicht als auf ‘moderne’ kapitalistische Rationalisierungsmethoden zu- 
rückzuführen. In dieser kapıtalistischen Rationalität der gewerkschaftlichen Baugemeinwirt- 
schaft der 20er Jahre sind bereits die *Entartungserscheinungen’ der heutigen Neuen Heimat 
angelegt. 

Das historische Modell einer frei-gemeinnützigen Verbundwirtschaft aber zeigt, daß eine 
ursprünglich von genossenschaftlichen Trägern ausgehende Vernetzung, die sich in der 
Konkurrenz mit privatwirtschaftlichen Trägern nur durch strikte betriebswirtschaftliche 
Rationalisierung und forcierte Unternehmensexpansion glaubt behaupten zu können, zur 
fortschreitenden Zentralisierung tendiert, in deren Verlauf genossenschaftliche Trägerfor- 
men ihre Eigenständigkeit aufgeben müssen (Ellinger 1920; Uhlig 1979; Weiß 1930). Dies 
war zwar zu jener Zeit durchaus gewollt (insbesondere von Wagner und führenden Ge 
werkschaftern), nur erscheint es verwunderlich, daß gerade dem Wohn-Bund und K. Novy, 
die ja vorrangig einen erneuerten genossenschaftlichen Sektor der Wohnungsversorgung stär- 
ken wollen, heute wieder eine freigemeinnützige Verbundwirtschaft als Perspektive vor- 
schwebt, obgleich diese nach den historischen Erfahrungen nicht nur eine von Rationalisie- 
rungs- und Wachstumszwängen ausgelöste Zentralisierungstendenz auf Kosten dezentraler 
genossenschaftlicher Ansätze hervorzurufen tendiert, sondern auch den Anpassungszwang 
an eine “wachstumsgerechte’ Selbstfinanzierung aus Überschüssen/Gewinnen mit sich brin- 
gen dürfte (Ellinger 1920), wie sie bei den heutigen gemeinnützigen Wohnungsunterneh- 
men längst eingebaut ist. 

Die Reformkonzeption des Wohn-Bundes übergeht das Problem der konkreten Inhaltsbe- 
stimmung einer gemeinwirtschaftlichen Unternehmensführung und Mierpreisbildung im 
Wohnungssektor ebenso wie die Frage der Zugänglichkeit von Genossenschaften (bzw. von 
“selbstnutzenden Gemeinschaften als Bauherrn oder Erwerber’) für Minderverdienende und 
Unterstützungsempfänger. Stattdessen gibt es idealisierende Ausführungen zu der in vergan- 
genen Zeiten noch lebendigen genossenschaftlichen Gemeinschaftskultur. Die Perspektive 
einer Wiederbelebung der Genossenschaftskultur als Bestandteil einer breiten politisch-kul- 
turellen Emanzipationsbewegung erhält in den Reformvorstellungen des Wohn-Bunds zum 
gemeinnützigen Sektor überaus großen Stellenwert. Nur stellt sich die Frage, ob dies nicht 
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auf eine bloße Beschwörung der ‘guten alten Zeit” hinausläuft. Zumindest die historischen 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen der früheren ‘sozialistischen’ Genossenschafts- 
kultur, wie z.B. eine massenwirksame, in allen gesellschaftlichen Bereichen politisch-kultu- 
rell engagierte Arbeiterbewegung, sind nicht mehr gegeben und kaum wiederherzustellen. 
Heute besteht eher die Gefahr einer Entpolitisierung von Reforminitiativen im Wohnungs- 
sektor im Zuge der neuen Kleingenossenschaftsbewegung. Tendenzen eines Rückzugs in die 
genossenschaftliche Gemeinschaftskultur, wo Jungakademiker ihre gemeinschaftlich mittel- 
ständische Selbstversorgung als zukunftweisenden ‘konkreten’ Beitrag zur ‘Vergesellschaf- 
tung der Wohnungsversorgung? feiern, sind unverkennbar. 

Die im Folgenden dargestellten Reformkonzepte zum gemeinnützigen Wohnungsbau gehen 
von der Notwendigkeit einer Umverteilung staatlicher Mittel zugunsten des gemeinwirt- 
schaftlichen Wohnungsbaus aus und betonen, daß Sozialer Wohnungsbau nicht ohne um- 
fangreiche öffentliche Finanzierungsmittel und ein wieder verstärktes sozialstaatliches Enga- 
gement durchgeführt werden kann. 


Modell II: Dezentralisierte Förderung durch Kommunale Baufonds 


Das Modell ‘Kommunaler Baufonds’ wurde zuerst im Rahmen des Memorandum ‘81 der ‘Ar- 
beitsgruppe Alternativen der Wirtschaftspolitik’ formuliert (Memorandum 1981; Spiegel 
1983): Die für den Wohnungsbau bereits verfügbaren umfangreichen Objektförderungsmittel 
der Länder und des Bundes sollten erweitert (u.a. durch Wiedereinführung einer *Hauszinssteu- 
er’) und in neu zu schaffende kommunale Baufonds eingebracht werden. In diesem Kernpunkt 
reduzierte sich das Modell auf ein Konzept zur Dezentralisierung vormals staatlicher Förde- 
rungsmittel auf die Ebene der Kommunen. Über die Vergabe und Verwendung der Mittel wür- 
de dann auf kommunaler Ebene entschieden, nach dem Konzept des Memorandum unter Be 
teiligung von Arbeitnehmerorganisationen und Mietern. Ein derartiger Reformvorschlag 
mußte solange unzureichend erscheinen, als nicht angegeben wurde, an welche Bauträger und 
in welcher Form die Förderungsmittel vergeben werden sollten und wie die Miethöhe der so 
geförderten Wohnungen zu bestimmen sei. Ein kommunaler Baufonds beinhaltet für sich ge- 
nommen keine neue Finanzierung, sondern eine neue Verteilungs-Institution für öffentliche 
Finanzierungsmittel zur Wohnbauförderung. Als wohnungswirtschaftliche Reformvorstel- 
lung enthielt das Modell kommunaler Baufonds nur die Option einer vorrangigen Mittelverga- 
be an gemeinnützige Träger und die ‘alte’ Forderung nach Rückkehr zu einer Förderung des 
Sozialen Wohnungsbaus durch zinsgünstige öffentliche Baudarlehen (Dorhöfer 1978; Brede/ 
Kohaupt/Kujath 1975; Ludwig 1983). Übersehen wurde, daß heute selbst die Vergabe zinsloser 
öffentlicher Baudarlehen schon nicht mehr ausreichen würde, um sozialpolitisch zumutbare 
und tragbare Sozialmieten einhalten zu können (Krätke 1983; Krätke/Hirsch-Borst/Schmoll 
1984). Zwar könnte die Kostenmiete durch die Abkehr von der Kapitalmarktfinanzierung 
deutlich gesenkt werden, aber bei weitem nicht auf das Niveau einer tragbaren Miete (Krätke 
1983; Fuhrich 1984), solange weiterhin Eigenmittel des Trägers als Kapital eingesetzt werden 
und demzufolge die Eigenkapitalverzinsung unangetastet bleibt. Das Problem stellt sich ebenso 
für gemeinnützige Unternehmen, so daß sich die Frage aufdrängt, ob nicht neue gemeinwirt- 
schaftliche Trägerformen entwickelt werden müßten, die ihre Eigenmittel nicht als Kapital ein- 
setzen. Dadurch ist das reformpolitische Modell eines nicht-kapitalistischen ‘Kommunalen 
Wohnungsbaus’ aktuell geworden. 
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Modell II: Kommunaler Wohnungsbau im Verbund mit Mietergenossenschaften 


Das Modell Kommunaler Wohnungsbau (Krätke 1981; Krätke 1983; Krätke/Hirsch-Borst/ 
Schmoll 1984) geht vom Reformpotenttal öffentlicher Betriebe aus (Thiemeyer 1975 u. 
1981), und stützt sich — in Abgrenzung zur Praxis der unternehmerisch verselbständigten 
und primär betriebswirtschaftlich orientierten kommunalen Wohnungsunternehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland — auf reformsozialistische Traditionen der Kommunalwirt- 
schaft und die Praxis des kommunalen Wohnungsbaus in verschiedenen westeuropäischen 
Ländern (Krätke 1981). Das Modell Kommunaler Wohnungsbau hat zunächst vor allem die 
wohnungspolitischen Reformkonzepte der ‘Alternativen’ in Berlin und Hamburg geprägt 
(Info BAG Wohnungspolitik 1984; Wahlprogramm der Alternativen Liste 1985; Ernst 
Poerksen 1984; GAL Fachgruppe Wohnungs- und Stadtplanungspolitik 1984) und wirdauch 
von den Jungsozialisten propagiert (Exner/Kortz 1984; Maciejewski 1984). Durch einen neu- 
konzipierten Kommunalen Wohnungsbau mit öffentlicher Direktfinanzierung und voll- 
ständigem Gewinnverzicht soll die fortgeschrittene Durchkapitalisierung und Privatisierung 
der Geschäftspolitik öffentlicher Wohnungsunternehmen rückgängig gemacht werden: die 
Durchkapitalisierung (profitwirtschaftliche Unternehmensführung) kann mittels einer Fi- 
nanzierung und Mietpreisbildung nach Grundsätzen der öffentlichen Haushaltswirtschaft; 
die Privatisierung (unternehmerische Verselbständigung) durch eine öffentliche Kontrolle 
und Demokratisierung der Entscheidungsprozesse, sowie eine Vergenossenschaftlichung der 
Hausverwaltung überwunden werden. 
Das Modell des Kommunalen Wohnungsbaus beschränkte sich im Unterschied zum Modell 
der Kommunalen Baufonds nicht auf eine Dezentralisierung der Vergabe öffentlicher Förde- 
rungsmittel(Baudarlehen), sondern umfasst ein abgestimmtes Reformkonzept für die Finan- 
zierung, Organisationsform und Mietpreisgestaltung eines neuen Sozialen Wohnungsbaus 
- unter kommunaler Trägerschaft. Im Unterschied zum Modell der Solidarfinanzierung (Novy 
1983), dem nicht nur die Abkopplung vom Kapitalmarkt, sondern auch die größtmögliche 
Unabhängigkeit von staatlichen Haushaltsmitteln als erstrebenswert gilt, geht das Modell des 
Kommunalen Wohnungsbaus davon aus, daß die für den Sozialen Wohnungsbau benötigten 
Finanzierungsmittel nur zu einem ganz geringen Teil aus den Mieten aufgebracht werden 
können: Bei einer mietenpolitisch gebotenen Einhaltung niedriger Solidarabgaben wird der 
mögliche Finanzierungsbeitrag eines revolvierenden Fonds auch längerfristig bei weitem 
nicht ausreichen, den Mittelbedarf für ein soziales Wohnbauprogramm zu decken (Hent- 
schel/Krätke 1983). Bei einer Abkopplung der Finanzierung vom Kapitalmarkt werden 
demzufolge immer noch umfangreiche öffentliche Haushaltsmittel benötigt. Das bedeutet al- 
lerdings nur anzuerkennen, daß in diesem Versorgungsbereich weiterhin staatlich vermittel- 
te gesamtgesellschaftliche Finanzierungsquellen (Steuermittel) herangezogen werden müssen, 
und dauerhaft eine politisch bestimmte gesamtgesellschaftliche Umverteilung von verfügba- 
ren Finanzierungsmitteln zugunsten dieses Versorgungsbereichs stattfinden muß. Die Steu- 
erfinanzierung hätte im Unterschied zur wohnungswirtschaftlichen Selbstfinanzierung nach 
dem Solidarfondsmodell auch einen ausgeprägten redistributiven Effekt, der sozialpolitisch 
nutzbar gemacht werden kann (Heranziehung höherer Einkommensgruppen zur Finanzie- 
rung des Sozialen Wohnungsbaus für Minderverdienende). 
(a) Das Modell Kommunaler Wohnungsbau sieht zunächst eine Konzentration aller Mittel des 
bisherigen öffentlichen Budgets der Wohnungsbauförderung auf den Sozialen Mietwoh- 
nungsbau und die Stadterneuerung unter kommunaler Trägerschaft vor. Damit würden die 


112 Stefan Krätke 


öffentlichen Förderungsmittel künftig ausschließlich an gemeinwirtschaftliche, meist 
kommunale Träger vergeben, und die Preis- und Belegungsbindung der so geförderten 
Wohnungen langfristig und auf Dauer gesichert. Kommunaler Wohnungsbau’ umfaßt 
nicht nur den Neubau preiswerter Mietsozialwohnungen durch die. Gemeinden, sondern 
auch den Ankauf und die Grundinstandsetzung verfallsbedrohter Altbauwohnungen un- 
ter kommunaler Regie, sowie eine veränderte Bewirtschaftung des vorhandenen umfang- 
reichen Sozialwohnungsbestands städtischer Wohnungsbaugesellschaften (Krätke/ 
Hirsch-Borst/Schmoll 1984; Hirsch-Borst/Kelp/Schmoll 1985). Die Finanzierung von 
Neubau- und Erneuerungsmaßnahmen soll als vollständige öffentliche Direktfinanzierung 
ausgestaltet werden, die ebenso wie die bisherigen staatlichen Wohnungsbauförderungs- 
mittel zur Ertragssubventionierung privatwirtschaftlicher Investoren aus allgemeinen 
Stenermitteln aufzubringen ist, deren Einsatz im Unterschied zu Kapitalmarktmitteln oh- 
ne Kapitalzinsbelastung erfolgen kann. 

(b) Die Mietpreisbildung für kommunale Sozialwohnungen soll unter Verzicht auf Eigenka- 
pitalverzinsung und Entschuldungsgewinne nach dem Prinzip einer Bewirtschaftungsko- 
sten-Miete’ erfolgen, die allein die gebrauchsbezogenen Instandhaltungs-, Betriebs- und 
Verwaltungskosten zuzüglich einer begrenzten Solidarabgabe in Höhe der sonst üblichen 
Abschreibung enthält. Die eingesetzten öffentlichen Investitionsmittel fließen über diese 
Solidarbeiträge bzw. Abschreibungsbeträge nach und nach wieder an den öffentlichen 
Träger zurück. Das ändert aber nichts an der Notwendigkeit einer langfristigen Vor- 
Finanzierung aller Baumaßnahmen aus öffentlichen Mitteln, da jegliche Überschußerzie- 
lung entfällt. Durch ein Mietenpooling unter Gewinnverzicht’ (Krätke 1984) wird nicht 
nur ein bestandsbezogener Mietenausgleich, sondern (im Unterschied zur sog. “Unterneh- 
mensmiete”) auch eine Mietpreissenkung für alle einbezogenen Wohnungen gewährlei- 
stet, da für den bereits entschuldeten Bestand älterer Sozialwohnungen im Unterschied 
zur derzeitigen Praxis keine Kapitalverzinsung (als ‘Entschuldungsgewinn’) mehr veran- 
schlagt wird. 

(©) Das Modell des Kommunalen Wohnungsbaus benötigt Trägerformen, die auf die dargestell- 
te haushaltswirtschaftliche Finanzierung und Mietpreisbildung zugeschnitten sind: Hier 
kommt vor allem die Trägerform eines ‘kommunalen Sondervermögens’ in Betracht, die die 
privatwirtschaftlichen Unternehmensformen der vorhandenen städtischen Wohnungsbau- 
gesellschaften ablösen müßte. Damit würde gleichzeitig eine öffentliche Kontrolle des kom- 
munalen Wohnungsbaus auf kommunal-parlamentarischer Ebene wiederhergestellt und 
die ‘Privatisierung’ der Geschäftspolitik öffentlicher Wohnungsunternehmen rückgängig 
gemacht, womit auch eine Repolitisierung der Entscheidungen zur kommunalen Woh- 
nungsbauförderung verbunden wäre. Unter der Zielsetzung einer weitergehenden Demo- 
kratisierung und Dezentralisierung der Wohnungsverwaltung umfaßt das ModellKommu- 
naler Wohnungsbau zum einen eine entscheidungsrelevante Bewohnerbeteiligung an der 
Leitung und Geschäftsführung des kommunalen Sondervermögens, zum anderen die Bil- 
dung von Mietergenossenschaften im Rahmen des kommunalen Wohnungsbaus, welche die 
laufende Hausverwaltung und -Bewirtschaftung in verwaltungsgenossenschaftlicher Form 
selbst übernehmen (können) und dafür von der Gemeinde eine ausreichende finanzielle 
Vergütung erhalten (Krätke/Hirsch-Borst/Schmoll 1984). Unter diesen Bedingungen kön- 
nen sich Verwaltungsgenossenschaften der Mieter zu einem ‘Selbstverwaltungsmodell’ ent- 
wickeln, ohne daß die Vergenossenschaftlichung unter dem Titel! der “Entstaatlichung’ zu 
einem fiskalischen Sparprogramm umfunktioniert wird. Für diejenigen Mieter deskommu- 
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nalen Wohnungsbaus, die nicht in der Lage oder nicht dazu bereit sind, die Hausverwal- 
tung und -bewirtschaftung selbst zu übernehmen, dürfte die Demokratisierung der über- 
geordneten kommunalen Entscheidungsstrukturen allerdings größere Bedeutung erhal- 
ten als die Vergenossenschaftlichung der Wohnungsverwaltung. 
Insgesamt umfaßt das Modell Kommunaler Wohnungsbau die Perspektive eines Verbunds 
von kommunalem Wohnungsbau und Genossenschaften, in der Weise, daß dieFinanzierung 
und Mietpreisfestsetzung von Sozialwohnungen nach Grundsätzen der öffentlichen Haus- 
haltswirtschaft im Rahmen eines kommunalen Sondervermögens erfolgt und bei entschei- 
dungsrelevanter Mieterbeteiligung unter öffentlicher Kontrolle bleibt, während die laufende 
Verwaltung und Bewirtschaftung der kommunalen Sozialwohnungen von Verwaltungsge- 
nossenschaften der Bewohner (oder genossenschaftsähnlichen Bewohnervereinen) über- 
nommen wird. 
Auf diese Weise ist das Konzept des Kommunalen Wohnungsbaus Modell für eine Entbüro- 
kratisierung ohne Entstaatlichung’. Auch auf der Ebene wohnungswirtschaftlicher Reformen 
enthält das Konzept des kommunalen Wohnungsbaus keine “Entstaatlichung’, sondern eine 
Entkapitalisierung? staatlicher bzw. kommunaler Versorgungsaufgaben. Das Ergebnis wäre 
kein Abbau, sondern ein Ausbau und eine Neustrukturierung sozialstaatlicher Aufgaben- 
erfüllung im Wohnungssektor. Die Sozialstaatskritik von Seiten der Linken und der Grü- 
nen/ Alternativen hat sich so stark auf die Erscheinungen der Bürokratisierung konzentriert, 
daß die nicht weniger bedeutsamen Prozesse der Durchkapitalisierung sozialstaatlicher Auf- 
gabenerfüllung leicht aus dem Blick gerieten. Es kann jedoch nicht darauf verzichtet werden, 
eine reformpolitische Auseinandersetzung auch über die konkreten wirtschaftlichen Formen 
der sozialstaatlichen Aufgabenerfüllung in besonderen Versorgungsbereichen wie z.B. im 
Wohnungssektor zu führen. In diesem Versorgungsbereich erscheint eine Reaktivierung des 
wohnungswirtschaftlichen Reformpotentials öffentlicher Betriebe besonders fruchtbar. Im 
Gegensatz zur derzeitigen ‘staatskapitalistischen’ Unternehmensführung öffentlicher Woh- 
nungsbaugesellschaften würde nach dem Modell des Kommunalen Wohnungsbaus der »Staat 
als Nicht-Kapitalist« (Krätke, M. 1984) agieren, d.h. die eingesetzten öffentlichen Mittel 
nicht als Kapitalvorschuß behandeln, und eben dadurch zu einer sozialpolitisch adäquaten 
Aufgabenerfüllung im Bereich des gemeinnützigen Wohnungssektors kommen. Eine nicht- 
kapitalistische Unternehmensführung im öffentlichen Sektor könnte auch dazu beitragen, 
den Legitimationsglauben zu erschüttern, der die betriebswirtschaftlichen Anforderungen 
kapitalistischer Unternehmen als selbstverständliche Naturgesetze anerkennt (Krätke, M. 
1984). Dieser Legitimationsglaube war in Deutschland seit jeher für die Konvergenzerschei- 
nungen zwischen gemeinwirtschaftlichem und privatkapitalistischem Sektor mitverant- 
wortlich. 
Im Rahmen der Reform des gemeinnützigen Wohnungssektors in der Bundesrepublik 
Deutschland könnten in das Modell des Kommunalen Wohnungsbaus unmittelbar alle So- 
zialwohnungen und Altbauwohnungen einbezogen werden, die sich im Besitz städtischer 
Wohnungsbaugesellschaften, und im Besitz von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
des Bundes und der Länder befinden, zuzüglich des direkt unter kommunaler Verwaltung 
stehenden Wohnungsbestands(der meist Altbauwohnungen umfaßt, die im Zusammenhang 
städtischer Planungsprojekte angekauft wurden). Die Umstrukturierung dieser öffentlichen 
Träger erscheint ohne aufwendige Erwerbs- oder Enteignungsmaßnahmen durchführbar. 
Der Mietwohnungsbestand öffentlicher Träger, der unmittelbar in ein haushaltwirtschaft- 
lich geführtes kommunales Sondervermögen zu überführen wäre, umfaßt gegenwärtig rund 
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1,2 Mio Wohnungen, d.h. rund ein Drittel des Mierwohnungsbestands aller gemeinnützigen 
Unternehmen (Wohnungswirtschaftl. Jahrbuch 1981/82). Wollte man die freigemeinnützigen 
Kapitalgesellschaften zwingen, eine haushaltswirtschaftliche Unternehmensführung mit voll 
ständigem Gewinnverzicht einzuführen, käme das ihrer Selbstauflösung als Kapitalgesellschaf- 
ten gleich. Folglich wird man den Ankauf von Wohnungsbeständen freigemeinnütziger Gesell- 
schaften durch das kommunale Sondervermögen ins Auge fassen müssen. Die Forderung nach 
einer Kommunalisierung’ der von Verkauf und Umwandlung bedrohten Sozialmierwohnun- 
gen gemeinnütziger Träger ist im Falle der jüngsten massenhaften Wohnungsverkäufe der Neu- 
en Heimat vor allem in Hamburg, Bremen und München von Mietergruppen und Grünen/ 
Alternativen erhoben und teilweise von sozialdemokratischer Seite unterstützt worden. In Bre 
men konnte inzwischen durchgesetzt werden, daß 8000 von der Neuen Heimat verkaufte 
Wohnungen von der Stadt für 350 Mio DM ‘zurückgekauft’ werden. Hier treten natürlich Fi- 
nanzierungsschwierigkeiten auf. Die Kommunen dürften kaum in der Lage sein, aus eigenen 
Mitteln die nötigen Kaufpreissummen für umfangreiche Erwerbsaktionen aufzubringen. Am 
Beispiel Neue Heimat hat sich zudem jüngst wieder gezeigt, daß beim Ausverkauf der Sozial- 
mietwohnungen von den Gemeinnützigen Preise veranschlagt werden können (aktuelle ‘Wie 
derbeschaffungswerte’ abzüglich altersbezogener Wertminderung), die weit über dem Ertrags- 
wert der sog. Kostenmieten liegen (Fuhrich 1984). Ein effektives Eingreifen der Kommunen 
bedarf der Zuweisung staatlicher Mittel aus dem Wohnungsbauförderungs-Budget für Zwecke 
des Ankaufs und eine weitergehende Begrenzung der zulässigen Verkaufspreise. Kurzfristig 
wirksamer erscheint allerdings ein gesetzliches Verbot des Verkaufs und der Umwandlung von 
Sozialmietwohnungen. Längerfristig wird der Ankauf von Bestandswohnungen durch ein 
kommunales Sondervermögen zur Sicherung umwandlungsbedrohter Sozialmietwohnungen 
unumgänglich sein, da ein Umwandlungsverbot nicht ausreicht, Sozialmietwohnungen auf 
Dauer auch preiswert zu erhalten. Die von den Kommunen angekauften Wohnungen dürfen 
. aber anschließend nicht einfach nach sozialdemokratischem Politikmuster den vorhandenen 
städtischen Wohnungsbaugesellschaften übertragen oder an Eigentümergenossenschaften wei- 
terverkauft werden; wenn die Kommunalisierung für die Mieter etwas bringen soll, müssen die 
Wohnungen, wie in Hamburg und München gefordert wurde, eine nicht-kapitalistische Be 
wirtschaftung und demokratisierte Verwaltung gemäß dem Reformkonzept ‘Kommunaler 
Wohnungsbau’ erhalten. 


Modell IV: Kommunale Wohnungsgemeinwirtschaft 


Im Auftrag der Fraktion der Grünen im Bundestag wurde von W. Grüber in Form eines Gut- 
achtens das Konzept der Kommunalen Wohnungsgemeinwirtschaft” erarbeitet (Grüber 
1985). Dieses Konzept, das eine Weiterentwicklung des Modells der Kommunalen Baufonds 
darstellt (Memorandum 1981; Grüber 1983), soll künftig die Leitlinien der Politik der Grü- 
nen zur Reform des gemeinnützigen Wohnungssektors bestimmen. Generelles Ziel ist die 
Ausweitung des gemeinwirtschaftlichen Sektors der Wohnungsversorgung und die langfri- 
stige Sicherung der Preis- und Belegungsbindung aller Sozialwohnungen. Auf diesen Sektor 
sollen künftig die verfügbaren öffentlichen Förderungsmittel konzentriert werden — zu La- 
sten der Eigentumsförderung und der bisherigen umfangreichen Steuervergünstigungen im 
Wohnungssektor. Öffentliche Förderungsmittel für Sozialwohnungen sollen dabei künftig 
ausschließlich an gemeinnützige Träger vergeben werden. 
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(a) Zentraler Bestandteil der Kommunalen Wohnungsgemeinwirtschaft’ sollen Kommunale 
Baufonds als dezentralisierte Vergabestellen für öffentliche Förderungsmittel werden, deren 
Entscheidungsstrukturen durch eine qualifizierte Beteiligung von Mietervertretern und Mie- 
terorganisationen demokratisiert werden sollen. Die Finanzmittel der kommunalen Baufonds 
sollen ähnlich wie beim Modell des Kommunalen Wohnungsbaus aus öffentlichen Haushalts- 
mitteln und aus Solidarabgaben der Mieter aufgebracht werden. Die öffentlichen Mittel wären 
dabei vorrangig aus den vorhandenen Budgetmitteln der Wohnungsbauförderung zu schöpfen, 
wobei innerhalb des Budgets eine Umverteilung zugunsten der Direktfinanzierung des gemein- 
wirtschaftlichen Wohnungsbaus vorgesehen ist. Zusätzliche öffentliche Finanzierungsmittel 
sollten nach Grüber im Rahmen der Geldpolitik durch die Bundesbank als zinslose Wohnungs- 
bauanleihen beschafft werden (Gotthold 1982). 

(b) Die konkreten wohnungswirtschaftlichen Reformvorstellungen, die innerhalb der 'Kommu- 
nalen Wohnungsgemeinwirtschaft” verwirklicht werden sollen, wurden weitestgehend aus 
dem Modell des Kommunalen Wohnungsbaus übernommen: so wie es ursprünglich für den so- 
zialen Wohnungsbau unter kommunaler Trägerschaft entwickelt und begründet wurde (vgl. 
oben), soll auch die Kommunale Wohnungsgemeinwirtschaft’ eine zinslose öffentliche Di- 
rektfinanzierung von Bauvorhaben, eine Bewirtschaftungskosten-Miete einschließlich einer 
Solidarabgabe, doch unter Verzicht auf Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsgewinne, 
und auf dieser Basis im Sozialwohnungsbestand ein Mietenpooling unter Gewinnverzicht ver- 
wirklichen; außerdem sollen gemeinnützige Kapitalgesellschaften in die Unternehmensform 
eines kommunalen Sondervermögens überführt werden. 

(<) Zusätzlich soll im Rahmen der Wohnungsbewirtschaftung ein besonderer Fonds für In- 
standhaltungszwecke eingerichtet werden, damit die in den Mieten enthaltenen Instandhat- 
tungsbeträge zweckgebunden bleiben und ein bestandsbezogener Ausgleich erfolgen kann. 
Organisatorisch soll die Kommunale Wohnungsgemeinwirtschaft’ aufgegliedert werden in 
“Wohnungsbauunternehmen’ als Träger für Baumaßnahmen, und dezentrale “Verwaltungs- 
unternehmen’ für die laufende Bewirtschaftung und Verwaltung des Wohnungsbestands; 
darüber hinaus soll diese Organisationsstruktur Bewohnergruppen zur Hausverwaltungund 
selbstnutzende Projektgruppen umfassen. 

Das Reformkonzept der Kommunalen Wohnungsgemeinwirtschaft’ bemüht sich insgesamt 
um eine Integration der unterschiedlichen neueren Reformansätze, die in der Tradition von 
Bestrebungen zur Sozialisierung der Wohnungsversorgung stehen. Doch bleiben zwei Punk- 
te problematisch: 

1. Der ‘Solidarbeitrag’ der Mieter soll nach Grüber als Differenzbetrag zwischen den Be- 
triebs-, Instandhaltungs- und Verwaltungskosten und einer analog zur Bewilligungsmiete im 
Sozialen Wohnungsbau ‘politisch’ festgesetzten Mietobergrenze bestimmt werden. Damit 
erhält die gemeinwirtschaftliche Mietpreisbildung eine höchst dehnbare Fassung, da eigent- 
lich jede Mietpreisfestsetzung für Sozialwohnungen — selbst die Anwendung des betriebs- 
wirtschaftlichen Kostenmietenprinzips — auf politischen Entscheidungen beruht. Eine ‘rein 
politische’ Festsetzung der Miethöhe, die keine zusätzlicheökonomische Grenzziehung ent- 
hält, erscheint vor allem deshalb problematisch, weil so die Miethöhe unter Umständen be- 
liebig heraufgesetzt und für “fiskalistische’ Einnahmeverbesserungen funktionalisiert wer- 
den könnte. Es besteht sogar die Gefahr, daß die Solidarabgabe genauso hoch wie die sonst 
übliche Kapitalzinslast festgesetzt würde, da die Solidarabgabe nach Grüber auch zur Ent- 
schuldung des Sozialwohnungsbestands herangezogen werden soll, so daß unter der Hand 
bloß eine “Unternehmensmiete’ herauskäme. Wird die Solidarabgabe nicht mit einer klaren 
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ökonomischen Grenzziehung versehen, verschwimmt der Unterschied zu Novy’s Konzept 
der Solidarabgabe, das mangels einer klaren Grenzziehung leicht als bloß neuer Titel für die 
Überschußerzielung bzw. den bisherigen ‘gemeinnützigen’ Selbstfinanzierungsmechanis- 
mus vereinnahmt werden kann. Aus diesen Gründen wurde beim Konzept des Kommuna- 
len Wohnungsbaus’ eine Begrenzung von Solidarbeiträgen auf das Niveau der sonst üblichen 
Abschreibungsbeträge vorgesehen. Diese Begrenzung ist politisch und ökonomisch damit 
begründet, daß so die Bewirtschaftungskosten-Miete einschließlich Solidarabgabe im Rah- 
men der gebrauchsbezogenen Kosten verbleibt. Anschließend kann ohne weiteres noch ein be- 
standsbezogener Ausgleich von Abschreibungsbeträgen/Solidarbeiträgen erfolgen, ebenso 
können bei den Einzelmieten begrenzte Abschläge und Zuschläge nach Kriterien des Ein- 
kommens und des Wohnwerts vorgenommen werden. 

2. In Fragen der Trägerstruktur enthält das Modell der Kommunalen Wohnungsgemein- 
wirtschaft’ problematische Vereinfachungen: Nach Grüber soll ein »einheitliches Verbund- 
netz des gemeinnützigen Wohnungssektors auf kommunaler Fben«« geschaffen werden, und 
»diese Struktur soll offen sein sowohl für kommunale und andere gemeinnützige Wohnungs- 
unternehmen wie für Nutzergemeinschaften und Projektgruppen, die auf eine privatkapita- 
listische Verwertung ihres Wohnraums verzichten.« Das »Nebeneinander von kommunalen 
und freigemeinnützigen Unternehmen« einschließlich Genossenschaften und Selbsthilfe- 
gruppen würde nach Grüber »eine notwendige Konkurrenz der Systeme« schaffen, um die 
gemeinwirtschaftlichen Versorgungsziele zu erreichen (Grüber 1985, 17). Sicherlich wäre auf 
der Basis einer reformierten Finanzierung, Mietenpolitik und Verwaltung des gemeinnützi- 
gen Wohnungsbaus die Schaffung eines “einheitlichen Verbundnetzes’ gemeinwirtschaftli- 
cher Träger erstrebenswert. Nur wurden in dieser euphorischen Zielperspektive die möglı- 
chen Grenzen einer solchen Vereinheitlichung angesichts der strukturellen Heterogenität 
vorhandener gemeinnütziger Wohnungsbauträger zu leichtfertigübergangen: Bei der Über- 
tragung der innovativen wohnungswirtschaftlichen Bestandteile des Konzepts ‘Kommuna- 
ler Wohnungsbau’ auf das Modell der Kommunalen Wohnungsgemeinwirtschaft” wurde 
übersehen, daß wesentliche Bestandteile des Kommunalen Wohnungsbaus, namentlich der 
Verzicht des Trägers auf Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsgewinne und die Bewirt- 
schaftung von Sozialwohnungen nach haushaltswirtschaftlichen Grundsätzen im Rahmen 
eines Sondervermögens, als mögliche Ausgestaltungen einer gemeinwirtschaftlichen Woh- 
nungsversorgung im Rahmen öffentlicher Unternehmen begründet und entwickelt wurden 
(Krätke 1981; Krätke/ Hirsch-Borst/Schmoll 1984), so daß sie nicht beliebig den “freigemein- 
nützigen’ Trägern übergestülpt werden können. Man kann die sehr unterschiedlichen Kapi- 
talgruppen und Verwertungszwänge innerhalb der geimnützigen Wohnungswirtschaft bei 
der Erarbeitung von Reformperspektiven nicht außer Acht lassen. Wenn gemeinnützigen 
Kapitalgesellschaften wie z.B. der Neuen Heimat die Möglichkeit zur Gewinnerzielung und 
profitwirtschaftlichen Selbstfinanzierung genommen würde, so wären sie als freigemeinnät- 
zige Kapitalgesellschaften nicht mehr existenzfähig. 

Dagegen können Genossenschaften, solange sie noch primär bedarfswirtschaftlich auf eine ge- 
meinschaftliche Selbstversorgung des Mitgliederkreises ausgerichtet sind, eher in eine kom- 
munale Wohnungsgemeinwirtschaft eingebunden werden. Hier muß man sich nur darüber 
im Klaren sein, daß die traditionelle genossenschaftliche ‘Kapitalsammelfunktion’ für Eigen- 
kapital aus Mitgliederanteilen (mit begrenzter Gewinnausschüttung als Anreiz) untergraben 
würde, und die Genossenschaften tendenziell zu Verwaltungsgenossenschaften umfunktio- 
niert würden, sobald man eine vollständige öffentliche Direktfinanzierung auch für genos- 
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senschaftliche Träger einführt. Auf diesem Wege könnte allerdings die mit der traditionellen 
genossenschaftlichen Eigenkapitalbildung einhergehende Ausgrenzung Minderverdienen- 
der positiv überwunden werden. 

Ein solcher Verbund von Kommunalem Wohnungsbau und Genossenschaften auf öffentlich- 
wirtschaftlicher Basis würde in gewisser Weise der Trägerstruktur des Sozialen Wohnungsbaus 
in den Niederlanden ähneln. Dort wird der Soziale Wohnungsbau nach dem Wohnungsgesetz 
von 1901 ausschließlich von genossenschaftsähnlichen Bauvereinen, die inzwischen über 50 % 
des gesamten Mietwohnungsbestands verfügen, oder direkt von den Gemeinden betrieben, bei 
beiden Trägerformen aber zu 100 % aus Mitteln des Staatshaushalts finanziert (Hirsch-Borst/ 
Krätke/Schmoll 1982; Krätke 1981). Die niederländischen Bauvereine unterscheiden sich nun 
ineinem Punkt ganz wesentlich von den hiesigen Genossenschaften: sie sind als Personenverei- 
nigung nur in ihrer Organisationsform und Entscheidungsstruktur wie Genossenschaften auf- 
gebaut; aber sie nehmen im wohnungswirtschaftlichen Bereich zicht die spezifisch genossen- 
schaftliche Funktion einer ‘Kapitalsammelstelle’ für Eigenkapital aus Mitgliederanteilen wahr, 
da ihre Bauvorhaben zu 100 % öffentlich finanziert werden. Solche Bauvereine sind also im 
Prinzip demokratisch strukturierte, dezentrale “Treuhänder” für öffentliche Finanzierungsmit- 
tel, mit denen sie (nach Zuteilung von Seiten der Gemeinde) sowohl Bauherrenfunktionen er- 
füllen als auch eigenverantwortlich die erstellten Sozialwohnungen bewirtschaften und verwal- 
ten (wobei sie in ihrer Wirtschaftsführung von der Gemeinde kontrolliert werden). Warum 
konnten die niederländischen Bauvereine einen so großen Stellenwert erreichen, warum kön- 
nen im gemeinwirtschaftlichen Wohnungssektor der Niederlande (im Gegensatz zur deut- 
schen Wohnungsgemeinwirtschaft) genossenschaftsähnliche Träger dominieren?: Weil es in 
den Niederlanden keine genossenschaftliche Selbstfinanzierung gibt. 

Infolge der vollständigen öffentlichen Direktfinanzierung sınd die Bauvereine nicht vor die 
Probleme gestellt, Eigenkapital aus Mitgliederanteilen aufzubringen, womit auch die finan- 
zielle Zugangsschranke für Minderverdienende entfällt. 

In der Bundesrepublik wäre die Voraussetzung für eine Stärkung neuer genossenschafilicher 
Trägerformen auf der Basis ihrer vollständigen öffentlichen Direktfinanzierung und ihrer 
Verpflichtung auf die Bewirtschaftungsgrundsätze des kommunalen Wöohnungsbaus die dar- 
gestellte wohnungswirtschaftliche Strukturreform der öffentlichen und kommunalen ge- 
meinnützigen Unternehmen. Unter dieser Voraussetzung würde sich die Förderung neuer 
genossenschaftlicher Träger nicht darauf reduzieren, daß vorhandene gemeinnützige Unter- 
nehmen zu sonst unveränderten Bedingungen bloß die ‘Betreuung’ von Kleingenossenschaf- 
ten übernehmen. Auch könnten diese Genossenschaften im Verbund mit dem reformierten 
kommunalen Wohnungsbau ihrer drohenden wohnungspolitischen Funktionalisierung für 
die Bildung mittelständischen Gruppeneigentums entkommen. Die Perspektive eines Ver- 
bunds von kommunalem Wohnungsbau und Genossenschaften richtet sich schließlich auch 
gegen die anhaltenden Versuche konservativer und sozialdemokratischer Kreise (Pfeiffer 
1983; Sötje 1983), unter dem Titel einer “Vergenossenschaftlichung’ der Wohnungsversor- 
gung die öffentliche und kommunale Trägerschaft im Wohnungsbau zurückzudrängen. Mit 
dem Leitbild einer ‘Entstaatlichung’ der Wohnungsversorgung kann nämlich das besondere 
wohnungswirtschaftliche Reformpotential öffentlicher bzw. kommunaler Unternehmen 
aus der Diskussion herausgehalten werden. 

Genossenschaften traditioneller Form könnten allerdings als Rardsektor in eine neue kom- 
munale Wohnungsgemeinwirtschaft einbezogen werden, in der Weise, daß sie zur Ergän- 
zung ihrer begrenzten Eigenmittel zinslose Baudarlehen aus dem kommunalen Sonderver- 
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mögen erhalten und im Gegenzug mit der Gemeinde Belegungsvereinbarungen treffen. Da- 
bei bliebe ihre Rechtsposition als Eigentümer, ihre betriebliche Eigenständigkeit und ihre 
Funktion als Sammelstelle für Eigenkapital unberührt. Sie würden so weiterhin eher der ge- 
meinschaftlichen Selbstversorgung von Bevölkerungsgruppen dienen, die noch ein gewisses 
Maß an Selbstfinanzierungtragen können, aber auch einedemokratisierte Wohnungsverwal- 
tung anstreben. 

Wenn nach dem Modell der Kommunalen Wohnungsgemeinwirtschaft” der gesamte ge- 
meinwirtschaftliche Sektor Gestaltungselemente erhalten soll, die konkret auf einen Woh- 
nungsbau unter direkter öffentlicher bzw. kommunaler Trägerschaft zugeschnitten sindund 
eigentlich nur in diesem Rahmen durchsetzbar wären, bedeutet dies, mit Ausnahme der Ge- 
nossenschaften die gesamte ‘unternehmerische’ gemeinnützige Wohnungswirtschaft künftig 
als unmittelbaren Bestandteil der öffentlichen Haushaltswirtschaft zu organisieren. Das er- 
fordert in der Konsequenz eine Übernahme der freigemeinnützigen Kapitalgesellschaften 
durch die öffentliche Hand bzw. die Kommunen. Es erscheint völlig illusorisch zu erwarten, 
daß freigemeinnützige Kapitalgesellschaften wie z.B. die Neue Heimat freiwillig “auf eine prı- 
vatkapitalistische Verwertung ihres Wohnraums verzichten’. Dazu kann eine selbständige 
Kapitalgesellschaft mit privatrechtlichen Eigentumsverhältnissen nicht ohne weiteres ge- 
zwungen oder gar schulterklopfendüberredet werden. Erhebliche politische Widerstände ge- 
gen jede grundlegende Reform des gemeinnützigen Wohnungsbaus sind im Rahmen der 
herrschenden politischen Kultur und der Hegemönie eines betriebswirtschaftlich-unterneh- 
merischen Selbstverständnisses in der gesamten gemeinnützigen Wohnungswirtschaft von 
nahezu allen Trägern zu erwarten. Es macht aber einen wesentlichen Unterschied, ob man 
gegenüber den in Privateigentum befindlichen gemeinnützigen Kapitalgesellschaften Re- 
formkonzepte vorträgt, die zum Verlust ihrer unternehmerischen Existenzfähigkeit führen 
würden, oder ob man gegenüber den in öffentlichem Eigentum befindlichen gemeinnützigen 
Kapitalgesellschaften Reformkonzepte vorträgt, die nicht mehr und nicht weniger enthalten 
als grundsätzlich mögliche und in anderen Bereichen der öffentlichen Wirtschaft und der In- 
frastrukturversorgung durchaus vorzufindende Ausgestaltungen der Finanzierung, Preisbil- 
dung und Trägerform öffentlicher Unternehmen (Krätke 1981; Thiemeyer 1975). Angesichts 
der beschriebenen Übertragbarkeits-Grenzen dürfte ein einheitliches Verbundnetz aller ge- 
meinnützigen Träger auf Basis öffentlich-wirtschaftlicher Grundsätze kaum herzustellen 
sein. Dieses Problem wird von Grüber übergangen mit der Formel vom »Nebeneinander 
kommunaler und freigemeinnütziger Unternehmen«. An den jüngsten Wohnungsverkäufen 
der Neuen Heimat, die gegen alle Proteste und Rücktritte selbst führender Gewerkschafter 
von ihren Aufsichtsratsposten durchgesetzt wurden, zeigt sich der illusorische Charakter 
von Grüber’s Konzept, durch “Überredungskünste’ ein einheitliches Verbundnetz gemein- 
wirtschaftlicher Träger auf non-profit-Basis zu erreichen. 


Realisierungschancen gemeinwirtschaftlicher Reformansätze 


Als politische Träger für neue gemeinwirtschaftliche Reformansätze im Wohnungsbau sind 
Sozialdemokratie und Grüne/ Alternative hervorgetreten. Die hauptsächliche Kontroverse 
in den Reformansätzen, d.h. die Frage, ob vorrangig ‘staatsunabhängige’ genossenschaftliche 
Trägerformen gestärkt werden und der bestehende gemeinnützige Unternehmenssektor nur 
erweiterte Bindungen erhalten soll, oder ob vorrangig ein ‘entkapitalisierter Kommunaler 
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Wohnungsbau im Verbund mit Mietergenossenschaften geschaffen werden soll, durchzieht so- 
wohl die Sozialdemokratie als auch die Grünen/ Alternativen, obgleich es zwischen beiden Re- 
formansätzen sachlich eine Reihe von Berührungspunkten und Verbindungsmöglichkeiten 
gibt. Teile der Grünen/ Alternativen und die Jungsozialisten propagieren das Reformkonzept 
des Kommunalen Wohnungsbaus als Modell einer Entkapitalisierung und Demokratisierung 
ohne Entstaatlichung, während andere im Wohnungssektor reformpolitisch engagierte Grup- 
pierungen und der Parteivorstand der Sozialdemokratie die Vergenossenschaftlichung des ge- 
meinnützigen Wohnungsbaus als Modell einer Demokratisierung durch Entstaatlichung vor- 
ziehen. 

Ohne Zweifel hat der Genossenschaftsansatz zur Zeit die besseren Realisierungschancen: 
Die Attraktivität von Genossenschaftsmodellen liegt in ihrer unmittelbaren “Praktizierbar- 
keit’, im Unterschied zu Reformansätzen, die zu ihrer Realisierung weiterreichende struktu- 
relle Anderungen im Bereich bestehender politischer Institutionen und Wohnungsbauträger 
benötigen. So steht die Renaissance einer neuen Kleingenossenschaftsbewegung unter der 
‘Droge greifbarer Erfolge’: Bereits in kurzer Zeit sind zahlreiche neue genossenschaftliche 
Träger geschaffen worden. Endlich ist es möglich, die gewünschten Reformen in kleinen 
Einheiten selbst in die Hand zu nehmen und beispielhaft umzusetzen, ohne länger auf politi- 
sche und ökonomische Strukturveränderungen warten zu müssen. Die vielen immer noch 
verbleibenden Schwierigkeiten und Hindernisse erscheinen auf dem Verhandlungswege mit 
gutwilligen Vertretern der bestehenden Förderungsinstitutionen und gemeinnützigen Trä- 
ger prinzipiell überwindbar. Daß sich in diesem Verhandlungsrahmen, wo Konsensfindung, 
nicht politische Konfrontation angesagt ist, neue Abhängigkeiten von unveränderten staatli- 
chen und ‘gemeinnützigen’ Institutionen einstellen, wird gerne übersehen. Wer sich in neu- 
en Kleingenossenschaften engagiert, wird nicht nur dem allseits propagierten Leitbild der 
Selbsthilfe gerecht, nimmt seine Wohnraumversorgung selbst in die Hand, sondern trägt 
durch genossenschaftliche Selbstverwaltung auch ganz praktisch — im kleinen Rahmen — 
zur Demokratisierung der Wohnungsverwaltung bei. 

Die neue Genossenschaftsbewegung im Wohnungssektor bringt gleichzeitig eine Entpoliti- 
sierung mit sich, indem sie von der Notwendigkeit weiterreichender Strukturveränderungen 
ablenkt. Teile der wohnungspolitischen Opposition werden in ‘praktische’ Projekte einge- 
bunden, die in erster Linie zu ihrer Selbstversorgung dienen. Selbst wenn die Beteiligten ihre 
Projekte noch als “Reforminselchen’ begreifen, deren Ausstrahlungskraft auf den gesamten 
Wohnungssektor einwirken soll, ist kaum zu übersehen, daß die sozialpolitische Reichweite 
der neuen Genossenschaftsbewegung im Wohnungssektor sehr begrenzt ist, da die von der 
neuen Wohnungsnot betroffenen umfangreichen Bevölkerungsgruppen zum größten Teil 
nicht in der Lage sind, eine genossenschaftliche Selbstfinanzierung und Selbstverwaltung zu 
realisieren. Was nutzt den Leuten das genossenschaftliche Demokratieprinzip, wenn sie ihre 
Mieten nicht mehr bezahlen können, wenn genossenschaftliche Organisationsformen zur 
Lösung der wohnungswirtschaftlichen Probleme des Sozialwohnungsbestands ungeeignet 
sind? Um als Hauptbestandteil einer Sozialreform im Wohnungssektor oder gar als “reform- 
sozialistischer” Ansatz fungieren zu können, müßte das Genossenschaftsmodell verallgemei- 
nerungsfähig sein. Verallgemeinerungsfähig wäre unter den heutigen Bedingungen aber 
höchstens das genossenschaftliche Prinzip einer demokratisierten Wohnungsverwaltung, 
nicht das Prinzip der genossenschaftlichen Selbstfinanzierung. $o erscheint es höchst frag- 
würdig, den genossenschaftlichen Wohnungsbau als ‘reformsozialistisches’ Modell (Novy 
1985) auszugeben, Genossenschaften gleichzeitig als“ordnungspolitisch neutral’ zu charakte- 
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risieren (Novy 1985) und sich letztlich darauf zurückzuziehen, daß ein etwaiger reformsozia- 
listischer Gehalt in erster Linie von Moral und Intention der Beteiligten abhängt. 

Die den Genossenschaften zugeschriebene “Ökonomie der Solidarität’ (Novy) bleibt auf den 
begrenzten Kreis der jeweiligen Mitglieder beschränkt (Renzelmann 1985); Vergenossen- 
schaftlichung als gesellschaftspolitische Strategie muß daher nicht ‘mehr Solidarität’ bedeu- 
ten, sondern kann ebenso einen zunehmenden ‘gesellschaftlichen Korporatismus, d.h. Egois- 
mus vieler kleiner Gruppen’ (Hirsch 1985) mit sich bringen. Die Gefahr der Entpolitisierung 
durch Vergenossenschaftlichung besteht darın, daß die notwenige Entkapitalisierung und 
Demokratisierung der politischen und ökonomischen Institutionen gemeinwirtschaftlicher 
Wohnungsversorgung aus der Sicht neuer Kleingenossenschaftspraxis nicht nur ‘nicht mach- 
bar’, sondern tendenziell überflüssig erscheint, soweit der Drang nach greifbaren Erfolgen 
zur Selbstbeschränkung auf das im Kleinen Machbare führt, und das Fortbestehen der nach 
wie vor dominanten privatwirtschaftlichen Strukturen des gemeinnützigen Sektors in Kauf 
genommen wird. Inzwischen betont selbst K. Novy als führender Repräsentant und Theore- 
tiker der neuen Genossenschaftsbewegung, daß bereits die bestehenden Bindungen und Ver- 
haltensregeln der gemeinnützigen Wohnungsbauträger diese zu ‘sozialreformerisch relevan- 
ten Gebilden’ machen (Novy 1985), und ignoriert die in den derzeitigen Bindungsformen 
konkret angelegte profitwirtschaftliche Wachstumsdynamik. 

An diesem Punkt tritt auch die Widersprüchlichkeit hervor, die der neuen Liebe der Sozialde- 
mokratie zum Genossenschaftsmodell zugrundeliegt: Sozialdemokratische Wohnungspolitik 
stellt sich seit langem als widersprüchliche Mischung aus sozialpolitischem Reformanspruch 
und wirtschaftspolitisch-kapitalorientierter Politikdurchführung dar. Im Unterschied zur So- 
zialdemokratie anderer westeuropäischer Länder hat die SPD gar nicht den Versuch gemacht, 
die sozialstaatliche Einflußnahme im Bau- und Wohnungssektor in einer reformsozialistischen 
Richtung auszugestalten. Vielmehr hat sie die Wohnungspolitik erstens primär als Wirtschafts- 
förderungspolitik verstanden, die Investitionsanreize für den Bausektor liefern soll. Zweitens 
diente die Wohnungspolitik der SPD besonders zur Bedienung der Gemeinnützigen Unter- 
nehmen, insbesondere der meist von sozialdemokratischen Kräften geschaffenen großen öf- 
fentlichen Trägergesellschaften, deren Geschäftspolitik von sozialdemokratischer Seite mit 
technokratischen Effizienzargumenten ganz bewußt primär betriebswirtschaftlich-wachs- 
tumsorientiert ausgestaltet wurde. Die Sozialdemokratie hat seit den 20er Jahren darauf ver- 
zichtet, für die Geschäftspolitik öffentlicher Unternehmen ‘reformistische’, geschweige denn 
reformsozialistische Neuorientierungen zu entwickeln, vielmehr hat sie aktiv deren Durchka- 
pitalisierung und Verbetriebswirtschaftlichung gefördert. Zum Legitimationsverlust des ge- 
meinwirtschaftlichen Sektors, den die Konservativen heute zur Zurückdrängung gemeinnützi- 
ger Trägerformen ausnützen, hat die Sozialdemokratie damit selbst beigetragen. Doch ist für 
die wohnungspolitischen Reformansätze der Sozialdemokratie eine Entkapitalisierung ge- 
meinnütziger Träger nach wie vor kein Thema. Stattdessen hat sie auf der ideologischen Ebene 
von ihren alten Reformansätzen ganz selektiv diejenigen wieder ausgegraben, die sich in die 
herrschende Stimmungslandschaft gut einfügen: So wird der “Genossenschaftsgedanke’ wieder 
propagiert, aber nicht die Frage gestellt, ob sich mit Genossenschaftsmodellen heute noch brei- 
tenwirksame sozialpolitische Reformansprüche einlösen lassen. Dagegen wird viel von Selbst- 
hilfe, Selbstverantwortung und Eigeninitiative geredet, wobei man unversehens den populären 
Sprachregelungen der Konservativen folgt und einer Funktionalisierung des Genossenschafts- 
gedankens für die herrschende Sparpolitik und den Abbau sozialstaatlicher Leistungen wenig 
entgegensetzen kann. Soweit der ‘Genossenschaftsgedanke’ ideologisch die Diskussion be- 
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herrscht, schwächt sich der Druck ab, über breitenwirksame Strukturreformen des gemein- 
wirtschaftlichen Sektors nachdenken zu müssen. Es besteht die Gefahr, daß die Sozialdemokra- 
tie unter dem modischen Leitbild der Entbürokratisierung und genossenschaftlichen Privatisie- 
rung auch jeden konkreten Ansatz zur notwendigen Entkapitalisierung des Sozialen Woh- 
nungsbaus und der öffentlichen gemeinwirtschaftlichen Träger aus der Diskussion heraushält. 
Auch in Teilen der Grünen/ Alternativen ist die Perspektive einer Vergenossenschaftlichung 
des Wohnungsbaus höchst populär, weil sich damit u.a. die Vorstellung einer Entbürokratisie- 
rung, Selbstbestimmung und ‘Politik von unten’ verbindet, zumal viele praktische Initiativen 
zur Schaffung neuer genossenschaftlicher Trägerformen gerade aus den Kreisen der Grünen/ 
Alternativen kommen. Häufig wird auch von dieser Seite übersehen, daß die genossenschaftli- 
che Selbsthilfe vor allem einen konkreten Ansatz zur Selbstversorgung derjenigen begrenzten 
Kreise darstellt, die vom Selbstvertrauen, Zeitbudget und Einkommen her in der Lage sind, 
funktionsfähige Kleingenossenschaften zu bilden. Hier besteht die Gefahr, daß die sog. ‘Scene’ 
nur noch Alternativen für sich selbst propagiert, d.h. keine verallgemeinerungsfähigen woh- 
nungspolitischen Reformansätze mehr verfolgt, was zur alternativen Lobby- oder Klientel-Po- 
litik führen kann, die zwar sicher den neuen ‘alternativen Mittelstand’ bedient, aber der in gro- 
Rem Mafsstab weiter voranschreitenden sozialen Polarisierung hilflos gegenüberstehen würde. 
Auf der anderen Seite könnte das verschiedene Ansätze ‘durchmischende’ Leitbild der ‘kom- 
munalen Wohnungsgemeinwirtschaft’ (Grüber 1985), in der alte und neuegemeinwirtschaft- 
liche Träger munter miteinander konkurrieren sollen, leicht als “alternativer Selbstbedie- 
nungsladen’ aufgefasst werden, so daß weiterbestehende Unvereinbarkeiten und inhaltliche 
Kontroversen nur überdeckt würden. 

Im Vergleich zu den Genossenschaftsmodellen hat das reformsozialistische Verbundmodell 
von Kommunalem Wohnungsbau und Genossenschaften, wie es von Teilen der Grünen/Al- 
ternativen vertreten wird, zur Zeit geringere Chancen zur politisch-praktischen Durchset- 
zung. Es ist auf eine sozialpolitische Breitenwirkung hin angelegt, seine Umsetzung kann nicht 
sinnvoll auf einzelne Miethäuser oder Häuserblocks beschränkt werden. Es erfordert tiefgrei- 
fende Strukturveränderungen zumindest bei den öffentlich-gemeinnützigen Wohnungsbauträ- 
gern. Diese Veränderungen sind zwar durchaus machbar, nachweislich finanzierbar und im 
Rahmen anderer Bereiche der öffentlich-wirtschaftlichen Infrastrukturversorgung längst ver- 
wirklicht, stoßen aber auf den erbitterten politischen Widerstand nicht nur der herrschenden 
Konservativen, sondern auch der marktwirtschaftlich indoktrinierten gemeinnützigen Woh- 
nungswirtschaft, und derjenigen Sozialdemokraten, die den Sozialen Wohnungsbau nach wie 
vor als Kapitalanlage betreiben zu können glauben. Ohne Unterstützung von Seiten der Sozial- 
demokratie haben reformsozialistische Ansätze allerdings kaum eine Realisierungschance. 
Doch ist die Sozialdemokratie durch die Popularität des Genossenschaftsgedankens davon ent- 
lastet, über derartige Strukturreformen nachdenken zu müssen. Für ein Umdenken wäre es 
hilfreich daran zu erinnern, daß in anderen westeuropäischen Ländern die sozialpolitisch er- 
folgreichen Beispiele einer nicht-kapitalistischen kommunalen Wohnungsgemeinwirtschaft 
historisch aus reformsozialistischen Bestrebungen der Sozialdemokratie hervorgegangen sind. 
Diese reformsozialistischen Traditionen sozialdemokratischer Parteien bleiben heute unter der 
Renaissance des Genossenschaftsmodells verschüttet. Möglicherweise wachsen die Chancen 
zur praktischen Realisierung des Verbundmodells von “entkapitalisiertem’ Kommunalem 
Wohnungsbau und genossenschaftlich demokratisierter Wohnungsverwaltung in dem Maße, 
wie sich auf kommunaler Ebene ‘rot/grüne’ Mehrheiten und funktionsfähige Bündnisse her- 
stellen lassen (Bullmann 1985). 
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Klassentheorie und Sozialgeschichte 
Ein kritischer Vergleich der klassengeschichtlichen Interpretationen der Arbeiterbewegung 
durch Edward P. Thompson und Jürgen Kocka 


Aus sozialhistorischer und soziologischer Perspektive haben die sozialphilosophischen und ge- 
sellschaftstheoretischen Reflexionen zur Klassentheorie oft einen etwas überirdischen Charak- 
ter, nicht weil theoretische und methodische Reflexion als solche überflüssig wäre — ganz im 
Gegenteil —, sondern weil sie sich so wenig auf ihren eigentlichen Gegenstand: die Geschichte 
der Klassen bezieht. Nun haben sich — nicht zuletzt inspiriert durch die Marzsche Klassentheo- 
rie und ihre Kritik durch die klassische Soziologie — namentlich die französische Sozialge- 
schichte, die britische Sozialgeschichte und dann auch die neuere Wirtschafts- und Sozialge- 
schichte in der Bundesrepublik sehr entschieden der historiographischen Rekonstruktion und 
des komparativen Vergleichs der Klassengeschichte zugewandt (vgl. Wehler 1979). Um so er- 
staunlicher ist es, wie spärlich klassentheoretische Überlegungen sich im Kontext der Resultate 
und Probleme dieser materialen Geschichtsschreibung bewegen.' Ich will deshalb, bevor ich 
mich meinem eigentlichen Thema zuwende, einige wenige Thesen zu diesem komplexen Feld 
des Verhältnisses von Klassentheorie und Sozialgeschichte der Klassen wagen (]). Sodann will 
ich an einem Ausschnitt dieser Sozialgeschichte der Klassen: der Sozialgeschichte der Arbeiter- 
schaft und Arbeiterbewegung, au dem ich selbst mit einem historisch-soziologischen For- 
schungsvorhaben zur »Politischen Kultur und religiösen Mentalität europäischer Arbeiter- 
schichten im 19. und 20. Jahrhundert« im Vergleich zwischen Deutschland, England und 
Frankreich arbeite, eine kritische Gegenüberstellung der hier wegbereitenden Ansätze E.P. 
Thompsons und J. Kockas vornehmen, um aus ihren jeweiligen Stärken einen eigenen merho- 
dischen Ansatz zu gewinnen (M). 


1. Klassentheorie und Sozialgeschichte der Klassen 


Ich möchte in kritischer Anknüpfung an Marx also mit vier allgemeinen Bemerkungen zur 
Klassentheorie beginnen, so wie sie sich für mich aus der philosophischen, soziologischen, an- 
thropologischen und historischen Debatte ergeben. Sie knüpfen 1. an die gesellschaftstheoreti- 
schen, 2. an die geschichtstheoretischen und 3. an die kapitalismustheoretischen Dimensionen 
der Marxschen Klassentheorie an und sollen 4. einen methodischen Rahmen zur Analyse von 
Klassenbildungsprozessen ergeben, der der Ausgangspunkt meines kritischen Vergleichs zwi- 
schen Thompson und Kocka bildet. 

1. Die Marxsche Klassentheorie macht gesellschafistheoretisch die historisch spezifischen öko- 
nomischen Ausbeutungs- und Herrschaftstormen zwischen Produzenten und Nichtprodu- 
zenten zum strukturellen Definitionskriterium für Klassenverhältnisse. Sie ist jedoch im Un- 
terschied zu den vielen soziologischen Anknüpfungen an die Marzsche Kapitaltheorie — also 
an das bekannte letzte Kapitel über die Klassen im 3. Bd. des ‘Kapital’ (Marx 1969 a, S. 892 f.) 
— keine bloß ökonomische Theorie von Sozialstrukturen, sondern eine Theorie gesellschaft- 
licher Konflikte, die politische Konflikte auf Klassenkämpfe von Großgruppen zurückführt, 
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die ihrerseits Agenturen klassenstrukturierter Produktionsformen sind. Marx hat einen öko- 
nomischen und politischen, bzw. kognitiven Klassenbegriff, verbindet also Klassenstrukturen 
mit Klassenhandeln (Marx 1969b, insb. $. 198 f.). Obwohl sich Marx namentlich in seinen polı- 
tisch-historischen Schriften gegen mechanistische Kausalbeziehungen zwischen politischen Er- 
eignissen und ökonomischen Verhältnissen explizit abgrenzt — ich erinnere an seine Kritik ei- 
ner objektivistisch-klassentheoretischen Erklärung des französischen Bonapartismus (Marx 
1969, 5.559 £.)—, folgt doch aus dem zugrundegelegten Basis-Überbau-Modell zumindest eine 
instrumentalistische Verknüpfung von ökonomischer Klassenstruktur und politischem Klas- 
senhandeln, die in verschiedenen marzistischen Varianten zu einem ökonomischen Determi- 
nismus und Reduktionismus vergröbert wird (vgl. Lockwood 1985). Dadurch werden schon 
bei Marx vor allem andere gesellschaftliche Dimensionen der Klassenbildung, insbesondere so- 
ziale, kulturelle und auch politische Klassenformierungsprozesse entweder gänzlich übersehen 
oder zumindest ihrer Eigenständigkeit beraubt, oder es werden andere Formen sozialer Un- 
gleichheit lediglich als abgeleitete oder marginale Phänomene behandelt, kurz: Klassenformie- 
rungsprozesse objektivistisch verkürzt (hierzu: Spohn 1983a, b). 

2. Die Marxsche Klassentheorie verallgemeinert geschichtstheoretisch die Zentralität der öko- 
nomisch-dualen Klassenstrukturierung der modern-kapitalistischen Gesellschaft auf alle 
Klassengesellschaften der menschlichen Geschichte seit den archaischen Gesellschaften und 
unterstellt ihn als Motor in der evolutionären Transformation von Produktionsweisen 
(Marx 1969 d). Obwohl Marx die geschichtsphilosophischen Figuren in seinen Frühschriften 
zunehmend zu einer empirischen Geschichtstheorie konkretisiert, führt der zugrundeliegen- 
de teleologische Evolutionismus, zumal in vielen marxistischen Varianten, zu einer Projek- 
tion modern-ökonomischer Klassengegensätze auf alle vorkapitalistische Gesellschaften (vgl. 
Godelier 1973, Eder 1976, Polanyi 1978). Damit wird nicht nur von der hier noch nicht ver- 
selbständigten Ökonomie abstrahiert, sondern die Entwicklungs- und Auflösungsdynamik 
von Gesellschaftsformen auf die Stufenfolge dualer Klassenstrukturen eingeengt. Dieses Mo- 
dell dualer Klassengegensätze von Großgruppen ist offenkundig schon bei Marx am Verlauf 
der sich an ständischen Gegensätzen politisch radikalisierenden Französischen Revolution 
gewonnen. Projeziert auf vorkapitalistische Gesellschaften führt dieses Modell aber zu deutli- 
chen Schwierigkeiten. Dies hat etwa die Kritik an daran orientierten marxistischen Erklä- 
rungsversuchen der Dynamik der antiken Gesellschaft aus einer unterstellten Dominanz des 
Klassengegensatzes von Sklavenbesitzern und Sklaven gezeigt (etwa Anderson 1979a, Word 
1981). Dasselbe gilt für den Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus und dem Problem 
der bürgerlichen Revolution (vgl. Sweezy 1978, Anderson 1979b). Wie wirtschafts- und so- 
zialgeschichtliche Analysen dieses gesellschaftlichen Transformationsprozesses gezeigt ha- 
ben, greift die Entstehung bürgerlich-kapitalistischer Gesellschaftsverhältnisse durch ver- 
schiedene Stände und Sozialgruppierungen hindurch (vgl. Thompson 1965, Blackbourn/ 
Eley 1984, Gerstenberger 1982). So ist schon der Adel nicht allein als Trägerschicht feudal- 
ständischer Gesellschaftsstrukturen beschreibbar, da er selbst auch kapitalistische und büro- 
kratische Rationalisierungsprozesse vorantreibt (vgl. Dülmen 1981/Elias 1983). Ebenso 
komplex ist das Verhältnis zwischen Bürgertum und kapitalistischen Gesellschaftsstruktu- 
ren, die eben nicht nur durch die städtischen Patrizier, Handelskapitalisten und Verleger, 
sondern entscheidend durch die kleinbürgerlichen Handwerker- und Bauernschichten getra- 
gen werden (Brenner 1976). Entsprechend problematisch ist es, dieses Modell einer polaren 
Klassenformierung auf das Verhältnis von ‘Bourgeoisie’ und ‘“Proletariat’ im Kontext der 
Entwicklung des Industriekapitalismus zu übertragen (Hobsbawm 1984). 


Klassentheorie und Sozialgeschichte 127 


3. Die Marzsche Klassentheorie behauptet kapitalismustheoretisch die universalgeschichtli- 
che Besonderheit der kapitalistischen Klassengesellschaft, in der sich auf der Grundlage der 
durch den kapitalistischen Verwertungszwang sich entwickelnden Produktivkräfte das Ka- 
pitalverhältnis zwischen Kapital und Lohnarbeit verallgemeinert, zugleich aber durch.die 
der kapitalistischen Akkumulation immanenten Strukturgesetze der Vergesellschaftung, 
der Konzentration und Zentralisation der Produktion die Bedingungen für die erstmalige 
Herstellung einer klassenlosen Gesellschaft seit den archaischen Gemeinschaften hervorge- 
bracht werden. Obwohl die Marxsche Grundaussage der tendenziellen Verallgemeinerung 
des Kapitalverhältnisses auf der ökonomischen Ebene historisch nicht zu bezweifeln ist, lei- 
det sie doch aufgrund des gewählten Abstraktionsgrades einer rein kapitalistischen Gesell- 
schaft und des evolutionistischen Grundtons an einer modernistischen Überzeichnung dieses 
Prozesses — gemessen an seinen realen, ungleichzeitigen und partiellen, Durchsetzungsfor- 
men (Spohn 1977, Samuel 1977). Zugleich formuliert sie nicht mehr, allerdings auch nicht 
weniger, als die Durchsetzungstendenz einer spezifischen sozialödkonomischen Grund- 
struktur, und dies ist nicht zu verwechseln mit der Frage, wie sich in ihrem Kontext auf der 
sozialen Ebene Sozualstrukturen herausbilden. Ihre Beantwortung setzt — wie es neuere so- 
ziologische und sozialhistorische Analysen ja auch tun — die Analyse der jeweils histori- 
schen Durchsetzungsformen, Restrukturierungen und Grenzen des Kapitalverhältnisses 
ebenso, wie der in internationalen Kontexten und im nationalgesellschaftlichen Rahmen 
sich formierenden Sozialstrukturen in kapitalistisch wie nichtkapitalistisch strukturierten 
Gesellschaftsbereichen voraus (vgl. Wehler 1979, Kreckel 1983). Obwohl bei Marx viele 
Hinweise für eine solche historische Sozialstrukturanalyse zu finden sind, hat doch seine 
globale und in vielen marxistischen Varianten noch vergröberte These einer dualen Klas- 
senstrukturierung eher den Blick dafür verstellt als geschärft, daß von ihrer ökonomischen 
Basis nicht einfach auf eine polare Sozialstruktur geschlossen werden kann (Bourdieu 
1974). Dies gilt um so mehr für kulturelle und politische Klassenformierungsprozesse. Auf- 
grund objektivistischer Annahmen ist im Marxismus oft, von der tendenziellen Verallge- 
meinerung des Kapitalverhältnisses auf der ökonomischen Ebene auf ihre kulturelle und 
politische Verkörperung in zwei dualen und antagonistischen Großgruppen, Bourgeoisie 
und Proletariat, geschlossen worden, die aufgrund der realen Entwicklung schließlich noch 
durch eine versöhnende Mittelgruppe, dem Kleinbürgertum oder den alten und neuen Mit- 
telklassen, ergänzt wird (Etwa auch Poulantzas 1975). Kapitalistische Gesellschaftsstruktu- 
ren wie in ihrem Kontext sich formierende Gegenstrukturen greifen jedoch wiederum 
durch verschiedene Sozialgruppierungen, ihren kulturellen Formierungen und politischen 
Institutionalisierungen hindurch, und wie dies geschieht, ist nicht eine Frage bloß katego- 
nialer Reflexion, sondern empirischer Analyse, bzw. politischer Praxis (Hobsbawm 1984). 
4. Diese allgemeinen Bemerkungen zur Marxzschen Klassentheorie aus soziologischer und 
sozialhistorischer Perspektive möchte ich kurz als methodologische Postulate für eine So- 
zialgeschichte der Klassen zusammenfassen: a) Klasse, zentriert um ökonomische Ausbeu- 
tungs- und Herrschaftsformen, meint einen objektiven und subjektiven Strukturierungs- 
prozeß, der grob geschieden ökonomische, soziale, kulturelle, politische und kognitive 
Dimensionen umfaßt; sie stehen in einem gesellschaftlichen Zusammenhang, können je- 
doch nicht aus den ökonomischen Verhältnissen strukturtheoretisch hergeleitet werden. b) 
Klassenformierungen finden in übergreifenden gesellschaftlichen Kontexten statt, die nicht 
nur aus ökonomisch-technischen und aus sozialökonomischen Strukturbedingungen, son- 
dern auch aus kulturellen Traditionen und politischen Staatsbildungsprozessen bestehen; 
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von besonderer Bedeutung sind hier im internationalen Zusammenhang national-gesell- 
schaftliche Ungleichzeitigkeiten. c) Die verschiedenen Dimensionen der Klassenformie- 
rung stehen in gesellschaftlichen Kontexten in Beziehung zueinander, sind also nur relatio- 
nal erfaßbar; so wie eine ökonomische Klassenlage nur in Relation zu anderen Klassenlagen 
als Klassenstellung besteht, so auch Sozialstrukturen, Klassenkulturen und politische Orga- 
nisations- wie Institutionalisierungsformen. d) In diesem Sinne sind politische und kultu- 
relle Formierungsprozesse von Klassen auch nicht substantial bestimmten sozioökonomi- 
schen Klassenlagen zurechenbar, sondern entwickeln sich in gesamtgesellschaftlichen 
System- und Interaktionszusammenhängen. 

Gerüstet mit diesem theoretischen und methodischen Gepäck möchte ich mich nun mer- 
nem eigentlichem Thema: der klassengeschichtlichen Interpretation der Arbeiterbewegung 
durch E.P. Thompson und J. Kocka zuwenden. 


II. Klassentheorie und Sozialgeschichte der Arbeiterbewegung 


Die Sozialgeschichte der Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung hat in den letzten zwanzig 
Jahren vor allem in Großbritannien, Frankreich, den USA und inzwischen auch in der 
Bundesrepublik Deutschland im allgemeinen Rahmen eines zunehmenden Erkenntnisin- 
teresses an einer Sozialgeschichte der Unterschichten einen enormen Aufschwung erlebt 
(vgl. u.a. Klotzbach 1981, Tenfelde, Ritter 1980, Tenfelde 1985). Gegenüber den traditio- 
nell vorherrschenden Geschichtsschreibungen der Arbeiterbewegungen, die — meist aus 
dem Blick ihrer politischen Vertreter geschrieben — vor allem eine Ideen-, Politik- und In- 
stitutionengeschichte betrieben, hat sich nun das Forschungsinteresse insbesondere auf die 
Lebensverhältnisse der sozialen Träger der Arbeiterbewegung, also auf eine Wirtschafts-, 
Sozial- und Kulturgeschichte der Arbeiterschaft verlagert. Dies hat nicht nur zu einer ver- 
stärkten Theorieorientierung in der Historiographie, sondern auch zu ihrer genaueren Tie- 
fenschärfung in regional-alltagsgeschichtlicher wie international vergleichender Hinsicht 
geführt. Zugleich stellte sich damit das Problem der Vermittlung einer Sozialgeschichte der 
Arbeiterschaft mit der politischen Geschichte der Arbeiterbewegung in schärferer Weise 
(vgl. u.a. Evans 1982, Hobsbawm 1984, Geary 1983). War sicher ein zentrales Motiv dieser 
Zuwendung zu einer Sozialgeschichte der Arbeiterschaft das kritische Unbehagen an her- 
. kömmlichen marzistischen Klassentheorien des Proletariats, so stand nun in Frage, in wel- 
chem Sinn die politische Konstitutionsgeschichte der Arbeiterschaft überhaupt als Klassen- 
geschichte interpretiert werden kann (vgl. Moore 1982). E.P. Thompsons klassische Analyse 
»The Making of the English Working Class« (Thompson 1963) und J. Kockas jüngster Auf- 
riß »Lohnarbeit und Klassenbildung« (Kocka 1983a) sind hier gewiß als wegbereitende Ver- 
suche einer klassengeschichtlichen Interpretation der jeweilig frühen Formierungsphasen 
der Arbeiterbewegungen in England und Deutschland anzusehen. Doch zeigt sich bei nä- 
herer Betrachtung, welche Konsequenzen unterschiedliche Klassentheorien nicht nur für 
die historische Analyse, sondern auch für die deutende Interpretation von Arbeiterbewe- 
gungen haben. Ich möchte dies im folgenden an vier Schritten zeigen, indem ich zunächst 
1. etwas zum Gegenstand: der Geschichte der Arbeiterbewegung in England und Deutsch- 
land sage, 2. die Klassenbegriffe Thompsons und Kockas vergleiche, 3. ihre Konsequenzen 
für die Interpretation der frühen Formierungsphase und schließlich 4. ihre Konsequenzen 
für die Interpretation der Entwicklung der Arbeiterbewegung betrachte. 
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1. Im groben Vergleich der englischen und deutschen Arbeiterwegung möchte ich in aller Kürze 
auf einige markante Besonderheiten verweisen, die Orientierungspunkte einer jeden kompa- 
rativen Erforschung der Arbeiterbewegungen in beiden Ländern darstellen. Wie wirtschafts- 
historisch im Hinblick auf die Geschichte der kapitalistischen Industrialisierung in England 
stellt auch sozialhistorisch die Geschichte der englischen Arbeiterbewegung einen klassi- 
schen, gerade deswegen aber auch untypischen Sonderfall dar (Hobsbawm 1964, 1969, 1984, 
Blackbourn, Eley 1984). Einmalig ist zunächst die erste selbständige frühe Handwerker- und 
Arbeiterbewegung von 1790-1850 in der Entstehungsphase des englischen Industriekapitalıs- 
mus — der Gegenstand der Thompsonschen Untersuchung, die vom Jakobinismus, Luddis- 
mus, Owenismus und Chartismus durch gewerkschaftliche, genossenschaftliche und ver- 
einsmäßige Organisationsversuche gekennzeichnet ist und durch die allgemeine politische 
Klammer der Forderung nach einer Erweitung des Wahlrechts zusammengehalten wird. Ein- 
malig ist dann auch der in der Durchsetzungsphase des englischen Industriekapitalismus von 
1850-1880 folgende Übergang zu der ersten modernen Gewerkschaftsbewegung — ‘the Re- 
making ofthe English Working Class’ in den Worten G.St. Jones (Jones 1983) —, die ihre po- 
litischen Interessen aber vornehmlich in und durch die Liberale Partei vertritt. Erst mit der 
stärker krisenhaften Entwicklungsphase des englischen Kapitalismus mit und nach der Gro- 
ßen Depression 1880-1914 erfolgt dann aus den Gewerkschaften und linksliberalen bis sozia- 
listischen Gruppierungen heraus die Bildung einer eigenen politischen Partei, der Labour 
Party. Hier spielen marxistische Gruppierungen auch, aber keineswegs dominant, eineRolle, 
und auch die Gründung der britischen KP nach dem 1. Weltkrieg verbleibt innerhalb der La- 
bourbewegung. Des weiteren erfolgt mit der Weltwirtschaftskrise 1929-32 der Übergang zur 
staatlichen Sozialpolitik relativ spät, zugleich aber die erstmalige Übernahme der politischen 
Macht durch die Labour Party auf rein parlamentarischem Wege. Mit der dadurch eingeleite- 
ten Umschichtung des Parteiensystems stehen sich schließlich nach dem 2. Weltkrieg zwei 
stark klassengebundene Voiksparteien, Konservative und Labour, gegenüber. 

Demgegenüber entsteht die deutsche Arbeiterbewegung parallel zur wirtschaftshistorisch re 
lativ späten kapitalistischen Industrialisierung in Deutschland bis 1848 in Form von Unter- 
stützungs- und Hilfskassen, Arbeiterbildungs- und Auslandsvereinen nur rudimentär und 
auch nur während der kurzen Revolutionsphase 1848/49 in selbständigerer Ausbildung. 
Doch dann erfolgt im Rahmen der raschen Aufschwungphase der kapitalistischen Industria- 
lisierung 1850-75 während der 60er Jahre die parallele Entstehung von Gewerkschaften und 
hervorgehend aus den Arbeitervereinen die vom Liberalismus getrennte Bildung einer sozia- 
listischen Bewegung und ihre schließliche Konsolidierung als selbständige sozialistische Ar- 
beiterpartei 1875 — bis hierher reicht auch der Kockasche Untersuchungszeitraum (Kocka 
1983). In der raschen Entwicklungsphase des deutschen Kapitalismus nach der Großen De- 
pression 1890-1914 kommt es dann auch zum enormen Aufschwung der organisatorisch ein- 
heitlichen und marxistisch orientierten Sozialdemokratischen Partei im Verbund mit den 
Freien Gewerkschaften, wenn auch um den Preis einer davon getrennt sich entwickelnden, 
am Zentrum politisch orientierten, christlichen (insb. katholischen) Arbeiterbewegung 
(Lepsius 1973). Eine ähnliche fundamentalistische Spaltung — neben der fortdauernden zum 
katholischen Milieu — wiederholt sich dann in der krisenhaften Entwicklung des deutschen 
Kapitalismus mit und nach dem 1. Weltkrieg durch die kommunistische Abspaltung vom so- 
zialdemokratischen Milieu — eine der wichtigen politischen Bedingungen für den Aufstieg 
des Nationalsozialismus (Mooser 1984, Winckler 1984, 1985). Erst mit den Erfahrungen des 
Faschismus und der Teilung Deutschlands vereinheitlicht sich nicht nur die Gewerkschafts- 
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bewegung, sondern entwickelt sich die Sozialdemokratie parallel mit der Aufgabe ihres mar- 
xistischen Selbstverständnisses von einer ambivalent-parlamentarischen Klassenpartei zu ei- 
ner parlamentarischen Volkspartei und konvergiert damit zunehmend, wenn auch unter 
stärkerer Erosion ihrer traditionellen Klassenbasis, mit ihrem englischen Vorbild. 

Wie kursorisch dieser Überblick auch sein mag — die Hauptdifferenzen beider Arbeiterbe- 
wegungen, die auch den Erklärungshorizont einer vergleichenden Forschung markieren, 
springen doch ins Auge: die englische Arbeiterbewegung entwickelt sich von einer radikalen 
Frühphase hin zu einer erst gewerkschaftlichen und dann einer allmählich sich von unten for- 
mierenden, pluralen und parlamentarischen Arbeiterpartei; die deutsche Arbeiterbewegung 
entsteht mehr oder weniger gleichzeitig als gewerkschaftliche und politisch-zentralisierte, 
milieuzentrierte, marzistisch und katholisch gespaltene Arbeiterbewegung und entwickelt 
sich nach katastrophischen Umbrüchen dann in ihrem sozialdemokratischen Teil zu einer 
parlamentarischen Arbeiter- und Volkspartei (vgl. Kocka 1983 b). Welche klassentheoreti- 
schen Konzepte bieten Thomson und Kocka zur Beschreibung, Erklärung und Interpreta- 
tion dieser unterschiedlichen Entwicklungen an? 

2. Um diese Frage zu beantworten, ist es notwendig, die Klassenbegriffe, die von Thompson 
und Kocka ihrer klassengeschichtlichen Interpretation der englischen und deutschen Arbei- 
terbewegung vorausgesetzt werden, gegenüberzustellen. Sowohl Thompson wie Kocka ver- 
treten in kritischer Absetzung gegen ökonomistische oder reduktionistische Varianten einen 
gesellchaftstheoretischen, ganzheitlichen, oder wie man auch sagen könnte, holistischen 
Klassenbegriff, der dieökonomischen, sozialen, kulturellen, politischen und kognitiven Ebe- 
nen der Klassenbildung unterscheidet und historiographisch deren gesellschaftlichen Zusam- 
menhang in der Klassenformierung der Arbeiterschaft rekonstruieren will. Es ist nun freilich 
entscheidend, wie bei Thompson und Kocka jeweils die Vermittlung dieser Ebenen der Klas- 
senformierung gesellschaftstheorgetisch konzipiert ist, und hier fangen auch die wichtigen 
Differenzen an. 

Ich möchte zunächst mit dem Thompsonschen Klassenbegriff beginnen, weiler nicht nur der 
historisch ältere ist und bei einer ganzen Tradition der Sozial- und Alltagsgeschichte der un- 
teren Schichten Pate gestanden hat, sondern aus meiner Sicht mit seiner kulturtheoretischen 
Fassung ein wichtiges Umdenken in Gang gesetzt hat, das oft durch einen zu rasch formulier- 
ten Kulturalismusvorwurf übersehen wird (Groh 1980, Kocka 1981). Entscheidender Aus- 
gangspunkt ist, daß "Thompson in seiner Prägung durch die britische literarisch-romantische 
Kapitalismuskritik zu einer Reformulierung und in gewissem Sinne auch Umkehrung desBa- 
sis-Überbau-Modells kommt, das der ökonomischen Basis lediglich den Status von materiel- 
len Zwängen und Grenzen zuerkannt, die wohl ihre Erfahrung durch die betroffenen Men- 
schen determiniert, nicht jedoch ihren normativ-bewußten, kulturellen Umgang mit ihnen. 
Klassentheoretisch heißt dies, daß Klassenerfahrungen wohl durch sozialökonomische Klas- 
senstrukturen bestimmt werden, diese aber durch die kulturelle Kreativität alltäglicher und 
politischer Lebenspraxis aktiv verarbeitet, beeinflußt und gegebenenfalls verändert werden 
(Spohn 1983a, b). Um Thompson selbst sprechen zu lassen: »By class Tunderstanda historical 
phenomenon, unifying anumber of disparate and seemingly unconnected events, both inthe 
raw material of experience and in consciousness ... And class happens when some men, asa re- 
sult of common experiences ..., feel and articulate the identity of their interests as between 
themselves, and as against other men whose interests are different (and usually opposed to) 
theirs. "The class experience is largely determined by the productive relations into which men 
are born — or enter involuntarily. Class-conciousness is the way in which these experiences 
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are handled in cultural terms: embodied in traditions, value-systems, ideas, and institutional 
forms. If the experience appears as determined, class-consciousness does not.« (Thompson 
1968, 5. 9 f.) Gesellschaftstheoretisch formuliert, vermittelt Thompson die ökonomischen, 
sozialen, kulturellen und politischen Dimensionen der Klassenformierung im Zentrum über 
die historische Dialektik von Klassenerfahrungen, Klassenkultur und Klassenidentität. Nun 
ist in der Thompson-Debatte (vgl. auch Anderson 1980, Johnson 1978, dagegen Vester, 1980) 
dieser Klassenbegriff oft als kulturalistisch (im Sinne der Abstraktion von den sozioökonomi- 
schen Klassenstrukturen), als romantizistisch (im Sinne der romantisierenden Identifikation) 
und als empirisch fragwürdig (im Sinne der Überzeichnung der Klassenidentität) verworfen 
worden, doch ich denke, daß dies — ohne hier den Beweis antreten zu wollen — gegenüber 
Thompson nicht nur eine zu pauschale Kritik ist, sondern — was wichtiger ist — diese Impli- 
kationen nicht notwendig mit dem wichtigen Kern seines kulturmarzistischen Klassenbe- 
griffs verbunden sein müssen. 

Auch J. Kocka kritisiert Thompson insbesondere im Lichte der an ihn oft nur formell an- 
knüpfenden Alltagsgeschichte in dieser Richtung (Kocka 1981a, b). Die Grundlage der 
Kockaschen Kritik ist seine Weberianische Verwendung eines Marx’schen Klassenbegriffs, 
zugleich der kategorielle Bezugsrahmen seiner klassengeschichtlichen Interpretation der 
deutschen Arbeiterbewegung (Kocka 1979, 1983a). Der Klassenbildungsprozeß der Lohnar- 
beiter vollzieht sich für Kocka im Kontext der kapitalistischen Industrialisierung, der Bevöl- 
kerungsentwicklung, der Staatsbildung und der aufklärerischen Rationalisierungim wesent- 
lichen auf drei gesellschaftlichen Ebenen: a) auf der ökonomischen Ebene entwickelt sich 
zunächst mit Marx auf der Grundlage der ökonomischen Klassenlage der Lohnarbeit ein ob- 
jektives, wenngleich latentes Klasseninteresse der Lohnarbeiter, b) auf der sozialen Ebene 
vollzieht sich dann mit Weber der Übergang von der Marktklasse zur sozialen Klasse im Sin- 
ne sozialer Gruppenbildung mit gemeinsamem Bewußtsein, gemeinsamer Identität, innerer 
Kohäsion und gemeinsamem Austausch und c) auf der politischen Ebene schließlich erfolgt 
die Artikulation des objektiven Klassengegensatzes in Form von Klassenkonflikten, sozia- 
len Protesten und Gegenorganisationen. Entscheidend für den gesellschaftstheoretischen 
Zusammenhang dieser drei Ebenen des Kockaschen Klassenmodells ist, daß es weder deter- 
ministisch-unilinear die notwendige Artikulation des ökonomischen Klassengegensatzes als 
soziale Gruppenbildung und politischem Konflikt, noch evolutionistisch das Fortschreiten 
des Klassenbildungsprozesses auf diesen Ebenen voraussetzt, sondern von der Wechselwir- 
kung, Ungleichzeitigkeit, Evolution und Devolution von Klassenbildungen ausgeht. In die- 
sen Sinne ist es ein empirisch offenes, hypothetisches und idealtypisches Modell. Der Vor- 
zug dieses Klassenmodells gegenüber Thompsons Klassenbegriff ist, daß es expliziter die 
strukturellen Dimensionen der kapitalistischen Gesellschaft und der Lohnarbeit sowie die 
Variabilität und Ungleichzeitigkeit von Klassenbildungsprozessen berücksichtigt und sich 
insofern für eine vergleichende Analyse besser operationalisieren läßt. Dennoch weist es im 
Vergleich zu Thompsons Klassenbegriff drei zusammenhängende Konstruktionsprobleme 
auf: Einmal unterstellt es mit einem problematischen Marx, wie vorsichtig auch immer, 
prinzipiell eine objektivistische Manifestation des ökonomischen Klassengegensatzes auf der 
sozialen und politischen Ebene; zum andern wird die kulturelle Klassenbildung und ihr 
kreativer Aspekt mit dem Weberschen Begriff der sozialen Klasse nur unzureichend gefaßt; 
und schließlich wird der Zusammenhang der Klassenerfahrung und Klassenkultur von Ar- 
beiterschichten eher analytisch-strukturgeschichtlich aufgegliedert als in seiner inneren hi- 
storischen Logik rekonstruiert. 
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3. Diese unterschiedlichen Klassenbegriffe haben Konsequenzen für die jeweilige klassenge- 
schichtliche Interpretation und Erklärungsperspektive der Arbeiterbewegungen in Großbri- 
tannien und Deutschland. Ich möchte dies zunächst anhand der von Thompson und Kocka 
primär untersuchten frähen Formierungsphase der Arbeiterbewegung im Rahmen der Entste- 
hung des Industriekapitalismus zeigen. 

Aus dem Thompsonschen Klassenbegriff folgt (er würde freilich sagen, daß dieser die begriffli- 
che Zusammenfassung des von ihm analysierten historischen Phänomens ist), daß er die Entste- 
hung der frühen englischen Handwerker- und Arbeiterbewegung im wesentlichen als kulturel- 
le und politische Reaktion und Aktion auf die kapitalistische Industrialisierung, bzw. auf ihre 
soziale Erfahrung durch die wichtigsten durch sie betroffenen Handwerker- und Arbeiter- 
schichten untersucht, und zwar bis zu dem Zeitpunkt 1832, wo sie für Thompson als Klasse ei- 
ne spezifische politisch-kulturelle Identität gewonnen hat (Thompson 1963; dazu: Vester 1970, 
Spohn 19833). Die Art dieser sozialen Erfahrung und ihrer kulturellen Verarbeitung ist dabei 
freilich nicht einfach Resultat der entstehenden kapitalistischen Produktionsbedingungen, son- 
dern auch abhängig von den Kultur- und Wahrnehmungsmustern der sozialen Trägerschichten 
der entstehenden Arbeiterbewegung. Insofern ist Thompson gezwungen, zunächst die Züge 
der plebeijischen Kultur zu rekonstruieren, an die die sich formierende Handwerker- und Ar- 
beiterkultur anknüpft und die durch sietransformiert wird. Deshalb untersucht Thompson zu- 
nächst auch dieüberkommenen politischen, rebellischen und religiösen Traditionen der plebei- 
jischen Unterschichten, die er in seinen späteren sozialgeschichtlichen Arbeiten unter den 
Stichworten der plebeijischen Kultur und moralischen Ökonomie umfassender erforscht. 

Dann beschreibt er, wie in Transformation dieser plebeijischen Traditionen sich die politische 
Kultur der frühen englischen Arbeiterbewegung herausbildet, die hauptsächlich durch ihre 
Selbständigkeit, ihre konstitutionelle und basisdemokratische Orientierung, ihren genossen- 
schaftlichen, gewerkschaftlichen und vereinsmäßigen Kollektivismus sowie ihren politischen 
und ökonomischen Radikalismus — wenngleich mit von Thompson kritisierten jakobinisti- 
schen und utilitaristischen Strömungen — gekennzeichnet ist. In der bis heute vornehmlich in 
der britischen Sozialgeschichte anhaltenden Auseinandersetzung mit dieser Interpretation der 
frühen englischen Arbeiterbewegung ist immer wieder eine mangelnde sozialökonomische 
und politisch-strukturelle Fundierung, die damit verbundene romantisierende Überhöhung 
dieser Bewegung als revolutionäre Klasse und ihre dann unerklärliche Transformation zu einer 
gewerkschaftlich-liberalen Arbeiterbewegung kritisiert worden. In der Tat haben dadurch in- 
spirierte sozialgeschichtliche Arbeiten vor allem ökonomisch die Bedeutung handwerklich- 
protoindustrieller Produktionsformen, politisch die Bedeutung eines konstitutionalisierten 
Verfassungssystems und kulturell die Bedeutung der sozialen Heterogenität und der Grenzen 
des Radikalismus dieser frühen Arbeiterbewegung herausgearbeitet, was zugleich in kompara- 
tiver Perspektive ihre untypische Besonderheit und ihre spätere Restrukturierung besser er- 
klärt (zuletzt: Hobsbawm 1984, Calhoun 1982). Freilich darf dabei nicht übersehen werden, 
daß diese historische und theoretische Vertiefung nur möglich ist, weil Thompson aufgrund 
seiner historisch-kontextuellen Methode für die Rekonstruktion der frühen englischen Arbei- 
terbewegung als spezifisch politisch-kultureller Klassenformierung die wichtigsten Bausteine 
geliefert hat. Kockas Aufriß der Klassenbildung von Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung in 
Deutschland 1800-1875 hat gegenüber dem Thompsonschen Epos von vornherein einen histo- 
risch-systematischeren, komparativ-orientierten Zug (Kocka 1983). Gemäß den drei Ebenen 
seines Klassenmodells im Kontext der ökonomischen und politischen Ungleichzeitigkeiten in 
der Herausbildung der modern-bürgerlichen Gesellschaft in Deutschland untersucht Kocka 
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für diese Periode zunächst auf der ökonomischen Ebene die nur allmähliche und partielle 
Entstehung der Lohnarbeit, insb. bei Handwerksgesellen und Fabrikarbeitern im Unter- 
schied zu den nach wie vor traditionellen Arbeitsformen beim Gesinde, den Landarbeitern 
und Heimarbeitern. Daß für jene Handwerksgesellen und Fabrikarbeiter Lohnarbeit zur zu- 
nehmend zentralen sozialen Erfahrung wird, zeigt sich für Kocka dann auf der sozialen Ebe- 
ne an der zunehmenden sprachlichen Distinktion zwischen Arbeitern und Handwerkern, an 
der Entstehung proletarischer Erfahrungs- und Lebenszusammenhänge sowie moderner so- 
zialer Protestformen. Auf dieser Grundlage eines deutlichen ökonomischen und sozialen 
Homogenisierungsprozesses beschreibt Kocka schließlich auf der politischen Ebene, wie aus 
embryonalen Vorformen relativ rasch Gewerkschaften und eine zentralisierte Arbeiterpar- 
tei entstehen, was im Kontext der ökonomischen und sozialen Klassenbildung eine ungleich- 
zeitige, frühe politische Klassenbildung und Identitätsfindung bedeutet. Diese Entwicklung 
erklärt sich für Kocka in komparativer Perspektive insbesondere a) durch die relativ unorga- 
nische kapitalistische Industrialisierung Deutschlands mit ihrer Begünstigung der sozialen 
Separation von Handwerkern und Arbeitern, b) durch die damit verbundene politische Un- 
gleichzeitigkeit: der fehlgeschlagenen bürgerlichen Revolution und der Schwäche des deut- 
schen Liberalismus und umgekehrt c) durch die Stärke des spätabsolutistischen Obrigkeits- 
staats, der sowohl die Nationalstaatsbildung durch die ‘Revolution von oben’ vollendet wie 
dadurch eine spätabsolutistische Verfassungsstruktur zementiert. Die Ungleichzeitigkeit der 
kapitalistischen Modernisierung Deutschlands führt so zu einer Gleichzeitigkeit von ökono- 
mischer und sozialer Klassenbildung der Arbeiterschaft und politisch-ständischer Diskrimi- 
nierung: diese Konstellation begünstigt und forciert auch die rasche politische Klassenformie- 
rung der Arbeiterbewegung (Kocka 1983b). Ich denke, daß dieser Kockasche Zugang zu den 
Besonderheiten der deutschen Arbeiterbewegung sehr entscheidende strukturelle Vorausset- 
zungen für Klassenformierung herausstellt, daß aber zugleich — selbst eingedenk des aufriß- 
artigen Charakters dieser Untersuchung — die politisch-kulturelle Klassenformierung im 
Thomsonschen Sinne nur am Rande beschrieben wird. So wird etwa von Kocka nicht ge- 
fragt, mit welchen kulturellen Dispositionen, Verhaltensweisen und Werten die entstehen- 
“ den Lohnarbeiterschichten ihre Lohnarbeiterexistenz erfahren, und entsprechend spielt die 
Frage nach der plebeijischen Kultur der Unterschichten keine Rolle (vgl. Berdahl u.a. 1982, 
Medick, Sabean 1984). Ebenso wird nicht gefragt, welche Arbeiterkultur mit welchen verän- 
derten dispositionalen, normativen und ideellen Gehalten sich auf dieser Grundlage ökono- 
mischer und sozialer Klassenbildung eigentlich entwickelt, welche politische Kultur sich also 
in der zentralisierten sozialistischen Arbeiterpartei herausbildet. Deshalb wird auch von ent- 
scheidenden Dimensionen des Klassenformierungsprozesses, den patriarchalischen, staatsso- 
zialistischen, industrialistischen, ambivalent-parlamentarischen und atheistisch-wissen- 
schaftsgläubigen Zügen dieser politischen Kultur — die dispositionalen Grundlagen für die 
Übernahme des Marxismus — abstrahiert, ohne deren Berücksichtigung der sich nach 1875 
vollziehende Entwicklungsprozeß der deutschen Arbeiterbewegung nur unzureichend er- 
faßt und erklärt werden kann. 
4. Damit möchte ich zu meinem letzten Punkt kommen: den Konsequenzen dieser unter- 
schiedlichen Klassenbegriffe für die Interpretation und Erklärungsperspektive der von 
Thompson und Kocka freilich nur sekundär in den Blick genommen Formierungsphasen der 
entwickelten Arbeiterbewegungen in England und Deutschland unter den Bedingungen des 
entwickelten Industriekapitalismus. 
Wenn sich auch Thompson in seinen sozialhistorischen Arbeiten schwerpunktmäßig der 
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plebeijischen Kultur im England des 18. Jhdts. zugewandt hat und weniger der sich ent- 
wickelnden englischen Arbeiterbewegung von der Mitte des 19. bis zum 20. Jhdt., so hat er 
doch im Rahmen der britischen Sozialgeschichte der Arbeiterbewegung einige Interpreta- 
tionslinien entfaltet, die sich aus seinem kulturtheoretischen Klassenbegriff ergeben. Wenn 
auch für Thompson viele kulturelle Traditionen der frühen englischen Arbeiterbewegung 
nach 1850 einmünden, transformiert sie sich unter den Bedingungen des sich nun rasch ent- 
faltenden Industriekapitalismus doch insgesamt in eine wesentlich defensive Arbeiterkultur, 
die erst mit der Verschärfungder Krisenerscheinungen des britischen Kapitalismus nach 1880 
und dann mit dem 1. Weltkrieg in der Formierung der Labour Party offensivere und in der 
Herausbildung einer spezifisch kommunistischen Tradition auch wieder radikalere Züge 
entwickelt. Dabei geht Thompson einmal davon aus, daf der sozialdemokratische Charakter 
der Labour Party sich im wesentlichen in einem reformkapitalistischen Rahmen bewegt, 
dennoch ohne sie weder die Entwicklung des Sozialstaats noch die Erweiterung der Demo- 
kratiein Großbritannien stattgefunden hätte, siealso einen wesentlichen Einfluß auf dieöko- 
nomische und politische Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft, ihre ökonomische 
Reproduktionsform wie ihre Form kultureller Hegemonie und politischer Herrschaft ge- 
nommen hat. Und zum andern entwickeln sich an den Rändern dieser sozialdemokratischen 
Arbeiterbewegung neue politisch-kulturelle Traditionen — wenn auch in der kommunisti- 
schen und neuen linken Tradition für Thompson politisch ambivalent —, dieüber die bürger- 
lich-kapitalistischen Produktionsformen hinausgehen, und von denen es im Rahmen neuer 
kultureller Entwicklungen der Arbeiterklasse abhängt, inwieweit sich konstitutionelle und 
partizipatorische Demokratisierungsprozesse vertiefen und alternative solidarische Produk- 
tions- und Lebensformen erweitern (Thompson 1965). Man kann nun wieder einwenden — 
und es ist des öfteren getan worden —, daß Thompson hier nur global einen Kontext kapitali- 
stischer Gesellschaftsstrukturen unterstellt und deshalb die Faktizität und Potentialität kul- 
tureller Gegenformierungen romantisierend überhöht, doch für wichtiger halte ich, daß er 
die Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft nicht auf die Reproduktion des ökonomi- 
schen Systems reduziert, sondern in ihren durch die Entwicklung von Arbeiterkultur und 
-bewegung auch gegensätzlichen Strukturen sieht und von daher politische Herrschafts- 
strukturen nicht als bloßes Instrument bürgerlicher Klassenherrschaft, sondern als einen 
klassenkulturell vermittelten Prozeß kultureller Hegemonie begreift. Ohne behaupten zu 
wollen, daf dies viel mehr als grobe Grundlinien einer klassengeschichtlichen Interpretation 
der entwickelten englischen Arbeiterbewegung bei Thompson sind, geben sie doch kritische 
Einwände gegenüber dem sozialhistorisch ausgearbeiteteren Klassenmodells Kockas für die 
entwickelte Arbeiterbewegung in Deutschland ab. 

Kapitalismustheoretisch ist für Kocka entscheidend, daß mit der Entwicklung des Kapitalis- 
mus gerade aufgrund seiner internen klassenstrukturellen Widersprüchlichkeiten die sy- 
stemregulierenden Kräfte staatlicher Intervention und politischer Integration zunehmen. Im 
Unterschied zu England findet dieser Übergang zum Organisierten Kapitalismus in 
Deutschland aufgrund seiner ökonomischen und politischen Ungleichzeitigkeiten mit dem 
hierdurch bedingten Zusammentreffen von organisiert-kapitalistischen und staatlich-büro- 
kratischen Formen besonders früh — in Anfängen schon mit der Großen Depression und 
ausgebildet im 1. Weltkrieg — statt (Kocka 1973). In diesem Kontext kapitalistischer Ent- 
wicklung durchlaufen die Klassenbildungsprozesse der Arbeiterschaft in Deutschland einen 
gewissermaßen paradoxen Weg. In dem Maße nämlich wie der kapitalistische Klassenkon- 
tlikt sich manıfest zuspitzt, wird er durch Institutionalisierung und korporatistische Finbin- 
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dung wieder zum latenten Gegensatz domestiziert. So erfolgt auf der ökonomischen Ebene der 
Klassenbildung eine ständige Entwicklung der Lohnarbeit (zu der Kocka auch die unteren An- 
gestellten und Beamten zählt), wenngleich sich durch die Desintegrationskräfte des Markts 
nach 1945 auch hier Devolutionsprozesse bemerkbar machen. Auf der sozialen Ebene finden 
zunächst bis zum Faschismus sich deutlich konturierende Klassenbildungen statt, die sich etwa 
auch im Verhältnis zwischen Arbeitern und Angestellten alsscharf abgegrenzte Gruppierungen 
zeigen, die dann aber in der BRD abflachen und sich nur in Teilen durch die Unterschichtung 
durch die ausländischen Arbeiter erneuern. Auf der politischen Ebene schließlich wird der bis 
zum Faschismus andauernden ständisch-fundamentalistischen Zuspitzung des Klassenkon- 
flikts sehr bald durch politisch-organisatorische Integrationsprozesse gegengesteuert und führt 
dann in der BRD zur deutlichen Devolution der Klassenbildung (Kocka 1979). Nun ist dieses 
klassenanalytische Instrumentarium insb. für die wirtschafts- und sozialgeschichtliche Analyse 
der Entwicklung der Arbeiterschaft — wie es die Arbeiten von Kocka und seinem Umkreis be- 
weisen — äußerst fruchtbar. Meine kritischen Einwände beziehen sich wiederum auf die Ver- 
mittlung dieser ökonomischen und sozialen mit den politischen Formierungsprozessen der 
Arbeiterschaft. Die Beschreibung und Erklärung der marxistischen Arbeiterbewegung 
in Deutschland als durch ständische Diskriminierungsprozesse radikalisierte Klassenformie- 
rung erfaßt nicht, welche sozialen Erfahrungen die verschiedenen Arbeiterschichten mit den 
sıch entwickelnden Bedingungen der kapitalistischen Gesellschaft machen, welche alltäglichen 
und politischen Kulturen sie aufgrund dieser Erfahrungen ausbilden (vgl. Ritter, 1981). Gerade 
jüngere, an einer Vermittlung von Sozial- und Politikgeschichte der Arbeiterschaft in Deutsch- 
land interessierte Studien zeigen für die Entwicklung 1875-1933, daß unterhalb der politischen 
Integrations- und Desintegrationsprozesse unterschiedliche kulturelle Formierungen der Ar- 
beiterschaft stattfinden, die quer zu den politischen Institutionalisierungslinien laufen und die 
Eigenständigkeit sozialer und kultureller Integrations-, bzw. Desintegrationsprozesse von Ar- 
beiterkulturen herausarbeiten (u.a. Niethammer 1983, Evans 1982, Nolan 1981, Eley 1984). 
Und wie die brüchige Institutionalisierung des Klassenkonflikts in jener Zeit muß auch die in- 
zwischen durch Demokratisierungsprozesse politisch-institutionell gefestigte Form der Austra- 
gung von Klassenkonflikten nicht bedeuten, daß nicht unterhalb politischer Konfliktlinien 
neue kulturelle Formierungen außerhalb und innerhalb traditioneller Klassen- und Sozialgrup- 
pierungen entstehen. Politische Integration ist nicht identisch mit sozialer und kultureller Inte- 
gration. 

Eine kleine Schlußbemerkung: Mir ist verschiedentlich gegen diese wechselseitigeKritik von 
Thompson und Kocka entgegengehalten worden, daß eben der Thompsonsche Klassenbe- 
griff für die englische Arbeiterbewegung und der Kockasche Klassenbegriff eben für die deut- 
sche Arbeiterbewegungangemessen sei. Ich für meinen Teil halte dies für eine interessante so- 
zialgeschichtliche Erklärung für das Entstehen so unterschiedlicher sozialwissenschaftlicher 
Traditionen in beiden Ländern, aber — wie die jeweils umgekehrten wissenschaftlichen Strö- 
mungen in beiden Ländern zeigen — für keine legitime methodische Position angesichts eines 
gemeinsamen wissenschaftlichen Gegenstands. Deshalb sollte man die strukturtheoretischen 
Schwächen des Thompsonschen Klassenbegriffs wie auch die kulturtheoretischen Schwä- 
chen des Kockaschen Klassenbegriffs im Interesse historischer Erkenntnis und politischer 
Praxis sehr wohl korrigieren. 
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Anmerkung 


1 Diese polemischen Bemerkungen richten sich auch gegen die vorherrschende Tendenz auf der von 
der PROKLA mitorganisierten Tagung “Recent Developments in Class Theory and Class Analysis’ 
in Amsterdam im April 1985, auf der ich den vorliegenden Beitrag als Referat gehalten habe. Die Li- 
teraturhinweise sind auf ein Minimum beschränkt. 
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Heinz-Gerhard Haupt 
Sind Mittelklassen Mittelklassen? Handwerker und 
Kleinhändler in Frankreich zwischen 1850 und 1914. 


»Ich bin heute der Sprecher dieser Mittelklasse, dieses produktiven Kleinbürgertums unserer 
Städte und Dörfer, das sich organisiert, Gewerkschaften bildet und sich zusammenschließt, 
weil es sich verteidigen will und weil es leben will. Aber, Herr Präsident, auch wenn es sich 
über seine Interessen und Rechte eindeutiger klar wird, vergißt es nicht, was es der nationalen 
und sozialen Solidarität, dem Vaterland und der Demokratie schuldig ist. (Lebhafter Beifall)«. 
(Etudes fiscales, 1910: 388) 

In diesem Toast, den Maurice Colrat auf dem 3. Kongreß der »classes moyennes« Frankreichs 
im Jahre 1910 ausbrachte, drückte er das Selbstverständnis der organisierten Kleinhändler 
und Handwerker aus. Diese verstanden sich als Klasse zwischen dem Bürgertum und dem 
Proletariat, zwischen »dem Kapital und den Arbeitern« (La Revendication, 25.1.1890) und 
benutzten als Bezeichnung, um ihren Platz in der Gesellschaft zu kennzeichnen, den Begriff, 
mit dem das Bürgertum seine Ansprüche gegen den Adel durchgesetzt hatte: die Mittelklasse 
(la classe moyenne). (Fischer, 1974) Demgegenüber konnten sich Termini wie Kleinbürger- 
tum oder die von Leon Gambetta favorisierte Bezeichnung »couches nouvelles« nicht durch- 
setzen. (Barral, 1968, 232; Dubois, 1962, 14-16) Am Ende des 19. Jahrhunderts und vor allem 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts nahmen sich die Organisationen des Kleinhandels und Hand- 
werks als Zusammenschlüsse der Mittelklassen wahr. So bildeten sie 1907 eine »Vereinigung 
zur Verteidigung der Mittelklassen«, während die von den Ideen Le Plays inspirierte Zeit- 
schrift La Reforme sociale im Jahre 1910 eine Konferenz über das Schicksal der »classes moy- 
ennes« abhielt und französische Delegierte an dem »Internationalen Kongreß der Mittelklas- 
sen« teilnahmen. (Saint-Leon, 1911, 372) 

Mit der Selbstbezeichnung waren bestimmte Konsequenzen verbunden. Nicht nur orientier- 
ten sich die Kleinbürgerverbände am bürgerlichen Vorbild und entlehnten ihren Namen 
dem bürgerlichen Emanzipationskampf, sondern sie behaupteten auch, daß zwischen Hand- 
werk und Kleinhandel keine so tiefgreifenden Unterschiede bestünden, die es untersagten, sie 
als Mitglieder einer Klasse zu verstehen. Darüber hinaus wurde diese im nationalen Zusam- 
menhang und an der Seite der Demokratie verankert. Aus der Mittelklasse zwischen Kapital 
und Lohnarbeit wollte die Klasse ihre mäßigende Wirkung entfalten, zwar genug bürgerliche 
Werte aufnehmen, sich aber sehr wohl vom kapitalistischen Bürgertum distanzieren und in 
der Verbindung von Kapital und persönlicher Mitarbeit gar eine klassenüberwindende Kraft 
ausbilden. 

Die Wirklichkeit einer Klasse geht in ihrem Selbstverständnis nicht auf. Aber dieses muß 
doch ernst genommen werden, wenn sich Klassenanalysen nicht nur auf der objektiv-struk- 
turellen Ebene bewegen sollen und wenn die Selbsteinschätzungüberdies eine Begrifflichkeit 
benutzt, die auch als analytische Kategorie gelten kann. Deshalb soll von dem in Verlautba- 
rungen von Organisationen verbreiteten Mittelklassenbewußtsein ausgegangen und gefragt 
werden, ob die Handwerker und Kleinhändler durch ökonomische Bedingungen, soziale 
Kontakte und Bezüge und politisches Engagement zu einer Klasse geeint oder ob sie durch 
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deutliche Unterschiede getrennt waren. Wenn ihre Klassenlage, Klassenbeziehungen und 
-position bestimmt sind, dann kann angegeben werden, ob die Zusammenfassung der Hand- 
werker und Kleinhändler zur Klasse abgeschlossen ist, welche Veränderungen an der Klas- 
senbegrifflichkeit notwendig sind und ob der Begriff Klasse überhaupt tauglich ist, um die 
Entwicklung des Kleinbürgertums zu fassen. Damit rückt die Untersuchung ab von ent- 
wicklungslogisch angelegten Studien des Kleinbürgertums, die in der Bundesrepublik zu- 
mindest publizistische Resonanz fanden (Leppert- Fögen, 1973). In diesen wurde von der 
Einheit der Klasse ausgegangen und diese lediglich in einem vor allem theoretisch konstru- 
ierten gesamtgesellschaftlichen Rahmen verortet. So leitete Leppert-Fögen die Neigung des 
deutschen Kleinbürgertums zum Faschismus in Anlehnung an Ernst Bloch daraus ab, daß 
sie in der Weimarer Republik verelende und gleichzeitig der Produktionssphäre fern stünde. 
Da nur dort jedoch der ungleichzeitige, dem Kapital letztlich nicht gefährliche Widerspruch 
zu einem gleichzeitigen und revolutionären werden könne, seien die kleinen Bürger auf- 
grund ihrer »Zwischentätigkeiten« der »gesellschaftlichen Kontinuität« enthoben und in 
»ein(en) alogische(n) Raum« gewiesen, der den »feuchtwarmen Humus für Ideologies, für 
»Wünsche und Romantizismen, Urtriebe und Mytiszismen« abgebe (Bloch, 1973, 108-110). 
Dieser Ansatz wird weder den historischen Unterschieden zwischen Kleinhändlern und 
Handwerksmeistern gerecht noch dem Problem, ob und in welchem Maße Kleinbürger für 
den Faschismus anfällig waren. Neuere Untersuchungen raten gerade zur Vorsicht vor einer 
vorschnellen Gleichsetzung von Kleinbürgertum und Nationalsozialismus. Da in der kurz 
vorgestellten Untersuchung weder die Binnenstruktur und Erscheinungsweisen des Klein- 
bürgertums noch seine Bezüge zu anderen sozialen Klassen bekannt sind, ist A. Leppert- 
Fögens Arbeit eher ein intelligenter Entwurf als eine überzeugende Analyse. 

Im folgenden wird auf die Unterscheidung zwischen der Klassenlage, der gesellschaftlichen 
Position und dem politisch-ideologischen Verhalten zurückgegriffen, die Jürgen Kocka für 
die Untersuchung der deutschen Arbeiterklasse in den ersten beiden Dritteln des 19. Jahr- 
hunderts entwickelt hat (Kocka, 1983). Dieser analytische Rahmen hat den Vorteil, daß er 
mehrere, die Physiognomie und Bedeutung einer Klasse ausmachende Faktoren berücksich- 
tigt, mit der sozialen Lage der gesellschaftlichen Erscheinungsform und den gesellschaftli- 
chen Mechanismen stärkere Bedeutung zuweist und den Entwicklungsstand einer Klasse 
zwar daran mißt, inwiefern zwischen den drei Ebenen eine Gleichläufigkeit und Abhängig- 
keit besteht, diese aber nicht als notwendig voraussetzt. Überdies können auf allen drei Berei- 
chen die jeweiligen Stellungseigenschaften einer Klasse (Pierre Bourdieu), d.h. die Charakte- 
ristika, die aus der Beziehung zu anderen Klassen herrühren, bestimmt werden. 

Der Blick auf das französische Kleinbürgertum gewinnt für die Debatte um die deutsche Ent- 
wicklung Relevanz, gilt Frankreich doch gemeinhin als das Land, in dem die Krise der Mittel- 
schichten nicht zu einer »Panik im Mittelstand« (Theodor Geiger) geführt hat, die dann die 
»Machtergreifung« des Nationalsozialismus erlaubte. Durch die Erfahrung einer erfolgrei- 
chen bürgerlichen Revolution, den schnelleren Abbau von vorindustriellen Traditionen und 
Leitbildern habe sich das Kleinbürgertum in Frankreich eher an die radikale Partei als an fa- 
schistische Gruppierungen angelehnt und sei selbst in seinen irrationalsten Äußerungen 
noch »populistisch« geblieben (Winkler, 1976). Gegen diese in Vergleichen pauschale Be- 
trachtungsweise wird im folgenden innerhalb des Kleinbürgertums zu differenzieren und zu 
betonen sein, welche Vielfalt an Lebensweisen und Artikulationsformen sich hinter den all- 
gemeinen Begriffen verbarg. Der komparative Ansatz wird damit von der nationalen auf die 
regionale oder lokale Ebene verwiesen. 
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Expansion und ökonomische Differenzierung der Mittelklassen 


Die Klassenlage der »classes moyennes« ist seit 1848 einmal durch eine zahlenmäßige Expan- 
sion, zum anderen durch eine interne Differenzierung gekennzeichnet. Im Gegensatz zu al- 
len pessimistisch-katastrophischen Untergangsprognosen nahmen Handwerksbetriebe und 
Läden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Frankreich zu. Die Zahl derjenigen, die 
der Gewerbesteuer unterlagen und die im Tableau A vermerkt waren, stieg zwischen 1845 
und 1910 um ein Viertel, das Steueraufkommen um die Hälfte und die durchschnittliche Ge- 
werbesteuer von 21,95 auf 35,50 Francs (Landry, 1914, 20-25). Da eine Reihe von Steuerre- 
formen die kleinen Werkstätten und Läden von der Gewerbesteuer ausnahmen, war das zah- 
lenmäßige Wachstum von Handwerk und Kleinhandel noch größer als es die Steuer angibt. 
Dieser Befund mag auf den ersten Blick befremden, gilt Frankreich doch gemeinhin als Land 
der langsamen Industrialisierung und wird für diese das große Gewicht der Kleinproduktion 
angeführt. In einem Vergleich mit anderen europäischen Gesellschaften ist in den letzten 
zehn Jahren jedoch herausgearbeitet worden, daß sich die französischen Wachstumsraten 
von den britischen in der zweiten: Hälfte des 19. Jahrhunderts nicht wesentlich unterschie- 
den und daß das wirtschaftliche Wachstum vor allem von kleinen und mittleren Betrieben 
bewirkt wurde. Die Durchsetzung des Kapitalismus fand in Frankreich nicht durch die Ver- 
breitung der großbetrieblichen Strukturen, sondern durch die Unterordnung kleiner und 
mittlerer Betriebe unter Kapitalinteressen statt. Nicht die »economic backwardness« (Ger- 
schenkron), sondern der spezifisch französische Weg zum Kapitalismus kann die Expansion 
der Kleinproduktion erklären (O’Brien/Keyder, 1978). 

In diesem Wachstumsprozeß traten aber Unterschiede auf. Handwerkliche Arbeit und Han- 
delsgeschäfte wuchsen schneller als kleine industrielle Betriebe, die ländlichen Regionen 
machten eine besondere Entwicklung durch und Handels- und Handwerksaktivitäten trenn- 
ten sich. 

Während kommerzielle und handwerkliche Betriebe zunahmen, gingen kleinindustrielle 
Werkstätten zurück. Dieser Schluß kann aus der Tatsache gezogen werden, daß am Ende des 
19. Jahrhunderts die Zahl der im Tableau C der Gewerbesteuer verzeichneten Firmen sank, 
während sich die Kapitalintensität der Betriebe erhöhte und daß wahrscheinlich die kleinen 
und kapitalschwachen Unternehmen den mittleren und größeren unterlagen (Faure, 1980). 
Beispiele für diesen Verdrängungswettbewerb boten die katalaunischen Hütten, die in den 
1860er Jahren der großen Verhüttungsindustrie wichen wie auch die Einführung von Ma- 
schinen in die Baumwollspinnereien, die kleine Betriebe ruinierten (Armengaud, 1961; Foh- 
len, 1956). Die Zukunft der Kleinbetriebe lag eher im handwerklichen und kommerziellen 
als im industriellen Bereich. Vor allem für die Kleinhändler war das 19. Jahrhundert eine gol- 
dene Zeit. Durch die Verbesserung der Transportbedingungen und den Rückgang der Selbst- 
versorgung nahmen die der Gewerbesteuer unterworfenen Läden schlagartig zu. Die Zahl 
der Cafebesitzer versechsfachte sich, die der Kolonialwarenhändler vervierfachte sich, die der 
Schlachter verdreifachte sich, schließlich verdoppelte sich die Zahl der Bäcker und Gastwirte 
(Faure). 

Wenn auch um 1900 gewerbliche Arbeit auf dem Land noch fortbestand und immer noch ein 
Drittel der Geschäfte, die gewerbesteuerpflichtig waren, in Orten mit weniger als 2000 Ein- 
wohnern bestanden, begann die Bedeutung gewerblicher Aktivitäten außerhalb der Städte 
seit 1880 abzunehmen. Der Rückgang der landwirtschaftlichen Einkommen und dieSchwie- 
rigkeit, den Wettbewerb mit größeren und städtischen Gewerben aufrechtzuerhalten, die 
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Mechanisierungswelle und die Einigung des nationalen Marktes verschlechterten die Situa- 
tion der gewerblichen Produktion auf dem Land und führten dazu, daß zahlreiche Handwer- 
ker in die Städte abwanderten. So nahm die Zahl der Hutmacher im Departement Loire deut- 
lich ab, gaben Textilproduzenten in Beaujolais die Arbeit auf und starb die Leinenindustrie in 
dem Heimgewerbe Nordfrankreichs. Vornehmlich im Textil- und Metallgewerbe waren die 
Veränderungen tief. Sie zeigten sich jedoch weniger im Nahrungsmittel- und für die Land- 
wirtschaft arbeitenden Gewerbe. Trotz aller Strukturwandlungen blieben handwerkliche 
Betriebe auf dem Lande heimisch (Farcy). 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts trennten sich zunehmend gewerbliche und kom- 
merzielle Aktivitäten. Noch 1848 waren Kleinhändler häufig auch Produzenten. Sie produ- 
zierten etwa 17 % desSchinkens, den sie selbst verkauften, wie auch 23 % derSchokolade und 
rösteten 77 % des von ihnen verkauften Kaffees. Auf der anderen Seite verkauften auch Hand- 
werker ihre Produkte selbst und verbanden Werkstatt und Laden. Deshalb hatten die Statisti- 
ker der Jahrhundertmitte noch Schwierigkeiten, zwischen Handels- und Industriefunktio- 
nen zu unterscheiden. So wurden in Paris etwa Bäcker noch als Industrielle, Schlachter als 
Kaufleute wahrgenommen (Faure, 1984; Gaillard, 1977, 430-435). Nach 1848 lösten sich die 
beiden Funktionen voneinander, ohne daß allerdings die Trennung vollständig war. 
Schließlich machten Handwerk und Kleinhandel zu unterschiedlichen Zeiten ihre Erfah- 
rung mit der Kapitalisierung. Das Vordringen des Handelskapitalismus zwang schon in der 
Julimonarchie Schneider, Schuhmacher und Bauhandwerker ihre Selbständigkeit aufzuge- 
ben und abhängige Arbeit zu verrichten. Diese Entwicklung setzte sich fort und beschleu- 
nigte sich im 2. Kaiserreich vor allem in den Städten (Scott, 1984; Johnson, 1979, 65-84). 
Kleinhändler hingegen machten erst nach 1880, in kleineren Städten sogar erst nach 1900 ih- 
re Erfahrung mit großkapitalistischen Distributionsformen. Stammten die ersten Waren- 
häuser auch aus der Zeit des 2. Kaiserreichs, so breiteten sich erst am Jahrhundertende die 
Versandgeschäfte und Kettenläden über die großen Städte und aufs Land aus (Gaillard, 1977, 
525-58; Gemahling, 1912, 170-192). Diese Phasenverschiebung erklärt, daß am Ende des 19. 
Jahrhunderts der Kleinhandel der aktivere Teil der »classes moyennes« ist und daß der Be 
griff Mittelklassen erst dann auf Handwerk und Kleinhandel angewandt wurde, als sich de 
ren Existenzbedingungen annäherten. 

Wichtiger als diese Unterschiede waren die internen Differenzierungen in Handwerk und 
Kleinhandel. Einer Mehrheit von kleinen, kapitalschwachen, auf die Mitarbeit der Familie 
angewiesenen Werkstätten und Läden stand eine Minderheit von kapitalstarken, unabhängi- 
gen Handwerkern und Ladenbesitzern gegenüber. Nach der Berufszählung des Jahres 1901 
waren Dreiviertel aller gewerblichen Betriebe Frankreichs entweder Heimarbeiter, Allein- 
meister oder Familienbetriebe. Von dem Viertel aller Firmen, die überhaupt familienfremde 
Arbeitskräfte beschäftigten, hatten 80 % zwischen einem und fünf Angestellten. Auch im 
Kleinhandel griffen nur 30 % aller Läden auf familienfremde Arbeiter zurück (Faure). Wäh- 
rend also die überwiegende Mehrheit der Handwerker und Kleinhändler mitarbeiten mußte, 
konnte eine kleine Zahl sich auf Aufsicht bzw. gelegentliches Zuarbeiten beschränken. In 
den meisten Ländern und Werkstätten waren Produktion bzw. Distribution und Reproduk- 
tion verquickt, nahm die Familie an Verkauf und Herstellung aktiv teil. Nur eine Minderheit 
konnte sich den Luxus einer Trennung von Familienleben und Erwerbsarbeit leisten. 

Die Unterschiede treten deutlich bei einem Vergleich der Kapitalien auf, die für eine Ladener- 
öffnung notwendig sind wie auch bei einem Blick auf das Erbe, das Kleinbürger hinterließen. 
Im Paris der Mitte des 19. Jahrhunderts wurden durchschnittlich 19260 Francs für den Fr- 
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werb einer Bäckerei, 2040 für den eines Manufakturwaren- und 700 für den eines Kolonialwa- 
renladens verlangt. Während der Kolonialwarenladen mithin mit Ersparnissen eines Arbeiters 
erworben werden konnte, setzten die anderen Läden schon die Kombination des Einkommens 
verschiedener Familienmitglieder bzw. Erbschaften voraus. Bezogen auf die Gesamtzahl der 
Handwerker und Kleinhändler blieb der Anteil derjenigen, die überhaupt bei ihrem Tode et- 
was hinterließen, gering. Unbedeutend war er bei Krämern und Fruchthändlern, etwas höher 
bei Textil-, Haushaltswaren- und Weinhändlern, am höchsten bei Bäckern und Schlachtern. 
Während diese, zu denen je nach Stadt oder Ortschaft Bauhandwerker oder Textilgeschäfte tra- 
ten, eine »bourgeoisie populaire« (A. Daumard) bildeten, die Krisen überleben, Langzeitpla- 
nung anstellen und eine solide Berufsausbildung erwerben konnten, lebte das Gros der Hand- 
werker und Kleinhändler unter »proletaroiden« Bedingungen (T. Geiger). 

Diese wurden auch dadurch betont, daß ihre Unabhängigkeit sich oft als eine Fiktion ent- 
puppte. Im Kleinhandel spielten Großhändler oft die Funktion eines Kreditgebers, der die 
Detaillisten dadurch an sich band, während bereits Kettenläden wie die Docks remois oder 
Casino die Krämer in ihrem Ein- und Verkaufsverhalten bestimmten und beschränkten. 
Auch im Handwerk waren jene selten, die frei unter verschiedenen Rohstofflieferanten und 
Abnehmern wählen konnten. Für Paris hat Alain Cottereau ihren Anteil an der Gesamtheit 
der handwerklichen Betriebe für das Jahr 1901 auf nur 1,9 % geschätzt (Cottereau, 69 ff.). 
Kapitaleinsatz, generell materielle Sicherheit, Selbständigkeit und Familienmitarbeit waren 
in Handwerk undKleinhandel höchst unterschiedlich. Zwischen einer Mehrheit, die mit un- 
sicheren Zukunftsperspektiven, geringem Kapital und hoher Selbstausbeutung überlebte 
und einer Minderheit, die über Kapital, Wohlstand und Freizeit verfügte, schoben sich si- 
cherlich Zwischenpositionen. Aber sieändern nichts an der ökonomischen Differenzierung 
der »classes moyennes«, durch die sich auch die Klassenlage und der Erfahrungshorizont un- 
terschiedlich gestaltete. 


Soziale Differenzierung und Mobilität der Mittelklassen 


Die Existenzbedingungen von Handwerkern und Kleinhändlern sollen daraufhin unter- 
sucht werden, ob enge soziale Beziehungen die beiden Berufsgruppen zu einer Klasse zusam- 
menschlossen und ob das Kleinbürgertum wirklich eine Mittelposition in der französischen 
Gesellschaft einnahm. Wie dicht die sozialen Kontakte zwischen Gruppen waren, läßt sich 
an ihrem Heiratsverhalten (so schon Tocqueville, I, 1, 148) und den Kontakten sowohl am 
Arbeitsplatz als auch am Wohnort erfassen. 

Wenn auch neuere Untersuchungen ergeben haben, daß die Wahl einer Frau aus der gleichen 
Schicht für das Kleinbürgertum in Paris nicht die überragende Bedeutung hatte fLe Yaouang, 
1979, 100-102; Corbin, 1981, 113), die Alexis de Toqueville ihr generell zuschrieb, so war die 
Vermählung doch eine wichtige Entscheidung, die über die spätere Karriere des Mannes mit- 
entschied. Für das Paris der Julimonarchie hat etwa Adeline Daumard ermittelt, daß die Frau- 
en von Ladeninhabern oft aus einer höheren sozialen Schicht stammten als ihre Männer und 
daß vor allem unter Schlachtern und Bäckern die Sitte verbreitet war, Frauen aus der »moy- 
enne bourgeoisie« zu ehelichen. Ein Drittel aller Ehefrauen von Boutiquiers stammten aller- 
dings aus der Welt des Ladens (Daumard, 1963, 257-259). In Rouen heirateten zu Beginn des 
19. Jahrhunderts Krämer und Textilhändler zwar auch in die »gute« Bourgeoisie ein, aber sie 
verheirateten sich stärker als in Paris mit Arbeiter- und Angestelltentöchtern. Im 2. Kaiser- 


Sind Mittelklassen Mittelklassen? 143 


reich suchten sie weiterhin ihre Frauen unter Lohnarbeitern, während ihre Verbindungen 
mit dem Bürgertum vollends abrissen (Chaline, 1970, 260-264). Daß in der Mitte des Jahr- 
hunderts sich die bürgerlichen Kreise zunehmend gegenüber den kleinen Bürgern abschotte- 
ten, erweist Le Yaouang auch für Paris, wo er»weitgehende Verbindungsbereiche« zwischen 
Kleinbürgern und Arbeitern feststellte (Le Yaouang, 1981, 16; Guillaume, 1972, 122-130). 
Grenzte sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts das Kleinbürgertum Orleans auch nach »unten« 
ab (Prost, 1981, 679-683), deuten die vorliegenden Forschungen darauf hin, daß Handwerk 
und Handel vor allem für Verbindungen mit Angestellten- und Arbeiterkreisen offen blie- 
ben. Die Emphase, mit der Maurice Colrat 1910 ausrief: »... man sollte wissen, daß auch wir 
die Hoffnung des Proletariats sind.« (Les Etudes fiscales et sociales, 1911, 411), hatte mithin ei- 
ne gewisse Berechtigung. 

Während die Analyse der Heiratsverhalten die soziale Öffnung des Kleinbürgertums betont, 
könnten die Beziehungen am Arbeitsplatz einen Hinweis auf die soziale Distanz geben, die zwi- 
schen Angestellten und Arbeitern einerseits, Kleinunternehmern andererseits bestand. Denn 
die familienfremden Arbeitskräfte erfuhren am eigenen Leib die Zwänge, unter die der Kon- 
kurrenzkampf die Meister oder Kaufleute setzte. Überlange Arbeitszeiten, schlechte Arbeitsbe- 
dingungen, knappe Bezahlung und genaue Überwachung machten — wie die Gewerkschaften 
kaum übertreibend formulierten — die Beschäftigten zu »Parias« der Lohnarbeiterschaft (Bon- 
neff, 1911; Haupt, 1981, 112-141). Die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch verbrei- 
tete Praxis, Kost und Logis zu stellen, schränkte die Handlungsfreiheit der Beschäftigten noch 
weiter ein. So waren in handwerklichen Berufen — wie in den Bäckereien — die miserablen Ar- 
beitsbedingungen immer wieder Ursachen heftiger Arbeitskämpfe, die allerdings nur selten auf 
die Läden übergriffen (Haupt 1985). Die Streikhäufigkeit in handwerklichen Kleinbetrieben, 
aber auch die Zahl der Prozesse, die vor dem Conseils des Prudhommes stattfanden (David, 
1974, 3-21, Zeldin, 1973, 1, 200-203), beweisen, daß die Beziehungen zwischen Meistern und 
Gesellen oder zwischen Ladeninhabern und Angestellten weder in der Mitte noch am Ende des 
19. Jahrhunderts von jenem Vertrauen geprägt waren, dasgesellschaftliche Harmonie suchende 
Autoren in ihnen ansiedelten. Obwohl die unterschiedlichen Interessen von Unternehmern 
und Lohnabhängigen Kleinbürger und Arbeiter voneinander trennten, beschränkte sich diese 
Trennung auf eine Minderheit der Klasse. Sie konnte in jenen Betrieben nicht entstehen, in de- 
nen keine Lohnarbeiter beschäftigt wurden oder in denen die Produktionsbedingungen der 
Meister und Prinzipale denen der Angestellten glichen. In einer Situation sozialer Gleichwer- 
tigkeit mit den familienfremden Arbeitskräften lebte die überwiegende Mehrheit der Händler 
und Handwerker (Gourden, 1983, 202 ff.). 

Ein sozialer Erfahrungsraum, den zahlreiche Handwerker, Kleinhändler und Arbeiter mitt- 
lerer und großer Städte teilten, war das Stadtviertel, »le quartier« (Accampo, 1982, 39-52). In 
ihm knüpften sich enge Kontakte zwischen der Wohnbevölkerung und den Kleinbürgern, 
die teilweise über reine Geschäftsbeziehungen hinausgingen. 

Vor 1914 blieben die Stadtviertel außerhalb des Zentrums noch die Bastionen kleiner Läden 
und Werkstätten, in denen — wie Alain Faure gezeigt hat — in geringen Mengen und aufKre- 
dit an eine Kundschaft aus einfachen Kreisen verkauft wurde (Faure 1984). Die Struktur des 
Geschäftslebens ruhte dabei auf einem dichten Netz von Gesangsvereinen und Cafes, politi- 
schen Zirkeln und Geselligkeiten, in denen sich Verkäufer und Käufer wiedertrafen. Es ist 
kein Zufall, daß die »journ&es populaires«, in denen die Stadtbevölkerung im 19. Jahrhundert 
immer wieder ihren Unmut über zu hohe Preise und Steuern oder unzureichende Versor- 
gung geäußert hatte, von den Stadtvierteln ausgingen (Rougerie, 1971). Politische Vergangen- 
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heit, bestehende Formen der »sociabilite« und ökonomische Abhängigkeitsbeziehungen 
schmiedeten ein enges Band zwischen Kaufleuten, Handwerkern und Kunden. 
Zu Recht hat Yves Lequin allerdings davor gewarnt, das Leben im Stadtviertel zu einem Idyll 
hochzustilisieren und hat auf die gewaltsamen Formen verwiesen, in denen auch zwischen 
Arbeitern und Kleinbürgern Konflikte ausgetragen wurden (Lequin, 1982, 3-7; Jaquemet, 
1982, 66). Da die Kunden ebenso auf den Kredit, wie die Verkäufer auf ihre Kundschaft ange- 
. wiesen waren, führte die Notwendigkeit zwar beide Teile immer wieder zusammen, schloß 
aber heftige Auseinandersetzungen über Preis und Qualität der Waren nicht aus. Schließlich 
waren auch die Positionen der Kaufleute und Handwerker nicht einheitlich. In Fragen, ob 
die Anwesenheit fliegender Händler zu erlauben sei, ob und wann die Läden zu schließen sei- 
en, brachen Divergenzen unter ihnen auf (Gourden, 1983, 324 ff.). Deshalb verfehlt ein mo- 
nolithisches Bild des Stadtviertels die Realität. Half die Erinnerung in einem begrenzten geo- 
graphischen Raum zweifellos dies Divergenzen im Kleinbürgertum abzuschwächen, so trug 
sie andererseits zur lokalistischen Fragmentierung der Klasse bei. Kirchliche Orientierung 
und Verankerungging mit der Abwehr nationaler und weniger handgreiflicher Einflüsse ein- 
her und stärkte den »Lokalpatriotismus« (Hoffmann u.a., 1963, 1-117). 
Vor allem im Heiratsverhalten und in den Beziehungen zu Arbeitskräften bestanden jedoch 
wichtige Unterschiede innerhalb des Kleinbürgertums. Im Unterschied zur Bourgeoisie, die 
sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts zunehmend abgeschottet hatte, blieben Handwerk und 
Kleinhändler offen für Kontakte mit den Schichten der Arbeiterklasse. Wenn auch zuneh- 
mend härtere Auseinandersetzungen zwischen Kleinunternehmern und ihren Angestellten 
die Klassenlinie stärker betonten, so bildeten die proletarischen Bedingungen, unter denen 
zahlreiche Kleinhändler und Handwerker weiterhin lebten, doch eine Brücke zum Proleta- 
riat. Die Herausbildung des Kleinbürgertums als Klasse war vor 1914 offensichtlich unvoll- 
kommen. 
In dem Begriff »classes moyennes« klang auch das Bild einer gesellschaftlichen Mittellage an. 
Danach lebten sie zwischen der Opulenz des Bürgertums und der Armut des Proletariats, . 
zwischen einer stabilen und einer prekären Lebenssituation, zwischen Besitzanhäufung und 
-Josigkeit und bildeten überdies eine Stufe in der gesellschaftlichen Mobilität. Untersucht 
man die Bedeutung des Kleinbürgertums für die soziale Mobilität, ihren Anteil an der Besitz- 
verteilung und ihre Existenzsicherheit, so ist das Selbstverständnis der »Mittelklassen« zu 
nuancieren. 
Untersuchungen der sozialen Mobilität bleiben solange problematisch, wie nicht geklärt ist, 
welche soziale Bedeutung jeder Beruf für Aufstieg und Deklassierung jeweils hatte. Diese allge- 
meine Problematik von Mobilitätsstudien erhält bei der Untersuchung des Kleinbürgertums 
ein besonderes Gewicht dadurch, daß sich hinter der Bezeichnung »Angestellte« sowohl eine 
Aufgabe der Unabhängigkeit als auch eine Wartestellung des Sohnes des Geschäftsinhabers ver- 
bergen kann. Dabei kann — je nach Situation des Geschäfts — die dauerhafte Angestelltenposi- 
tion durchaus sozial höherwertig sein als die Übernahme des Ladens, dessen Kurzlebigkeit be- 
kannt ist (Corbin, 1981, 109). 
Trotz dieser Einschränkungen erlauben einige Mobilitätsuntersuchungen es doch, zumin- 
dest vorläufige Ergebnisse zu skizzieren. Insgesamt war die Öffnung nach »unten« größer als 
die nach »oben«. Handel und Handwerk bildeten im Paris der Jahrhundertmitte eine bevor- 
zugte Anlaufstelle für Bauern und ländliche Handwerker, die das Land verließen. Profitier- 
ten in einigen Städten vornehmlich die Textilhandwerker von dieser Zuwanderung, so ließen 
sich in Paris vor allem die Bewohner der Auvergne im Handel und die aus dem Limousin im 
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Bauhandwerk nieder (Raison-Jourd£, 1976). Nicht nur Migranten, sondern auch Mitglieder 
der Arbeiterklasse rückten in handwerkliche und kommerzielle Berufe ein. Vor der Februar- 
revolution war in Paris ein Fünftel der Ladenbesitzer zuvor als handwerklich qualifizierte 
Arbeiter tätig gewesen, und in der Parlamentsenqu£te des Jahres 1913 gaben die Korrespon- 
denten auf die Frage nach der Berufserfahrung des Kleinhändlers 95 Arbeiter-, 92 Angestell- 
ten- und 53 Dienstbotentätigkeiten an (Enqu£te Landry; AN C 7463: Handelskammer Celle, 
1913). Auch die Heimindustrie und die »travail 3 facon« waren für Arbeiter zugänglich, die 
sich bei einer günstigen Konjunkturlage selbständig machten, bei Krisen aber als Lohnarbei- 
ter verdingten. 
Dabei fand allerdings folgende Differenzierungiin Handel und Handwerk statt: Während die 
wenig Kapital erfordernden Ladenöffnungen und handwerklichen Tätigkeiten weiterhin für 
»newcomer« offen blieben und eine Zone ständigen Austauschs zwischen Arbeitern und 
Kleinbürgern in den großen Städten bildeten, grenzte sich eine Gruppe besser situierter und 
stabiler Geschäfte und Werkstätten ab. Le Yaouang spricht deshalb für Paris in der Jahrhun- 
dertmitte von einer »andauernden Tendenz ... zur Selbstrekrutierung und des Rückzugs auf 
sich selbst« (Le Yaouang, 1979, 100). Eine ähnliche Tendenz zeichnete sich sowohl in Rouen 
ab, wo die Bewegung der gesellschaftlichen Verhältnisse ab 1850 fast zum Stillstand kam, als 
auch ın Orleans um 1900, wo keine Aufstiegsmobilität stattfand (Chaline, 1970; Prost, 1981). 
Auf dem Land hingegen bewahrten Handel und Handwerk indes ihre Funktion als aufstei- 
gende und als für den Aufstieg offene Klasse (Farcy, 1984). 
Nur selten gelang von kleinbürgerlichen Berufen aus in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts der Sprung in das Bürgertum. Freilich stammten aus Handwerker- und Kleinhändler- 
kreisen Mitglieder des Bürgertums in Nancy wie auch hohe Beamte oder Lehrer. Bekanntlich 
war L&on Blum ja der Sohn eines Textilhändlers aus dem Zentrum von Paris. Der Königsweg 
des gesellschaftlichen Aufstiegs über die schulische Ausbildung, den die Radikalsozialisten 
dem Kleinbürgertum wies, stellte sich in der Wirklichkeit aber als eine enge Gasse heraus, 
durch die nur wenige Mitglieder der Klasse ihren Weg »nach oben« nehmen konnten (Voil- 
lard, 1982; Charle, 1980, 380-409; Prost, 1968, 362-364). 
Handwerker und Kleinhändler gehörten formell zu der großen Besitzerklasse, die im Frank- 
reich des 19. Jahrhunderts auf dem Land und in der Stadt das Rückgrat der bestenden Ord- 
‚nung bildete. In der Besitzstruktur verloren sie aber im Laufe des 19. Jahrhunderts vor allem 
in den großen Städten an Gewicht, während sie auf dem Länd offensichtlich ihre Positionen 
halten konnten. Bewahrten innerhalb von Handwerk und Kleinhandel auch einzelne Bran- 
chen stärker Anschluß an die allgemeine Besitzkonzentration, so gehörten beide bei der Be- 
sitzverteilung im 19. Jahrhundert jedoch zu den Verlierern: Gemessen an ihrer numerischen 
Bedeutung verfügten sie über zu wenig Kapital. 
Gemäß dem Selbstverständnis der Mittelklassen hätten sie über eine zwar nicht ungefährde- 
te, aber doch stabile Fxistenz verfügen müssen. Gegenüber dieser These fällt die Unsicherheit 
auf, die weite Teile des Handels und des Handwerks erfaßte. Diese zeigte sich besonders deut- 
lich in den wirtschaftlichen Krisen, in denen die Kredite teurer wurden, die Kundschaft zah- 
lungsschwächer und die Umsätze niedriger. Hatte die 1830er Krise in Paris noch stärker die 
größeren und mittleren Betriebe als die kleinen betroffen, so kehrte ab 1848 dieses Verhältnis 
um (Daumard, 1963, 428-439). Im Laufe der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts schadeten 
Krisen stärker den kleinen Unternehmen und — verallgemeinert man die für Lyon in den 
1880er Jahren ermittelten Ergebnisse — ruinierten eher die Läden als die Werkstätten (Bou- 
vier, 1960, 256-257). 
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Aber auch außerhalb der Krisenjahre war die Welt des Handwerks und des Handels in Bewe- 
gung. Freilich blieben Pleiten relativ selten, da sie auch den Verlust der Bürgerrechte nach sich 
zogen. Immerhin entfielen in den Jahren 1903-1905 26 % aller Pleiten auf Lebensmittelfabrika- 
tion und -handel und 16 % auf die Herstellung und den Verkauf von Getränken. Allerdings 
meldeten damit nur 0,7 % aller Betriebe in diesen Branchen Konkurs an (Rapport Landry, 18). 
Umfangreicher waren die Geschäftsaufgaben, die vor einern formellen Konkursverfahren statt- 
fanden. Vor allem Kleinst- und Kolonialwarenläden mußten verkaufen: Zwei Drittel aller Ver- 
käufe fielen vor 1914 auf diese niedrige Preisklasse: Je kleiner und kapitalschwächer mithin die 
Läden, desto höher war ihre Instabilität. 

Von dieser Tendenz wichen in Paris allerdings die Obst- und Gemüsehändler ab. Die Fluk- 
tuation unter ihnen ging zwischen 1902 und 1912 nämlich von 17,5 auf 10,1 % zurück. Diese 
relative Stabilität in einer Branche, die durch einen niedrigen Kapitaleinsatz gekennzeichnet 
war, ist aus ihrer spezifischen sozialen Zusammensetzung zu erklären. Denn die Berechti- 
gung einen fliegenden Handel mit Gemüse und Früchten zu eröffnen, vergab die Polizeiprä- 
fektur entweder an Männer über 50 Jahre oder an Frauen über 42 Jahre, die ansonsten von der 
Armenfürsorge hätten leben müssen. Da es für sie die letzte Möglichkeit war, eine halbwegs 
gesicherte Existenz zu führen, klammerten sich die meisten Gemüsehändler offensichtlich 
verbissener an ihr Geschäft als andere Detaillisten (Gourden, 1983, 282-289). 

Wenn auch die Läden und Werkstätten der Dörfer und kleinerer Städte, sowie die Fachge- 
schäfte der großen Städte als Horte der Stabilität gelten können, so standen sie doch in einer 
Landschaft, in der Unsicherheit der Existenz eher die Regel als die Ausnahme war. Dieses 
Charakteristikum näherte Handwerker und Kleinhändler stärker den Arbeitern an, denen 
sie durch die Besitzlosigkeit, bzw. einen zur Formalie reduzierten Besitz der Produktionsmit- 
tel und durch die bestehenden Austauschbeziehungen ohnehin verbunden waren. Die soziale 
Welt des Handwerks und des Kleinhandels war gespalten zwischen jenen stabilen und tradi- 
tionsreichen Ladenbesitzern und Meistern, die es vor allem auf dem Land und in kleinen Städ- 
ten, aber auch in Großstädten zu materieller Reichtum bringen konnten, den handwerkli- 
chen und kommerziellen Selbständigen, die einen qualifizierten Arbeiterberuf temporär 
oder dauerhaft für eine oft bedrohte Selbständigkeit aufgaben und den aus subproletarischem 
Milieu starmmenden fliegenden Händlern und Heimarbeitern, für die Handel und Handwerk 
nicht mit dem Traum der Unabhängigkeit verbunden, sondern nur eine besondere Art war, 
ihr Überleben zu sichern. Aufstiegserwartungen und -möglichkeiten oder soziale Binnen- 
orientierung trugen nur wenig zum Zusammenschluß dieser unterschiedlichen Teile bei. 
Auch das Zusammenleben im Stadtteil näherte eher die beiden letzten Gruppen einander an, 
als daß es zu einer »union sacree« aller Ladenbesitzer und Handwerker geführt hätte. In der 
Gesellschaftsstruktur Frankreichs hielt das Kleinbürgertum keineswegs in allen seiner: Frak- 
tionen eine Position der Mitte besetzt, sondern war mehrheitlich nach »unten« ausgerichtet, 
Es blieb deshalb in der französischen Gesellschaft des 19. Jahrhunderts, in der die soziale 
Durchlässigkeit zunehmend abnahm, »nur ein schmaler Durchgang zwischen dem Volk und 
dem gutsituierten Bürgertum.« (Chaline, 1970, 261). 


Politische Organisation und Differenzierungsprozesse der Mittelklassen 


Angesichts dieser ökonomischen und sozialen Vielfältigkeit erhält die Frage, ob politische 
Geschlossenheit des Kleinbürgertums die Spaltungen verhüllte, besonderes Gewicht. In der 
Tat deutet die breite Mittelklassenbewegung, die sich vor allern seit 1900 herausbildete, auf ei- 
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ne hohe Kohäsion der Klasse hin. Im Unterschied zum 19. Jahrhundert, in dem Kleinhändler 
und Handwerker je nach Beruf und Ortschaft getrennt ihre Interessen verteidigten, nahmen 
mit dem Beginn des neuen Jahrhunderts die Verbände zu, die auf eine nationale und klassen- 
übergreifende Organisation der Kleinbürger abhoben. Zu ihnen gehörte nicht nur die 1913 in 
190 französischen Städten vertretene »Konföderation der französischen Handels- und Indu- 
striegruppen« sondern auch die kurzlebige »Französische Handels- und Industriepartei«, so- 
wie seit 1907 auch die»Vereinigungzur Verteidigungder Mittelklassen«(Nord, 1981). Sie alle 
kennzeichnete der überregionale Zusammenschluß und das Bemühen, sowohl Handwerker 
als auch Kleinhändler anzusprechen. Dabei lagdasSchwergewicht eindeutigim Handel, wäh- 
rend die Angestellten ausgeschlossen blieben, die erst in der Krise der Volksfront des Jahres 
1936 als Bündnispartner von konservativen Kräften umworben wurden (Boltanski, 1979, 75 
bis 139; Kolboom, 1982, 71-96). Mit dem Zusammenschluß auf nationaler Ebene zogen die 
Mittelklassen die Konsequenz aus ihren gescheiterten Anläufen, ihre Forderungen in berufs- 
spezifischen Organisationen oder in Interessengruppen zu vertreten, die in oder am Rande 
der republikanischen Partei operierten. Die Krisen in den 1880er und 1890er Jahren hatten 
die traditionelle Verbindung des Kleinbürgertums mit dem Republikanismus erschüttert 
und sie auf die Suche nach einer anderen politischen Heimat getrieben. Philip Nord hat über- 
zeugend herausgearbeitet, daß sieüber den Boulangismus, den sozialen Katholizismus bis hin 
zum Nationalismus und Poincarismus wanderten. Dabei rückten die in den 1880er Jahren 
zwar schon existierende, aber sekundäre Xenophobie und die Abgrenzung vom Sozialismus 
in den Vordergrund einer Bewegung, die sich als politischer Faktor verstand und in der Ab- 
wehr staatlicher Sozialgesetze und der Verteidigung des Privateigentums ihren ideologischen 
Zusammenhang fand. Ab 1910 schloß sie sich mit der Großindustrie zu einem mächtigen In- 
teressenkartell zusammen (Nord, 1981). Während der Begriff »classes moyennes« in der Mit- 
te des 19. Jahrhunderts an die bürgerliche Emanzipation erinnert hatte, füllte er sich vor dem 
1. Weltkrieg mit konservativem Inhalt. Wie aus der Rede des Präsidenten der »F&deration na- 
tionale des Bätiments et des Travaux publics« Villemin aus dem Jahre 1910 abzulesen ist, wur- 
de er als Synonym für die Einheit des konservativen Lagers gegenüber der Revolution ge- 
braucht. Leicht konnte das Lob der manuellen gegenüber der intellektuellen Arbeit betont, 
die wohltuende Wirkung des familiären Lebens gepriesen und folgendes Harmonienprinzip 
mit dem Begriff verbunden werden: »Für jede Sache braucht es einen Platz und jede Sache hat 
ihren Platz« (Etudes fiscales et sociales, 1911, 297). Geradezu mittelständischen Charakter 
nahm die Bewegung dadurch an, daß Kaufleute auch korporative Akzente in ihren Antwor- 
ten auf die Enqu&te Landry setzten. 

Schon die Forderung, den Siegeszug der Warenhäuser durch eine Begrenzung der von ihnen 
verkauften Warengruppen, der »specialites«, zu stoppen, entstammte der zünftlerischen Tra- 
dition, den Absatz von Waren zu regulieren. 

Häufiger waren die Attacken auf die Mängel staatlicher Politik, die es versäumt habe, eine zurei- 
chende Therapie für den Kleinhandel zu entwickeln und durch ungeschickte Gesetze dessen Si- 
tuation in der Regel nur verschlechtere (AN C 7640, Confederation des Groupes commerciaux 
et industriels de France, 1913). Die etatistische Ausrichtung der Bewegung war eindeutig stär- 
ker als ihre korporative. 

Die Organisationen intervenierten massiv in das politische Leben Frankreichs und wurden 
sowohl von republikanischen als auch von konservativen Abgeordneten umworben. Ja, in 
Paris unterschieden sich nach 1910 die Wahlversprechen von Republikanern und Nationali- 
sten nur wenig, da sıe beide versuchten, die offensichtlich wahlentscheidenden Stimmen der 
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Kleinhändler zu gewinnen (Raison-Jourde, 1976, 243-254). Eine genaue Analyse der Sozial- 
gesetze, die in Frankreich vor allen zu Beginn des 20. Jahrhunderts verabschiedet wurden, er- 
weist, daß die verschiedenen Regierungen entweder bei der Formulierung der Gesetzestexte 
oder bei dem Erlaß der Durchführungsvorschriften die Interessen von Handwerk und Han- 
del berücksichtigten und sie im Konfliktfall oft über die der Arbeiter stellten (Haupt, 1983). 
Dies alles weist darauf hin, daß es den Mittelklassen vor 1914 gelungen war, trotz deutlicher 
lokalistischer Tendenzen, im nationalisierten politischen Leben ihre Interessen durch natio- 
nale Organisationen geltend zu machen. 

Erfaßten diese aber alle Kleinbürger und machten alle die Wende hin zum Poincarismus mit? 
Bereits die festgestellte hohe Fluktuation und Instabilität in Handel und Handwerk deuten dar- 
auf hin, daß die Organisierung dieser Klasse schwierig war, weil Seßhaftigkeit eine wichtige 
Voraussetzung für Widerstand und politischen Einfluß bildete. Nach Alain Corbin gehörten 
im Limousin Handwerker aufgrund ihrer langen Präsenz am Ort zu den politischen Meinungs- 
machern (Corbin, 1975, 301-307). Handwerker und Kleinhändler gehörten häufig zu den mo- 
bilen Teilen der Gesellschaft. In den von Kleinhändlern selbst genannten Zahlen jedoch nahm 
sich die Organisierung imposant aus: So gehörten in den 1880er Jahren etwa 10 % aller steuer- 
pflichtigen Kleinhändler der »Ligue syndicale« an, und im Jahre 1912 waren 28 802, d.h. etwa 
ein Zehntel aller Krämer in 96 »chambres syndicales« zusammengeschlossen. Diese Angaben 
sind eher als Ausdruck einer politischen Praxis zu verstehen, den Umfang der Mittelklassenbe- 
wegung aufzublähen, denn als realistische Schätzung. Denn nach diesen Zahlen würde der Or- 
ganisationsgrad im Kleinhandel über dem der Arbeiter in den Gewerkschaften liegen. Dies ist 
jedoch unwahrscheinlich (Nord, 1981, Annuaire des Syndicats professionnels, 1912). Mit dem 
Proletariat teilten die Kleinbürger jedoch die Kurzlebigkeit zahlreicher Verbände: 1912 waren 
von 96 Verbänden nur 27 älter als zehn Jahre. Im Unterschied zur Arbeiterklasse, in der die bei 
Streiks und Demonstrationen Mobilisierten zahlreicher waren als die Organisierten, ist bei den 
öffentlichen Aktionen abgeneigten Kleinbürgern anzunehmen, daß sie sich nicht außerhalb ih- 
rer Organisationen manifestierten. Auch deshalb können die Ziele der Kleinbürgerorganisatio- 
nen mit denen der Kleinbürger nicht gleichgesetzt werden. 

Zahlreiche zeitgenössische Stellungnahmen verbreiteten nicht nur Klagen über die Schwierig- 
keiten, Kleinhändler und Handwerker zu organisieren, sondern unterstrichen auch, daß sich 
vor allen die begüterten Teile am Verbandsleben beteiligten. Daß vor allem relativ gesicherte 
Kleinhändler sich organisierten, läßt sich aus folgender Funktion ihres Zusammenschlusses ab- 
lesen. Angesichts der wiederholt vorgebrachten Klagen über die fehlende Qualifikation der 
kleinen Kaufleute ist er auch als Versuch zu interpretieren, die Professionalisierung des Gewer- 
bes voranzutreiben und durch die Festlegung spezifischer Eignungsmerkmale die befähigten 
von den unbefähigten Kaufleuten zu trennen. An dieser Unterscheidung hatten vor allem die 
besser situierten Kaufleute Interesse (Gourden, 1983, 335-338). Auch bei den Stellungnahmen 
der Verbände standen die Interessen der Lohnarbeiter beschäftigten Kleinbürger eher im Vor- 
dergrund als die der Familienbetriebe. Versuchten sie auch durch allgemeine Parolen eine mög- 
lichst breite Interessenallianz zu erstellen, so optierten sie im Konfliktfall für die Ziele der besit- 
zenden Teile der Klasse. 

Weiterhin ist der Umfang der Wendung zum Konservatismus im Kleinhandel nicht zu über- 
schätzen. Nach den Hinweisen von Jeanne Gaillard lebte der kleinbürgerliche Republikanis- 
mus stärker in den Provinzen als in Paris fort. Auch vollzog sich zwischen Kleinbürgertum 
und Sozialismus kein radikaler Bruch nach 1900. Nicht nur bestanden bei Streiks Interessen- 
koalitionen zwischen sozialistischen Arbeitern, Kleinhändlern und Handwerkern fort (Per- 
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rot, 1974, 281 f., 488 f., 535 f.), sondern in der sozialistischen Partei arbeiteten weiterhin 
Kleinbürger mit. So gehörten ein Schneidermeister, ein Kleinindustrieller und ein Wein- 
händler zu den sozialistischen Führern im westfranzösischen Departement Isere. Aus der 
starken Vertretung von Handwerkern und Kleinhändlern und den Kadern der SFIO im 
Loir-et-Cher schlußfolgert G. Dupeux sogar: »Der Sozialismus wurde im Departement Loir- 
et-Cher vom Kleinbürgertum verankert.« (Dupeux, 1972, 608; Barral, 1962, 195) 
Schließlich bot die Rhetorik der Kleinhändlerorganisationen ebenso wie die der Sozialisten 
Anknüpfungspunkte für eine Zusammenarbeit. In den Chor der antisemitischen, nationali- 
stischen und korporativen Stimmen mischten sich 1913 auch jakobinische Klänge, die an das 
Engagement von Handwerkern und Kleinhändlern in den Revolutionen des 19. Jahrhun- 
derts erinnerten. Antiadelige, egalitäre und liberale Argumente gingen dabei eine Verbin- 
dung ein. Eine Organisation verband die Durchsetzung der Warenhäuser mit dem Sieg einer 
neuen Aristokratie: »Dort sah man eine neue und überaus mächtige *fistokratie in Frank- 
reich: die kapitalistische Aristokratie, die der ganzen Nation diente.« (AN C 7468, Federa- 
tion du commerce et de l’industrie de ’arrondissement de Castres, 1913). In einer Aufnahme 
der Begrifflichkeit der Sanskulotten wurden die großbetrieblichen Organisationen zu »Mo- 
nopolen« und »Wucherern«, die es zu bekämpfen gelte (AN C 7461 Chambre de Commerce 
de Bourges (Cher)). Ganz im Stil des Jahres 1793 schrieb das Syndicat des epiciers au detail aus 
Nancy die Verallgemeinerung des Kleinbürgertums auf ihre Fahnen: 

»Es ist, im Gegenteil, von allgemeinem Interesse, daß die Staatsmacht den Zugang zum Eigentum für die 
größtmögliche Anzahl von Eigentümern fördert. Das ist der Beweis des Fortschritts, der Zivilisation 
und der Freiheit. Die Revolution von 1789 wurde mit dem Ruf: »Es lebe die Freiheit« gemacht! Sollen 
wir nun schlapp und degeneriert werden und uns diese Freiheit rauben lassen?« (AN C 7465) 

Wenn die Sozialisten auch die These vom Niedergang desKleinbesitzes vertraten, eine Verall- 
gemeinerung des Eigentums ablehnten und für dessen Organisation in Genossenschaften 
warben, so konnten sie ihre Verherrlichung der französischen Revolution doch mit dem Ja- 
kobinismus einiger Kleinhändlerorganisationen in Einklang bringen (Reberioux, 1981, 57-70). 
Überdies bot ihnen die Interpretation der Lage der Kleinbürger, deren »so unsichere als auch 
miserable Lage« Jaures beklagte, die Möglichkeit, sie als Ausgebeutete gegen das Großkapital 
zu verteidigen (zit. in Gaumont, 1923, I, 285). In diesem Zusammenhang ist auch die Initiati- 
ve der sozialistischen Parlamentsfraktion für eine Enqu£te über den Kleinhandel in Frank- 
reich zu verstehen. Freilich stand der dogmatische Flügel der SFIO unter Jules Guesde einer 
Zusammenarbeit mit den Mittelklassen feindlich gegenüber, aber die Parteimitte bezog 
mehrfach vor 1914 die Zusammenarbeit mit der Partei der Kleinbürger, den Radikalsoziali- 
sten, in ihr politisches Kalkül ein. Obwohl Ende des 19. Jhds. die Konflikte zwischen Arbei- 
tern und Kleinkapitalisten an Schärfe gewannen, konnten die Kleinbürger, die keine famı- 
lienfremden Arbeitskräfte beschäftigten, sehr wohl mit der SFIO sympathisieren. 

Die lautstarke und erfolgreiche Agitation der Kleinbürgerorganisationen kann nicht verdek- 
ken, daß der wirtschaftlichen und sozialen Vielfalt der Klasse auch eine politische Buntschek- 
kigkeit entsprach. Ein generell geringer Organisations- und Mobilisierungsgrad bei relativ 
stärkeren Aktivitäten der besser situierten Handwerker und Kleinhändler, das Nebeneinan- 
der von ständisch reaktionärer, konservativer, republikanischer und gar sozialistischer Aus- 
richtung machten die Differenziertheit aus. Freilich ist damit die oft wiederholte Annahme 
nicht widerlegt, daß gerade, wenn sich die Lebensbedingungen von Klassen einander annä- 
herten, diese sich politisch oder ideologisch von einander distanzierten. Ob sich in Frank- 
reich etwa die Kleinbürger von den Arbeitern absetzten, denen sie oft sehr nahe standen, 
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kann nur eine Analyse der kulturellen Ausdrucksformen, der Lebensweise und des Ge 
schmacks klären, die Pierre Bourdieu für die Gegenwart vorgelegt hat, die aber für die Zeit 
vor 1914 noch fehlt (Bourdieu, 1979). 

Der Versuch, Lage und das Verhalten von Kleinhandel und Handwerk in Frankreich vor 
1914 mit dem Begriff »Mittelklassen« zu analysieren, hat den Vorteil, daß das Selbstverständ- 
nis der Handelnden einbezogen wird. Im Unterschied zu Ansätzen, die ein starres sozioöko- 
nomisches Gerüst als ausreichend ansehen, um Verhalten abzuleiten, können die Selbstaussa- 
gen von geschichtlichen Akteuren, kann die Ebene des Diskurses Widersprüchlichkeiten 
und Tendenzen auf ideologischer Ebene erfassen helfen. Allerdings gewinnnen diese Unter- 
suchungen zweifellos dadurch, wenn sie durch die Erkenntnisse der Klassenanalyse korri- 
giert werden. Diese ergeben, daß die Verlautbarungen der Mittelklassenorganisationen in 
Frankreich vor 1914 keineswegs als repräsentativ für die Gesamtheit der Kleinbürger gelten. 
Trotz dieses Vorteils besitzt der Begriff »Mittelklassen« eine geringe analytische Kraft. Allein 
von seinen ideologischen Konnationen her siedelt er Handwerk und Kleinhandel in der Mit- 
te der Gesellschaft, im »juste milieu« an, zu dessen Träger und Verteidiger sie werden. In ihn 
gehen deshalb ungebrochen und undiskutiert Vorstellungen von gesellschaftlicher Normalı- 
tätein. Generell betont er zu sehr politische und ideologische Zielsetzungen, um sich alstrag- 
fähiges Konzept für eine Untersuchung der Klassenlage und -beziehungen zu erweisen. Die 
Studien, die mit ihm operieren, setzen alle bezeichnenderweise auf den politischen Bereich 
und verabsolutieren damit einen Aspekt der Klassenwirklichkeit. 

Ein weiterer Mangel der Mittelklassenthese liegt darin, daß sie Handwerk und Kleinhandel 
durch zwei andere Klassen: die Arbeiterklasse und die Bourgeoisie begrenzt. Wie notwendig 
für die Untersuchung auch der Rekurs auf eine der beiden »Hauptklassen« ist, so muß doch 
bewußt sein, daß diese nach dem Prinzip konstruiert sind, die Realität dem Begriff unterzu- 
ordnen und nicht etwa die Realität auf den Begriff zu bringen. Analog zu den Differenzierun- 
gen im Kleinbürgertum wäre auch nach Verwerfungen in der Arbeiterklasse und im Bürger- 
tum zu fragen. Schon allein der Hinweis, daß sowohl von den Facharbeitern, aber auch von 
den subproletarischen Teilen und den im Stücklohn Beschäftigten, Übergangsmöglichkeiten 
zur Selbständigkeit bestanden, wirft ein Schlaglicht auf die Unterschiedlichkeit innerhalb des 
Proletariats. 

Im Gegensatz zu dieser Klassendefinition geht eine andere oft von einem feststehenden Klas- 
senbegriff aus, der in dem gemeinsamen Besitz der Produktionsmittel seine ökonomische Ba- 
sis und in dem sich aus diesem entwickelnden Klassenbewußtsein seine ideologische Fortset- 
zung hat. Wie verfeinert dieses Modell inzwischen auch ist, so bietet es zwar die Möglichkeit, 
den Abstand zwischen der historischen Realität »Kleinbürgertum« und dem Begriff »Klasse« 
zu ermitteln. Aber es unterstellt, als gäbe es eine allgemeine, jederzeit gültige Klassenbestim- 
mung, die unabhängig von Ort und Zeit in der Analyse historischer Strukturen und Prozesse 
»anzuwenden« sei. Gerade das Beispiel des Kleinbürgertums zeigt aber, wie notwendig es ist, 
keine allgemeine Klassentheorie der empirischen Untersuchung überzustülpen, sondern die- 
se jeweils neu zugewinnen. In diese muß eingebracht werden, daß die Bedeutung des Produk- 
tionsmittelbesitzes für die Klassenhaltung geringer war als die finanziellen Abhängigkeiten, 
daß die soziale Instabilität prägender als die Stellung in der Gesamtgesellschaft, die Gesellig- 
keiteinender war als formelle Organisationen und die lokale oft ebenso wichtig wie die natio- 
nale Erfahrung war. Durch eine derartige Vorgehensweise gewinnt nicht nur die Theoriebil- 
dung, sondern auch die Durchdringung der historischen Wirklichkeit. 
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